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Vorwort

,Effizient” Handeln heifit im 6konomischen Sinne, ein gegebenes Ziel mit dem gerings-
ten Aufwand oder — von der anderen Seite her betrachtet — mit verfiigbaren Ressourcen
den hochst moglichen Zielerfiillungsgrad zu erreichen. Effizienz ist ein Kernbegriff
okonomischen Denkens. Nach dem Thema , Anreiz” wurde deshalb der zweite Teil der
Workshopreihe , Naturschutz und Okonomie”, die in den Jahren 2005, 2006 und 2007 an
der Internationalen Naturschutzakademie Insel Vilm durchgefiihrt wurde, dem Thema
,Effizienz” gewidmet.

Jeder Naturschutzpraktiker versucht, fiir sich vor Ort effizient zu handeln, wenn es
darum geht, die knappen zur Verfiigung stehenden Mittel so einzusetzen, dass mit Blick
auf die gesetzten Naturschutzziele damit moglichst viel erreicht wird. Das Streben nach
Effizienz gehort so gesehen zum Alltagshandeln eines jeden Naturschiitzers. Schwierig
wird es allerdings, wenn kein ausreichendes Wissen iiber Kosten und Wirkungen unter-
schiedlicher Handlungsoptionen zur Verfiigung steht. Notwendige Wirkungsanalysen
sind aus Mangel an Geld recht selten, obwohl sie gerade bei 6kologischen Wechselbezie-
hungen, die langfristig wirken, besonders wichtig wéren. Noch rarer sind Kosten-
Wirksamkeitsanalysen, wie sie in diesem Tagungsband an verschiedenen Beispielen
dargestellt werden. Als Praktiker muss man sich deshalb heute hdufig auf die eigenen
begrenzten Erfahrungen verlassen.

Hinzu kommt beim Thema Effizienz, dass die Naturschutzverwaltung in einem
komplexen Geflecht von Regelwerken agiert. Effizienz bemisst sich dabei nicht nur an
den direkt anfallenden (Produktions-)kosten sondern auch an dem Aufwand, der fiir
Koordinations- und Abstimmungsprozesse getitigt werden muss. Werden eingespielte
Informations- und Koordinationsbeziehungen etwa durch rechtliche Neuregelung oder
Umorganisation der Verwaltung neu geordnet, bewirkt dies nicht unbedingt ein Weniger
an Aufwand. In diesem Sinne sind organisatorische Deregulierungsanstrengungen nicht
immer notwendig auch mit mehr Effizienz verbunden. Dass es hingegen mit intelligen-
ten Arrangements vor Ort moglich ist, den Aufwand fiir Aushandlungsprozesse zu
senken, lassen etwa die in diesem Band dargestellten Beispiele der Anwendung der
Eingriffsregelung deutlich werden. Vor diesem Hintergrund ist der Warnung, Effizienz-
verbesserung auf simpler Basis lediglich mit Kostensenkung gleichzusetzen, die Frank
Witzold in seiner Einleitung zum vorliegenden Band ausspricht, uneingeschrankt

zuzustimmen.



Der vorliegende Tagungsband soll als Initial verstanden werden, sich mit dem The-
ma , Effizienz” im Naturschutz intensiver und offensiv zu beschiftigen. Ein auf blofSer
Ausgabenbasis verstandenes ,geiz ist geil” kann im Naturschutz kein Erfolgsmodell
sein. Es gilt, neben den anfallenden Opportunitatskosten den Blick auch auf die anfallen-
den Transaktionskosten zu lenken. Systematische Kosten-Wirksamkeitsanalysen sind
nicht billig; aber sie sind Investitionen, die sich lohnen, fiir einen Naturschutz der kos-
tenbewusst und vor allem wirksam ist.

Bonn, im Februar 2008

Prof. Dr. Beate Jessel
Prasidentin des Bundesamtes fiir Naturschutz
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Der Effizienzgedanke im Naturschutz

Grundlegende Uberlegungen
und Uberblick {iber das Skript

Frank Watzold

1 Einfithrung

Unter 6konomischer Effizienz versteht man im Bereich des Naturschutzes in Abhéangig-
keit von der politischen Fragestellung entweder, dass fiir gegebene finanzielle Mittel ein
Hochstmafi an Naturschutz erzielt wird, oder dass ein bestimmtes Naturschutzziel mit
moglichst geringem finanziellen Aufwand erreicht wird. Die Anwendung der ersten
Definition ist dann sinnvoll, wenn ein gegebenes finanzielles Budget fiir den Naturschutz
vorhanden ist wie beispielsweise Gelder fiir Vertragsnaturschutzprogramme oder Stif-
tungsmittel, die fiir Naturschutzzwecke eingesetzt werden sollen. Die Anwendung der
zweiten Definition ist dann addquat, wenn ein bestimmtes Naturschutzziel wie bei-
spielsweise der Erhalt einer durch die FFH-Richtlinie geschiitzten Art erreicht werden
soll (vgl. Watzold & Schwerdtner 2005).

Der Effizienzgedanke hat bisher sowohl in der naturschutzpolitischen Diskussion als
auch in der Naturschutzforschung ein eher stiefmditterliches Dasein gefiihrt. Dies ist ein
Problem, da bei Nichtbeachtung 6konomischer Effizienziiberlegungen knappe finanzielle
Mittel verschwendet werden, die dann entweder dem Naturschutz oder fiir die Durch-
fiihrung anderer staatlicher Aufgaben fehlen. Die Durchfithrung nicht effizienter Natur-
schutzpolitik beinhaltet auch die Gefahr, dass langfristig die Akzeptanz fiir Natur-
schutzmafinahmen zuriickgeht (Wéatzold & Schwerdtner 2005, Watzold et al. 2007).

Zwei Beobachtungen legen nahe, dass ein durchaus beachtliches Potential in der Na-
turschutzpolitik fiir Effizienzverbesserungen vorhanden sein konnte. Erstens entstehen
durch Naturschutzmafinahmen inzwischen erhebliche volkswirtschaftliche Kosten bzw.
es stehen erhebliche Mittel fiir Naturschutzmafinahmen zur Verfiigung. So geben allein
die deutschen Bundesldnder jahrlich einen dreistelligen Millionenbetrag in Form von
Kompensationszahlungen fiir Mafinahmen von Landnutzern zum Schutz gefdhrdeter
Arten und Habitate aus (Stratmann & Osterburg 2002). Zweitens legen volkswirtschaftli-
che Untersuchungen im Bereich des Umweltschutzes nahe, dass die Beriicksichtigung
von Effizienzgesichtspunkten bei der Ausgestaltung umweltpolitischer Instrumente zu
erheblichen Effizienzgewinnen fithren kann. Beispielsweise haben Gusbin et al. (1999)
geschatzt, dass durch den Finsatz von handelbaren Zertifikaten in der EU die Ziele des
Kyoto-Protokolls um 56 % giinstiger erzielt werden konnen als durch eine Auflagenlo-

sung.

BfN-Skripten Nr. 219, S. 9-18
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Vor diesem Hintergrund soll das vorliegende BfN-Skript einen Beitrag dazu leisten,
die Effizienzdiskussion aus dem Schattendasein im Bereich des Naturschutzes herauszu-
fithren, weiterzuentwickeln und fiir die Naturschutzpolitik nutzbar zu machen. Im Fol-
genden werden in Anlehnung an Birner & Wittmer (2004) und Watzold & Drechsler
(2005) unterschiedliche Aspekte des Effizienzbegriffs erldutert und die daran ankniipfen-
den Beitrdge im Skript vorgestellt. Abschlieflend wird kurz auf zwei politische Aspekte

der Effizienzdiskussion hingewiesen.

2 Traditionelle Effizienzanalyse: Produktionskosten

Die traditionelle Effizienzanalyse beschaftigt sich mit den ,Produktionskosten” des Na-
turschutzes. Unter Produktionskosten werden die Kosten verstanden, die durch die
Durchfiihrung der Naturschutzmafinahmen selbst anfallen. Diese Kosten kénnen durch
mit Naturschutzmafinahmen verbundenen Nutzungsrestriktionen entstehen, zum Bei-
spiel durch Schutzgebietsausweisungen oder Bewirtschaftungsauflagen in der Land-
wirtschaft (vgl. etwa Hampicke & Roth 2000, Strijker et al. 2000). Produktionskosten kon-
nen aber auch durch aktive Schutzmafinahmen wie z. B. Pflegemafinahmen oder den Bau
von Krétentunnel entstehen. Ein wichtiger Aspekt im Hinblick auf die Analyse von Pro-
duktionskosteneffizienz besteht darin, dass ein gegebenes Budget fiir Naturschutz-
zwecke fiir ganz unterschiedliche Mafinahmen eingesetzt werden kann. Diesen Aspekt
aufgreifend beschiftigen sich die ersten beiden Beitrdge des Skripts mit der Frage, wie
Ausgleichszahlungen aus der Eingriffsregelung effizient genutzt werden konnen.

Birgit Litterski, Ulrich Hampicke und Detlef Czybulka kritisieren, dass die Mittel aus der
Eingriffsregelung oft fiir die Anlage von Waldstiicken verwandt werden, deren natur-
schutzfachlicher Wert zweifelhaft ist und die dariiber hinaus zum Flachenverbrauch in
Ballungsgebieten beitragen. Als Alternative sehen sie den Einsatz der Mittel in der
Landwirtschaft, da hier oft mit geringem Mitteleinsatz wichtige Naturschutzziele erreicht
werden konnen. Als Beispiel stellen sie mit Ausgleichszahlungen finanzierte Natur-
schutzmafinahmen im Landkreis Ostvorpommern vor, bei denen ca. 70ha land-
wirtschaftliche Flidche fiir Kompensationsmafinahmen in Form von extensiver Bewirt-
schaftung ackerbaulich genutzter Flachen und extensiver Griinlandwirtschaft fiir die
ndchsten zwanzig Jahre zur Verfiigung gestellt werden. Durch die Mafinahmen soll ins-
besondere eine in Deutschland stark gefiahrdete Segetalgesellschaft geschiitzt werden.

Im zweiten Beitrag stellen Thomas Muchow und Alexander Becker ein von der Deut-
schen Bundesstiftung Umwelt geférdertes und inzwischen abgeschlossenes Projekt vor.
Im Rahmen des Projektes wurde eine Stiftung, die Stiftung Rheinische Kulturlandschaft,
gegriindet, deren Ziel es ist mit Geldern aus der Eingriffsregelung naturschutzfachlich
hochwertige, landwirtschaftliche Bewirtschaftungsweisen (im Projektkontext die Anlage
von Bliihstreifen) zu finanzieren. Muchow und Becker vergleichen die Kosten der Anlage
von Bliihstreifen mit den Kosten einer hdufig angewandten alternativen Ausgleichsmaf3-
nahme, der Anlage von Wald. Bei dem Kostenvergleich werden die Grunderwerbskos-
ten, die Herstellkosten sowie die langfristigen Unterhaltungskosten fiir Wald den Kosten
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fiir Blithstreifen (Herstellung, Unterhaltung und Grundstiicksbereitstellung in Hohe des
jahrlichen Ertragsausfalls) gegeniibergestellt. Hierbei werden unterschiedliche Zeitraume
(zwischen 30 und 500 Jahre) beriicksichtigt. Die Herstellkosten sind fiir Bliihstreifen deut-
lich geringer als fiir Wald, wahrend die Unterhaltungskosten von Wald geringer sind als
bei Bliihstreifen. Die Grundstiicksbereitstellungskosten sind anfanglich bei der Anlage
von Wald, bei langfristiger Betrachtung jedoch bei der Anlage von Bliihstreifen hoher. In
allen betrachteten Zeitraumen ergeben sich fiir Bliihstreifen geringere Gesamtkosten als
fiir Wald.

Ein weiterer wichtiger Aspekt der Effizienzanalyse im Hinblick auf Produktions-
kosten besteht darin, dass sich sowohl der 6kologische Nutzen als auch die Kosten einer
ganz bestimmten Mafinahme unterscheiden kdnnen, und zwar in Abhéngigkeit davon,
wo und wann sie durchgefiihrt wird. Um zu verstehen, warum mdgliche Unterschiede
im Raum und in der Zeit bei der Effizienzanalyse von Produktionskosten eine Rolle spie-
len, soll das folgende einfache hypothetische Beispiel betrachtet werden. Das Beispiel
zeigt auch, dass fiir die Effizienzanalyse sowohl 6konomisches wie auch 6kologisches
Wissen benétigt wird. Der Einfachheit halber wird unterstellt, dass Kosten und Nutzen
sich nur im Raum unterscheiden.!

Das hypothetische Beispiel (Abb. 1a-c) enthélt 6 verschiedene Flachen, die sich im
Hinblick auf den dkologischen Nutzen (gemessen in 6kologischen Einheiten/ Ecological
Units, EU) und die Kosten fiir Naturschutzmafinahmen (gemessen in €) unterscheiden.

‘\)‘ ‘(b) I

Abbildungen 1a-¢ Raumliche Allokation von Schutzmafinahmen bei heteroge-
nen Nutzen und Kosten, Abb. 1a (linkes Bild) nur Angabe der Nutzen, Abb. 1b
(mittleres Bild) nur Angabe der Kosten und Abb. 1c (rechtes Bild) Angabe von
Nutzen und Kosten.

(0

1 Uberlegungen zu effizienten Schutzmainahmen {iber die Zeit kénnen vom Prinzip her in dhnli-
cher Form erfolgen (vgl. zur effizienten Allokation von Schutzmafinahmen im Raum z. B. Babcock
et al. 1997 sowie Witzold & Drechsler 2005 und in der Zeit z. B. Costello & Polasky 2004 sowie
Drechsler & Wétzold 2007).

11
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In Abb. 1a ist ausschliefllich der 6kologische Nutzen der Flachen dargestellt. Sollen
nun unter den vorhandenen Flachen einige fiir Naturschutzzwecke ausgewahlt werden,
so wiirde man unter der Beriicksichtigung der in Abb. 1a vorhandenen Informationen
zuerst die Flache auswahlen, die den hochsten 6kologischen Nutzen verspricht (die Fla-
che links oben), dann die Flache mit dem zweithdchsten Nutzen (die Flache rechts oben),
dann die Flache mit dem dritthdchsten Nutzen (die Flache links Mitte), usw.. In Abb. 1b
sind hingegen nur die Informationen {iber die Kosten der Naturschutzmafinahmen auf
den verschiedenen Flachen enthalten. Hiatte man nur diese Information, so wiirde man
zuerst die Fldche fiir Naturschutzzwecke nutzen, bei der das am giinstigsten méoglich ist
(eine der drei Flachen unten rechts), dann die zweitgiinstigste Flache (eine andere der
drei Flachen unten rechts), dann die drittgiinstigste Flache (die noch verbleibende Flache
unten rechts) usw..

Wie ein Blick auf Abb. 1c zeigt, ist jedoch sowohl ein Auswahlverfahren, das nur die
Kosten beriicksichtigt, als auch ein Auswahlverfahren, das nur den Nutzen beriick-
sichtigt, nicht in der Lage, die effiziente Losung zu bestimmen. Dies ist nur moglich,
wenn sowohl die Kosten als auch der ¢kologische Nutzen der Flachen berticksichtigt
werden. Unterstellt man beispielsweise, dass finanzielle Mittel in Hohe von 3.000 € fiir
den Naturschutz zur Verfiigung stehen, so enthilt die effiziente Flachenauswahl die Fla-
che rechts oben und die Flache links Mitte, die insgesamt zu einem 6kologischen Nutzen
von 9 EU fiihren. Sowohl das Verfahren, welches nur den 6kologischen Nutzen bertick-
sichtigt, als auch das Verfahren, welches nur die Kosten beriicksichtigt, fithren zu einem
suboptimalen Ergebnis (6kol. Verfahren: Auswahl der Flache links oben fiihrt zu 6 EU;
O0konom. Verfahren: Auswahl der drei Flachen unten rechts fithrt ebenfalls zu 6 EU). Wie
kann nun das an dem hypothetischen Beispiel illustrierte Prinzip der Beriicksichtigung
von rdumlichen (und zeitlichen) Heterogenitédten bei Kosten und Nutzen fiir die konkrete
Ausgestaltung von Naturschutzprogrammen fruchtbar gemacht werden?

An diese Frage kniipft der Beitrag von Karin Johst, Martin Drechsler, Frank Wiitzold, Ka-
rin Ulbrich, Cornelia Ohl und Josef Settele an. Die Autoren stellen ein modellbasiertes 6ko-
logisch-6konomisches Verfahren vor, mit dessen Hilfe die effiziente Ausgestaltung von
Kompensationszahlungen fiir Artenschutzmafinahmen — wie es sie beispielsweise im
Vertragsnaturschutz gibt — bestimmt werden kann, wenn Kosten und dkologischer Nut-
zen der Mafinahmen im Raum und in der Zeit unterschiedlich sind. Das Verfahren wird
am Bespiel eines Schutzkonzeptes fiir zwei durch die FFH-Richtlinie geschiitzte Amei-
senbldulinge (Maculinea nausithous und M. teleius) erlautert, es ist aber im Prinzip auch
auf andere Arten anwendbar. Das Verfahren bildet die Grundlage fiir eine software-
basierte Entscheidungshilfe fiir Naturschutzmanager, die von den Autoren vorgestellt
wird. Abschliefend wird diskutiert, welche Herausforderungen auftreten, wenn das
Modellierverfahren auf mehrere Arten mit sich zum Teil widersprechenden Habitat-
anforderungen angewandt werden soll.

Eine besondere Problematik, die aus rdumlichen Heterogenitdten entstehen kann,
wird in dem Beitrag von Martin Drechsler, Karin Johst und Frank Wiitzold aufgegriffen.
Ausgangspunkt des Beitrags ist die Uberlegung, dass es aus 6kologischen Griinden sinn-
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voll sein kann, Artenschutzmafsnahmen in einer bestimmten rdumlichen Konfiguration
(etwa so, dass Individuen einer Art von einer Flache zur anderen dispergieren konnen)
durchzufiihren. Vor dem Hintergrund des haufig eingesetzten Instruments von Kompen-
sationszahlungen fiir Artenschutzmafinahmen auf freiwilliger Basis untersuchen die
Autoren, ob Effizienzgewinne durch den Einsatz eines so genannten Agglomerations-
bonus entstehen. Ein solcher Bonus wiirde den Landnutzern nur dann gezahlt, wenn
Flachen, die fiir Artenschutzmafinahmen zur Verfiigung gestellt werden, eine bestimmte
raumliche Konfiguration aufweisen. Die Analyse wird in einem ersten Schritt auf einer
allgemeinen Ebene in einer Modelllandschaft durchgefiihrt. Danach wird in einer Fall-
studie (Schutz des gefahrdeten Hellen Wiesenknopf-Ameisenbldulings, Maculinea teleius)
gezeigt, dass durch einen Agglomerationsbonus unter bestimmten Bedingungen ein bes-

serer Schutz zu erzielen ist als durch raumunabhéngige Kompensationszahlungen.

3 Erweiterung des Kostenbegriffs um Transaktionskosten

Bei der Durchfithrung einer naturschutzpolitischen Mafinahme entstehen neben den
Produktionskosten auch Transaktionskosten. Unter Transaktionskosten lassen sich alle
Kosten zusammenfassen, die notwendig sind, um ein wirtschaftliches oder politisches
System betreiben zu konnen. Hierzu gehoren Informations-, Verhandlungs- und Koordi-
nationskosten sowie Kosten der Kontrolle, ob die naturschutzpolitische Mafinahme auch
durchgefiihrt wurde, und gegebenenfalls Kosten von Sanktionsmafinahmen. Soll eine
umfassende Effizienzanalyse einer naturschutzpolitischen Mafinahme durchgefiihrt
werden, ist es notwendig, alle Kosten einschliefilich der Transaktionskosten zu bertick-
sichtigen.

Eine solche umfassende Kostenberticksichtigung wird von Christian Schleyer in einer
Untersuchung der Effizienz regional angepasster Agrarumweltprogramme vorgenom-
men. Die Untersuchung erfolgt am Beispiel eines im Rahmen eines Forschungsprojektes
von regionalen Akteuren entwickelten Agrarumweltprogramms fiir die Region Prenzlau-
West. Gegeniiber dem bestehenden Agrarumweltprogramm des Landes Brandenburg
lassen sich Vorteile im Hinblick auf die Produktionskosten erwarten, da das Programm
zielgerichteter im Hinblick auf die regionalen Erfordernisse formuliert ist. Auch im Hin-
blick auf die Effizienz von Erfolgskontrolle und Sanktionierung erscheint das regionale
Programm von Vorteil, wahrend hohere Informations-, Verhandlungs- und Koordinati-
onskosten zu erwarten sind. Insgesamt ergibt sich also ein heterogenes Bild beziiglich der
unterschiedlichen Kostenkategorien, das allgemeine Aussagen tiiber die Effizienzverbes-
serungspotentiale von regional angepassten Umweltprogrammen nur schwer zulasst.

Waihrend sich die Arbeiten von Muchow und Becker sowie Litterski und Hampicke
mit der Frage von Effizienzverbesserungen bei den Produktionskosten im Zusammen-
hang mit der Eingriffsregelung beschéftigen, untersucht Sonja Macke Potentiale zur Effi-
zienzverbesserung in der Eingriffsregelung insbesondere unter transaktionskosten-
okonomischen Gesichtspunkten. Sie vergleicht hierbei den klassischen Ausgleich mit

Flachen- und Mafinahmenpools. Macke sieht deutliche Effizienzvorteile bei den Pool-

13
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losungen, u. a. durch Entwicklungen hin zu marktorientierten Transaktionen. Hierbei
sollten nicht nur Amter als Anbieter von Ausgleichsmafinahmen auftreten, sondern auch
Private und Stiftungen, da bei 6ffentlichen Tragern auf Grund von mangelnder Flexibili-
tdt ineffizientes Verhalten zu erwarten ist und die knappe finanzielle Ausstattung vieler
Gemeinden zu einem unzureichendem Angebot an Fldchen fithren kann. Abschlieffend
leitet Macke auf Basis transaktionskostendkonomischer Uberlegungen Mafinahmen zur
Verbesserung der Effizienz der Eingriffsregel ab.

In dem Aufsatz von Malte Kersten wird das Projekt ,,Weidelandschaft Eidertal” einer
Transaktionskostenanalyse unterzogen. In dem ca. 400 ha umfassenden Projektraum
sollen die Stoffeintrage in die Fliefigewasser reduziert werden und es soll die Verbes-
serung potenziell wertvoller Biotope und ihre Vernetzung in Form von Biotopverbund-
systemen gefordert werden. Um die Akzeptanz der Landwirte fiir die freiwillige Ein-
bringung ihrer Flachen in das Projekt zu schaffen, wurden ihnen unterschiedliche Alter-
nativen angeboten (Extensivierungsvertrag, Nutzungsaufgabevertrag oder Flachen-
verkauf). Kersten schéitzt, dass im Verhéltnis zu den Gesamtkosten (Transaktionskosten
und Flachenkosten) die Transaktionskosten in Abhéangigkeit von der gewéhlten Variante
etwa 14 — 18 % ausmachen. Die insgesamt kostengiinstigste Vertragsvariante ist der Ex-
tensivierungsvertrag. Ein ausschliefilliches Angebot des Extensivierungsvertrages wére
jedoch nachteilig gewesen, da die Akzeptanz der Flacheneigentiimer durch das Angebot
weiterer Vertragsvarianten erhoht und damit eine Umsetzung {iberhaupt erst moglich
wurde.

Den Besonderheiten der Effizienzanalyse von Uberwachungs- und Sanktions-
mafinahmen widmet sich der Beitrag von Bernhard Osterburg. Hierbei greift Osterburg auf
zwei Grundkonzepte aus der Okonomie zuriick: (1) dem Ansatz von Gary S. Becker bei
dem unterstellt wird, dass Individuen bei Gesetzesbefolgung oder -verletzung einem
,rationalen” Kosten-Nutzen-Kalkiil folgen und (2) einem alternativen Ansatz, der die
Bedeutung des Vertrauens der Biirger in , gerechte Arrangements” betont. Diese Ansitze
wendet er auf die Analyse ausgewahlter Agrarumweltpolitikinstrumente (Ordnungs-
recht, Cross Compliance, freiwillige handlungsorientierte Agrarumweltmafinahmen) an
und entwickelt Empfehlungen zur verbesserten Ausgestaltung dieser Instrumente. Zum
Beispiel fordert Osterburg bei freiwilligen Agrarumweltmafsnahmen eine kooperative,
partnerschaftliche Vorgehensweise, die sich durch klare und transparente Anforderun-
gen sowie die Starkung des Bewusstseins fiir die Relevanz der den Mafinahmen zugrun-
de liegenden Ziele auszeichnet und weniger durch harte Sanktionen.

4 Weiterfiihrende Uberlegungen zur Effizienz

Die bisherigen Uberlegungen zur Effizienz sind in Anlehnung an die gingige Analyse
naturschutzpolitischer Instrumente erfolgt. Sie sollen im Folgenden durch ausgewahlte
Aspekte erweitert werden.

Die besten Konzepte zur Effizienzverbesserung niitzen nichts, wenn Sie nicht umge-

setzt werden. Ankniipfend an diese Uberlegung untersucht der Beitrag von Marianne
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Penker, wie Effizienzkonzepte erfolgreich in der Verwaltung umgesetzt werden konnen.
Penker schldgt den Einsatz von Instrumenten und Verfahren des Controllings in Natur-
schutzbehorden vor und untersucht am Beispiel des offentlichen Vertragsnaturschutzes
in Osterreich, wie Controlling konkret einer Skonomisch effizienten und kologisch ef-
fektiven Naturschutzarbeit dienen kann. Dabei sieht sie durch den Einsatz von Control-
ling nicht nur die Moglichkeit der Identifizierung, wie knappe Ressourcen fiir den Natur-
schutz bestmdglich genutzt werden konnen, sondern auch, dass limitierende Faktoren
fiir die erfolgreiche Leistungserbringung innerhalb von Verwaltungen und nach aufien
nachvollziehbar kommuniziert werden konnen.

Die bisher vorgestellten Beitrdge analysieren alle, wie staatliche Eingriffe effizient
auszugestalten sind. Welche Rolle der Markt bei der Bereitstellung von Naturschutz spie-
len kann, wird dabei nicht berticksichtigt. Vergegenwartigt man sich jedoch, dass Natur-
schutz eng mit der Produktion in der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft verbunden ist
und dass (zumindest einige) Kaufer der Produkte aus diesen Wirtschaftszweigen eine
Zahlungsbereitschaft fiir Naturschutz haben, so stellt sich die Frage, wie diese Zahlungs-
bereitschaft aktiviert werden kann. Ein wichtiges Element hierbei ist, dass die Konsumen-
ten in der Lage sind, den Beitrag Ihrer Konsumentscheidung auf den Naturschutz abzu-
schatzen, was jedoch oft auf Grund hoher Informationskosten nicht moglich ist.

Aufbauend auf dieser Uberlegung beschiftigt sich der Beitrag von Ralf Déring mit
Eco-Labelling als Instrument zur Senkung von Informationskosten. Nach einigen grund-
legenden Uberlegungen, die sich mit Informationsasymmetrien zwischen Markt-
teilnehmern, ihren jeweiligen Anreizstrukturen und der Frage, ob Eco-Labelling eher
staatlich oder privat organisiert werden soll, beschiftigen, widmet sich der Beitrag der
Analyse zweier naturschutzrelevanter Zertifizierungssysteme. Der Marine Stewardship
Council dient der Zertifizierung von Wildfischereien. Trotz einiger Kritik, dass die Zerti-
fizierungsanforderungen aus 6kologischer Sicht nicht hoch genug sind, zeigen empiri-
sche Untersuchungen, dass fiir einige Fischbestdnde ein positiver 6kologischer Effekt
durch Zertifizierung zu beobachten ist. Dieser konnte jedoch in anderen Fillen nicht
nachgewiesen werden. Ein positives Urteil wird im Hinblick auf die Zertifizierung im
Okolandbau gefallt. Hier sind nicht nur positive Effekte fiir den Naturschutz zu beobach-
ten sondern auch eine hohe Akzeptanz des Labels bei den Konsumenten.

Konzepte zur Verbesserung der Effizienz im Naturschutz kénnen nur dann umgesetzt
werden, wenn der rechtliche Rahmen dies gestattet. Vor diesem Hintergrund unter-
suchen Wolfgang Kiock und Stefan Mdckel inwieweit die europaische FFH-Richtlinie und
die deutsche Gesetzgebung zur Ausweisung von Schutzgebieten und zum Artenschutz
Spielraume zur effizienten Politikausgestaltung lassen. Beziiglich der Schutzgebiets-
ausweisungen und des Artenschutzes nach der FFH-Richtlinie ist aus Sicht der Autoren
die Entscheidung, Kostengesichtspunkte fiir die Auswahl der Schutzgebiete nicht heran-
zuziehen, vor dem Hintergrund der Gefahrdungssituation der Biodiversitdt in Europa
gerechtfertigt. Sie sehen jedoch im Einzelnen durchaus Verbesserungsmoglichkeiten im
Hinblick auf Effizienz, so erscheinen einige strenge Regeln beim Vogelschutz, die etwa
auch einen gewissen Schutzstatus fiir nicht gefahrdete Vogel beinhalten, nicht angemes-
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sen. Das tradierte nationale Recht wird im Gegensatz zum EU-Recht als nicht geeignet
eingeschidtzt, um den Erhalt der Biodiversitat sicherzustellen. Erst die Vorschriften des
europaischen Rechts verschaffen dem nationalen Gebiets- und Artenschutz, nach Auffas-

sung der Autoren, die nétige Durchsetzungskraft.

5 Politische Aspekte der Effizienzdiskussion

Wie eingangs festgestellt, werden Effizienziiberlegungen in der Naturschutzdiskussion
bisher eher wenig beriicksichtigt, eine Aufwertung solcher Uberlegungen wire deshalb
zu begriilen. Trotzdem sollte hervorgehoben werden, dass Effizienzgesichtspunkte nur
ein Kriterium sind, das die Ausgestaltung von naturschutzpolitischen Instrumenten
bestimmen sollte. Andere relevante Kriterien sind zum Beispiel Zielerreichung, Vertei-
lungswirkungen und Partizipationsmoglichkeiten von Stakeholdern.

Unter Zielerreichung ist zu verstehen, dass eine Mafsnahme das gewiinschte Natur-
schutzziel auch erreicht. Die Bedeutung dieses Kriteriums fiir die Naturschutzpolitik ist
offensichtlich, ohne seine Erfiillung ist der Naturschutz nicht erfolgreich. Die Kriterien
der Effizienz und der Zielerreichung stehen nicht im Widerspruch zueinander, sondern
konnen als sich ergdnzend betrachtet werden. Werden die vorhandenen Gelder fiir den
Naturschutz effizient ausgegeben, d.h. so, dass ein mdglichst hohes Naturschutzniveau
erreicht wird, bedeutet dies zwar noch nicht, dass Naturschutzziele auch zu 100 % er-
reicht werden. Im Vergleich zu einer ineffizienten Situation wird jedoch mit den vorhan-
denen Mitteln ein hoheres Naturschutzniveau erreicht.

Das Kriterium der Verteilungswirkung beriicksichtigt die Verteilung der mit einer
Naturschutzmafinahme einhergehenden Kosten und des mit der Mafinahme ver-
bundenen Nutzen innerhalb der Bevolkerung und das Kriterium der Partizipations-
moglichkeit, inwieweit alle von einer Naturschutzmafinahme betroffenen Stakeholder bei
der Ausgestaltung der Mafsnahme beteiligt sind. Beide Kriterien miissen zwar nicht zum
Effizienzkriterium im Widerspruch stehen, sie kdnnen es aber. So ist es denkbar, dass
eine naturschutzpolitische Mafinahme zwar effizient ist, die mit ihr verbundenen Kosten
werden jedoch insbesondere von drmeren Teilen der Bevilkerung getragen. Hingegen ist
eventuell eine andere — weniger effiziente — Mafinahme unter Verteilungsaspekten giins-
tiger zu bewerten. Hier ist dann in einer politischen Entscheidung zwischen den beiden
Kriterien Effizienz und Verteilungswirkung abzuwigen.? Ahnliches gilt fiir das Kriteri-
um der Partizipation. Ein hohes Maf§ an Partizipation kann ineffizient sein und es muss
dann zwischen den Kriterien abgewogen werden.

Abschliefsend soll vor moglichen beabsichtigten oder unbeabsichtigten Miss-
verstandnissen im Hinblick auf Effizienziiberlegungen gewarnt werden. Umgangs-

sprachlich wird oft auch von Effizienzverbesserungen gesprochen, wenn lediglich von

2 Hierbei ist jedoch sicher zu stellen, dass alle beteiligten Interessen adaquat reprasentiert sind. So
kritisieren z.B. Ahrens et al. (2000), dass bei der Ausgestaltung von Agrarumweltprogrammen die
Einkommensinteressen der Landwirte gegeniiber den Umweltinteressen dominieren.
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Kostensenkungen oder geringeren finanziellen Mitteln fiir den Naturschutz die Rede ist.
Eine Gleichsetzung der Bedeutung von Effizienzverbesserungen und Mittelkiirzungen
im Naturschutz ist jedoch schlichtweg falsch. Damit der Effizienzgedanke im Natur-
schutz nicht missbraucht wird, ist es umso wichtiger, dass er in der Naturschutz-
diskussion aufgegriffen und das Effizienzkonzept im Sinne des Naturschutzes genutzt

wird.
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Produktionsintegrierte
Kompensationsmafinahmen

Rechtliche Moglichkeiten, Akzeptanz,
Effizienz und naturschutzgerechte Nutzung

Birgit Litterski, Ulrich Hampicke & Detlef Czybulka

1 Einleitung

Produktionsintegrierte Kompensationsmafinahmen konnen unserer Ansicht nach sehr
effiziente Maffnahmen im Naturschutz darstellen. Im vorliegenden Beitrag wird zunéchst
ein kurzer Uberblick iiber das Kompensationswesen im deutschen Recht gegeben
(Kapitel 2). Anschlieffend werden die Griinde diskutiert, die dafiir sprechen, Kompensa-
tionen in starkerem Mafe in die landwirtschaftliche Produktion zu integrieren (Kapitel
3). Im Kapitel 4 wird ausfiihrlich auf eines der wenigen Praxisbeispiele eingegangen,
die bereits in die Tat umgesetzt werden. Der Ausblick (Kapitel 5) enthélt eine Vorschau
auf ein Forschungsprojekt, in welchem in den kommenden Jahren die naturschutz-
fachlichen, rechtlichen und 6konomischen Aspekte produktionsintegrierter Kompensa-

tionsmafinahmen analysiert werden.

2 Das Kompensationswesen im deutschen Recht

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) verlangt in den § 18 ff., dass unvermeidbare
Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft durch Mafinahmen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmafinahmen) oder in
sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatzmafsnahmen) sind (vgl. Czybulka 2002, Czybul-
ka & Rodi 1996). Die Lander kénnen hierzu weitergehende Regelungen erlassen. Die
Eingriffsregelung des BNatSchG ist also bislang als Rahmenvorschrift fiir die Landes-
gesetzgebung ausgestaltet. Kiinftig wird es darauf ankommen, inwieweit die Eingriffs- und
Ausgleichsregelung zu den abweichungsfesten Grundsétzen des Naturschutzes und damit
zum Kernbestand der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes zahlt. Nach § 19 Abs. 2
und 4 BNatSchG gilt:

— Unvermeidbare Folgen von Eingriffen sind so auszugleichen, dass die beeintrachtigten
Funktionen des Naturhaushalts wieder hergestellt werden und das Landschaftsbild
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet wird (Ausgleichsmaf-

nahmen).

BfN-Skripten Nr. 219, S. 19-32
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— Ist der Eingriff nicht in dem erforderlichen Mafe ausgleichbar, so hat der Verursacher
die beeintrachtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichwertiger Weise zu
ersetzen oder das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu zu gestalten (Ersatz-
mafSnahmen).

— Zum Ausgleich oder Ersatz gehort auch die Pflege und Uberwachung von Biotopen,
u. U. auch langfristig. Hier stellt sich die Frage einer Kapitalisierung dieser Mafs-
nahmen, die wiederum als Einmalzahlung oder in Annuitéten erfolgen kann.

— Bei zuzulassenden Eingriffen kénnen die Naturschutzgesetze der Lander fiir nicht
ausgleichbare oder nicht in sonstiger Weise kompensierbare Beeintrachtigungen Er-
satzzahlungen vorsehen. Im Falle einer Beschddigung des Netzes Natura 2000 ist dies
nicht zuldssig (vgl. Art. 6 Abs. 4 FFH-RL, § 34 Abs. 5 BNatSchG).

Einzelne Naturschutzgesetze der Ladnder ermoglichen bereits heute eine verstiarkte Be-
riicksichtigung produktionsintegrierter Mafinahmen. So eroffnet das Landschaftsgesetz
Nordrhein-Westfalen (LG NW) in § 4 Abs. 4 Satz 3 die Einbeziehung naturschutz-
orientierter Leistungen der Landwirtschaft: ,Zum Ausgleich der Beeintrachtigungen des
Naturhaushalts kommen auch Mafsnahmen einer naturvertraglichen Bodennutzung in
Betracht, die der dauerhaften Verbesserung des Biotop- und Artenschutzes dienen” (§ 4
Abs. 4 LG NW).

Nach § 14 Abs. 4 Satz 3 des Hessischen Naturschutzgesetzes (HNatG) soll Kompensa-
tionsmafinahmen, die keine zusétzliche Flacheninanspruchnahme bewirken, der Vorrang
gegeben werden. Vielfach werden gegenwirtig Okokonten, Okoflachenkataster sowie
MafSnahmen- und Flachenpools als neuartige Werkzeuge der Eingriffsregelung vorge-
sehen.

Die Autoren bzw. Herausgeber der Hinweise zur Eingriffsregelung in Mecklenburg-
Vorpommern sprechen sich explizit fiir einen funktionsbezogenen Ausgleich bei ,Ziel-
biotoptypen” des Naturschutzes aus. ,Sind die beeintrachtigten Biotope dagegen nicht
,Zielbiotoptypen” des Naturschutzes (z.B. intensiv genutzte Acker, Intensivgriinlander
usw.), sollten bislang intensiv genutzte Flachen extensiviert werden.” (LUNG 1999, 17f.).
Leider sind diese Hinweise, die die Verwaltungspraxis steuern sollen, nicht rechtsver-
bindlich und Praxisbeispiele extensiver Ackernutzung &uferst selten. Die Lander-
regelung empfiehlt dariiber hinaus, dass landwirtschaftliche Grenzertragsboden auf-
grund ihrer natiirlichen Standortbedingungen in Bezug auf Wasser, Boden und Nahr-
stoffe bevorzugt fiir Kompensationsmafinahmen vorzusehen sind.” (LUNG 1999,113).

3 Argumente fiir produktionsintegrierte
Kompensationsmafinahmen

Der kurze Uberblick im Kapitel 2 zeigt, dass es bisher nur sehr wenige Ansitze gibt,
Kompensationen in die landwirtschaftliche Produktion zu integrieren. Der Standard-
Verlauf bei einem kompensationspflichtigen Eingriff besteht vielmehr darin, dass ein
Flachenstiick beschafft wird, um darin einen nicht genutzten Biotop anzulegen, etwa ein
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Geholz, was dann mehr oder weniger sich selbst iiberlassen bleibt. Dieses Verfahren be-
sitzt mehrere Nachteile:

— Derzeit betrifft der Flachenverbrauch durch Siedlung und Verkehr mehrheitlich land-
wirtschaftliche Flachen. Auf diese Weise gehen in der Bundesrepublik Deutschland
taglich rund 100 ha verloren. Die naturschutzrechtlich erforderliche Kompensation er-
folgt ebenfalls vorwiegend auf landwirtschaftlichen Flachen. Dieser doppelte Flachen-
abzug senkt insbesondere in ballungsraumnahen Gebieten, in denen schon Flachen-
knappheit besteht, die Akzeptanz der gesamten Eingriffs- und Ausgleichsregelung
auf Seiten der Landwirtschaft.

— Mit Recht wird beklagt, dass insbesondere Ausgleichszahlungen nicht immer sach-
gerecht eingesetzt werden. Gemeinden finden zuweilen fiir erhebliche finanzielle Res-
sourcen aus Ausgleichszahlungen keine lohnenden Verwendungen. Dies erstaunt
nicht, wenn es in der genutzten Landschaft immer schwieriger wird, naturschutz-
fachlich geeignete Flachen hierfiir zu finden. Ein Grund fiir die Schérfe des Problems
liegt genau darin, dass bislang fast ausschliefilich ungenutzte Landschaftsstrukturen
und Biotope in Erwédgung gezogen wurden, die bei einem hohen Nutzungsgrad der
Landschaft besonders knapp sind. Eine stdrkere Integration von Kompensationsmaf3-
nahmen in landwirtschaftliche Betriebe und Produktionssysteme ist auch aus diesem
Grund dringend erforderlich.

— Die beschlossene Kiirzung der im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zur Ver-
fiigung gestellten Mittel der zweiten Sdule fiir die Entwicklung des ldndlichen Rau-
mes wird sich in Natur und Landschaft auswirken. Ein Ausgleich {iber die obliga-
torische Modulation aus der ersten Sdule wird bei weitem nicht erreicht. Auch die zu-
satzlich von der EU eingerdumte Moglichkeit einer freiwilligen nationalen Modula-
tion (in Hohe einer Umschichtung von bis zu 20 % der Mittel in der ersten Saule durch
deren Transfer in die zweite Sdule) wird nach derzeitiger Sachlage in Deutschland
nicht wahrgenommen werden. Deshalb liegt es nahe, fiir Ausgleichs- und Ersatz-
mafinahmen zur Verfiigung stehende Mittel zum Schutz der Arten und Lebensraume
der Agrarlandschaft einzusetzen und dadurch einen gewissen Ausgleich zur Kiirzung
im gemeinschaftsrechtlichen Bereich zu erreichen.

— Auch o6kologisch-fachliche Griinde sprechen stark dafiir, Kompensationsmafinahmen
in die landwirtschaftliche Produktion zu integrieren. Es ist unumstritten, dass die mit-
teleuropédische Kulturlandschaft mit dem ihr eigenen Artenreichtum durch eine Jahr-
hunderte lange Nutzung gepragt (gewesen) ist. Sie ist gekennzeichnet durch einen mit
hoher Biodiversitdat verbundenen kleinrdaumigen Wechsel unterschiedlich genutzter
Bestandteile der Landschaft mit wichtigen 6kologischen und gesellschaftlichen Funk-
tionen. Die standortspezifische und nutzungsbedingte Biodiversitdt ist jedoch tiber-
wiegend durch intensive landwirtschaftliche Produktion stark zuriickgedrangt oder
verschwunden, auch werden angrenzende Biotope in Mitleidenschaft gezogen. Der
Riickgang betrifft in flichendeckender Weise insbesondere Arten ertragsschwacher

Acker (vgl. Hampicke et al. 2005). Es ist unumstritten, dass zum Schutz von zahlrei-



22

chen Elementen und Lebensraumtypen der Kulturlandschaft eine Bewirtschaftung er-
forderlich ist.

— Neben der Artenvielfalt ist auch die Bewahrung des Offenlandschafts-Charakters re-
levant. Fiir grofiere zusammenhdngende Entwicklungskonzepte und Biotopver-
bundsysteme ist es sinnvoll, landwirtschaftlich genutzte Flachen zu integrieren. Dies
entspricht auch dem vorzugswiirdigen Ansatz des , Kombinationsmodells", wonach
zur Erhaltung der Biodiversitat auch integrative Ansatze des Naturschutzes innerhalb
von landwirtschaftlich geprégten Landschaften erforderlich sind. Dieser Ansatz er-
leichtert zugleich den von den Landern zu schaffenden Biotopverbund auf min-
destens 10 % der Landesflache (vgl. § 3 BNatSchG). Bei den dafiir geeigneten Maf3-
nahmen sind langfristige Vereinbarungen ausdriicklich im Gesetz genannt.

— Auch die von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichnete Biodiversitats-
Konvention ist hier zu nennen. Die , Global Strategy of Plant Conservation" (GSPC)
verlangt, die Bewirtschaftung von mindestens 30 % der Produktionsfldchen in einer
zur Biodiversitats-Konvention konformen Art und Weise durchzufiihren (Secretariat
of the Convention on Biological Diversity 0.]., S. 7).

Effektiver Naturschutz in einem so dicht besiedelten Land wie Deutschland muss also
Nutzflachen einbeziehen. Auch ist zu erkennen, dass eine Umstellung der géngigen Be-
wirtschaftungspraxis sehr effizient sein kann. Unter 6konomischer Effizienz lasst sich in
Abhéangigkeit von der Fragestellung entweder verstehen, dass ein Naturschutzziel zu
moglichst geringen Kosten erreicht wird oder dass ein gegebenes Budget zu einem mog-
lichst hohen Schutzniveau fiihrt. Infolge der kurzen Periode der industriellen Nutzung in
der Landwirtschaft und durch das noch relativ hohe Potential zumindest in gewissen
Regionen kann sich bei Umstellung der Bewirtschaftung die standortspezifische Biodi-
versitat wieder einstellen. Wie unsere vorangegangenen Untersuchungen zeigten, treten
bei einer naturschutzgerechten Nutzung von Ackerflachen vergleichsweise geringe Kos-
ten auf (vgl. unten, Kapitel 4.3 sowie ausfiihrlich Hampicke et al. 2004, Hampicke et al.
2005).

Sowohl naturschutzfachliche Anforderungen als auch die Prinzipien einer effektiven
Verwendung offentlicher Mittel sprechen somit dafiir, Ausgleichs- und Ersatzmafsnah-
men sowie Ersatzzahlungen auch genutzten Biotopen, insbesondere landwirtschaftlichen
Flachen, zuzufiihren. Kompensationsmafinahmen dieser Art erdffnen die Moglichkeit der
Weiterbewirtschaftung ertragsschwacher landwirtschaftlicher Fldchen, die iiber einen
besonders hohen Naturschutzwert verfiigen, jedoch, kiinftig sogar verstarkt, der Gefahr
der Bewirtschaftungsaufgabe unterliegen.

Es besteht ferner auch ein erhebliches Interesse aus landwirtschaftlicher Sicht, genutz-
te Flachen Kompensationsmafinahmen zuganglich zu machen. Die Lenkung der Maf3-
nahmen auf Nutzflichen kann bewirken, dass die betreffenden Flachen iiberhaupt in
landwirtschaftlicher Nutzung und im Eigentum bzw. in der Pacht von Landwirten
verbleiben. Sie verhindert, dass zu Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen gegriffen wird,
die den Interessen der Landwirtschaft zuwiderlaufen und dariiber hinaus weder aus
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naturschutzfachlichen noch aus 6konomischen Griinden iiberzeugen, wie etwa die Auf-
forstung an ungeeigneten Stellen.

4 Vorstellung des Flichenpools Kiihlenhagen

4.1 Das Objekt

Wir berichten nun detailliert iiber eine unlangst beschlossene produktionsintegrierte
Kompensationsmafinahme, die in den kommenden 20 Jahren durchgefiihrt und hinsicht-
lich ihrer Wirkungen dokumentiert werden wird.

Die Mafinahmeflachen liegen nahe der Ortschaft Kiihlenhagen, im Landkreis Ostvor-
pommern, etwa 20 km Ostlich von Greifswald (MTB 1947, ca. 54°02"N, 13°38"E). Dort
stehen insgesamt ca. 70 ha fiir Kompensationsmafinahmen zur Verfiigung, vorrangig
ackerbaulich genutzte Flachen. Angrenzend an das FFH-Gebiet ,Pragelbach” befinden
sich derzeit landwirtschaftlich genutzte Flichen mit mehrjdhrigen selbstbegriinten A-
ckerbrachen, Flachen mit konventionellem Anbau von Feldfriichten und Flachen mit
Griinland bzw. Brachen mit Einsaat. Aufierdem grenzen weitere, ohne die MafSinahme im
konventionellen Ackerbau bewirtschaftete Flachen an ein Stillgewésser.

Im Rahmen einer Mafinahme des Landschaftspflegerischen Begleitplanes, mit deren
Umsetzung im Herbst 2006 begonnen wurde, ist die dauerhafte extensive Bewirt-
schaftung ackerbaulich genutzter Flachen unter Einbeziehung von Stilllegungsphasen
und verschiedenen Bodennutzungssystemen vorgesehen. Im Rahmen dieser Mafsnahme
wurde ein Konzept zur Bewirtschaftung und die Durchfiihrung eines langfristigen Moni-
torings fiir die Ackerwildflora (insbesondere Segetalvegetation) und -fauna sowie fiir ein
Monitoring landwirtschaftlicher Parameter (Nahrstoffhaushalt, pH-Wert) erarbeitet. Die
Bewirtschaftung der Flachen wird erfasst und auf der Grundlage der Ergebnisse des Mo-
nitorings fortlaufend optimiert.

Im Rahmen einer weiteren Mafinahme erfolgt die Einfiihrung einer extensiven Griin-
landwirtschaft. Dabei soll auf Diingung verzichtet werden und der Entzug von Nahrstof-
fen durch jahrliche Mahd und Abtransport des Mahgutes gewahrleistet werden.

Die Neuartigkeit des Ansatzes besteht in der flachigen Einbeziehung des Natur-
schutzsegments extensiv bewirtschafteter Ackerflachen in Ausgleichs- und Ersatz-
mafinahmen.

Wie erwahnt, erfolgt die Durchfithrung der MafSinahmen von 2006 bis 2025 mit dem
Ziel der Entwicklung einer reich differenzierten Kulturlandschaft mit Biotopen des trock-
enen Offenlandes. Insbesondere soll zur Erhaltung einer in Deutschland stark gefdhrde-
ten Segetalgesellschaft (Sandmohn-Gesellschaft, vgl. Tabelle 1) und der entsprechenden
floristischen und faunistischen Artenvielfalt beigetragen werden (vgl. Hampicke et al.
2005). Fiir den Erhalt einiger Arten dieser Gesellschaft besitzt Deutschland eine hohe
globale Verantwortlichkeit, weil sich ein grofier Teil des Areals im Gebiet befindet. Zu
diesen Arten zadhlen beispielsweise Arnoseris minima und Veronica triphyllos (vgl. Abbil-

dung 1).
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Tabelle 1 Charakteristische, im Gebiet auftretende Ackerwildkrauter der
Sandmohn-Gesellschaft (Quelle: Hampicke et al. 2004).

Wissenschaftlicher Name Deutscher Name Gefihrdung (Rote Liste)
Arabidopsis thaliana Acker-Schmalwand -

Crepis tectorum Dach-Pippau BW, BY, NI 3 (gefdahrdet)
Erodium cicutarium Gewohnl. Reiherschnabel -

Myosotis stricta Sand-Vergissmeinnicht BW, SL 3
Papaver argemone Sand-Mohn BW 3

Rumex acetosella Kleiner Sauerampfer -
Scleranthus annuus Einjahriger Knduel -

Spergula arvensis Acker-Spark -

Trifolium arvense Hasen-Klee -

Veronica triphyllos Dreiteiliger Ehrenpreis BW, NI, NW, SN, SH 3

BW: Baden-Wiirttemberg, BY: Bayern, NI: Niedersachsen mit Bremen, NW: Nordrhein-Westfalen,
SL: Sachsen-Anhalt, SN: Sachsen

Quelle: KASTNER, JAGER, SCHUBERT (2001]

Abbildung 1 Der Anteil Deutschlands am Gesamtareal von Veronica triphyllos
betragt 18 % (Digitale Bearbeitung: A. Adler).
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4.2 Okonomische Sicht

Im Folgenden seien die Vorhaben unter 6konomischen Gesichtspunkten betrachtet, wo-
bei die Produktion und Effizienz naturschutzgerechter Landnutzung im Mittelpunkt
stehen. Es sei als Produktionsziel der Erhalt der Kulturlandschaft mit der spezifischen
Biodiversitdt und unter Beriicksichtigung eines maximalen Schutzes von abiotischen
Ressourcen formuliert.

Dieses Ziel soll iiber eine moglichst effiziente naturschutzgerechte Acker- und Griin-
landnutzung realisiert werden. Begrenzender Faktor ist die zur Verfiigung stehende Fla-
che. Die Frage ist, wie diese begrenzte Flache optimal auf die beiden Nutzungen verteilt
wird.

Zur graphischen Darstellung des Problems sei die Transformationskurve (Abb. 2) ge-
wahlt. Hier messen die Achsen die mit Hilfe des knappen Fldchenbestandes erzeugbaren
Umféange von ackerspezifischer und griinlandspezifischer Artenvielfalt. Moglicherweise
in beiden Nutzungen auftretende Arten seien hier nicht berticksichtigt. Werden alle Fla-
chen als Griinland bewirtschaftet, entfdllt die ackerspezifische Artenvielfalt in der gege-
benen Fléche. Es wird die maximal mogliche Artenvielfalt im Griinland erreicht, weil auf
einer grofieren Flache durch gewdhnlich auftretende Standortsunterschiede oder unter-
schiedliche Vorgeschichte der Flachen mehr Arten auftreten. Dasselbe gilt natiirlich um-

gekehrt, wenn alle Flachen in Ackernutzung sind.

griinland-
spezifische
Artenvielfalt

ackerspezifische Artenvielfalt ~——»

Abbildung 2 Transformationskurve fiir acker- und griinlandspezifische Arten-
vielfalt.
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In jedem Punkt auf der Transformationskurve wird effizient Artenvielfalt , produziert” -
als Naturschiitzer miissen wir uns nur noch entscheiden, welche Nutzung wir im Gebiet
als besonders knapp ansehen und wie wir daher die Anteile der Nutzungen an der
knappen Fléche entsprechend verteilen wollen. In der Regel spricht viel fiir den mittleren
Bereich der Kurve, sofern es die abiotischen Faktoren und andere Gesichtspunkte zulas-
sen. Alle Punkte innerhalb des ,Production Possibility Set” unterhalb der Transfor-
mationskurve bedeuten, dass die verfiigbare Flache im Hinblick auf Naturschutzziele
ineffizient genutzt wird. Punkte oberhalb der Transformationskurve sind nicht erreich-
bar, weil der Faktorbestand zu gering ist. Oftmals verfiigt gerade der Naturschutz iiber
zu geringe Flachen, womit wir auch wieder den Bogen zum eingangs geschilderten Fla-
chenverbrauch spannen mochten.

Diese Effizienz-Betrachtungen sind in die konkrete Planung in der Landschaft ein-
geflossen. Die Grobplanung stammt aus dem Jahre 2003 und teilt die verfiigbare Flache
in 8,5 ha Griinland und 23,5 ha Ackerland. Zu diesem Zeitpunkt wurden viele Flachen im
Gebiet als mehrjahrige, seit mehr als 10 Jahren stillgelegte Ackerbrachen mit Einsaat
griinlandahnlich bewirtschaftet, so dass Griinland nicht knapp war. Dies dnderte sich
2005/2006 mit dem Umbruch zahlreicher Flachen. Zudem sprachen der Schutz vor Erosi-
onen und andere Griinde fiir etwas grofiere Griinlandbereiche an Hangen und Gewasser-
randern. Bei der Detailplanung im Jahr 2006 wurden daher die Griinlandanteile etwas
erhoht.

Im Gebiet erfolgen zudem Aufforstungen und Entwicklungen von Wald durch Suk-
zession, die Gegenstand anderer Mafinahmen sind, aber bei der Planung der Haupt-
nutzungen auf den verfiigbaren Flachen beriicksichtigt werden mussten.

Die Verteilung der Hauptnutzungsarten ist auf der Karte (Abbildung 3) dargestellt.
Als extensives Griinland werden die noch im Gebiet vorhandenen mehrjahrigen Acker-
brachen, zum Teil mit Einsaat, zum Teil selbst begriint, weiter bewirtschaftet. Zudem
werden Hangbereiche und Flachen am Stillgewésser als extensives Griinland bewirt-
schaftet. Insgesamt werden damit ca. 12 ha der verfiigbaren Flache zukiinftig als Griin-
land bewirtschaftet.

Fiir die Ackernutzung wurden zwei grofiere Flachen ausgewahlt, wobei insbesondere
die reliefarme sandige Flache (13,3 ha Ackerflache) nahe der Ortschaft sehr geeignet er-
scheint. Die andere Teilflache (6,7 ha Ackerflache) ist reliefreicher, weshalb ein beson-
ders stark geneigter Teilbereich zur Entwicklung als Waldfldache vorgesehen wurde.
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B Acker
[ Griinland
El Wald

0.2 0 0.2 Kilometer
——_

Abbildung 3 Ubersicht iiber die Hauptnutzungsarten
(Digitale Bearbeitung: J. Holzhausen).

4.3 Die extensiv genutzten Ackerflichen

Detaillierter betrachtet seien im Folgenden die beiden ackerbaulich genutzten Flachen
und die geplanten Bodennutzungssysteme. Wie schon erwahnt, besteht das Naturschutz-
Produktionsziel im dauerhaften Erhalt der standortspezifischen Biodiversitit ertrags-
schwacher Acker. Dieses Ziel soll iiber verschiedene extensive Bodennutzungssysteme
realisiert werden, wobei die Bewirtschaftungskosten minimiert werden sollen.

Aus naturschutzfachlicher Sicht sind der Anbau von Winterroggen und kurzzeitige
Brachen besonders gut zum Erhalt der Zielarten geeignet (vgl. Litterski et al. 2003, Lit-
terski et al. 2006). Voraussetzung fiir das Auftreten von Ackerwildpflanzen ist eine re-
gelméaflige Bodenbearbeitung sowie die Ernte der Kulturpflanzen. Uns ist ein Beispiel aus
dem Vertragnaturschutz bekannt, wo der Landwirt den Getreide-Bestand nicht erntete,
sondern unterpfliigte. Die naturschutzfachlichen Ziele lassen sich so nicht dauerhaft rea-
lisieren.

Das Kompensationsprojekt profitiert sehr stark davon, dass in den Jahren 2000 bis
2004 auf angrenzenden Flachen ein vom Bundesministerium fiir Bildung und Forschung
gefordertes Projekt ,EASE” zum naturschutzgerechten Ackerbau auf ertragsschwachen
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Standorten durchgefiihrt wurde (Gesamtdokumentation in Hampicke et al. 2005). Wenn
auch wesentlich kurzfristiger, konnten hier doch schon Grundlagen erarbeitet werden.
Die Tabelle 2 enthalt die als , Verfahrensleistung” definierten Wirtschaftserfolge ex-
tensiven und intensiven Winterroggenanbaus in diesem Projekt. In der Vollkosten-
kalkulation werden vom Markterlds alle direkt zurechenbaren variablen und fixen Kos-
ten abgezogen. Es ergibt sich die jeweilige Konkurrenzfahigkeit der Verfahren bei Unter-
stellung gleicher Bodennutzungs- und Gemeinkosten sowie gleicher Forderung. Zur
Laufzeit des Projektes EASE lag die Verfahrensleistung des integrierten Roggenanbaus
mit rund +50 Euro pro Hektar und Jahr um etwa 200 Euro pro Hektar und Jahr iiber der
des extensiven Anbaus mit rund -150 Euro pro Hektar und Jahr. Der Naturschutz kostet
nach diesen Zahlen rein technisch etwa 150 Euro pro Hektar und Jahr und unter Hinzu-
rechnung der Opportunitédtskosten (Verdrangung des Intensivanbaus) etwa 200 Euro pro
Hektar und Jahr. Wie in der Literatur zu EASE ausfiihrlich dokumentiert, ist dies im Ver-

gleich zu den Landschaftspflegekosten bei Verfahren mit Tierhaltung sehr gering.

Tabelle 2 Verfahrensleistungen extensiven und intensiven Winterroggenanbaus

im Projekt EASE.
extensiver standortgemaéfier integrierter
Winterroggenanbau b) Winterroggenanbau c)
Markterlos a) 142,37 609,00
Variable Kosten 101,85 335,95
Verfahrens-Fixkosten d) 184,94 219,50
Verfahrenskosten 286,79 555,45
Verfahrensleistung -144,42 53,55

a) Alle Zahlen in Euro pro Hektar und Jahr.
b) Mittelwert aus 2002 und 2003.

¢) Mittelwert aus 2001 bis 2003.

d) einschliefslich Arbeitserledigung.

Unter Beriicksichtigung der nicht unerheblichen Preisdnderungen seither werden die
kiinftigen Kompensationsmafinahmen in gleicher Weise 6konomisch erfasst. Ein steigen-
der Roggenpreis senkt ceteric paribus die technischen Kosten, erhoht jedoch die Oppor-
tunititskosten. Die letzteren sind im Ubrigen auf sehr armen Standorten, die keinen in-
tegrierten Anbau zulassen, gegenstandslos. Weitere Kostensenkungen ergeben sich aus
der periodischen Einschaltung von Brachen, die nach zerstreuten Praxisberichten mit
etwa -50 Euro pro Hektar und Jahr zu kalkulieren sind.

Im EASE-Projekt war nicht allein extensiver Roggenanbau vertreten, vielmehr wurde
auch mit traditionellen Fruchtfolgen unter Einschaltung heute selten gewordener Kultur-
pflanzen experimentiert. Wie die Tabelle 3 zeigt, werden diese auch im kiinftigen Kom-
pensationsprojekt berticksichtigt. Die langere Laufzeit von 20 Jahren wird in viel hdhe-
rem Grade als bei EASE Effekte fiir Fruchtfolgewirkungen, Bodenfruchtbarkeit, Bekdmp-

fung von Problemunkrautern wie Quecke und anderes mehr erkennen lassen.
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Sowohl naturschutzfachliche als auch Skonomische Kriterien wurden bei der Aus-
wahl der Bodennutzungssysteme beriicksichtigt. Die Bodennutzungssysteme sind so
aufgebaut, dass eine hohe Struktur- und Habitatvielfalt in der Offenlandschaft entwickelt
wird. Es wechseln Winter- und Sommerkulturen. Ein- und mehrjahrige Stilllegungs-
phasen sind ebenso wie iiberwinternde Stoppelbrachen und {iberwinternde Kulturen
(Kleegras) beriicksichtigt.

Tabelle 3 Geplante Bodennutzungssysteme.

Winterroggen (WiR)-Sommerung-Winterroggen/Untersaat (WiR/US)-Rotschwingel (Rotschw)
Erlauterung: Sommerung z. B. Landsberger Gemenge (LaGe); 2006/2007 Hafer (Ha, abtragend)
1 | anstelle Rotschwingel

Jahrliche Abfolge der vier Bestandteile und raumliche Teilung der Flurstiicke in vier etwa 2 ha
grofle Parzellen

Winterroggen-Sommerung-selbstbegriinte Brache (BrS)

Erlauterung: Sommerung z. B. Sommerroggen (SoR)

Aufgrund der geringen Flachengrofie erfolgt nur eine jahrliche Abfolge der drei Bestandteile.
Winterroggen mit iiberwinternder Stoppelbrache

Mehrjahriger Anbau von Winterroggen (3 Jahre) im Wechsel mit mehrjahrigen Stilllegungspha-
3 | sen (3 Jahre)
Aufgrund der geringen Flachengrofie erfolgt nur eine jahrliche Abfolge der Bestandteile.

Winterroggen mit Untersaat-Kleegras (Kleegr)-Kleegras-Hafer
4 | Jahrliche Abfolge der vier Bestandteile und rdumliche Teilung der Flurstiicke in vier etwa 2 ha
grofse Parzellen

Die Tabelle 4 enthalt die konkrete Flachennutzungsplanung zunéachst bis zum Jahre 2010.
In jedem Jahr treten bei Durchfithrung der vier Bodennutzungssysteme ab dem Bewirt-
schaftungsjahr 2006/2007 zehn verschiedene Flachennutzungen (Anbaubestandteile oder
Felder genannt) auf.

Tabelle 4 Voraussichtliche raumliche und zeitliche Abfolge der Anbaubestand-
teile bis 2010.

29

Flurstiicke 89,90, 92 und 97 1,2und 3

Gesamtgrofie 13,31 ha (Felder je ca. 2,22 ha) 6,70 ha (Felder je ca. 1,68 ha)

BNS* 1 2 3 4

Lfd. Feldnr. 1 2 3 4 5 6 7 8 9

10

2006/07 WiR Hafer WiR/US LaGe WiR WiR Kleegr Kleegr WiR/US

Hafer

2007/08 LaGe WiR Rotschw | WiR/US SoR WiR Kleegr Hafer Kleegr

WIR/US

2008/09 WiR/US LaGe WiR Rotschw BraS WiR Hafer WIiR/US | Kleegr

Kleegr

2009/10 Rotschw | WiR/US LaGe WiR WiR Bra WiR/US Kleegr Hafer

Kleegr

* Bodennutzungssystem

Die Abgrenzung der einzelnen Felder untereinander und zu den angrenzenden Flachen
mit integriert/konventionellem Ackerbau, teilweise auch zur kiinftigen Waldflache, er-
folgt durch die dauerhafte Einrichtung von etwa vier Meter breiten Griinlandstreifen.
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4.4 Beteiligte Akteure

Abschliefiend seien die wichtigsten Akteure bei der Planung, Umsetzung und Kontrolle
der Mafinahmen kurz betrachtet, weil diese fiir das bisher gute Gelingen der Mafinahme
verantwortlich sind. Als Vertragspartner der Investoren treten die Energiewerke Nord
auf, eine GmbH mit derzeit etwa 1.000 Mitarbeitern. Fiir alle Vorgange im Zusammen-
hang mit A-E-Mafinahmen ist Frau Lenk, eine in der GmbH titige Biologin, verantwort-
lich.

Der Vorteil fiir die Investoren bei dieser Mafsnahme besteht darin, dass sie im Rahmen
der Flachensicherung nur mit einem Eigentiimer Vertrage abschlieffen miissen. Sie tragen
in der Region, in der derzeit 160 ha Fldche als Bauland ausgewiesen worden sind, auch
erkennbar zum Ausgleich der Schaden an der Natur bei.

Eigentlimer der Flachen ist Herr Dr. Holzhausen, der einen landwirtschaftlichen Be-
trieb, das Gut Netzeband, leitet. Herr Dr. Holzhausen steht sowohl mit den Energie-
werken Nord als auch mit dem Lehrstuhl Landschaftsdkonomie der Universitdt Greifs-
wald in gutem Kontakt. Er war am EASE-Projekt beteiligt und wusste recht gut, wie hoch
der Ertragsausfall ist und , viele Unkrauter auf seinen Feldern mit dem extensiven Anbau
dazu kommen”. Der Betrieb verfiigt tiber ca. 1000 ha Flache, einen gut ausgestatteten
Maschinenbetrieb und die notwendigen Arbeitskrifte. So ist sowohl die Bereitstellung
von Fldchen als auch die zukiinftige Bewirtschaftung und Umsetzung der Mafinahmen
gut abgesichert.

Mafigeblich beteiligt ist ferner die Untere Naturschutzbehdrde, in diesem Fall Herr
Weier von der UNB Ostvorpommern, der das Vorhaben von Anfang an unterstiitzte und
bereit war, auch neue Wege zu gehen. Die grofiflichige Umsetzung der Mafinahme er-
moglicht bessere Kontrollmdglichkeiten. Die Ergebnisse des Monitorings unterstiitzen
auch die Arbeit der Naturschutzbehdrden.

Als weiterer Akteur tritt das Institut fiir dauerhaft umweltgerechte Entwicklung von
Naturrdumen der Erde, DUENE e. V., auf. DUENE verfiigt iiber Erfahrungen in Projek-
ten zur nachhaltigen Entwicklung von Lebensraumen und begleitet die Mafinahme in
Planung, Umsetzung und Monitoring.

Wichtig erscheint, dass Planungsspielraume vorhanden waren und dass alle Akteure

frithzeitig in die Planung eingebunden waren und gut zusammenarbeiten.

5 Ausblick

Da, wie dargestellt, erheblicher Handlungsbedarf auf dem Gebiet der produktions-
integrierten Kompensationsmafinahmen herrscht, werden im Rahmen eines dreijahrigen,
von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt finanzierten Projektes verschiedene Frage-
stellungen umfassender untersucht.

Ziel dieses Projektes ist es, aufbauend auf bisherigen Fallbeispielen, jedoch deutlich
von diesen verallgemeinernd, die mafigeblichen rechtlichen, 6konomischen, naturschutz-

fachlichen und institutionellen Bedingungen fiir produktions- und schlagintegrierte
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Kompensationsmafinahmen zu analysieren und Vorschldge zur Fortentwicklung der Ein-
griffsregelung zu erarbeiten. Im Vorhaben soll untersucht werden, welche Voraus-
setzungen fiir die verstdrkte Integration von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen in land-
wirtschaftliche Produktionsablaufe geschaffen werden miissen. Das Vorhaben soll aufzei-
gen, welchen Beitrag Kompensationsmafinahmen in Agrarlandschaften gegenwartig zur
Erhaltung der biologischen Vielfalt auf landwirtschaftlich genutzten Flachen in Deutsch-
land leisten und kiinftig leisten konnten.

Im naturschutzfachlichen Teil des Vorhabens werden prioritdr ackerbaulich genutzte
Biotope behandelt werden, ohne jedoch interessante Aspekte des Griinlandes auszuklam-
mern. Der juristische Teil wird sich eingehend den rechtlichen und verwaltungs-
technischen Rahmensetzungen widmen, die es zu gestalten gilt, soll das Kompensations-
wesen in der hier umrissenen Weise weiterentwickelt werden. Auf 6konomischem Gebiet
besteht eine Hauptaufgabe darin, vertrauenswiirdige Institutionen vorzuschlagen, wel-
che die im Naturschutz noch uniibliche Transformation der Einmalzahlungen der Aus-
gleichspflichtigen in 20-jahrige Annuitdten vornehmen. Somit werden Wege gewiesen,
den Naturschutz in Einklang mit den Interessen der Landnutzer effizient zu férdern und

seine Akzeptanz auf genutzten Flachen zu steigern.
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Das DBV-Bordeprojekt

Ein Beispiel fiir die effiziente Verwendung
von Mitteln aus der Eingriffsregelung

Thomas Muchow & Alexander Becker

Anlass fiir das Modellprojekt

Naturschutzmafinahmen in agrarisch intensiv genutzten Raumen lassen sich meist nur
schwer etablieren. Grund hierfiir ist, dass die vom Naturschutz vorgeschlagenen Kon-
zepte von Landwirten aus betriebswirtschaftlichen Griinden oft nicht akzeptiert und in
der Praxis nur in Einzelfdllen kooperativ entwickelt werden. Das hohe Konfliktpotenzial
zwischen den einzelnen Interessengruppen sowie die mafiige Qualitdt vieler Natur-
schutzmafinahmen (Aufforstungen, Streuobstwiesen, Dauerbrachen, etc.) haben dazu
gefiihrt, dass diese auch aus naturschutzfachlicher Sicht zunehmend in Frage gestellt
werden. Notwendig ist die Entwicklung und Erprobung neuer Konzepte, die natur-
schutzfachlich anerkannt und von den Landwirten mitgetragen werden kénnen: Ziel
muss es sein, auch in Bérdelandschaften Landwirte als Kooperationspartner fiir den Na-
turschutz zu gewinnen, um oOkologisch sowie Okonomisch effizienten Naturschutz
betreiben zu kénnen.

Das unter Tragerschaft des Deutschen Bauernverbandes (DBV) durchgefiihrte Projekt
mit dem Titel ,Naturschutz in Bordelandschaften durch Strukturelemente - am Beispiel
der KoIn-Aachener Bucht”, kurz DBV-Bordeprojekt genannt, wurde von der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt (DBU) gefordert. Als Kooperationspartner konnten der Rheini-
sche Landwirtschafts-Verband (RLV), die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen
(LK-NRW) und die Universitdt Bonn (Prof. Schumacher) gewonnen werden. Die Projekt-

laufzeit betrug vier Jahre und endete im September 2006.

Das Projektgebiet

Das Projektgebiet umfasst rund 2.200 km? Flache, die sich auf die Stadte K6ln und Bonn,
den Rhein-Erft-Kreis und Teile des Rhein-Sieg-Kreises bzw. des Kreises Euskirchen ver-
teilen. Es ist durch fruchtbare LoBboden gekennzeichnet, die zu einer intensiven acker-
baulichen Nutzung gefiihrt haben. Die Region ist durch eine hohe Siedlungsdichte (ca.
31 % der Flache) gepragt. Von 1990 bis 2000 wurde die landwirtschaftliche Nutzflache in
NRW durchschnittlich um ca. 7.000 ha pro Jahr reduziert (Verhaag et al. 2003). Rund
550 ha pro Jahr entfallen hiervon allein auf das Projektgebiet. Aufgrund des hohen Pacht-
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flachenanteils sind hierdurch in besonderem Mafie landwirtschaftliche Existenzen ge-
fahrdet, da bei einem Fldachenverlust meist keine Moglichkeit besteht, andere Produk-
tionsflachen zu erhalten. Vor diesem Hintergrund ist es verstandlich, dass landwirt-
schaftliche Betriebe kaum bereit sind auf Produktionsfliche zugunsten von Naturschutz-
mafinahmen zu verzichten. Da durch samtliche Baumafinahmen aber gesetzlich vorge-
schriebene Kompensationsmafinahmen fiir Natur und Landschaft durchgefiihrt werden
miissen sind Losungen erforderlich, die einerseits die Situation fiir den Biotop- und Ar-
tenschutz verbessern und anderseits den landwirtschaftlichen Betrieb in seiner Existenz
nicht gefahrden.

Fiir die erfolgreiche Etablierung von Naturschutzmafinahmen auf landwirtschaft-
lichen Nutzflachen ist somit von grofser Bedeutung, welche Mafinahmen umgesetzt wer-
den sollen, welche Instrumente zur Umsetzung zur Verfiigung stehen, und welche Vor-
aussetzung die jeweiligen Instrumente mit sich bringen. Hierbei ist es unerlasslich neben
naturschutzfachlichen auch betriebliche, rechtliche, administrative und finanzielle As-
pekte zu beriicksichtigen. Im Rahmen des DBV-Bordeprojektes wurden verschiedene
Umsetzungsinstrumente betrachtet. Insbesondere wegen der hohen Flachenverluste fiir
die Landwirtschaft im Plangebiet und der erheblichen Konflikte mit nicht landwirt-
schaftsvertraglichen Ausgleichsmaffnahmen stand die naturschutz- bzw. baurechtliche
Eingriffsregelung im Vordergrund des Projektes.

Ziel der Eingriffsregelung ist es, die 6kologischen Beeintrachtigungen durch Eingriffe
wie z.B. Versiegelung von Flachen durch Ausgleichs- oder Ersatzmafinahmen zu kom-
pensieren. Hierzu werden auch im Projektgebiet vorrangig Ackerflichen mit Gehdlzen
bepflanzt, wodurch die Landwirtschaft nicht nur durch Eingriffe, sondern auch durch die
Kompensationsmafsnahmen in erheblichem Umfang Flachen verliert.

Leitbild fiir die Agrarlandschaft in der Kélner Bucht

Ein Leitbild fiir die kiinftige Weiterentwicklung des Naturraums muss auf den natiirli-
chen Standortvoraussetzungen, den historischen gewachsenen Strukturen und dem ak-
tuellen Lebensraum- und Artenbestand aufbauen. Vorhandene Potenziale sind zu identi-
fizieren, zu nutzen und der , bordetypische Charakter” ist zu bewahren und - wo méog-
lich - naturschutzfachlich zu optimieren. Das Leitbild der Agrarlandschaft in der Kolner

Bucht als Ziel einer nachhaltigen Entwicklung wére daher folgendermafien zu skizzieren:

— Produktive Nahrungsmittelerzeugung (Ackerbau)

— Vielféltiges aber bordetypisches Landschaftsbild (Offenlandschaft)

— Ausreichend naturnahe sowie kulturbegleitende Strukturelemente in raumlicher und
funktionaler Vernetzung mit produktiven Nutzflachen

— Reichhaltige Flora und Fauna mit Schwerpunkt typischer Arten trocken-warmer
Standorte und ackerbaulich genutzter Offenlandschaften.

Dieses grob skizzierte Leitbild einer nachhaltigen, naturschutzorientierten Entwicklung

steht damit allerdings im Widerspruch bspw. zu weiten Teilen der Zielformulierungen
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von Finck et al. (1997), die im Auftrag des Bundesamtes fiir Naturschutz Rahmen-
vorstellungen fiir naturschutzfachliche Landschafts-Leitbilder auch fiir die Kolner Bucht
aufgestellt haben. Die Autoren identifizieren die Waldarmut und die intensive Lebens-
mittelerzeugung als von Naturschutzseite auszugleichendes , Defizit” und fordern in
groflerem Umfang die Neuetablierung von Waldern durch Aufforstung und Sukzession
auf Ackerflachen. Weiterhin wird eine ,Strukturanreicherung” durch Feldgeholze, die
Reduzierung der Schlaggréfien und eine flachige Extensivierung der Ackernutzung ge-
fordert. Dariiber hinaus soll - unabhangig davon, ob eine Verwertung des Aufwuchses in
der Tierhaltung moglich ist - der Griinlandanteil erhoht werden.

Aus Sicht des Bordeprojektes tragen derartige Zielvorstellungen nicht zur Férderung
einer bordetypischen Biotop- und Artenvielfalt bei. Vielmehr fiithren die pauschale Uber-
nahme von mittelgebirgstypischen Leitbildern und die Férderung entsprechender Land-
schaftsstrukturen zu einer weiteren Gefahrdung des vorhandenen biotischen Potenzials.
Gegen Naturschutz-Einheitslandschaften und fiir standortabhangig differenzierte, land-
schaftstypische Zielsetzungen tritt auch Knauer (1993) ein. Aus tierdkologischer Sicht
setzt sich Gruttke (1997) fiir eine standortspezifische Beachtung der Faunentradition und
auch fiir die Belange typischer Arten der Offenlandschaft ein. Fiir die Ziilpicher Bérde
(Teilraum der Kolner Bucht) legt er Vorrang- und Tabuflachen fiir Aufforstungs-
mafinahmen fest, fordert in den grundwasserunabhangigen Bereichen die Beibehaltung
einer moglichst weitlaufigen offenen Landschaftsstruktur und setzt in Teilbereichen auf
Extensivierung fiir anspruchsvollere Offenlandarten.

Aus dem Leitbild wurden verschiedene lineare und flaichige MafSnahmen abgeleitet
und exemplarisch umgesetzt. Besonderes Augenmerk wurde im Projekt auf die Ent-
wicklung von streifigen Ansaaten mit typischen krautigen Pflanzenarten der rheinischen
LoBborde gelegt. Es wurde eine geeignete Saatgutmischung entwickelt, die typische Flo-
renelemente enthilt, einen reichen Bliitenhorizont und verschiedenartige Vegetations-
strukturen entfaltet. Gleichermafien wurde darauf geachtet, dass sich keine , Problem-
unkréduter” und keine Pflanzen fremdlandischer Herkunft in der Saatmischung befinden.
Im Projektgebiet wurden rund 80 Modellflachen bzw. rund 20 km ,,Bliihstreifen” und
einige Hektar flichige Ansaaten mit Wildkrautern angelegt. Auf ausgewahlten Bliih-
streifen wurden in den Jahren 2003 - 2006 umfangreiche Begleituntersuchungen zur na-
turschutzfachlichen Wirkung auf Flora und Fauna durchgefiihrt, welche belegen, dass
Bliihstreifen zu einer deutlichen Erhohung der Artenvielfalt in intensiven Ackerbau-
regionen beitragen kénnen. Zudem wurden die Mafinahmen von der Bevolkerung sehr

positiv aufgenommen (siehe Abb. 1 und Abb. 6).
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Abbildung 1
Bliihstreifen im Juli (Fotos: Stiftung
Rheinische Kulturlandschaft).

Mafsnahmenkonzept fiir Bliihstreifen

Auch aus landwirtschaftlicher Sicht fanden Bliihstreifen eine grofie Akzeptanz. Bei einer
Befragung zur Akzeptanz von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen wurde deutlich, dass
zundchst die Eingriffs- bzw. Ausgleichsvermeidung oder eine flaichenneutrale Eingriffs-
kompensation von den Landwirten bevorzugt werden. Gerade die Entsiegelung von
Flachen, aber auch die Aufwertung vorhandener Biotope durch Waldumbau, Gewésser-
renaturierung oder das Sicherstellen einer Dauerpflege wertvoller Biotope wurden hier-
bei positiv gesehen.

Betriebs- bzw. produktionsintegrierte Mafinahmen (wie Ackerrandstreifen, Bliih-
streifen etc.), bei denen die landwirtschaftliche Nutzflache erhalten bleibt, werden ein-
deutig der Anlage von Geholzbiotopen vorgezogen. Die Entwicklung von Flachen iiber
natiirliche Sukzession wird besonders kritisch gesehen, da auf ndhrstoffreichen A-
ckerstandorten schnell und langerfristig eine starke Verkrautung eintritt, bei der Proble-
munkrduter wie Acker-Kratzdistel, Gemeine Quecke, etc. dominieren und benachbarte
Flachen stark beeintrachtigen konnen.

Im Bordeprojekt konnte gezeigt werden, dass Landwirte unter entsprechenden Rah-
menbedingungen bereit sind, auf ihren Betriebsflichen Ackerrandstreifen oder Saum-
strukturen (Bliithstreifen) anzulegen. Diese Bereitschaft ist meist eng an eine zeitliche
Befristung gekoppelt, welche mit den Pachtvertrdagen, der Anbauplanung oder auch der
Hofnachfolge korrespondiert. Es zeigte sich, dass Vertrage tiber 3 bis 5 Jahre und maxi-
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mal 10 Jahre auf Zustimmung stoflen, wobei die Mdglichkeit einer Vertragsverlangerung
gewiinscht wird. Da Bliihstreifen bereits im ersten Jahr eine hohe 6kologische Wertigkeit
erreichen, ist es naturschutzfachlich gut zu vertreten, dass diese Mafinahmen innerhalb
der Feldflur oder auch auf der Parzelle selbst wechseln kénnen. Grundsétzlich sollen die
Bliihstreifen langfristig an der gleichen Stelle verbleiben, es ist jedoch fiir die Akzeptanz
bei Landwirten bedeutsam, dass die Mafinahme, wenn es zwingende betriebliche oder
naturschutzfachliche Griinde hierfiir gibt, verlegt werden kann. Dies ist fiir andere Kom-
pensationsmafinahmen wie beispielsweise Hecken und andere Gehélzpflanzungen un-
vorstellbar. Dass Bliihstreifen in gewissem MafSe raumlich disponibel sind, steigert nicht
nur die Akzeptanz der Landwirte und deren Bereitschaft, hierfiir Flachen zur Verfiigung
zu stellen, sondern erfordert auch neue Ansitze zur dauerhaften Mafinahmensicherung.

In der Praxis der Eingriffsregelung wird eine dauerhafte Sicherung gefordert, die bei
Genehmigungsverfahren oder der Aufstellung von Bebauungsplanen zumeist dadurch
erfiillt wird, dass ein Grundstiick erworben und/oder grundbuchlich bzw. iiber bau-
planungsrechtliche Festsetzung gesichert und anschliefend bepflanzt (Aufforstung,
Streuobstwiese, etc.) wird. Die Sicherung von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen erfolgt
somit tiber die Sicherung einer Flache. Der Kauf von Flachen erfordert sehr hohe investi-
ve Kosten (Grunderwerb plus Grunderwerbsnebenkosten) und ist zumeist sehr zeitauf-
wendig. Dariiber hinaus sind hohe investive Kosten mit der Mafinahmenherstellung
(Planung, Ausschreibung, Bepflanzung, Einfriedung, Aufforstungsgenehmigung, etc.)
verbunden. Hinzu kommen Aufwendungen fiir die dauerhafte Pflege und Betreuung,
welche bei herkdmmlichen Planungen héufig nicht beriicksichtigt werden. Bei einer 6ko-
nomischen Betrachtung ist zudem zu beachten, dass das Grundstiick nicht mehr als A-
ckerflache oder Griinland genutzt werden kann und somit erheblich an Verkehrswert
verliert.

Im Rahmen des Bordeprojektes wurden entsprechende Moglichkeiten der Sicherung
von Blithstreifen naher beleuchtet. Hierbei wurde schnell deutlich, dass eine Sicherung
iiber Grunderwerb bzw. eine grundbuchliche Sicherung praktisch nicht umsetzbar ist. Da
meist nur Teile eines Flurstiickes fiir die Anlage von Bliihstreifen genutzt werden, ergibt
sich ein hoherer Verwaltungs- und Kostenaufwand hierfiir als bei Maffnahmen auf dem
gesamten Flurstiick. Wesentlicher ist jedoch die mangelnde Akzeptanz bei Landwirten
und Grundeigentiimern, welche zu bedenken geben, dass auch bei einer partiellen Belas-
tung des Grundstiickes der Verkehrswert der gesamten Fldche erheblich reduziert wird.
Unter der Voraussetzung, dass eine beschrankt personliche Dienstbarkeit ins Grundbuch
eingetragen werden sollte, war keiner der Landwirte und Grundeigentiimer bereit, Fla-
chen fiir die Anlage von Bliihstreifen zur Verfliigung zu stellen. Hierbei war auch von
Bedeutung, dass rund 70 % der Flachen im Projektgebiet Pachtflachen sind und somit
zumeist der Bewirtschafter nicht dariiber entscheiden kann, ob eine derartige Sicherung
erfolgt. Bei den Eigentiimern bestand gleichermafien grofie Ablehnung, unabhéngig da-
von, ob es sich um private oder offentliche Eigentiimer handelte. Die Entwicklung von
Moglichkeiten zur Schaffung rein vertraglicher Losungen fiir eine dauerhafte Sicherung
der Mafinahmen war daher eine der wichtigsten Aufgabenstellungen im Projekt.
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Aus der Praxis der Eingriffsregelung ist bekannt, dass gerade die dauerhafte Pflege
von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen (trotz grundbuchlicher Sicherung) nicht selten
an mangelnden Finanzmitteln und mangelnder Betreuung scheitert. Daher wurde fiir die
Umsetzung von Bliihstreifen als Ausgleichs- oder Ersatzmafinahmen neben der vertrag-
lichen Verpflichtung das Instrument der monetdren Sicherung entwickelt, um die Dauer-
haftigkeit zu gewdahrleisten. Der Eingriffsverursacher muss zu Vertragsbeginn ein Geld-
kapital aufbringen, das fiir die dauerhafte und nachhaltige Umsetzung der Mafinahme
(Blithstreifen) zur Verfiigung steht. Fiir die Sicherung dieses Kapitalstocks sowie die
fachliche Betreuung der Mafinahmen ist eine geeignete Verwaltungs- bzw. Kontroll-
institution als ,MafSinahmentrager” erforderlich. Nach umfassender Recherche erschien
eine Stiftung mit entsprechendem Stiftungszweck als geeigneter Mafinahmentrager, da
speziell Stiftungen auf Dauer angelegt sind.

Das Stiftungsmodell

Im Rahmen des DBV-Bordeprojektes wurde vom Rheinischen Landwirtschafts-
Verband und der Landwirtschaftskammer NRW die Stiftung Rheinische Kulturland-
schaft gegriindet. Sie steht als geeigneter Mafinahmentréger fiir das Flachen- und Maf3-
nahmenmanagement kooperativer Ausgleichs- und Ersatzmaffnahmen zur Verfiigung
und fordert zugleich die dauerhafte Kooperation zwischen Landwirtschaft und Natur-
schutz.

Anhand der Grafik (siehe Abb. 2) wird verdeutlicht, wie die Kooperation zwischen
der Stiftung, dem Vorhabentrager als Eingriffsverursacher, den Genehmigungs- sowie
Fachbehorden und den einzelnen Landwirten aufgebaut ist.
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Abbildung 2 Zusammenarbeit der Vertragspartner im Stiftungsmodell.

Die Stiftung als Vertragspartner des Vorhabentragers

In den meisten Fallen wird die Stiftung {iber den Vorhabentrager bzw. das Planungsbiiro,
welches zur Erstellung des ,Landschaftspflegerischen Begleitplanes” zum jeweiligen
Eingriffsvorhaben beauftragt ist, in das Planungs- bzw. Genehmigungsverfahren einge-
schaltet. In der Regel ist die Eingriffsbewertung abgeschlossen und es bestehen mehr
oder weniger klare Vorstellungen iiber den Landschaftsraum, in dem der Ausgleich er-
folgen soll, welcher Umfang (Fliche, Okopunkte) erforderlich sein wird und welche
Mafsnahmenarten sinnvoll erscheinen. Das heifst, die wesentlichen Vorgaben sind geklért,
jedoch sind noch ndhere Details abzustimmen. Mit diesen Vorgaben ausgestattet sucht
die Stiftung im vereinbarten Suchraum nach Landwirten, die bereit sind Flachen zur
Verfiigung zu stellen und/oder die Anlage und Pflege der Mafinahmen zu iibernehmen.
Die Mafinahmen- und Flachenvorschldage werden von der Stiftung gesammelt, fachlich
gepriift (Ortsbesichtigung) und wenn diese geeignet erscheinen mit dem Planungsbiiro
bzw. der zustandigen Behorde besprochen. Sind alle Details zur Mafsnahmen- und Fla-
chenauswahl geklart, wird ein Vertrag zwischen dem Eingriffsverursacher und der Stif-
tung geschlossen. Die zustindige Naturschutz-Fachbehorde wird in die Vertragsent-
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wicklung eingebunden und zeichnet den Vertrag mit. Der Vorhabentréger stellt der Stif-
tung einmalig einen kapitalisierten Betrag zur Verfiigung mit dem die Stiftung die Her-
stellung und dauerhafte Pflege der Mafinahmen gewahrleisten muss. Zudem {ibernimmt
die Stiftung die Kontrolle, ob die Mafinahmen - wie mit dem Land- oder Forstwirt ver-
einbart - umgesetzt und gepflegt werden, dokumentiert dies und stellt auf Wunsch die
Daten der zustiandigen Behdrde und dem Eingriffsverursacher zur Verfiigung. Durch
dieses Kontrollsystem kann die Qualitdt der Mafsnahme gesichert und deren Umsetzung
und dauerhafte Pflege belegt werden. Die Stiftung ist der verantwortliche Vertragspart-
ner fiir den Vorhabentrager bzw. die zustandige Behorde und somit auch fiir die Behe-

bung von ggf. auftretenden Mangeln zustandig.

Die Stiftung als Partner des Bewirtschafters und/oder des Eigentiimers

Parallel zu den Abstimmungen mit dem Vorhabentrager sind auch Abstimmungen mit
dem Landwirt erforderlich, die ebenfalls in einer vertraglichen Vereinbarung mit der
Stiftung miinden sollen. Mit dem Landwirt und der zustindigen Behorde erfolgt die
Auswahl der Flichen und der Mafinahmen. Hierzu wird ein Mafinahmenkennblatt zur
Herstellung und Pflege abgestimmt. Wenn die Mafinahmen langfristig auf einer be-
stimmten Flache stattfinden sollen, ist die Zustimmung des Grundeigentiimers oder ggf.
eine vertragliche bzw. grundbuchliche Sicherung erforderlich. Fiir die Sicherung rdum-
lich mehr oder weniger disponibler Mafinahmen (wie z.B. Bliihstreifen, Ackerrand-
streifen, etc.) ist in der Regel eine grundbuchliche Sicherung nicht moglich, von daher
erfolgt eine vertragliche und zudem monetdre Sicherung {iber die Stiftung. Unabhangig
von der Mafsnahmenart werden zwischen der Stiftung und dem Landwirt die jeweiligen
Aufgaben und Pflichten geregelt. Die Herstellungskosten werden unmittelbar erstattet.
Die Pflegekosten und ggf. der Ertragsausfall werden jahrlich (aus dem kapitalisierten
Betrag) honoriert. Die Stiftung fiihrt eine regelmifiige Kontrolle der Flache durch und
steht dem Landwirt beratend zur Seite. Die zustandige Behorde und der Vorhabentrager
konnen an der Kontrolle teilnehmen und erhalten auf Wunsch samtliche Kontrolldaten.
Sollte der Landwirt nicht mehr als Bewirtschafter zur Verfligung stehen, wird die Stif-
tung vereinbarungsgemaf einen anderen Bewirtschafter mit der Pflege etc. beauftragen.
Somit ist es moglich, dass mit dem Bewirtschafter ein 5 oder 10 Jahresvertrag geschlossen
wird, die Stiftung selbst aber langfristig die Pflege bzw. die Mafinahme sicherstellt.

Der Vertrag

Voraussetzung fiir einen langfristigen Vertrag zwischen dem Vorhabentrager und der
Stiftung als Mafinahmentréger ist es, dass man eine solide Basis findet, auf der man sich
»vertragen” kann. Das heifit, dass es verstandlicher und zweifelsfreier Reglungen bedarf,

welche Aufgaben und Pflichten die jeweilige Partei zu erfiillen hat.
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Zundchst ist zu kldren, wer als Vertragspartner eingebunden werden soll. Es hat sich
bewahrt trilaterale Vertrage zu verfolgen, in denen der Vorhabentriger, die Stiftung und
die zustindige Fach- bzw. Genehmigungsbehorde eingebunden sind. Wichtig fiir den
Vertrag sind insbesondere konkrete Festlegungen iiber den Vertragsgegenstand, die je-
weiligen Pflichten, die Vertragsdauer sowie konkrete Mafinahmenbeschreibungen. In
Mafsnahmenkennblattern wird festgelegt, in welcher Weise die Mafinahmen herzustellen
und zu pflegen sind. Bei Bliihstreifen ist es zudem von wesentlicher Bedeutung in wel-
chem Raum (Gebietskulisse) und in welcher Quantitat und Qualitdt entsprechende Bliih-
streifen vorzuhalten sind. Ein Fldchenwechsel ist nur bei zwingenden naturschutz-
fachlichen oder betrieblichen Griinden moglich und stets mit der Fachbehorde und der
Stiftung abzustimmen. Von daher wird in den Vertrags-Anlagen dargestellt, auf welchen
Flachen die Mafinahmen zu Vertragsbeginn angelegt werden. Diese Flachen kann man
als , Startflachen” bezeichnen, die i.d.R. langfristig zur Verfiigung stehen. Etwaige Fla-
chenverlegungen werden in einem Kataster erfasst, welches den zustdndigen Behorden

zur Verfligung gestellt wird.

Kosten fiir Bliihstreifen als
Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen

Die allgemein iibliche Kostenkalkulation fiir Ausgleichs- und Ersatzmaffnahmen umfasst
verschiedene Kostengruppen. In der Planungspraxis werden zumeist die Kosten fiir die
Planung, Herstellung, Pflege und dauerhafte Sicherung (i.d.R. Grunderwerb) ermittelt. In
Gesprachen mit Behdrden wurde klar, dass Verwaltungs-, Kontroll- und Betreuungs-
kosten bislang unberiicksichtigt blieben und Kalkulationsvorschldge dementsprechend
fehlen. Bei der Kostenkalkulation fiir Bliihstreifen als Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen
und deren vertraglich-monetédren Sicherung wurden diese Kosten beriicksichtigt. Dies
sollte bei Vergleichen mit den Kosten anderer Mafinahmen stets beriicksichtigt werden.

Bei der Anlage von Bliihstreifen entstehen neben der Honorierung der Flachen-
bereitstellung fiir die Mafsnahme (Ertragsausfall ermittelt tiber den durchschnittlichen
Deckungsbeitrag der Produktionsfldche) priméar Herstellungs- und Pflegekosten.

Die Herstellungskosten umfassen die Kosten fiir das Saatgut, die Einsaat (Boden-
bearbeitung, Einsaat inkl. Riistzeiten) und spezielle Pflegemafinahmen nach der Einsaat
(Schropfschnitt).
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Die Pflegekosten beinhalten das

Boden- jahrlich einmalige Mulchen oder eine
bearbgltung Mahd mit Abfuhr des Mahdgutes. Zu-
und Einsaat oo .

dem sind je nach Entwicklung des
NESE NOEED Bliihstreifens (z.B. Vergrasungsten-
Erstpflege Dauerpflege o & &

denz oder Auftreten von Problemun-
krautern wie Acker-Kratzdistel oder
Quecke) weitere Pflegemafinahmen
wie Grubbern, partielles Mulchen
Ertragsausfall Ertragsausfall oder im Extremfall Umbruch und
Neu-ansaat notwendig. Dies ist bei
der Pflegekostenkalkulation zu be-

riicksichtigen.

Demnach ergeben sich bei der An-

) i lage und Pflege/Erhaltung von Bliih-
Aufwand im Aufwand in

ersten Jahr Folgejahren streifen fir den Landwirt neben-

stehende Kostenpositionen (Abb. 3).

Abbildung 3 Aufwand fiir Anlage und Sollen Bliihstreifen als dauerhafte

Erhalt von Bliihstreifen fiir Landwirte. Mafinahme zB. als Ausgleichsmaf-

nahme etabliert werden, sind zudem
die administrativen Kosten (Vertragsabschluss, Betreuung und Beratung, Kontrolle und
Dokumentation sowie die jahrliche Auszahlung und Mittelverwaltung) zu berechnen.
Hinzu kommt, dass Landwirte kaum bereit sind Vertriage mit einer langeren Laufzeit als
5 bis 10 Jahre abzuschlieffen. Das bedeutet, dass Neu- bzw. Anschlussvertrage weitere
Kosten verursachen.

Entscheidend fiir eine Implementierung von Bliihstreifen in die Praxis der Eingriffs-
regelung ist, dass die Mafinahme und deren dauerhafte Sicherung nicht teurer wird als
bereits in der Praxis etablierte Mafinahmen. Kostenvergleiche zeigen, dass dies nicht der
Fall ist. Anstatt der vergleichsweise hohen Kosten fiir Grunderwerb in Bérdelandschaften
(4,10 €/m? Durchschnittspreis fiir Ackerflachen in NRW) und den dazu kommenden Her-
stellungskosten (z.B. fiir Pflanzungen zwischen 2,- bis 3,- €/m?) entstehen bei der Umset-
zung des Bliihstreifenkonzeptes fiir die Bereitstellung der Flache lediglich Kosten in Ho-
he des Ertragsausfalls. Zudem ist die Herstellung dieser Mafinahme deutlich giinstiger.
Der im Bliihstreifenkonzept vorgesehene Pflege- und Betreuungsaufwand fallt auch bei
herkdmmlichen Mafinahmen an, auch wenn dies in der Praxis haufig vernachlassigt
wird. Zu den reinen Betreuungskosten kommen im Falle von Eigentumsflachen auch die
Liegenschaftsverwaltung und deren Kosten sowie sonstige Verpflichtungen wie Ver-

kehrssicherungspflicht, Entsorgung wilder Miillablagerungen, etc. hinzu.
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Monetire Sicherung

Ziel der monetdren Sicherung ist es, die vertraglichen Pflichten durch einen einmalig an
einen geeigneten Mafinahmentrager zu zahlenden (kapitalisierten) Betrag, die lang-
fristige bzw. dauerhafte Bereitstellung der Flache und die Kosten der langfristigen bzw.

dauerhafte Pflege und Betreuung zu sichern.

Flichenbereitstellung

Bei der Umsetzung raumlich disponibler Mafinahmen ist die dauerhafte Sicherung der
Flache {iber Grunderwerb und/oder grundbuchliche Sicherung zumeist nicht mdglich
oder sinnvoll. Durch eine monetére Sicherung konnen die jahrlichen Kosten fiir die Fla-
chenbereitstellung (Ertragsausfall) zusétzlich zu der vertraglichen Sicherung garantiert
werden. Der Eingriffsverursacher stellt durch die Zahlung eines kapitalisierten Betrages
zu Vertragsbeginn sicher, dass fiir den erforderlichen Zeitraum geniigend Geld zur Ver-
fiigung steht, um die Flachenbereitstellung zu gewahren. Hierbei hat die zeitliche Vorga-
be, wie lange eine Mafinahme umgesetzt werden soll, erheblichen Einfluss auf die Héhe
des Kapitalstocks, der zu Beginn der Umsetzung bereitgestellt werden muss. Es konnen
sowohl zeitlich befristete Kapitalisierungen z.B. iiber 30 oder 100 Jahre vorgenommen
werden, als auch eine unendliche Kapitalisierung, bei der die Zahlungen fiir die Flachen-

bereitstellung nur aus den Zinsertragen des Kapitals erfolgen.

Pflegesicherung

Neben der Sicherung der Flachenbereitstellung ist es bei fast allen Ausgleichs- und Er-
satzmafinahmen erforderlich, iiber den gesamten Zeitraum Kapital zur Verfligung zu
stellen, mit dem eine dauerhafte Pflege und Betreuung der Mafinahme gewahrleistet
werden kann. Der naturschutzfachliche Nutzen von Mafsnahmen, die auf Pflege bzw.
Bewirtschaftung angewiesen sind, stellt sich nur dann im gewiinschten Umfang ein,
wenn eben diese Pflege sichergestellt ist. Verbuschtes und/oder verbrachtes Extensiv-
griinland, iiberalterte oder kaum noch als Streuobstwiese erkennbare Bestande verdeut-
lichen, dass der dauerhaften Pflegesicherung aus naturschutzfachlicher Sicht ein deutlich
hoherer Stellenwert eingeraumt werden sollte. Fiir die Pflegesicherung wird, wie bei der
Sicherung der Flachenbereitstellung, der Bedarf kalkuliert und ein kapitalisierter Betrag
ermittelt. Hierbei hat insbesondere die Dauer der Pflegeverpflichtung erheblichen Ein-
fluss auf die Hohe des Betrages. Da hdufig in Plan- bzw. Genehmigungsverfahren die
Fachbehtrden von privaten Vorhabentrdgern eine langfristige Flachensicherung, die
erstmalige MafSnahmenherstellung und eine anschliefende Pflege fiir 30 Jahre fordern,
wurde auch fiir diesen Fall eine entsprechende monetare Sicherungsvariante entwickelt.
In der folgenden Abbildung (Abb. 4) ist der Kapitalbedarf fiir die Umsetzung der
MafSnahme ,,Bliihstreifen auf Ackerland in der Kolner Bucht” dargestellt. Der Kapital-
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bedarf fiir die Flachen- und Pflegesicherung ist dabei zusammengefasst. Deutlich wird,
dass die Sicherung iiber Grunderwerb einen gravierenden Einfluss auf die Hohe des

Ausgangskapitals hat.
einmalig aufzubringendes Entwicklung des Kapitalstocks bei verschiedenen
Kapital Sicherungsmodellen (Kapital am Jahresende)
€. W€

\

| .

**

30! Jahre

| vab | vic | via | vab | vaa | 1!

V2b: | Ertragsausfall; Pflege unendlich

V1b: | Ertragsausfall; Pflege Giber 30 Jahre
Vic*: | Ertragsausfall; Pflege tiber 30 Jahre mit Kapitalstock [ V2a: | Grunderwerb; Pflege unendlich
Vi1a**:| Grunderwerb; Pflege tiber 30 Jahre

Am Ende der Vertragslaufzeit steht ein Kapital in Hohe des Grundstiickswertes im Jahr 1 zur Verfiigung

*
Am Ende der Vertragslaufzeit steht die Flache zur Verfiigung

Abbildung 4 Kostenrelation verschiedener Sicherungs- bzw. Finanzierungs-
varianten bei gleicher Kompensationsmafsnahme (Bliihstreifen).

*%

Unterschieden werden hier die Varianten der Sicherung iiber Grunderwerb (Vla und
V2a) und {iber eine vertraglich-monetédre Sicherung (V1b und V2b). Beide Varianten
werden jeweils fiir eine unendliche bzw. eine befristete Sicherung auf 30 Jahre dargestellt.
Die Variante V1c stellt ein vertraglich-monetdres Sicherungsmodell dar, bei dem zu jeder
Zeit und auch noch nach Ablauf der Vertragslaufzeit (hier 30 Jahre) ein vorher definierter
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Geldbetrag zur Verfiigung steht, der zum Grunderwerb genutzt werden kann. Damit
wird sichergestellt, dass bei Umsetzungsproblemen durch Flachenerwerb nach dem her-
kémmlichen Model (Kauf/Grundbuch) die Flache fiir den Naturschutz gesichert werden
kann.

Wie zu erwarten, ist die vertragliche und zudem monetére Sicherung kostengiinstiger
als die Sicherung iiber Grunderwerb. Aus der Darstellung wird aber auch deutlich, wel-
che Defizite auftreten, wenn nach Grunderwerb und Herstellung die Finanzmittel fiir
eine dauerhafte Pflege fehlen.

Wesentlich interessanter ist ein direkter Vergleich unterschiedlicher Mafinahmen, die
einerseits iiber das Stiftungsmodell gesichert werden (z.B. Bliihstreifen) und andererseits
von konventionellen Mafsnahmen (Anlage von Wald als vermeintlich kostengiinstigste
MafSsnahmenvariante) mit Sicherung {iber Grunderwerb. Erhebliche Unterschiede sind in
den hohen Anfangskosten der Geholzpflanzung durch Grunderwerb (inkl. Nebenkosten)
und die Herstellung der Pflanzung, sowie dann allerdings geringeren Pflege- und
Betreuungskosten offensichtlich. Bei Anlage der Bliihstreifen hingegen entstehen im ers-
ten Jahr zwar Herstellungskosten, die sind jedoch wesentlich geringer. Die Grund-
erwerbskosten entfallen, allerdings sind neben den reinen Pflegekosten den Landwirten
auch die Kosten der Bereitstellung fiir die Flache in Hohe des Ertragsausfalls zu erstatten.
LANA 1996 geht davon aus, dass dies auf Dauer kostentrachtiger sei. Die Abb. 5 zeigt,
dass dies bei Beriicksichtigung aller Kosten, gerade in Gebieten mit hohen Grund-
erwerbskosten, zumindest pauschal nicht unterstellt werden kann.

Bei dem Kostenvergleich werden fiir Wald die iiblichen Herstellkosten (Pflanzung),
der Grunderwerbskosten sowie die langfristigen Unterhaltungskosten (Pflege und Ver-
waltung) den Kosten fiir Bliihstreifen (Herstellung, Unterhaltung und Grundstiicks-
bereitstellung in Hohe des jahrlichen Ertragsausfalls) gegeniibergestellt. Hierbei werden
nicht nur die tiblichen Zeitraume (30 bis 100 Jahre), sondern auch sehr lange Zeitraume
(500 Jahre) beriicksichtigt.

Einerseits wird deutlich, dass die Herstellkosten fiir Bliihstreifen deutlich geringer
sind als fiir Wald. Andererseits sind die Unterhaltungskosten von Wald geringer als bei
Bliihstreifen. Die Grundstiicksbereitstellungskosten sind anfanglich bei Wald, jedoch bei
langfristiger Betrachtung bei Bliihstreifen hoher. Auch bei sehr langfristiger Betrachtung
ergeben sich fiir Bliihstreifen geringere Gesamtkosten als fiir Wald. Fiir den Kosten-
vergleich wurden eine Inflationsrate von 1,5 % und ein Zinssatz von 3 % zugrunde ge-
legt. Unberiicksichtigt bleibt bei dieser Darstellung, dass ggf. in ferner Zukunft eine wirt-
schaftliche Nutzung des Waldes oder des Bliihstreifens moglich sein konnte.
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Abbildung 5 Vergleich der langfristigen Gesamtkostenrelation unterschiedlicher
Ausgleichsmafsnahmen.

Kooperationsbereitschaft in der Landwirtschaft

Die Akzeptanz von Naturschutzmafinahmen und damit auch die Kooperations-
bereitschaft in der Landwirtschaft ist nicht nur von einer fairen Honorierung abhingig,
sondern ebenso von zahlreichen weiteren Faktoren.

Eine grundsatzlich positive Einstellung gegeniiber Kulturlandschafts- und Naturschutz ist
wesentliche Voraussetzung fiir die Kooperationsbereitschaft. Probleme kann es geben,
wenn z.B. negative Erfahrungen mit ordnungsrechtlichen Naturschutzvorhaben wie z. B.
die Ausweisung von Schutzgebieten etc. gemacht wurden. Wichtig ist, dass eine solide
Vertrauensbasis gegeniiber dem Kooperationspartner vorhanden ist oder aufgebaut wer-
den kann.

Weiterhin spielt die Art und Weise der Kommunikation, das gegenseitige Verstandnis
auch fiir abweichende Zielsetzungen und Vorstellungen sowie Lob, Anerkennung oder
konstruktive Kritik eine wesentliche Rolle.

Neben den allgemeinen ,, zwischenmenschlichen” Voraussetzungen kommt den Vor-
gaben zur Art und zum Umfang der Leistung und den damit verbundenen Konditionen eine
zentrale Bedeutung zu. Die gewiinschten Naturschutzleistungen diirfen nicht mit 6ko-
nomischen Nachteilen fiir den Landwirt verbunden sein und miissen in die Betriebs-
struktur passen. Entscheidend ist, dass die erwarteten Leistungen in die betrieblichen

Arbeitsabldufe zu integrieren sind. Hierzu gehoren beispielsweise die Maschinen-
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ausstattung oder auch die betriebliche Produktionsausrichtung (z.B. Viehhaltung, um
Griinlandaufwuchs verwenden zu koénnen). Zudem sind die Flachenausstattung bzw.
Flachenverfiigbarkeit, die Entfernung vom Hof oder auch die Hofnachfolge bzw. Perso-
nalsituation von Bedeutung.

Eine weitere wichtige Voraussetzung ist die angemessene Honorierung von Natur-
schutzmafinahmen. Grundlegende Basis hierfiir sind der Aufwand fiir die Arbeits-
leistung und/oder den Ertragsausfall, wobei auch ein zusétzlicher wirtschaftlicher Anreiz
zu berticksichtigen ist. Dartiber hinaus miissen auch andere betriebswirtschaftliche As-
pekte betrachtet werden, wie z. B. ein moglichst geringer Verwaltungsaufwand, ein Min-
destumfang der MafSinahmen bzw. Leistungen sowie ggf. steuerliche, versicherungstech-
nische und sonstige Konsequenzen, die entstehen kdnnen, wenn landwirtschaftliche Be-
triebe bestimmte Leistungen erbringen. Von besonderer Tragweite sind ggf. Eingriffe in
die Wertigkeit von Grund und Boden. Wenn grundbuchliche Eintragungen gefordert
werden, bedeutet dies zumeist einen erheblichen Verkehrswertverlust und somit auch

Einschrankungen der Beleihbarkeit oder Verdaufierung.

e ixﬂa“%‘-"ﬂwm_ -

(Foto: Stiftung Rheinische Kulturlandschaft).
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Fazit

Im Rahmen des DBV-Bordeprojektes konnte aufgezeigt werden, dass fiir intensiv genutz-
te Bordelandschaften dringend eine naturschutzfachliche Priifung der bisherigen Leit-
bilder und Mafinahmenkonzepte geboten ist, um der typischen schutzwiirdigen Flora
und Fauna dieser Landschaften Rechnung tragen zu konnen. Exemplarisch wurden fiir
die Kolner Bucht MafSinahmenkonzepte und deren instrumentelle Umsetzung im Rahmen
der Eingriffsregelung dargestellt. Die Erfahrungen zeigen, dass durch neue Moglichkei-
ten der dauerhaften Mafinahmensicherung, getragen durch einen geeigneten MafSnah-
mentrdger und kombiniert mit einer vertraglich-monetiren Sicherung (,Stif-
tungsmodell”) naturschutzfachlich sinnvolle und zugleich landwirtschaftsvertrégliche
Mafinahmen wie z.B. Bliihstreifen dauerhaft und erfolgreich umgesetzt werden konnen.
Derartige Ansatze sind auch auf andere zahlreiche betriebs- und produktionsintegrierte
MafSnahmen {ibertragbar und hierbei nicht nur 6kologisch, sondern auch 6konomisch

sinnvoll und finden zudem ein hohes Mafs an Akzeptanz.
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Wie berechnet man okonomisch
effiziente Kompensationszahlungen
fiir Artenschutzmafsnahmen?

Eine softwarebasierte Entscheidungshilfe auf Grundlage
eines 0kologisch-okonomischen Modells

Karin Johst, Martin Drechsler, Frank Witzold,
Karin Ulbrich, Cornelia Ohl & Josef Settele

1 Einleitung

Kompensationszahlungen fiir Maffnahmen von Landnutzern zum Schutz gefdhrdeter
Arten und Habitate sind inzwischen — etwa im Rahmen von Vertragsnaturschutzpro-
grammen — ein gangiges Instrument der Naturschutzpolitik und ein Mittel, Landwirt-
schaft und Naturschutz zu vereinbaren. Angesichts knapper staatlicher Finanzmittel in
Deutschland hingt der Erfolg des Naturschutzes viel starker als bisher auch davon ab, ob
bei der Ausgestaltung dieser Kompensationszahlungen der Gedanke der 6konomischen
Effizienz verfolgt wird. Eine nichteffiziente Naturschutzpolitik birgt zudem die Gefahr,
dass langfristig die Akzeptanz in der Bevolkerung fiir Naturschutzmafinahmen sinkt
(Witzold & Schwerdtner 2005). Unter 6konomischer Effizienz versteht man in Abhéngig-
keit von der naturschutzpolitischen Fragestellung entweder, dass fiir ein gegebenes Na-
turschutzbudget ein Hochstmafl an Naturschutz erzielt wird, oder dass ein bestimmtes
Naturschutzziel mit minimalem finanziellem Aufwand erreicht wird (Witzold &
Schwerdtner 2005).

Aber wie kann man 6konomisch effiziente Kompensationszahlungen bestimmen? Wir
haben zur Beantwortung dieser Frage ein modellbasiertes Verfahren entwickelt, das 6ko-

nomisches und 0kologisches Wissen integriert, und mit dessen Hilfe in einer Region die

BfN-Skripten Nr. 219, S. 49-65
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kosteneffizienten Landnutzungsformen und die entsprechenden Kompensations-
zahlungen fiir ein gegebenes Budget bestimmt werden konnen (Johst et al. 2002, Drechs-
ler et al. 2005). Um unser Verfahren nicht nur in der wissenschaftlichen Fachpresse zu
verbreiten, sondern auch potentiellen Nutzern und Naturschutzfachleuten zuganglich zu
machen, haben wir es mit einer nutzerfreundlichen Oberfldche ausgestattet und als Nut-
zersoftware EcoEcoMod im Internet (www.macman.ufz.de/tool) offentlich zuganglich
gemacht (vgl. auch Ulbrich et al. 2007). Wir stellen in diesem Artikel sowohl die Nutzer-
software als auch das ihr zu Grunde liegende Okologisch-6konomische Modellier-
verfahren vor und diskutieren potentielle Anwendungsgebiete. Wir erldautern die Funkti-
onsweise des Verfahrens und seine Nutzung als Entscheidungshilfe am Bespiel eines
Schutzkonzeptes fiir zwei gefahrdete Schmetterlingsarten (den Ameisenblaulingen Macu-
linea nausithous und M. teleius) in der Pfalzischen Rheinebene. Das Verfahren kann jedoch
im Prinzip auch auf andere zu schiitzende Arten angewandt werden. Fiir den Schutz sehr
vieler Arten in einer Region ist es jedoch zu aufwendig, da nicht fiir jede zu schiitzende
Art ein Okologisches Modell erstellt werden kann. Wir haben deshalb eine Methode ent-
wickelt, die es uns gestattet, den Okologischen Nutzen von Habitatmosaiken mit ver-
schiedenen Anteilen von artenfreundlichen Landnutzungsformen relativ einfach zu be-
rechnen. Wir stellen am Ende diese Methode kurz vor, um einen Einblick in die dkolo-
gisch-okonomische Modellierung von heterogenen und dynamischen Landschaften zu
geben. Ein besonderer Fokus liegt auf der Darstellung, wie man mit der Komplexitit von
raumlich und zeitlich heterogener Landnutzung umgehen kann, denn das ist die theoreti-
sche Grundlage, um auch fiir den Vielartenschutz in Habitatmosaiken die 6konomische

Effizienz von Kompensationszahlungen berechnen zu konnen.

2 Nutzer-Software EcoEcoMod zur Bestimmung
der Kosteneffizienz von Naturschutzmaffnahmen

Die Software EcoEcoMod besteht aus einer Beschreibung des Naturschutzproblems und
des okologisch-okonomischen Modellierverfahrens sowie einer interaktiven Nutzerober-
flache fiir Simulationen. Die entsprechende Windowsoberflache ist in Abbildung 4 zu
sehen.

Die Software ist an Nutzer mit Interesse an effizientem Naturschutzmanagement und
an Nutzer mit Interesse am Schmetterlingsschutz gerichtet. Sie erlaubt es einerseits,
durch individuelles Lernen zu verstehen, wie Kosteneffizienz im Naturschutz bestimmt
werden kann, und andererseits, welche Konsequenzen die Berticksichtigung von Kosten-
effizienz fiir die zu wahlenden Naturschutzmafinahmen und Kompensationszahlungen
hat. Die Software kann in der Lehre an Universitaten und Fachhochschulen oder fiir die
Entscheidungsfindung in Naturschutzbehorden eingesetzt werden und soll auch dazu
dienen, die Sensibilitat fiir Kosteneffizienz im Naturschutz zu steigern.

Die Software ist in Deutsch und Englisch verfiigbar und ihre Benutzung ist kostenlos.
Bevor jedoch die Simulationsoberflache herunter geladen werden kann, muss der Nutzer
akzeptieren, dass er die Software nicht fiir kommerzielle Zwecke nutzt. Um auch den
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Entwicklern der Software einen Eindruck iiber die Menge der Abfragen und die Art der
Nutzung zu vermitteln, wird auflerdem um das Ausfiillen eines kurzen Formulars zum
Motivationshintergrund gebeten. Verbesserungsvorschldge zur Software konnen per
Email an die Entwickler weitergeleitet werden.

21  Beispiel: Kosteneffiziente Kompensationszahlungen
zum Schutz der Ameisenbldulinge Maculinea nausithous und M. teleius

Die Software zeigt den Gedanken der Kosteneffizienz im Naturschutz am Beispiel von
Kompensationszahlungen zum Schutz zweier gefdhrdeter Schmetterlingsarten, der A-
meisenblaulinge Maculinea nausithous und M. teleius. Viele Arten sind direkt oder indirekt
von landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsweisen abhéangig. Die Ameisenbldulinge zum
Beispiel bendtigen offenes Griinland zum Uberleben und sind deshalb von der Wiesen-
mahd abhéngig. Sie gehdren zu den in Deutschland gefahrdeten Schmetterlingsarten
(Abb. 1).

Die Hauptflugzeit der Schmetterlinge, wahrend der sie ihre Eier auf dem Gemeinen
Wiesenknopf (Sanguisorba officinalis) ablegen, liegt im Juli. Die Eier entwickeln sich in den
darauf folgenden Wochen zu Larven, die auf die Erde fallen, um dort von Ameisen der
Art Myrmica rubra bzw. M. scabrinodis adoptiert, in deren Nester getragen und {iber den
Winter gefiittert zu werden. Fiir die Populationsdynamik der Schmetterlinge ist es wich-
tig, wann und wie oft eine Wiese gemaht wird. Eine Mahd zum falschen Zeitpunkt kann
die Eiablage verhindern (wenn zur Flugzeit noch keine Wiesenknopfe nachgewachsen
sind) oder abgelegte Eier und Larven toten (wenn diese noch nicht in ein Ameisennest
gelangt sind). Ohne Mahd kommt der Schmetterling jedoch nicht aus, da in diesem Fall
der Wiesenknopf durch andere Pflanzenarten verdrangt wird, und zudem eine dichte
Vegetation aufgrund ausbleibender Mahd ein fiir die Ameisen zu kiihles Mikroklima
erzeugt (Johst et al. 2006). Das Ausmaf$ solcher Strukturverdanderungen héangt stark von
der Produktivitat des Standorts ab (VOlkl et al. 2007).

und Wiesenbereich im Eufierbachtal (oben)
(Fotos: J. Settele).
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Die Abhangigkeit der Ameisenbldulinge vom Mahdregime erkldrt, warum sie in den
letzten Jahrzehnten so selten geworden sind. Zu fritheren Zeiten wurden Wiesen zu un-
terschiedlichen Zeiten wahrend der Friihjahrs- und Sommermonate gemaht, so dass stets
eine geniigende Zahl geeigneter Habitate zur Verfiigung stand. Mit der Industrialisie-
rung der Landwirtschaft wurde die Griindlandbewirtschaftung jedoch betriebswirt-
schaftlich optimiert, mit dem Ergebnis, dass Wiesen nahezu ausnahmslos (auch wenn es
hier geringe regionale Unterschiede und Ausnahmen gibt) einmal Ende Mai und einmal
Mitte Juli geméht werden (dieses Mahdregime wird im folgenden als konventionelle
Mahd bezeichnet; vgl. Zimmermann, 1958). Der zweite Mahdtermin fillt damit genau in
die Flugzeit der Ameisenbldulinge. Um den Anspriichen dieser Schmetterlingsarten ge-
recht zu werden, miisste das Mahdregime wenigstens auf einigen Wiesen umgestellt
werden (z.B. indem man die zweite Mahd ausfallen ldsst oder den Mahdzeitpunkt ver-
schiebt). Ein solches Vorgehen wiirde bei den Landwirten jedoch zu Einnahmeverlusten

fiihren, die einer Kompensation bediirfen.
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dunkelgrau: Wald/Gebiisch; hellgrau: offenes Nichtgriinland/Gewaésser;
weifs: Griinland). Die Abmessungen der Karte betragen 10 x 6 km?
(Quelle: Watzold et al. 2007).

Die 6kologisch-6konomische Analyse zum kosteneffizienten Schmetterlingsschutz wurde
fiir eine Beispielregion 0Ostlich von Landau durchgefiihrt (Abb. 2). Fiir diese Region exis-
tiert eine GIS-basierte Landnutzungskarte mit einer Auflésung von 20x20 m?, die eine
Klassifizierung der Landschaft in vier relevante Typen erlaubt. Diese Klassifizierung ist
fiir die Bestimmung des 6kologischen Nutzens verschiedener Formen der Wiesenmahd
von Bedeutung. Im Folgenden wird das der Software zugrunde liegende 6kologisch-
okonomische Modellierverfahren kurz beschrieben, eine ausfiihrliche Beschreibung des
Verfahrens befindet sich in Watzold et al. 2007.
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2.2 Okologisches und 6konomisches Modul
als Grundlage der Nutzer-Software

Um die 6konomische Effizienz von Kompensationszahlungen zu ermitteln, ist es not-
wendig, sowohl dkologisches Wissen iiber den Einfluss von Naturschutzmafsnahmen auf
die zu schiitzende Art, als auch dkonomisches Wissen uiber die Kosten dieser Natur-
schutzmafinahmen zu integrieren (Johst et al. 2002, Watzold et al. 2006). Grundlage der
Software sind deshalb zwei Module (Abb. 3). Im 6konomischen Modul werden die Kos-
ten der ausgewahlten Schutzmafinahmen bestimmt, und darauf aufbauend die Kompen-
sationszahlungen, die notwendig sind, um die Landnutzer zur Durchfithrung von Natur-
schutzmafinahmen zu veranlassen. Im 6kologischen Modul werden mit Hilfe eines 6ko-
logischen Simulationsmodells die Wirkungen der ausgewahlten Schutzmaffnahmen auf
die Population(en) der gefdhrdeten Art(en) quantitativ bestimmt. Da Zufallsprozesse in
Populationsdynamiken eine grofie Rolle spielen (z.B. Wettereinfliisse), wird der 6kologi-
sche Nutzen einer Schutzmafsnahme als Mittelwert einer Anzahl von Simulationsldufen
dargestellt, z.B. die im Mittel von der Art besiedelte Flache, die Uber-
lebenswahrscheinlichkeit oder die mittlere Lebensdauer einer Population.

In Anlehnung an die meisten Naturschutzprogramme in Deutschland wird aufserdem
davon ausgegangen, dass allen Landwirten in einer Region eine bestimmte Land-
nutzungsform in gleicher Hohe vergiitet wird, die Kompensationen also homogen und
nicht nach den Kosten der Landwirte gestaffelt sind. Bei unterschiedlichen Kosten fiir
den Naturschutz auf Seiten der Landwirte kommt es dadurch zu einer Uberkompensa-
tion bestimmter Landwirte. Um diese Form der Ineffizienz zu vermeiden, miissten die
Kompensationszahlungen individuell angepasst werden. Fiir die gleiche Mafinahme
wiirden dann unterschiedlich hohe Kompensationszahlungen geleistet. Unter Fairness-
gesichtspunkten und auch auf Grund der hohen Informationsanforderungen wird ein
solches Vorgehen oftmals jedoch abgelehnt. Wir gehen davon aus, dass die Landwirte an
Programmen teilnehmen, wenn unter Beriicksichtigung ihrer Einstellung zu Natur-

schutzfragen die Kompensationszahlungen mindestens die Kosten decken.
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el Kompensations-
udget —»
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Lokale Kosten Okologisches Modul
der Mahd
Okonomisches
Modul
L Mahdregime Okologischer Nutzen <

v

Kosteneffizientes Mahdregime (und Kompensationszahlung) fiir
ein gegebenes Budget

Abbildung 3 Struktur des modellbasierten 6kologisch-6konomischen
Verfahrens zur Bestimmung effizienter Kompensationszahlungen. Fiir
die Beschreibung der beiden Module siehe Text.

221 Okonomisches Modul:
Kostenbestimmung fiir verschiedene Mahdregime

Einnahmeverluste der Landwirte bei Umstellung von der konventionellen Mahd auf ein
alternatives Mahdregime werden als Opportunitdtskosten ¢ bezeichnet und mit Hilfe von
agrarokonomischen Berechnungen bestimmt (diese sind ausfiihrlich in Bergmann 2005
dargelegt). Zusétzlich miissen aber auch administrative Kosten gedeckt werden, die
durch die Teilnahme am Naturschutzprogramm anfallen (Wétzold et al. 2007). Hierfiir
setzen wir einen Wert von k = 100€/ ha an, so dass die Kompensationszahlung grofier als
¢ + k sein muss, um einen Landwirt zur Teilnahme an dem Programm zu bewegen.

Da es sich bei den von Bergmann (2005) ermittelten Opportunitdtskosten und bei der
Abschétzung der administrativen Kosten um Mittelwerte handelt, wird die individuelle
Variabilitat zwischen den Landwirten (die sich beispielsweise durch ihre Einstellung
zum Artenschutz unterscheiden konnen) und den Betrieben (die sich zum Beispiel durch
die Ausstattung mit Mahdmaschinen unterscheiden kénnen) nicht beriicksichtigt. Wir
beziehen diese Variabilitdt ein, indem wir davon ausgehen, dass die Kosten vom Mittel-
wert ¢ + k um bis zu 10 % nach oben oder unten abweichen konnen. Da nicht bekannt ist,
bei welchem Landwirt und Betrieb welche Abweichung vorhanden ist, wird sie zuféllig
Lausgewlirfelt”. Fiir ein gegebenes Budget wird nun die Wiese, fiir die die Kosten am
niedrigsten sind, dem Programm zugeordnet, dann die Wiese, fiir die die Zahlungen am
zweitniedrigsten sind und so weiter, bis das Produkt aus der Gesamtflache der teil-
nehmenden Wiesen multipliziert mit den Kosten (pro Flache) der teuersten Wiese gerade
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das Budget ergibt. Die zugehorige Kompensationszahlung entspricht dann den Kosten
der teuersten Wiese, so dass diese gerade noch am Programm teilnimmt.

2.2.2. Okologisches Modul: Nutzenbestimmung fiir verschiedene Mahdregime

Auf Wiesen, deren Kosten hoher als die Kompensationszahlungen sind, wird weiter
konventionell gemidht, auf Wiesen, deren Kosten kleiner sind, wird das gewiinschte
Mahdregime angewendet. Auf Grund der Kostenstruktur entsteht deshalb eine Land-
schaftsstruktur aus am Programm teilnehmenden (mit dem gednderten Mahdregime
arbeitenden) und nicht teilnehmenden (konventionell gemahten) Wiesen. Um die Aus-
wirkungen dieser verschiedenen Mahdregimes und damit der Landschaftsstruktur auf
die Populationen der Ameisenblédulinge zu bestimmen, wurde ein dkologisches Simulati-
onsmodell entwickelt, welches den natiirlichen Lebenszyklus der Schmetterlinge verein-
facht nachvollzieht (Johst et al. 2006). Der Zeitpunkt der Mahd (in welcher Woche eines
Jahres die Mahd erfolgt) in Relation zur Zeit der Eiablage der Schmetterlinge bestimmt
dabei die direkte Mortalitdt von Eiern und Larven durch Abschneiden der Eiablage- und
Futterpflanze (Wiesenknopf). Die Haufigkeit der Mahd (jahrliches Mahen, Mahen alle
zwei Jahre usw. mit jeweils ein oder zwei Schnitten pro Jahr) bestimmt indirekt die Mor-
talitdt von Eiern und Larven, da sie Auswirkungen auf das Vorkommen der Eiablage-
pflanzen und Ameisennester hat.

Auf der Landschaftsebene kénnen durch den Austausch von Schmetterlingen wih-
rend der Flugzeit die Populationsdynamiken auf den einzelnen Wiesen gekoppelt sein,
so dass Wiesen, auf denen aktuell keine Ameisenbldaulinge vorhanden sind, wiederbesie-
delt werden konnen. Dieser Prozess, der das Uberleben einer Art auf Landschaftsebene
begiinstigt, wird im Modell durch eine Wahrscheinlichkeit beschrieben, mit der ein
Schmetterling seine Wiese, auf der er geschliipft ist, verldsst und eine andere Wiese er-
reicht, wo er dann seine Eier ablegt. Die Erreichbarkeit hdngt von der Distanz der Ziel-
wiese ab und ob fiir Schmetterlinge unwegsames Geldnde zwischen den Wiesen (Gebau-
de, Wald) liegt (sieche auch Abb. 2). Beides erhoht die Mortalitat wahrend des Fluges und
vermindert so die Kopplung zwischen den Wiesen.

Als Indikator fiir den 6kologischen Nutzen eines Mahdregimes wurde die mittlere
Gesamtfldache von Wiesen, die nach 20 Simulationsjahren von Schmetterlingen bevolkert
ist, gewahlt.

2.3 Die Ermittlung des 6konomisch effizienten Mahdregimes
mit Hilfe der softwarebasierten Entscheidungshilfe

Mit der softwarebasierten Entscheidungshilfe konnen nun fiir ein beliebiges Budget das
okonomisch effiziente Mahdregime, also das Mahdregime, das fiir ein gegebenes Budget
die giinstigsten Auswirkungen auf die Schmetterlingspopulationen hat, und die dazu

gehorenden Kompensationszahlungen bestimmt werden.
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Simulations-Software fiir die Entscheidungshilfe:

In unserer Fallstudie werden GIS-Daten fiir die geografische Karte und die Landschaftsstruktur fiir das Gebiet Landau geladen, das 800 ha Griinland umfasst.
Auf dieser Basis werden die erforderlichen Kompensationszahlungen pro ha berechnet.

Nutzereingabe und
Aktionen:

3
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Abbildung 4 Nutzeroberfldche der Simulations-Software. Auf der Oberflache ist
links oben eine GIS-basierte Karte der Region zu sehen, rechts oben eine Daten-
bank, die samtliche kostenrelevanten Daten fiir die einzelnen Wiesen enthailt,
links unten die Auswahlbereiche fiir verschiedene Eingabegrofien (Mahdregime,
Budget, Anzahl der Simulationslaufe und —jahre, Auswahl der Art) und rechts
unten eine Graphik, die die Auswirkungen auf die Schmetterlingspopulationen
zeigt. Die Software basiert auf den Daten des Untersuchungsgebiets bei Landau;
prinzipiell ist aber auch das Einlesen von Daten aus anderen Regionen moglich.

Input

Der Benutzer kann ein zur Verfiigung stehendes Budget und ein als Naturschutzmaf3-

nahme gewiinschtes Mahdregime eingeben (wann soll gemaht werden, soll einmal oder

zweimal im Jahr gemdht werden, wie viele Wochen sollen zwischen erster und zweiter

Mahd liegen). Die Kosten pro Wiese fiir dieses vom {iblichen Mahdregime abweichende

Mahdregime werden im oben beschriebenen 6konomischen Modul durch Klicken des
Schalters ,, Kostenberechnung” berechnet (Abb. 4).
Nach Eingabe der Anzahl der Simulationsldufe und des Zeithorizonts, {iber den die Si-

mulation laufen soll, werden durch Klicken des Schalters ,Simulation” im 6kologischen

Modul nun die 6kologischen Auswirkungen (d.h. die Lage und Gesamtflache der von

Schmetterlingen bevolkerten Wiesen) berechnet.
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Output

Die Software zeigt dann an, welche Wiesen nach dem gewiinschten Mahdregime gemaht
werden, wie hoch die notwendigen Kompensationszahlungen sind und wie grof§ die zu
erwartende Gesamtfliche der von Schmetterlingen bevolkerten Wiesen ist. Durch einen
Vergleich dieser Gesamtflache fiir verschiedene Mahdregime bei einem gegebenen Bud-
get kann das kosteneffiziente Mahdregime identifiziert werden.

Als Beispiel werden in Abb. 5 die Ergebnisse fiir 42 ausgewdhlte Mahdregime und ein
Budget von 10.000 Euro dargestellt. Die Abb. zeigt, dass ein zweischiiriges jdhrliches
Mahdregime mit der zweiten Mahd im Abstand von 6 Wochen (Kodierung 1-6), wozu
auch die konventionelle Mahd gehért, fiir beide Arten sehr nachteilig ist (die bevolkerte
Wiesenfléche ist fiir alle Mahdwochen null oder nahezu null). Eine einschiirige jahrliche
Mahd (1-0) in den frithen Mahdwochen Ende Mai/Anfang Juni hat fiir beide Schmetter-
lingsarten Vorteile. Diese Mahdwochen wiirden jedoch mit den Anforderungen anderer
Programme (z.B. fiir Wiesenbriiter) kollidieren. Das Mahdregime mit einem guten Er-
gebnis fiir beide Schmetterlinge und einer Mahdwoche aufSerhalb des Wiesenbriiter-
programms ist in diesem Beispiel eine Mahd alle zwei Jahre (2-0) Ende August (Mahd-
wochen 11 oder 12). Abb. 5 zeigt, dass die von M. nausithous besetzte Flache dann etwa
40 ha und die von M. teleius besetzte Flache etwa 80 ha grofs ist. Um dieses Mahdregime
in der betrachteten Region zu implementieren, miissten den Landwirten Kompensations-
zahlungen in Hohe von etwa 300 Euro pro ha gezahlt werden. Dieses Mahdregime wird
auch bei der Analyse der Agglomerationszahlungen im Artikel von Drechsler et al. in
diesem Band zugrunde gelegt.

Nach Volkl et al. (2007) sind allerdings auch zahlreiche zweifach gemédhte Bestdnde
mit individuenreichen Vorkommen der Falter bekannt, so dass ein solches Mahdregime
nicht generell verworfen werden kann, soweit die Mahdzeitpunkte und die zeitlichen
Abstande zwischen den beiden Schnitten passend gewahlt sind. Auf besonders produk-
tiven Flachen besteht bei einmaligen oder noch selteneren Schnitten aufgrund der ver-
héltnisméfiig hohen Nahrstoffversorgung die Gefahr einer massiven Veranderung des
Pflanzenbestandes mit Folgen sowohl fiir die Vorkommen der Eiablagepflanzen als auch
der Ameisennester. Solche produktiven Standorte wurden bei Johst et al. (2006) und so-
mit auch im Rahmen der vorliegenden Studie nicht betrachtet. Diese Aspekte sind aber
grundsatzlich zu beachten, da dann andere Mahdregimes giinstig sein konnen.
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Abbildung 5 Ergebnisse der Software fiir ein gegebenes Budget von 10.000 Euro.
Okologischer Nutzen (links und Mitte) fiir die beiden zu schiitzenden Schmetter-
lingsarten und notwendige Kompensationszahlungen (rechts) fiir 42 verschiede-
ne Mahdregime, die durch die Mahdhaufigkeit (x-Achse) und die Woche der
(ersten) Mahd (y-Achse) charakterisiert sind. Die Mahdhéaufigkeit wird durch ei-
ne Zahlenkombination (a - b) beschrieben. Bei a = 1 handelt es sich um jahrliche
Schnitte, bei a =2 um Schnitte alle zwei Jahre. Die zweite Zahl gibt an, ob es sich
um ein einschiiriges (b = 0; nur eine Mahd pro Mahdjahr) oder ein zweischiiriges
Mahdregime (zwei Schnitte pro Mahdjahr) handelt. B = 6 bedeutet 6 Wochen Ab-
stand zwischen den beiden Schnitten. Die Mahdwochen von Ende Mai bis Ende
August werden durchnummeriert von -1 bis 12 (Woche 1 ist die erste Juniwoche).
Die Farbskala von blau nach rot bedeutet in Bezug auf den 6kologischen Nutzen,
dass die von Schmetterlingen besetzte Wiesenflache zunimmt, und in Bezug auf
die Kompensationszahlungen, dass diese pro Hektar abnehmen.

Zukiinftiges Vorhaben (in Arbeit):
Verallgemeinerung des 6kologisch-6konomischen
Modellierverfahrens zur Bestimmung
kosteneffizienter raumzeitlicher Habitatmosaike
fiir den Biodiversititsschutz

Problemstellung

Die beschriebenen Ergebnisse zeigen, dass es fiir den Schutz vieler Arten schwer werden

kann, eine Landnutzungsform zu finden, die fiir alle Arten gleich vorteilhaft ist. Selbst

zwei dhnliche Schmetterlinge haben nur teilweise iiberlappende Anforderungen an
Mahdtermine und Mahdhéaufigkeiten (die zudem z.B. durch unterschiedliche Nahrstoff-

versorgung geografisch sehr variieren konnen). Ein Ausweg aus dieser homogenen
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Landnutzung sind Habitatmosaike (Benton et al. 2003), die sich aus Teilflachen verschie-
dener Landnutzungsformen zusammensetzen, die fiir jeweils eine Art oder fiir einen Teil
von Arten von Vorteil sind, und so die Bediirfnisse vieler Arten besser abdecken konnen.
Eine Herausforderung solcher Habitatmosaike von Landnutzungsformen ist, dass sie
nicht nur einen raumlichen, sondern auch einen zeitlichen Kontext haben. Sowohl die
raumlichen Anteile einer Landnutzungsmafinahme als auch die Zeitpunkte ihrer Durch-
fithrung und die von ihnen verursachten Habitatqualitdtsdynamiken kénnen den 6kolo-
gischen Nutzen eines Habitatmosaiks beeinflussen. Abbildung 6 veranschaulicht diese
Problematik exemplarisch am Beispiel des Schutzes dreier unterschiedlicher Griin-
landarten: Braunkehlchen (Saxicola rubetra), Ameisenblauling (Maculinea nausithous) und
Grofer Feuerfalter (Lycaena dispar), welche alle in den Anhdngen der FFH-Richtlinie auf-
gefiihrt sind.

Feuerfalter Eiablage/ Larven Feuerfalter Eiablage/ Larven
I B IR EE I B B e

Braunkehlchen britet/futtert Blauling Eiablage/Larven
I I I B I I I I s

Wochil 2, 3 4 5 6, 7 8 9 10 11|12I 13, 14 15|16|17|18|19|20|21 22

Mai Juni Juli August September

Gras wachst wieder Gras wachst wieder

Konventionelle Mahd (zweimal jéhrlich)

Abbildung 6 Visualisierung der unterschiedlichen Reproduktionsbiologie dreier
Griinlandarten in Relation zur Habitatqualitatsdynamik (Wachstum des Grases)
wihrend der , konventionellen Mahd”. Einzelheiten siehe Text.

Der Reproduktionserfolg dieser Arten hangt von der Wiesenmahd ab, jedoch haben sie
ganz unterschiedliche Anforderungen an den Mahdzeitpunkt. Das Braunkehlchen gehort
zu den Wiesenbriitern und legt 5 - 7 Eier von Mitte Mai bis Anfang Juni. Die anschliefien-
de Brutzeit dauert etwa zwei Wochen, die Nestlinge werden dann weitere zwei Wochen
im Nest gefiittert. Das Braunkehlchen wird deshalb ebenso wie der Blduling besonders
durch die konventionelle Mahd (sieche Abschnitt 2.1.) gefiahrdet, da das Uberleben von
Eiern bzw. Nestlingen oder Larven durch den ersten bzw. beim Blauling durch den zwei-
ten Schnitt stark reduziert oder unmoglich wird. Der Grofle Feuerfalter als Beispiel fiir
eine Art mit zwei Reproduktionsphasen im Jahr kann besser iiberleben, wiirde aber
durch eine Verschiebung des Mahdzeitpunktes nach hinten im Jahr leiden. Hinzu
kommt, dass nicht nur der Vorgang der Mahd selbst (durch mechanisches Téten von

Gelegen) den Reproduktionserfolg beeinflusst, sondern auch das anschliefende Wachs-
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tum des Grases. Da dieses Wachstum tiber mehrere Wochen erfolgt (in Abb. 6 durch die
orangefarbenen Balken visualisiert), unterliegt die Qualitdt des Habitats einer Dynamik,
die artenspezifisch sein kann. Das Braunkehlchen zum Beispiel bendtigt hohes Gras zum
Briiten, welches etwa drei bis vier Wochen nach einer Mahd wieder zur Verfiigung steht,
wahrend das Heranwachsen bzw. Erblithen der Eiablagepflanzen von Blauling und Feu-
erfalter etwas langer dauern kann. Insgesamt zeigt die Abbildung, dass die Reprodukti-
onsphasen der Arten sich zwar teilweise iiberlappen, sie jedoch in Abhingigkeit von der
Lange der Reproduktionsphase in Relation zur Habitatqualititsdynamik unterschiedlich
stark von einem bestimmten Mahdtermin betroffen werden.

3.2  Herausforderungen bei der Bestimmung des 6kologischen Nutzens
raumzeitlicher Habitatmosaiken

All diese Prozesse und ihre Interaktionen moglichst realitdtsnah in einem Skologischen
Modell zu simulieren, wiirde bedeuten, ein umfangreiches individuenbasiertes Modell
fiir jede Art zu erstellen, welches in der Lage ist, die 6kologischen Wirkungen jeder mog-
lichen Zusammensetzung eines Habitatmosaiks zu berechnen. Eine solche Heran-
gehensweise ist jedoch weder fiir den Biodiversitdtsschutz praktikabel, noch ist sie vom
Modellier- und Datenerfassungsaufwand ohne Einschrénkungen durchfiihrbar. Wir ge-
hen deshalb einen anderen Weg. Wir sehen in einer mdglichst einfachen, aber ausreichend
flexiblen Beriicksichtigung der Wechselwirkung zwischen Landschafts- und Reproduk-
tionsdynamik die Basis fiir eine nutzerfreundliche Anwendung und die Kommunizier-
barkeit unserer Methode fiir den Naturschutz.

Wie oben an den Beispielarten erldutert, ist das Habitatmosaik ,raumzeitlich” in dem
Sinne, dass auf unterschiedlich grofien Flachen unterschiedliche Maffnahmen zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten durchgefiihrt werden. Landnutzungsformen sind also durch
eine bestimmte Landnutzungsmafinahme, den Zeitpunkt ihrer Anwendung innerhalb
der Reproduktionszeit der Arten und der daraus folgenden Wechselwirkung zwischen
Landschafts- und Reproduktionsdynamik charakterisiert. Eine Vereinfachung mit mog-
lichst geringen Verlusten an Flexibilitit und an Vertrauenswiirdigkeit der Ergebnisse
stellt auf Grund dieser Komplexitit eine grofie Herausforderung an die Modellent-

wicklung dar.

3.3  Kurzdarstellung der Modelliermethode zur Berechnung des
okologischen Nutzens raumzeitlicher Habitatmosaiken

Als einen ersten Schritt zur Losung dieser Aufgabe haben wir ein Modellkonzept und
einen Indikator entwickelt, mit welchem die 6kologischen Effekte beliebiger raumzeit-
licher Habitatmosaike berechnet werden konnen. Wir nutzen dabei die Tatsache, dass fiir
ein Ranking von raumzeitlichen Habitatmosaiken nur relative Indikatoren des 6kolo-
gischen Nutzens notwendig sind, d.h. wie sich eine Grée bei einer Anderung der Antei-

le der verschiedenen Landnutzungsformen relativ zu einem Referenzwert (z.B. einer zu
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wahlenden homogenen Landnutzung) dndert. Wir gehen auflerdem davon aus, dass die
verschiedenen Landnutzungsformen die Qualitdt des Reproduktionshabitats der betrach-
teten Arten und damit ihre Nachkommenzahl unterschiedlich beeinflussen.

Als Einzelarten-Indikator fiir den dkologischen Nutzen eines Habitatmosaiks betrach-
ten wir daher die relative Uberlebenswahrscheinlichkeit von Nachkommen einer Art und
bezeichnen diese als spezifischen Reproduktionserfolg. Obwohl hier auf den Reproduk-
tionserfolg fokussiert wird, kann das Modellkonzept grundsétzlich in der gleichen Art
und Weise auch dann angewendet werden, wenn die Landnutzung nicht die Reproduk-
tion, sondern das Uberleben der erwachsenen Tiere beeinflusst.

Um die Wechselwirkungen zwischen Habitatqualititsdynamik und Reproduktions-
dynamik erfassen zu konnen, wird eine Reproduktionssaison im Modell in kleinere Zeit-
schritte (z. B. Wochen) aufgeteilt. Sowohl die Habitatqualitdtsdynamik (in unserem Bei-
spiel das Wachstum des Grases nach der Mahd) als auch die Reproduktionsdynamik (mit
welcher Wahrscheinlichkeit Nachkommen in bestimmten Wochen des Jahres produziert
werden — im Folgenden als Kohorten bezeichnet — und wie lange diese Kohorten auf eine
bestimmte Habitatqualitat angewiesen sind, z.B. durch Fiittern von Jungvigeln im Nest)
konnen damit auf einfache Weise zeitdiskret beschrieben werden. Deshalb sind Grund-
wissen iiber die zeitliche Veranderung der Habitatqualitdt als Folge einer Landnut-
zungsmafsnahme und Grundwissen iiber die Reproduktionsbiologie der Arten in Form
von Beginn, Struktur und Dauer der Reproduktionsphase notwendig. Die Wechselwir-
kung beider Dynamiken wird durch die zeitlich verdnderliche Uberlebens-
wahrscheinlichkeit einer Kohorte von Woche zu Woche als Funktion des Zeitpunktes der
LandnutzungsmafSinahme und der folgenden zeitlich verdnderlichen Habitatqualitédt be-
riicksichtigt. Der Reproduktionserfolg einer Art fiir eine bestimmte Landnutzungsform
ergibt sich dann durch die Aufsummierung der iiberlebenden Kohorten. Da der Beginn
der Reproduktion von Jahr zu Jahr auf Grund unterschiedlicher Witterungsbedingungen
variieren kann, wird der mittlere Reproduktionserfolg aus einer Anzahl von Simulations-
laufen bestimmt.

Der mittlere Reproduktionserfolg muss fiir alle betrachteten Landnutzungsformen be-
rechnet werden. Die anschlieffende Gewichtung dieser Reproduktionserfolge mit den
relativen Habitatanteilen der verschiedenen Landnutzungsformen in einem Habitat-
mosaik ergibt dann den spezifischen Reproduktionserfolg einer Art im betrachteten Mo-
saik.

Um von diesem Indikator fiir den Einzelartenschutz zu einem Biodiversitatsindikator
zu kommen, der die ,Giite’ bzw. den 6kologischen Nutzen eines Mosaiks beziiglich des
Vielartenschutzes quantifizieren kann, wurden zwei Forderungen berticksichtigt: (1) die
Summe der Reproduktionserfolge der Einzelarten soll moglichst grofs sein und (2) alle
Arten sollen einen von Null verschiedenen, moglichst gleich hohen Reproduktionserfolg
haben. Wenn man die artspezifischen relativen Reproduktionserfolge miteinander ver-
gleichen will, kommt jedoch ein zuséatzlicher Aspekt ins Spiel, der bisher noch nicht
quantifiziert wurde: verschiedene Arten konnen unterschiedlich grofie Habitatflachen fiir
einen gleich hohen Reproduktionserfolg benétigen. Arten kdnnen sich in ihrem Flachen-
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anspruch fiir eine tiberlebensfahige Population sowohl beziiglich der Anzahl der Indivi-
duen als auch beziiglich des Flachenbedarfs eines einzelnen Individuums unterscheiden
(fiir Schmetterlinge siehe z.B. Settele & Reinhardt 2000). Diese Unterschiede in den Fla-
chenanspriichen konnen beriicksichtigt werden, indem man den artspezifischen Repro-
duktionserfolg auf eine Flacheneinheit bezieht. Durch einen solchen Korrekturfaktor
bekommen Arten mit hohem Flachenanspruch relativ kleinere Reproduktionserfolge pro
Flacheneinheit zugeschrieben. Das wiederum kann in dem entwickelten Bio-
diversitdtsindikator zu Anderungen und damit zu einem verdnderten Ranking der ver-

schiedenen Habitatmosaiken fithren.

3.4  Herausforderungen bei der Bestimmung und Implementierung
kosteneffizienter raumzeitlicher Habitatmosaiken

Die Bestimmung der Kosten raumzeitlicher Habitatmosaiken stellt keine besondere Her-
ausforderung dar, sondern kann im Prinzip analog zur Bestimmung der Kosten fiir
Schutzmafinahmen einzelner Arten erfolgen. So wéren zum Beispiel die Kosten fiir po-
tenzielle Schutzmafsnahmen fiir die in Abschnitt 3.1 beschriebenen gefdhrdeten Arten in
der Region Landau mit den in Abschnitt 2 beschriebenen Kosten der einzelnen Mahd-
regime identisch und konnten fiir die Bestimmung kosteneffizienter raumzeitlicher Habi-
tatmosaiken in dieser Region iibernommen werden. Bei Kenntnis dieser Kosten kann nun
mit Hilfe numerischer Optimierung dasjenige Habitatmosaik ermittelt werden, welches
den oben beschriebenen Biodiversitdtsindikator maximiert.

Mit dieser Optimierung kann zwar bestimmt werden, welche Fldchen in einer Region
wie bearbeitet werden miissen, damit ein bestimmtes raumzeitliches Habitatmosaik kos-
teneffizient entsteht. Eine besondere Herausforderung stellt sich jedoch fiir die Imple-
mentierung, wenn Kompensationsprogramme — wie in Europa allgemein iiblich — auf der
freiwilligen Teilnahme von Landnutzern basieren. Das Grundproblem besteht dabei dar-
in, dass um ein Mosaik von unterschiedlichen Mafsnahmen zu erzeugen, unterschied-
liche Landnutzer unterschiedliche Mafsnahmen durchfithren miissen. Ohl et al. (2006)
zeigen, dass fiir bestimmte Kosten- und Nutzenfunktionen der Landwirte ein Habitat-
mosaik auf freiwilliger Basis nicht zustande kommt. Dies liegt daran, dass bei einer be-
stimmten Struktur der Kompensationszahlungen, die beispielsweise eine Mafinahme A
mit hohen Zahlungen attraktiv macht, alle Landnutzer an dieser Mafinahme teilnehmen
wollen und kein Landnutzer an einer anderen Mafinahme B. Werden nun die Zahlungen
fiir die Mafinahme B erhoht, um die Landnutzer zur Teilnahme an B anzuregen, so kann
dieses Ziel zwar erreicht werden, allerdings nur unter der Bedingung, dass alle Land-
nutzer an B teilnehmen wollen und keiner mehr an A. Aus diesem Ergebnis ziehen Ohl et
al. (2006) die Schlussfolgerung, verstarkt {iber Politikmafinahmen zu forschen, die in der
Lage sind, Landnutzer auf freiwilliger Basis dazu zu bewegen, in einer Region ein Habi-

tatmosaik zu erzeugen.
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4 Zusammenfassung

Naturschutzpolitik und —forschung haben bisher vernachldssigt, dass naturschutz-
politische Instrumente sich am Kriterium der 6konomischen Effizienz orientieren sollten.
In diesem Beitrag wird eine softwarebasierte Entscheidungshilfe fiir Naturschutz-
manager vorgestellt, die {iber das Internet zugénglich ist und mit deren Hilfe 6ko-
nomisch effiziente Kompensationszahlungen fiir Artenschutzmafsnahmen in einer land-
wirtschaftlich genutzten Region bestimmt werden konnen. Das der Software zugrunde
liegende modellbasierte okologisch-6konomische Verfahren wird am Beispiel eines
Schutzkonzeptes fiir zwei gefadhrdete Schmetterlingsarten (den Ameisenblaulingen Macu-
linea nausithous und Maculinea teleius) erlautert, es ist aber im Prinzip auch auf andere zu
schiitzende Arten anwendbar. In der Software wird davon ausgegangen, dass alle am
Programm teilnehmenden Landwirte die gleiche Landnutzungsmafsnahme durchfiihren
und die gleiche Kompensationszahlung erhalten.

Wir stellen auflerdem ein Modellkonzept vor, mit welchem die 6kologischen Effekte
in einem Habitatmosaik berechnet werden konnen. Habitatmosaiken verschiedener
Landnutzungsformen koénnen im Kontext von Biodiversitatsschutz von Vorteil sein, da
sie die verschiedenen Bediirfnisse vieler Arten besser abdecken konnen. Der raum-
zeitliche Kontext eines Mosaiks erhoht jedoch die Komplexitat der Modellierung, denn
nicht nur die Anteile der Landnutzungsmafinahmen, sondern auch ihre unterschied-
lichen Dynamiken und die Zeitpunkte ihrer Durchfiihrung beeinflussen den o6kolo-
gischen Nutzen eines Mosaiks und damit die Bestimmung ¢konomisch effizienter Kom-
pensationszahlungen. Eine mdglichst einfache Berechnung ist deshalb eine grofse Heraus-
forderung an die 6kologisch-6konomische Modellierung und die Basis fiir eine nutzer-
freundliche Anwendung fiir den Naturschutz. Wir schlagen als Indikator einen spezifi-
schen Reproduktionserfolg vor, der den 6kologischen Nutzen von raumzeitlichen Habi-
tatmosaiken relativ einfach quantitativ erfassen kann, der aber auch flexibel genug ist,
um unterschiedlichen artenspezifischen Anforderungen an Habitatgrofie und Dynamik
Rechnung zu tragen. Abschlieffend haben wir auf Schwierigkeiten hingewiesen, die ent-
stehen konnen, wenn ein Habitatmosaik mit Hilfe von Kompensationszahlungen fiir

Landnutzer auf freiwilliger Basis erzeugt werden soll.

Dank

Wir danken Holger Loritz und Holger Bergmann fiir wertvolle Diskussionsbeitrdage im
Rahmen der Entwicklung dieses Beitrages.
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Agglomerationsbonus:

Ein innovatives Element der Ausgestal-
tung von Kompensationszahlungen fiir
raumlich strukturierten Artenschutz

Martin Drechsler, Karin Johst & Frank Watzold

1 Einleitung

Ein wichtiger Teil des Biodiversitdatsschutzes in Deutschland und Europa erfolgt durch
Kompensationszahlungen fiir Artenschutzmafinahmen, die von Landnutzern auf freiwil-
liger Basis durchgefiihrt werden. Ein typisches Beispiel fiir solche Kompensations-
zahlungen sind Vertragsnaturschutzprogramme. Bei der Ausgestaltung dieser Program-
me besteht eine besondere Herausforderung dann, wenn ein verbesserter Biodiversitats-
schutz dadurch erzielt werden kann, dass die Artenschutzmafinahmen in einer bestimm-
ten rdumlichen Lage zueinander angeordnet sind. Zum Beispiel kann es der Schutz einer
Art verlangen, dass die Mafinahmen auf nahe beieinander gelegenen Flachen durch-
gefiihrt werden, damit die Art von einer Flache zur anderen dispergieren kann.

Aber wie miissen Kompensationszahlungen ausgestaltet sein, damit eine bestimmte
raumliche Konfiguration erreicht wird? Typischerweise erhdlt bei Kompensations-
zahlungen jeder Landnutzer fiir die Durchfiihrung einer bestimmten Artenschutzmaf-
nahme die gleiche Zahlung — unabhéngig von der Nahe seiner Flache zu anderer Fldchen
mit Mafsnahmen. Bei einer solchen Ausgestaltung werden diejenigen Landnutzer teilneh-
men, fiir die sich dies bei der entsprechenden Hohe der Zahlung lohnt. Eine gewiinschte
raumliche Konfiguration von Flachen mit Schutzmafinahmen wird dadurch aber im All-
gemeinen nicht entstehen. Amerikanische Okonomen (vgl. Parkhurst et al. 2002) haben
nun den Vorschlag gemacht, Zahlungen fiir Artenschutzmafinahmen an das Erreichen
einer aus Artenschutzsicht vorteilhaften rdumlichen Konfiguration zu kniipfen. Ihr Vor-
schlag ist es, den Landnutzern eine Zahlung, die sie ,, Agglomerationsbonus” nennen, nur
dann zukommen zu lassen, wenn die artenschiitzend bewirtschafteten Flachen in einer

bestimmten rdaumlichen Anordnung zueinander stehen.!

1 Parkhurst et al. (2002) schlagen eine Zahlung mit zwei Komponenten vor. Zum einen soll jeder
Landnutzer eine raumunabhéngige Grundkompensation fiir die ArtenschutzmafSinahme erhalten.
Eine zweite Zahlung, der Agglomerationsbonus, soll dann erfolgen, wenn es gelingt, eine gewiin-
schte raumliche Konfiguration bei den Mafinahmen herzustellen. Um mdgliche Vorteile eines Ag-
glomerationsbonus einfacher herausarbeiten zu kénnen, gehen wir in unserem Beitrag im Folgen-
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Das Ziel unseres Beitrags ist es, zu untersuchen, inwieweit sich durch die Anwendung
eines Agglomerationsbonus Effizienzgewinne erzielen lassen. Unter Effizienzgewinnen
verstehen wir an dieser Stelle, dass fiir ein gegebenes Naturschutzbudget mehr Arten-
schutz erreicht werden kann, wenn die Zahlungen in Form eines Agglomerationsbonus
erfolgen, anstatt dass sie raumunabhédngig ausgestaltet sind. Im anschliefenden Ab-
schnitt 2 stellen wir die Idee eines Agglomerationsbonus mit Hilfe eines erdachten Zah-
lenbeispiels in einer hypothetischen Landschaft vor. In Abschnitt 3 zeigen wir dann in
einer Fallstudie, dass durch einen Agglomerationsbonus fiir Mafsnahmen zum Schutz des
gefdhrdeten Hellen Wiesenknopf-Ameisenbldulings (Maculinea teleius) unter bestimmten
Bedingungen ein hoherer Schutz zu erzielen ist als durch raumunabhéngige Kompensa-

tionszahlungen.

2 Idee des Agglomerationsbonus

21 Ausgangsproblem

Um die Vorteile eines Agglomerationsbonus zu erkennen, betrachten wir zur Illustration
eine hypothetische Landschaft (Abb. 1), auf der Landnutzern Zahlungen fiir artenschutz-
freundliche Mainahmen angeboten werden, die das Uberleben einer gefihrdeten Art

sichern sollen.

Abbildung 1

Hypothetische
D OO O |
Flachen identischer

Grofse a. Die Zahlen
geben an, wie viel
@ @ @ @ @ es kosten wiirde,
die Bewirtschaftung
der jeweiligen Fla-
che so umzustellen,
@ @ @ dass die Flache als
Habitat fiir eine ge-

fahrdete Art geeig-

net ist.

den davon aus, dass bei einem Agglomerationsbonus eine Zahlung nur dann erfolgt, wenn eine
bestimmte rdumliche Anordnung erreicht wird, d.h. wir ignorieren die Grundkompensation.
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Die Flache, auf der die Artenschutzmafinahme finanziell am giinstigsten durchzufiihren
ist, liegt links oben, wo die Mafinahme eine Geldeinheit (der Einfachheit: 1€) kostet. Auf
allen anderen Flachen wire die Mafinahme teurer. Wiirde fiir das Uberleben der Art eine
einzelne Flache ausreichen, so wiirde man dem Landnutzer der Flache links oben eine
Zahlung anbieten, die leicht {iber den Kosten von 1€ liegt, z.B. 1,1€. Wenn wir unterstel-
len, dass die in Abb. 1 genannten Kosten alle Kosten der Programmteilnahme des Land-
nutzers abdecken, so ist es fiir ihn profitabel, die Zahlung von p = 1,1€ anzunehmen und
die Mafsnahme zu den Kosten von c = 1€ durchzufiihren, da er hierdurch gegeniiber der
bisherigen Bewirtschaftung einen Gewinn von g = p - ¢ = 0.1€ erzielt.2

Gehen wir nun aber davon aus, dass eine Fliche fiir das Uberleben der Art nicht aus-
reicht. Dann muss eine hohere Zahlung p angeboten werden, um auch andere Land-
nutzer dazu zu bewegen, die Artenschutzmafinahme durchzufiihren. Dazu ist in dem
Beispiel von Abbildung 1 mindestens eine Zahlung von p > 2€, beispielsweise p =2,1€
notig. In diesem Fall ist der Gewinn fiir die Landnutzer der griin markierten Fldchen
(Abb. 2) positiv, so dass diese an dem Artenschutzprogramm teilnehmen.
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Abbildung 2 Die hypothetische Landschaft aus Abb. 1. Griin markiert sind die
Flachen, die bei einer Zahlung von p = 2,1€ artenschutzfreundlich bewirtschaftet
werden.

2 Wir unterstellen, dass Landnutzer an dem Programm teilnehmen, wenn dies fiir sie profitabel
ist. Dies ist fiir den Zweck dieses Beitrages, die Untersuchung des Agglomerationsbonus, eine
angemessene Annahme. In der Realitédt spielen selbstverstdndlich auch andere Faktoren bei der
Partizipationsentscheidung eine Rolle wie beispielsweise Interesse des Landnutzers am Arten-
schutz.
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Das notwendige Budget betragt B =3 x 2,1€ = 6,3€, da die Zahlung von p =2,1€ an jeden
der drei Landnutzer gezahlt werden muss. Es entspricht der iiblichen Ausgestaltung von
Artenschutzprogrammen, dass die Zahlungen nicht nach Landnutzern differenziert wer-
den.

Zum Ergebnis ist zum einen hervorzuheben, dass bei einer Zahlung von p =2,1€ der
Landnutzer der Flache links oben weit mehr erhilt, als ihn die Durchfiihrung der Maf3-
nahme kostet (c =1,1€). Er macht damit einen Gewinn (g =1,1€), der weit tiber dem der
beiden anderen Landnutzer (jeweils g=0,1€) liegt. Ware es moglich, die Zahlungen p
individuell an den Kosten der Landnutzer zu orientieren, d.h., dem Landnutzer der links-
obigen Flache pl =1,1€ und den beiden anderen p2 =2,1€ anzubieten, so wére derselbe
okologische Effekt fiir ein Budget von nur B = 5,3€ zu erzielen.

Zum anderen ist anzumerken, dass sich haufig nicht nur die Kosten von Mafinahmen
raumlich unterscheiden, sondern auch ihre Okologischen Wirkungen. Ein typischer
Grund dafiir ist die eingeschréankte Mobilitdt vieler Organismen. Die Fldche links oben ist
beispielsweise sehr stark von den anderen beiden Fldchen isoliert, so dass ein Indivi-
duenaustausch zwischen der Flache links oben und den anderen beiden Flachen schwie-
rig sein kann. Der Grad der Schwierigkeit hangt selbstverstandlich von der raumlichen
Skala und der betrachteten Art ab. Betrdgt der Abstand d zwischen benachbarten Fla-
chenstiicken beispielsweise 1km, so ist es fiir einen Singvogel kein Problem, die Distanz
zwischen den Flachen links oben und recht unten zu {iberbriicken. Fiir einen Tagfalter
oder gar Laufkéfer wird es dagegen schwieriger sein.

Nun besagt die Theorie der Metapopulationen (z.B. Frank et al. 1994; Hanski 1999),
dass das Uberleben einer Art in einer fragmentierten Landschaft (in der das Gesamthabi-
tat also nicht zusammenhéngt, sondern in Habitatfragmente unterteilt ist) sehr sensitiv
davon abhingt, wie gut der Individuenaustausch zwischen den einzelnen Fragmenten
funktioniert. Damit hat die Artenschutzmafinahme auf der Fldche links oben eine ver-
haltnisméafig geringe Wirkung, und es wire dkologisch weit effektiver, dieselbe Mafsnah-
me auf einer Flache rechts unten durchzufiihren.

Am kostengiinstigsten wire hier die Flache, auf der die Durchfithrung der Mafinahme
3€ kostet. Auf dieser Fliche wird die Artenschutzmafsnahme jedoch nur bei einer Zah-
lung von p = 3,1€ durchgefiihrt. Da diese Zahlung jedoch allen Landnutzern angeboten
werden muss, ergibt sich das Ergebnis nach Abbildung 3.
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Abbildung 3 Die hypothetische Landschaft aus Abb. 1. Griin markiert sind die
Flachen, die bei einer Zahlung von p = 3,1€ artenschutzfreundlich bewirtschaftet
werden.
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Wie geplant hat sich rechts unten ein 6kologisch effektives Habitatnetzwerk herausgebil-
det. Nach wie vor miissen jedoch Zahlungen fiir die Flache links oben und zudem fiir
eine weitere — dkologisch ebenfalls wenig effektive — Flache rechts oben geleistet werden.
Da die Zahlungen {iiberdies auf 3,1€ angewachsen sind, hat sich das notwendige Budget
gegeniiber der Situation von Abbildung 2 fast verdreifacht: auf einen Wert von
B =5 x 3,1€ = 15,5€. Dies bedeutet, dass fiir einen Teil der Mafsnahmen weit mehr gezahlt
wird, als diese tatsdchlich an Kosten verursachen. Es stellt sich damit die Frage, wie man

die Kosteneffizienz der Artenschutzmafinahmen steigern kann.

2.2 Anreiz zur raumlichen Agglomeration

Ausgangspunkt der Uberlegungen, wie man das im vorigen Abschnitt skizzierte Arten-
schutzprogramm effizienter machen kann, ist die Beobachtung, dass Schutzmafinahmen
fiir viele Arten effektiver werden, wenn sie in rdumlicher Nahe zueinander durchgefiihrt
werden (z.B. Frank et al. 1994; Hanski 1999). Somit stellt sich die Frage, wie man es er-
reicht, dass ausschliefllich nahe zusammen liegende Flichen am Programm teilnehmen.
Die im Folgenden présentierte Idee basiert auf dem Vorschlag, Zahlungen fiir Natur-
schutzmafinahmen an den rdumlichen Kontext der Mafinahmen zu kniipfen (Parkhurst
et al. 2002). Konkret erhélt ein Landnutzer bei Durchfithrung einer Artenschutzmaf3-
nahme einen finanziellen Bonus (, Agglomerationsbonus”), wenn einer oder mehrere
seiner unmittelbaren Nachbarn ebenfalls die Mafinahme durchfithren. Dadurch wird ein
finanzieller Anreiz zu (rdumlicher) Kooperation zwischen den einzelnen Landnutzern
gesetzt.
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In der Okonomie werden solche Kooperationsprobleme mit Hilfe der Spieltheorie a-
nalysiert. Diese beschaftigt sich (unter anderem) mit der Frage, unter welchen Um-
standen Kooperationslosungen zustande kommen konnen, wenn jeder Akteur seinen
eigenen Gewinn maximiert. Parkhurst et al. (2002) demonstrieren sowohl mathematisch-
theoretisch als auch experimentell (indem sie in einer Art Laborexperiment mit realen
Personen die Entscheidungssituation, die sich Landbesitzern im Falle des Agglomera-
tionsbonus stellt, nachstellen), dass der Agglomerationsbonus zur gewiinschten Koopera-
tion zwischen Landnutzern fiihrt.

Das Ziel der Arbeit von Parkhurst et al. (2002) war, ein exakt definiertes raumliches
Arrangement von Mafinahmen (beispielsweise einen Habitatkorridor zur Verringerung
von Landschaftszerschneidung) zu erreichen. Das im vorangegangenen Abschnitt ge-
schilderte Problem ist von etwas anderer Natur. Dort geht es nicht um ein ganz bestimm-
tes Arrangement, sondern darum, zu verhindern, dass Artenschutzmafinahmen in einer
Region zu weit verstreut werden. Mit anderen Worten, der Abstand zwischen zwei Fla-
chen, auf denen Artenschutzmafinahmen durchgefiihrt werden, soll nicht zu grof§ wer-
den — eben maximal so grof3, dass die zu schiitzende Art die Distanz zwischen den Fla-
chen gut {iberbriicken kann.

Mathematisch lasst sich das so ausdriicken, dass die Gesamthabitatfliche pro Land-
schaftsflacheneinheit einen bestimmten Wert nicht unterschreiten darf. In dem Beispiel
von Abbildung 4 kénnte man z.B. fordern, dass in einem Landschaftsausschnitt der Gro-
Be 6d2 (d ist der Abstand zwischen zwei senkrecht bzw. waagerecht benachbarten Fla-
chen) mindestens drei Habitate der Grofie a liegen miissen. Eine Moglichkeit, dies zu
erreichen, sind drei Habitate in dem rechts-unteren Ausschnitt der Region (Abb. 4) oder
auch sechs Habitate in einem doppelt so grofien Landschaftsausschnitt (rechts in Abb. 4).
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Abbildung 4

Die Landschaft aus
Abbildung 1. Der
Abstand zwischen
zwei senkrecht
bzw. waagerecht
benachbarten Fla-
chen betrédgt d. Das
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Habitatflache zu Landschaftsfliche (im Folgenden mit fmin bezeichnet)?® bestimmt sich
durch die Eigenschaften der zu schiitzenden Art. Eine sehr wanderungsfahige Art beno-
tigt lediglich ein geringes, eine wanderungsunfihige Art hingegen ein hohes Verhaltnis.

Um die gewiinschte raumliche Aggregation von Habitatflachen zu erzielen, wird das
Angebot der Kompensationszahlung p nun an die Bedingung gekniipft, dass die Maf3-
nahme in einem Landschaftssauschnitt durchgefiihrt wird, der — durch die MafSnahmen
anderer Landnutzer — das besagte Mindestverhltnis fmin erreicht oder {iberschreitet. Um
zu verhindern, dass viele kleine und 6kologisch wenig effektive Landschaftsausschnitte
entstehen, wird zusétzlich gefordert, dass Mafinahmen nur in einem einzigen Land-
schaftsausschnitt gefordert werden (in Abb. 4 beispielsweise nur in dem oberen oder nur
in dem unteren Rechteck). Wo genau dieser Abschnitt in der Landschaft liegt und wie
grof’ er ist, liegt in der Entscheidung der Landnutzer in der Region. Wie im néchsten
Abschnitt deutlich werden wird, bestimmt sich die Grofle des Landschaftsausschnitts
unter anderem durch die Hohe der Agglomerationszahlung p.

Betrachten wir nun zwei mogliche Agglomerationsboni. Zunéchst sei wie in der Situa-
tion von Abbildung 3 die Zahlung p = 3,1€; jetzt aber gekniipft an die Bedingungen eines
Mindestflachenverhaltnisses von fmin = 3a/6d2. Geht man davon aus, dass zum einen der
Gewinn eines jeden Landnutzers nicht negativ sein darf und zum anderen die Land-
nutzer der Region ihren Gesamtgewinn, d.h. die Summe der Gewinne der einzelnen
Landnutzer, maximieren, so ergibt sich das in Abbildung 5 dargestellte Ergebnis:
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Abbildung 5
Das Ergebnis des
Agglomerations-
bonus.

3 Im Beispiel ist fmin = 3a/(6d?) = a/(2d?).
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Der Gesamtgewinn ist maximiert, wenn die Artenschutzmafinahmen auf den drei griin
markierten Flachen durchgefiihrt werden. Ein Okologisch effektives (wenn auch nicht
sehr grofies) Netzwerk von Habitaten ist entstanden, bei einem notwendigen Budget von
B =3 x 3,1€ = 9.3€. Gegeniiber der Situation von Abbildung 3 ist dies fiir die Behorde eine
betrédchtliche Kosteneinsparung von 40 Prozent.

Diese Einsparung kann noch grofler sein, wenn man unterstellt, dass zwischen den
einzelnen Landnutzern Zahlungen - so genannte Seitenzahlungen — erfolgen. Eine Seiten-
zahlung kann im Rahmen eines Verhandlungsprozesses dazu dienen, einen Landnutzer
zur Kooperation (d.h. zur Teilnahme an dem Artenschutzprogramm) zu bewegen, der
ohne diese Seitenzahlung nicht dazu bereit ware. Zur Erlduterung nehmen wir einmal an,
der Agglomerationsbonus betrage nicht p = 3,1€ sondern nur p = 2,6€. In diesem Fall wa-
re der Gewinn aus der Durchfiihrung der Artenschutzmafinahme auf der mittleren der
drei griinen Flachen negativ (g =2,6€ - 3€ =-0,4€), d.h. der Besitzer der Flache wiirde an
dem Artenschutzprogramm nicht teilnehmen wollen. Ohne seine Flache wiirde das Habi-
tat-Netzwerk mit dem Mindestverhéltnis 3a/(6d?) jedoch nicht zustande kommen und die
beiden anderen Landnutzer wiirden ihren moglichen Gewinn einbiiffen. Beide haben
daher ein Interesse, den Nutzer der Flache zwischen ihren Flachen zur Durchfithrung der
Artenschutzmafinahme zu bewegen. Dies konnen sie erreichen, indem sie ihm jeweils
eine Seitenzahlung von beispielsweise 0,3€ anbieten. In diesem Fall ware der Gewinn des
Landnutzers in der Mitte positiv: g=2,6€ - 3€ + 2 x 0,3€ =0,2€, und er wiirde die Arten-
schutzmafinahme durchfiihren. Trotz dieser Seitenzahlungen ware auch der Gewinn der
beiden anderen Landnutzern positiv, namlich jeweils g =2,6€ - 2€ - 0,3€ = 0,3€. Jeder der
drei Landnutzer zieht also einen positiven Gewinn aus der Durchfiihrung der Arten-
schutzmafinahme und das Habitatnetzwerk kommt zustande. Das benétigte Budget be-
triagt dabei B =3 x 2,6€=7,8€, welches das vorherige von 9,3€ nochmals um etwa 15 %
unterschreitet.

Ob das okologische Ergebnis fiir 9,3€ oder schon fiir 7,8€ zu erzielen ist, hdngt davon
ab, ob die Landnutzer zu den beschriebenen Seitenzahlungen bereit sind. In jedem Fall
bleibt festzuhalten, dass durch Einfiihrung der Agglomerationszahlung das notwendige
Budget gegeniiber der Situation von Abbildung 3 in etwa halbiert werden konnte.

Damit konnen wir zu der Frage zuriickkehren, wie dieser Effizienzgewinn zu inter-
pretieren ist. Wenn wir davon ausgehen, dass die eingesparten 6,2 bzw. 7,7 Euro eben-
falls fiir Artenschutzmafinahmen ausgegeben werden sollen, konnte dies beispielsweise
dadurch geschehen, dass man — ausgehend von der Situation in Abb. 5 — die Zahlung auf
p=4,1€ (bei der Annahme von Seitenzahlungen wiirden 3€ reichen) erhoht. In diesem
Fall wire auch der Landnutzer der Flache ganz rechts unten (Kosten c = 4€) bereit, die
Artenschutzmafinahme durchzufiihren. Das notwendige Budget wére B =4 x 4,1€ = 16,4€,
also etwa so groff wie in der Situation ohne Agglomerationsbonus (Abb. 3). Der 6kolo-
gische Effekt wére jedoch weit hoher, da nun ein Habitatnetzwerk mit vier statt drei Ha-
bitaten erzeugt wird. Der Effizienzgewinn durch die Agglomerationsbonus wiirde sich
hier also in einer Erhchung des 6kologischen Effekts bei gleichem finanziellem Budget

ausdriicken.
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Abschliefsend sollte erwdhnt werden, dass der Effizienzgewinn durch den Agglome-
rationsbonus stark von der Ausbreitungsfiahigkeit der zu schiitzenden Art (relativ zum
Abstand zwischen den potentiellen Habitatflachen) abhédngt. Kann die Art beliebig weit
wandern, so ist das Netzwerk aus fiinf Habitaten in Abbildung 3 natiirlich weit besser als
das mit vier Habitaten rechts unten, welches im vorangegangenen Absatz betrachtet
wurde. Das bedeutet, dass der Agglomerationsbonus in diesem Fall nicht zu einem Effi-

zienzgewinn sondern zu einem Effizienzverlust fithren wiirde.

3 Anwendung des Agglomerationsbonus auf den Schutz
des Hellen Wiesenknopf-Ameisenbldulings

Das Konzept des Agglomerationsbonus soll nun im Rahmen einer Fallstudie auf den
Schutz des Hellen Wiesenknopf-Ameisenblaulings (Maculinea teleius) angewendet wer-
den. Die Art ist naturschutzfachlich relevant und durch die FFH-Richtlinie geschiitzt.
Wie in Johst et al. (in diesem Band) dargestellt, hangt das Uberleben des Hellen Wiesen-
knopf-Ameisenbldulings von der Art der Wiesenmahd ab. Wahrend die konventionelle
Mahd (jahrlich einmal Ende Mai und einmal Mitte Juli) sehr schadlich fiir das Uberleben
der Schmetterlinge ist, gibt es andere Mahdregimes, unter denen die Schmetterlinge sehr
gut tiberleben kénnen. Wie die Modellsimulation von Johst et al. in diesem Band zeigt, ist
eines dieser Mahdregimes — welches iiberdies die geringsten negativen Auswirkungen
auf andere relevante Griinlandarten wie das Braunkehlchen (Saxicola rubetra) und den
Grofien Feuerfalter (Lycaena dispar) hat — die Durchfithrung einer Mahd alle zwei Jahre
Ende August.

Die aus diesem schmetterlingsfreundlichen Mahdregime resultierende Uberlebens-
fahigkeit der Schmetterlingspopulation zeigt Abbildung 6 (fettgedruckte Linie) als Funk-
tion des finanziellen Budgets. Die Uberlebensfahigkeit ist hier gemessen durch die Ge-
samtflache an Griinland, die von M. teleius gemafS der Modellsimulation bevolkert ist.
Grundlage der Analyse ist die von Johst et al. beschriebene 60 km? grofie Region ostlich
von Landau in Rheinland-Pfalz.

Wie in dem Beitrag von Johst et al. beschrieben, unterscheiden sich die Kosten des
schmetterlingsfreundlichen Mahdregimes von Wiese zu Wiese. Die Abweichung vom
Mittelwert liegt zwischen plus und minus 10 %. Nicht veroffentlichte Modelluntersuch-
ungen zeigen ferner, dass eine rdaumliche Agglomeration der schmetterlings-freundlich
bewirtschafteten Wiesen effektiver ist als eine raumliche Streuung. Es liegt also eine Situ-
ation vor, wie sie im vorangegangen Abschnitt 2.2 in abstrakter Form beschrieben wurde,
und die Analyse einer Agglomerationszahlung bietet sich an.

Dafiir wird zunéichst eine Kompensationszahlung p (aus dem relevanten Werte-
bereich 150€/ha - 175€/ha) und ein Mindestflachenverhéltnis fmin (aus dem Wertebereich
{0; 0,005; 0,1; 0,2}) festgelegt. Der Wert fmin = 0 reprasentiert dabei die Situation ohne die
Forderung eines bestimmten Mindestverhaltnisses von schmetterlingsfreundlicher Wie-
senfldache zu Gesamtflache, also die raumlich homogene Kompensationszahlung, wie sie
in Abschnitt 2.1 betrachtet wurde. Fiir jedes der gewdhlten p und fmin wird nun dasjenige
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rdumliche Arrangement der schmetterlingsfreundlich bewirtschafteten Wiesen ermittelt,
welches den Gesamtgewinn der Landwirte maximiert. Auch das zugehdrige Budget B

und die Gesamtfldche der von Schmetterlingen bevolkerten Wiesen werden ermittelt.
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Abbildung 6 Gesamtfldche der von M. teleius bevolkerten Wiesen als Funktion
des zur Verfiigung stehenden Budgets fiir vier verschiedene Mindestfldchenver-
héltnisse fmin. Das Mindestflachenverhaltnis fmin nimmt von unten nach oben zu.

Abbildung 6 zeigt, dass fiir ein gegebenes Budget die bevolkerte Wiesenfldche mit zuneh-
mendem fmin wéchst. Das bedeutet, dass ein positives Mindestflichenverhaltnis fmin >0
und die daraus resultierende Agglomeration der schmetterlingsfreundlich bewirtschaf-
teten Wiesen die Effizienz der Kompensationszahlungen erhoht. Das grofite in Abb. 6
beriicksichtigte Mindestflachenverhéltnis ist fmin=0,02 (entspricht 2ha schmetterlings-
freundlich bewirtschaftete Wiese pro km? Landschaft); groflere Mindestflachenver-
héltnisse fithrten bei den Analysen zu keinen weiteren Effizienzgewinnen.

Die Effizienzgewinne durch die Agglomeration der schmetterlingsfreundlich bewirt-
schafteten Wiesen sind bei kleinen und mittleren Budgets betréachtlich. Sie variieren zwi-
schen ca. 70 % fiir ein Budget von 3.000€ und ca. 30 % fiir ein Budget von 10.000€.* Der
Grund, warum die Effizienzgewinne der Agglomeration mit zunehmendem Budget ab-
nehmen liegt darin, dass bei hohen Budgets sehr viele Wiesen schmetterlings-freundlich

bewirtschaftet werden und auch ohne gesetztes Mindestflachenverhéltnis fmin >0 eine

4 Witzold et al. (2007) (vgl. Abb. 6 ebenda) stellten fest, dass ein Budget von 10.000€ ausreicht,
um die Uberlebensféhigkeit der Schmetterlingspopulation in der Region substantiell zu erhéhen.
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ausreichende rdumliche Agglomeration der schmetterlingsfreundlich bewirtschafteten
Wiesen gewahrleistet ist.

4. Diskussion

Ausgangspunkt dieses Beitrages war die Beobachtung, dass es sinnvoll sein kann, Arten-
schutzmafinahmen in einer bestimmten rdumlichen Konfiguration durchzufiihren. Vor
dem Hintergrund des naturschutzpolitischen Instrumentes von Kompensations-
zahlungen fiir Artenschutzmafinahmen auf freiwilliger Basis stellt sich die Frage, wie
Landnutzern Anreize gegeben werden konnen, damit eine bestimmte raumliche Konfi-
guration zustande kommt. Eine von amerikanischen Okonomen entwickelte Idee fiir ein
Anreizsystem ist ein Agglomerationsbonus, der Landnutzern nur dann gezahlt wird,
wenn Fldchen, die fiir Artenschutzmafinahmen zur Verfligung gestellt werden, eine be-
stimmte rdumliche Konfiguration aufweisen. In dem Beitrag wurde gezeigt, dass im Ver-
gleich zu raumlich homogenen Kompensationszahlungen Effizienzgewinne bei einem
Agglomerationsbonus durch zwei Effekte auftreten konnen: Zum einen durch eine ver-
besserte 6kologische Wirksamkeit der Mafinahmen durch raumliche Agglomeration, und
zum anderen dadurch, dass Zahlungen an Landnutzer, die deutlich iiber deren Kosten
fiir Artenschutzmafinahmen liegen, vermieden werden. Der Grund hierfiir ist, dass
Landnutzer, die von dem Agglomerationsbonus iiberdurchschnittlich profitieren, mogli-
cherweise Zahlungen an andere Landnutzer tatigen, fiir die es ohne diese Zahlungen
nicht profitabel ist, ihre Flachen dem Artenschutz zur Verfiigung zu stellen.

Bei der Frage, ob ein Agglomerationsbonus rdumlich homogenen Kompensations-
zahlungen vorzuziehen ist, ist auch zu beriicksichtigen, dass sich beim Agglomerations-
bonus Landnutzer untereinander dariiber abstimmen miissen, welche Flachen sie dem
Artenschutz zur Verfiigung stellen. Diese Notwendigkeit zur Kooperation bedeutet, dass
andere Landnutzer, mit denen eventuell kooperiert werden kann, identifiziert werden
miussen, und dass mit diesen Landnutzern verhandelt werden muss. Ein solcher Prozess
ist fiir die Landnutzer auch mit Kosten — sogenannten Transaktionskosten — verbunden,
die bei einer Effizienzanalyse beriicksichtigt werden miissen. Ob bei einem bestimmten
Artenschutzproblem raumlich homogene Kompensationszahlungen oder ein Agglomera-
tionsbonus die bessere Alternative ist, hangt letztendlich davon ab, ob die oben analysier-
ten Kosteneinsparungen durch den Agglomerationsbonus grofier oder kleiner sind als
die entstehenden Transaktionskosten. Unserer Einschidtzung nach besitzt die Idee eines
Agglomerationsbonus jedoch ein Potenzial fiir die Verbesserung des Artenschutzes, dass

besser untersucht und genutzt werden sollte.
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Sind regional angepasste
Agrarumweltmafinahmen
effizient?

Christian Schleyer

1 Einleitung

Agrarumweltprogramme (AUP) sind ein wichtiger Bestandteil der europdischen Forder-
politik zur nachhaltigen Entwicklung der landlichen Raume. Sie spielen eine wesentliche
Rolle, wenn es darum geht, Landwirte zu motivieren, 6ffentliche Umwelt- bzw. Land-
schaftsgiiter - gegen entsprechende Kompensationszahlungen - zu produzieren oder zu
schiitzen. Allein die deutschen Bundesldnder geben jahrlich einen dreistelligen Millio-
nenbetrag fiir diese Programme aus (Stratmann & Osterburg 2002). Haufig wird aller-
dings kritisiert, dass die derzeitigen Programme nur unzureichend in der Lage sind, re-
gionale Unterschiede in Bezug auf dkologische, konomische und kulturelle Charakteris-
tika zu berticksichtigen (z.B. Arzt et al. 2002; Deblitz 1999; Jungcurt et al. 2004). Mafinah-
meninhalte und Pramienhohen werden in Deutschland zumeist einheitlich fiir ein Bun-
desland festgelegt. Dariiber hinaus werden die Adressaten der Programme, die landwirt-
schaftlichen Betriebe, nur selten in die Maffnahmengestaltung miteinbezogen. Bedingt
durch diese Defizite leiden nicht nur die 6konomische Effizienz und die 6kologische
Treffsicherheit der eingesetzten Finanzmittel, sondern auch die Akzeptanz von Agrar-
umweltmainahmen bei den lokalen Akteuren. Die Bereitschaft zur Teilnahme an AUP
hédngt dabei nicht nur eng mit der jeweiligen Pramienhohe relativ zu den tatsdchlichen
Durchfithrungs- bzw. Produktionskosten und der naturrdumlichen und betriebsstruktu-
rellen Relevanz der angebotenen Mafinahmen zusammen, sondern dariiber hinaus auch
mit den individuellen Einstellungen der Landwirte zu (regionalen) Umweltschutzaspek-
ten und vor allem auch mit dem individuellen Informationsstand iiber die Programman-
gebote und -inhalte (Falconer 2000; Wilson 2000).

Vor diesem Problemhintergrund sind in den vergangenen Jahren eine Reihe von sehr
unterschiedlichen Pilotprojekten durchgefiihrt worden, die gemeinsam mit lokalen Ak-
teuren regionalisierte Agrarumweltprogramme entwickelt haben, mit dem Ziel der
Uberwindung der genannten Defizite (siehe z.B. Buchta 2001; Knickel & Peter 2004). Ein
solches regionalisiertes AUP wurde auch von den Teilnehmern eines Agrar-Umwelt-
Forums in der nordbrandenburgischen Region Prenzlau-West entwickelt. Dies erfolgte
im Rahmen des BMBF-geforderten Verbundforschungsprojekts GRANO in den Jahren
1999 bis 2002. Ziel des GRANO-Projekts war es, gemeinsam mit regionalen Akteuren
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Ansitze fiir eine dauerhaft-umweltgerechte landwirtschaftliche Produktion in ausge-
wahlten Modellgebieten Nordost-Deutschlands (Brandenburg) zu entwickeln und zu
erproben (Miiller et al. 2002). Ein Projektbereich widmete sich dabei unter anderem der
partizipativen und regionalisierten Erarbeitung von AUP mit dem Ziel der Steigerung
der Effizienz der eingesetzten finanziellen Mittel, der vermehrten Teilnahme von Land-
wirten an diesen Programmen und der Verbesserung der Legitimation agrarumwelt-
politischer Transferzahlungen (Arzt et al. 2002). Kernstiick war hier die Schaffung eines
nach dem Prinzip der ,Runden Tische” gestalteten Agrar-Umwelt-Forums (AUF) als
Organisationsrahmen fiir die Identifikation und Diskussion regionaler Agrarumwelt-
probleme, zur Entwicklung umweltrelevanter Maffnahmen und deren Evaluierung und
Modifikation durch regionale Akteure aus Landwirtschaft, Naturschutz, Landschafts-
pflege, Verwaltung, Politik sowie Wissenschaft und Tourismus. Abbildung 1 zeigt gra-

fisch die Vorgehensweise des Agrar-Umwelt-Forums.

Teilnehmer

Informations- Entwiirfe Regionalisierte
austausch fiir Agrarumwelt-
Diskussion Regionale programme als
Bilaterale Agrar- Entscheidungs-
Gespréche Umwelt- vorlagen fiir das
Konsens- programme

MLUR*
ﬁndung ;J

Abbildung 1 Vorgehensweise des Agrar-Umwelt-Forums (AUF). * Ministerium
fiir Landwirtschaft, Umwelt und Raumordnung (MLUR) des Landes Brandenburg
(Quelle: verandert nach Arzt et al. 2002, 70).

Eine 6kologisch, 6konomisch und sozialwissenschaftlich orientierte Begleitung des AUF
sorgte fiir die organisatorische und prozessuale Gestaltung der Diskussion, lieferte 6ko-
nomische Informationen und untersuchte, wie Entscheidungen in Gruppen entstehen,
Konflikte erkannt und geregelt sowie Wertentscheidungen {iber Umweltgiiter in Grup-

pen getroffen werden konnen. Zwischen Oktober 1999 und Februar 2002 wurden drei-
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zehn Treffen des AUF im Untersuchungsgebiet Prenzlau-West' durchgefiihrt, bei denen
durchschnittlich etwa 15 lokale Akteure sowie sechs GRANO-Mitarbeiter anwesend wa-
ren und die von einer professionellen Moderatorin geleitet wurden (Arzt et al. 2003).

In diesem Beitrag werden zunachst der Prozess der Entstehung des regionalisierten
AUP fiir die Region Prenzlau-West sowie dessen wesentliche Inhalte vorgestellt. An-
schlieffend wird ein einfaches Analyseraster vorgestellt, mit dessen Hilfe die Kosten-
effizienz dieses Programms hinsichtlich einzelner Kostenkomponenten bewertet wird.
Abschlieflend werden die Ergebnisse zusammengefasst und ein kurzes Fazit gezogen.

2 Die Entstehung des regionalisierten
Agrarumweltprogramms

Im Unterschied zu vielen anderen partizipativ orientierten Projekten im Agrarumwelt-
bereich bestand eine wesentliche Besonderheit des GRANO-Ansatzes darin, dass die zu
behandelnden Agrarumweltprobleme und die konkreten Zielsetzungen nicht a priori
vorgegeben waren, sondern vielmehr in einem offenen Diskussionsprozess gemeinsam
mit den beteiligten regionalen Akteuren festgelegt wurden. Die ersten Treffen der Mit-
glieder des Agrar-Umwelt-Forums Prenzlau-West? standen somit ganz im Zeichen des
gegenseitigen Kennenlernens und der gemeinsamen Zielfindung. Dabei wurde verein-
bart, sich sukzessive mit den Umweltproblemen in den Bereichen Wasser (S6lle?), Boden
(Erosion) und Biotopstrukturen (Strukturelemente in der Feldflur) zu beschiftigen. So
wurde zundchst im Verlauf der folgenden drei Treffen ein ,So6lleschutzprogramm® ge-
meinsam erarbeitet, diskutiert und verabschiedet, das unter anderem Aufwandsentscha-
digungen fiir die Vermessung und Pflege von Sollen und die Nutzung der EU-
Stilllegungspramien fiir Sollerandflachen beinhaltete. Hier floss neben dem Fach- und
Regionalwissen der Akteure und wissenschaftlichen Informationen tiber Sélle sowie

deren Klassifikation auch eine Demonstration von Mafinahmen an einem konkreten be-
trieblichen Beispiel mit ein. Die Diskussion des nédchsten Themas ,Bodenschutz in der

1 Ein weiteres Agrar-Umwelt-Forum wurde in der siiddbrandenburgischen Region Schraden etab-
liert, bei dem allerdings nicht die Formulierung eines regionalen Agrarumweltprogramms im Mit-
telpunkt stand.

2 Die Region Prenzlau-West liegt im Nordosten des Landkreises Uckermark. Sie reicht von Dede-
low im Norden bis Haflleben im Siiden und von Boitzenburg im Westen bis Ropersdorf im Osten
und hat eine Ausdehnung von ca. 720 km?2. Etwa 12.500 ha der insgesamt 15.000 ha umfassenden
landwirtschaftlichen Nutzflache werden dabei als Ackerland genutzt und zumeist intensiv bewirt-
schaftet. Die Flachen in der Region werden von lediglich 20 Betrieben bewirtschaftet, wobei insbe-
sondere der Norden durch vergleichsweise fruchtbare Boéden und groflere Schlage gekennzeichnet
ist. Schutzgebiete sind nur in sehr geringem Umfang ausgewiesen.

3 ,Solle” sind Binnenentwasserungssenken ohne natiirlichen Anschluss an benachbarte Gebiete.
Diese oft wasserfithrenden Hohlformen, auch , Toteislécher” genannt, finden sich in grofier Anzahl
(269) auf den Ackerflachen in der Region Prenzlau-West. Sie bilden ein wichtiges Strukturelement
der Agrarlandschaft im Norden Brandenburgs und sind durch intensive landwirtschaftliche
Nutzung (Eintrag von Nitraten und Pestiziden sowie durch Sedimentation) in ihrer Funktion als
Biozonose mit hoher Artenvielfalt zum Teil stark gefdhrdet (Abbildung 2).
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Region” wurde angeregt durch einen wissenschaftlichen Einfithrungsvortrag in die regi-
onale Bedeutung des Bundesbodenschutzgesetzes, durch die Darstellung von bereits
seitens der Landwirte in der Region durchgefiihrten Bodenschutzmafinahmen und durch
ein digitales Geldindemodell zur punktgenauen Identifikation besonders erosionsgefahr-
deter Flachen im Untersuchungsgebiet. Auf dieser Grundlage erarbeiteten die beteiligten
Wissenschaftler einen agrarfachlich und naturwissenschaftlich begriindeten Katalog a-
cker- und pflanzenbaulicher Mafinahmen zur Minderung bzw. Vermeidung von Wasser-
und Winderosion. Dieser wurde anschlieiend mit Landwirten und Mitarbeitern der
Agrar- und Umweltverwaltungen diskutiert, weiter konkretisiert und schlieslich von den
Teilnehmern des Forums als ,Regionalisiertes Bodenschutzprogramm® verabschiedet.
Nach Abfrage der Teilnahmebereitschaft aller Landwirte im Untersuchungsgebiet wurde
es gemeinsam mit dem zuvor erarbeiteten ,Solleschutzprogramm® als , Regionalisiertes
Agrarumweltprogramm” zum Solle- und Bodenschutz dem Brandenburger Ministerium
fir Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung (MLUR) zur Begutachtung und
Forderung vorgelegt. Tabelle 1 gibt einen Uberblick iiber die konkreten Manahmen,
Verfahren und Pramien des Programms.

7 20l b deli

Abbildung 2
Solle in Bran-
denburg (Fotos:

J. Eggers).
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Tabelle 1 Ubersicht iiber Mafinahmen, Verfahren und Pramien des Regionali-
sierten Agrarumweltprogramms in der Modellregion Prenzlau-West zum Solle-
und Bodenschutz (Quelle: Arzt et al. 2002, 77, leicht verdandert).

Mafinahme Leistungskriterien/ Zuldssige Verfahren Pramie*
Solleschutz Flache muss sich im direkten Einzugsgebiet des Solls befinden  25,- €/ha/Jahr
S) Nicht bewirtschaftbare Biotop- und Wasserflache des Solls (+ Stilllegungspramie)
wird nicht geférdert als Aufwands-
Flache mindestens 0,3 ha und 20 m breit entschadigung
Verpflichtungszeitraum 5 Jahre fiir das Ausmessen,
Gesamtumfang der Stilllegungsflache <33 % Bereitstellen und
Nur Anbau von Kulturpflanzen gemaf8 den Stilllegungsregeln Pflegen der Still-
der Agenda 2000 legungsfliche
Dauerstill- Saum- und streifenférmig an Sollen, Gewéssern, Flurgehdlzen  Ackerzahl (AZ) < 30:
legung oder Waldrandern 295,- €/ha/Jahr
okologisch Kleinflachig; Kuppen oder Senken AZ >=30:
sensibler Acker- Verpflichtungszeitraum 5 Jahre plus 6,- €/AZ/ha/Jahr
teilflichen Flachen zwischen 0,05 und 0,3 ha (max. 401,- €/ha/Jahr)
M1 Keine chemisch-synthetische Diingung
Keine chemisch-synthetischen Pflanzenschutzmittel
Mindestbreite des Streifens = 5m
Pfluglose Flache muss ,erhohtes Wassererosionspotential’ im Sinne des 50,- €/ha/Jahr
Boden- Programms aufweisen
bearbeitung Verpflichtungszeitraum 5 Jahre
(M2) Ausschliefllich pfluglose Bodenbearbeitung
Gewihrleistung Flache muss ,erhohtes Wassererosionspotential’ im Sinne des 50,- €/ha/Jahr
ganzjihriger Programms aufweisen
Boden- Keine ,Winterfurche’
bedeckung Vorlage Fruchtfolgeplan fiir mindestens 5 Jahre
(M3) Bearbeitung erst ab 1. Mérz des Folgejahres
Zwischenfriichte als Blank- bzw. Untersaat diirfen nicht vor
der Bestellung der Folgekultur umgebrochen werden
Aussaat der Zwischenfriichte muss spéatestens 10 Tage nach
der Ernte erfolgen
Zulassige Verfahren: Stoppelbrache; Zwischenfruchtanbau
(empfohlen: Senf, Phacelia oder Olrettich); Untersaaten; Zu-
riicklassen der Ernteriickstande auf dem Feld; Oberflachliches
Einbringen von Ernteriickstainden; Mulchen
Umwandlung Flache muss ,erhohtes Wassererosionspotential’ im Sinne des 250,- €/ha/Jahr

von Ackerland

Programms aufweisen

in extensiv zu Diingung nach Entzug

nutzendes Keine chemisch-synthetischen Pflanzenschutzmittel

Griinland Keine chemisch-synthetische N-Diingung

(M4) Mindestens eine Nutzung jahrlich bis 20.9.

Verwendung Kaufnachweis muss vorliegen Einmalig 10 % der
von Breitreifen Verbot des Weiterverkaufs und der dauerhaften Vermietung Anschaffungskosten
(Terra-Reifen) innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Abschreibungsfrist (max.

(M5)

250,- €/Fahrzeug)

* Die DM-Forderbeitrage wurden vereinfacht halbiert und in € angegeben.
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Bei niherer Betrachtung des Programms fallt zunichst die inhaltliche Ahnlichkeit eines
Teils der dargestellten Maffnahmen mit den , klassischen” Agrarumweltmafinahmen des
Kulturlandschaftsprogramms (KULAP) in Brandenburg, wie z.B. , Pfluglose Bodenbe-
arbeitung”, ,Umwandlung von Ackerland in extensiv zu nutzendes Griinland” und
,Gewihrleistung ganzjahriger Bodenbedeckung”, auf. Das hdngt primédr damit zusam-
men, dass ebenso wie beim KULAP eine Finanzierung im Rahmen der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 vorgesehen war, diese Mafinahmen eine hohe 6kologische Wirksamkeit
aufweisen und auch von einer Mehrzahl der landwirtschaftlichen Betriebe in der Region
bereits im Rahmen von KULAP durchgefiihrt wurden.* Im Unterschied zum bestehen-
den KULAP werden diese bodenschutzorientierten Mafinahmen im regionalisierten AUP
allerdings nicht mehr flachendeckend geférdert, sondern nur noch auf Schlagen, die auch
tatsdchlich ein erhchtes Wassererosionspotenzial aufweisen. Entsprechend des durch die
Akteure des AUF festgelegten Schwellenwertes® betrifft dies etwa 15 % der Ackerflachen
in der Region Prenzlau-West. Dariiber hinaus wurden mit dem ,Solleschutzprogramm®
und der investiven Forderung , Anschaffung von Breitreifen” auch neue, sehr regional-
spezifische Mafinahmen in das Programm aufgenommen (Arzt et al. 2003).

Die kompakte Form des regionalisierten AUP im Vergleich zum umfangreichen Mafsnah-
menportfolio des KULAP ist zum einen darauf zuriickzufiihren, dass nur solche Maf3-
nahmen aufgenommen wurden, die sowohl eine hohe Skologische Wirksamkeit zur Er-
reichung der beiden zunédchst priorisierten Umweltschutzziele (S6lle- und Bodenschutz)
aufwiesen als auch von den Vertretern der landwirtschaftlichen Betriebe als 6konomisch
und produktionstechnisch sinnvoll angesehen wurden. Zum anderen war vorgesehen,
im weiteren Verlauf der Arbeit des AUF das regionalisierte AUP modular zu erweitern,
beispielsweise um konkrete Mafinahmen zum Erhalt von , Biotopstrukturen” (z.B. Anla-
ge und Pflege von Feldgeholzen wie Hecken oder Kopfweiden). Der auf den letzten Tref-
fen des AUF zu dieser Thematik begonnene Informationsaustausch und Diskussionspro-
zess wurde jedoch aufgrund der erfolglosen Finanzierungsbemiihungen fiir die ersten
beide Module des regionalisierten AUP nicht weiter fortgefiihrt. Eggers et al. (2004) und
Eggers (2005, 14ff.) diskutieren kritisch die Griinde dafiir, dass die vom AUF entwickel-
ten Mafinahmen nicht bewilligt und vom zustdndigen Ministerium finanziert wurden,
obwohl sie an die Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 angepasst wurden.

4 Im Jahre 2000 wurden in der Region Prenzlau-West knapp 6,3 % der landwirtschaftlichen Nutz-
flache im Rahmen des Brandenburger KULAP gefordert, wobei hier im Durchschnitt 107,- €/ha
gezahlt wurden. Den weitaus grofiten Umfang an geforderter Flache konnten dabei die Mafinah-
men ,Pfluglose Bodenbearbeitung’ und ,Zwischenfruchtanbau’ sowie ,Umwandlung von Acker-
land in extensiv zu nutzendes Griinland’ verzeichnen.

5 Von Seiten der am AUF beteiligten Wissenschaftler wurde ein Schwellenwert fiir das Wasser-
erosionspotenzial von 6 t/ha/Jahr Bodenabtrag vorgeschlagen und vom Forum Dbestatigt.
Ausgehend von der Allgemeinen Bodenabtragsgleichung (ABAG) und einem C-Faktor von 1
(= Schwarzbrache) wurde eine Bodenabtragskarte des Modellgebiets erstellt, in der alle Flachen
dargestellt sind, die ein hoheres Wassererosionspotenzial als den oben genannten Wert aufweisen.
Dieser Wert stellt keine absolute, wissenschaftlich definierte Grenze dar, sondern dient hier ledig-
lich dazu, Flachen zu identifizieren, auf denen erosionsmindernde Mafinahmen prioritar durchge-
fithrt werden sollten. Die Methode wurde in Anlehnung an Deumlich et al. (1997) gewahlt.
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3 Bewertung der Kosteneffizienz des
regionalisierten Agrarumweltprogramms

Im folgenden Teil des Beitrags soll mit Hilfe eines einfachen Analyserasters die Kosten-
effizienz des vorgestellten regionalisierten AUP im Vergleich zu ,klassischen” Agrar-
umweltprogrammen - und speziell zum Brandenburger KULAP - bewertet werden. Da-
bei ist eine Quantifizierung entsprechender Kostenvor- und -nachteile vor allem auf-
grund der nicht erfolgten Umsetzung des regionalisierten AUP nicht mdglich. Zudem ist
die prézise empirische Erfassung einiger relevanter Kostenkomponenten, insbesondere
der Entscheidungsfindungs- und Implementierungskosten, und deren Zuordnung zu
einzelnen Mafinahmen methodisch duflerst anspruchsvoll und aufwiandig und meist
auch nur indirekt moglich. Ein weiteres methodisches Problem ergibt sich aus der Tat-
sache, dass Kompensationszahlungen im Rahmen von AUP nicht nur Umweltwirkungen
haben, sondern meist auch einen Beitrag zur Einkommenssicherung landwirtschaftlicher
Betriebe, zur Beschaftigungssicherung in landlichen Rdumen und zur Nahrungsmittel-
sicherheit leisten (sollen). Nicht zuletzt aus diesem Grunde war eine entsprechende em-
pirische Erfassung im GRANO-Projekt nicht vorgesehen. Obwohl diese unterschied-
lichen Wirkungen von AUP methodisch-praktisch nicht voneinander zu isolieren sind,
sollen in diesem Beitrag dennoch die Umweltwirkungen der Mafinahmen im Mittelpunkt
stehen und unter Kostengesichtspunkten betrachtet werden.

Dabei liefert die systematische und zielgerichtete Auswertung des umfangreichen
empirischen Datenmaterials (Transkripte leitfadengestiitzter Interviews mit regionalen
Akteuren und anderen Experten, Protokolle der Treffen des AUF, etc.) wertvolle Hinwei-
se darauf, in welchen Kostenkategorien kostenreduzierende Wirkungen durch das regio-
nalisierte AUP zu erwarten sind, in welchen Bereichen von einer Erhchung der Kosten
ausgegangen werden kann und welche Wechselwirkungen wund trade-offs

zwischen den einzelnen Kostenkategorien bestehen.

3.1 Einfiihrung der Kostenkategorien:
Ein Analyseraster

Ausgangspunkt von Effizienziiberlegungen — sowohl im Agrarumweltbereich als auch in
anderen Wirtschaftsbereichen — ist das Ziel, mit einer bestimmten Politikmafinahme ein
gegebenes (Umwelt-) Ziel mit einem minimalen (Finanz-) Mitteleinsatz zu erreichen, oder
mit einem gegebenen Budget eine maximale (Umwelt-) Wirkung zu erzielen. In An-
lehnung an einen von Birner & Wittmer (2004) fiir die Bewertung der Kosteneffizienz von
Mafinahmen im Naturschutzmanagement in Entwicklungsldndern entwickelten Analyse-
rahmen, der von Watzold & Schwerdtner (2005) erweitert und fiir die Analyse européa-
ischer Naturschutzpolitiken nutzbar gemacht wurde, sollen bei der Bewertung der Kos-
teneffizienz folgende Kostenkategorien unterschieden werden: Produktionskosten und

Transaktionskosten, wobei letztere weiter unterteilt werden nach Entscheidungs-
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findungs- und Implementierungskosten (siehe fiir eine ausfiihrliche Erlduterung auch
den Einfiihrungsbeitrag von Frank Witzold in diesem Band).

Im Hinblick auf AUP entstehen Produktionskosten aufgrund des zu kompensierenden,
in der Regel zusatzlichen Aufwands fiir den Landwirt fiir die Durchfiihrung der entspre-
chenden Agrarumweltmafinahmen. Als Transaktionskosten bezeichnet man allgemein
denjenigen Ressourcenverbrauch, der notwendig ist, um ein wirtschaftliches oder politi-
sches System betreiben zu konnen (vgl. z.B. Coase 1960; Arrow 1969). Hierzu gehoren
Informations-, Verhandlungs- und Koordinationskosten sowie Kosten der Evaluation
und Erfolgskontrolle. Im Bereich von Agrarumweltmafinahmen fallen Trans-
aktionskosten sowohl auf Seiten der landwirtschaftlichen Unternehmen (sogenannte
private Transaktionskosten) als auch in den Umwelt- und Agrarverwaltungen (so ge-
nannte Offentliche oder staatliche Transaktionskosten) an (vgl. z.B. Whitby et al. 1998;
Williamson 1999; Falconer 2000). In der Kategorie Entscheidungsfindungskosten sind zu-
néchst alle Kosten zusammengefasst, die im Zuge der Mafinahmengestaltung fiir die
Gewinnung von Informationen, z.B. iiber die in den landwirtschaftlichen Betrieben tat-
sachlich anfallenden Kosten fiir die Durchfiihrung einer Agrarumweltmafinahme oder
iiber die konkrete, lokale Auspriagung eines Agrarumweltproblems, aufgewendet wer-
den miissen. Dartiber hinaus zédhlen hierzu Verhandlungs- und Koordinationskosten, die
beispielsweise eine Rolle spielen wenn unterschiedliche Interessengruppen oder einzelne
Akteure in den Entscheidungsprozess zur inhaltlichen Ausgestaltung von AUP mit ein-
bezogen werden. Dabei besteht ein enger Zusammenhang (trade-off) zwischen der Quali-
tat einer Entscheidung - im Falle von AUP z.B. die 6kologische Treffsicherheit oder pro-
duktionstechnische Angepasstheit einer Mafinahme - und den zur Erreichung dieser
Qualitat aufzuwendenden Kosten. Abweichungen von dem angestrebten Qualitdtsziel
einer Mafinahme werden auch als Zielverfehlungskosten bezeichnet und als Kosten-
kategorie bei der Bewertung berticksichtigt (Birner & Wittmer 2004). Eine weitere wichti-
ge Kostenkategorie fiir Effizienzbetrachtungen stellen die Implementierungskosten, auch
Vollzugskosten genannt, dar, mit denen alle Kosten gemeint sind, die fiir die Uberwa-
chung der Mafinahmendurchfithrung und fiir die Sanktionierung von Vertrags- bzw.
Regelverletzungen aufgewendet werden miissen. Gerade im Agrarumweltbereich sind
die Uberwachungskosten haufig betrachtlich, da konkrete Ergebnisse von Umwelt-
leistungen der Landwirte nur sehr schwer zu beobachten und zudem von einer Vielzahl
exogener Faktoren, wie z.B. dem Wetter, abhingig sind; bei (meist) gegebenem Uber-
wachungsaufwand sind haufig Kontrolldefizite die Folge.

3.2 Bewertung der Kosteneffizienz nach Kostenkategorien

Produktionskosten

Bei der Festlegung der Inhalte und des Umfangs der im regionalisierten AUP zusammen-
gefiihrten MafSinahmen orientierten sich die Mitglieder des AUF unmittelbar an den kon-

kreten regionalen, als prioritir eingestuften Agrarumweltproblemen, sowie an der stand-



C. Schleyer — Sind regional angepasste Agrarumweltmafinahmen effizient?

ortspezifischen betriebswirtschaftlichen Situation der Landwirte. Im Unterschied zum
Brandenburger KULAP sollten im regionalisierten AUP bei den bodenschutz-orientierten
Mafinahmen jedoch nur solche Flachen forderfahig sein, die auch tatsdchlich ein erhhtes
Bodenerosionsrisiko aufweisen. Dies hidtte die gezielte Verwendung der knappen Fi-
nanzmittel in besonders erosionsgefdhrdeten Gebieten ermdglicht und aufgrund der
dadurch zu erwartenden verbesserten Umweltleistung je eingesetztem Euro eine Erho-
hung der Kosteneffizienz zur Folge gehabt (Arzt et al. 2003).

Der iiberwiegende Teil der landwirtschaftlichen Flachen in der Region Prenzlau-West
weist eine vergleichsweise hohe Bodenfruchtbarkeit auf und wird deshalb auch zumeist
intensiv ackerbaulich genutzt. Die hohe Bodenqualitdt fithrt jedoch dazu, dass sich
Landwirte, die mit dem Ziel des Bodenschutzes auf diesen Flachen extensivere Formen
der Bewirtschaftung einfiihren oder gar auf die ackerbauliche Nutzung zugunsten einer
(extensiven) Griinlandnutzung verzichten mdchten, hohen Opportunitéatskosten gegen-
iiber sehen. Die durch einen solchen Bewirtschaftungswechsel entstehenden betrieb-
lichen Kosten werden dabei durch einheitlich festgelegte Pramien - wie in herkdmm-
lichen AUP iiblich - in der Regel nicht hinreichend kompensiert. GleichmafSig hohere
Pramiensdtze waren hier zwar grundséatzlich geeignet, mehr Landwirte fiir die Durch-
fiihrung bodenschutzorientierter MafSnahmen zu gewinnen. Allerdings kann davon aus-
gegangen werden, dass die Kosteneffizienz einer gleichférmigen Erhohung von Flachen-
pramien aufgrund der hohen Produktionskosten, also letztlich auch der Finanzmittel, die
zur Kompensation der Landwirte bereitgestellt werden miissten, relativ gering waére.¢
Aufgrund dieser Uberlegungen entschieden sich die Teilnehmer des AUF fiir die zusétz-
liche Aufnahme einer weiteren bodenschutzorientierten Mafinahme in Form einer einma-
ligen investiven Grundférderung (10 % des Anschaffungspreises) fiir den Erwerb von
Breitreifen. Durch den Einsatz solcher Breitreifen kann sehr effektiv der durch Maschi-
neneinsatz verursachten Bodenverdichtung entgegengewirkt und so Bodenabtrag ver-
mindert und der Wasserriickhalt verbessert werden (Arzt et al. 2002). Wie die im Rah-
men des AUF abgegebenen Interessensbekundungen zeigen, ware dies gerade bei land-
wirtschaftlichen Betrieben, die auf sehr guten Boden wirtschaften, eine attraktive und -
im Vergleich zur massiven Pramienerhohung — produktionskostensparende Alternative
zum Bewirtschaftungswechsel gewesen.

Die Kombination und Verflechtung des fachlichen Inputs der am AUF beteiligten
Wissenschaftler mit den Erfahrungen, Kritiken und Ideen der Praktiker erwies sich fiir
viele Landnutzer als hilfreiche und praktische Stimulanz fiir die Erarbeitung betriebs-
spezifischer technologischer Innovationen zum Umweltschutz im eigenen landwirt-
schaftlichen Betrieb. Diese zumeist den Produktionsablauf betreffenden technologischen
Innovationen - jenseits des entwickelten regionalisierten AUP - wurden bereits wahrend
der Projektlaufzeit in einigen landwirtschaftlichen Betrieben in der Region mit gutem
Erfolg umgesetzt. Die kooperative und gleichberechtigte Organisationsform des AUF

6 Bei gegebenem Budget und einheitlichen Pramiensatzen wiirden bei einem solchen Vorgehen
sogar weniger Landwirte gefordert werden konnen, da die gezahlte Produzentenrente aufgrund
der ,, Uberkompensation” eines Teils der Landwirte insgesamt hoher wire.
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befoérderte somit nicht nur gegenseitiges Lernen, sondern trug auch sehr direkt zur Ein-
fiihrung produktionskostensenkender und gleichzeitig umweltschonender Produk-
tionsverfahren bei. Dariiber hinaus wurden von den Mitgliedern des AUF auch organisa-
torische Innovationen zur kosteneffizienteren Bereitstellung von Umweltleistungen er-
gebnisorientiert diskutiert. So wurde beispielsweise von den beteiligten Landwirten und
anderen regionalen Akteuren die Griindung einer Umweltgenossenschaft nach nieder-
landischem Vorbild (Slangen & Polman 2002; Renting & Ploeg 2001) angestrebt und auch
ein entsprechendes Genossenschaftskonzept entwickelt (Arzt et al. 2002, 61ff.).

Dartiber hinaus war fiir den Fall der Umsetzung des regionalisierten AUP eine regel-
maflige Evaluierung der Umweltwirkungen der einzelnen Mafinahmen, der relevanten
Produktionskosten als auch der Priorisierung der regionalen Umweltziele durch die Mit-
glieder des AUF vorgesehen. Im Falle substantieller Veranderungen der regionalen Pro-
duktionskosten der jeweiligen Umweltleistungen, z.B. durch die Umgestaltung agrarpoli-
tischer Forderinstrumente, aufgrund von verdnderten Boden- und Pachtpreisen oder
aufgrund sich verdndernder Umweltbedingungen, wére eine flexible Modifikation des
regionalisierten AUP unter Beriicksichtigung der zur Verfiigung stehenden Finanzmittel
moglich gewesen. In diesem Rahmen hétten beispielsweise Pramienhohen neu festgelegt,
bestimmte Bewirtschaftungsauflagen (temporar) aufler Kraft gesetzt und neue Mafsnah-
men (komplementdr oder substitutiv) in das bestehende Mafinahmenpaket integriert

werden konnen.

Entscheidungsfindungskosten

In das regionalisierte AUP wurden nur solche Mafinahmen aufgenommenen, die nach
Ansicht aller Teilnehmer am AUF in hohem Mafie geeignet waren, die zuvor identifi-
zierten und priorisierten regionalen Umweltziele zu erreichen. Es kann deshalb davon
ausgegangen werden, dass die mit dem AUP verbundenen Zielverfehlungskosten gering
geblieben wiaren. Durch die Integration des Solleschutzprogramms in das regionalisierte
AUP war es zudem moglich, Finanzmittel fiir ein standortspezifisches Umweltziel bereit-
zustellen. Demgegeniiber enthélt das Brandenburger KULAP keine Mafinahme, die ohne
weiteres zum Solleschutz geeignet wére. Das Beispiel des Solleschutzes zeigt somit, dass
regionalisierte AUP sehr gut in der Lage sind, besonders prioritire und regional-
spezifische Agrarumweltprobleme zu fokussieren und Problemldsungsansétze hierfiir zu
entwickeln. Die Einbindung regionaler Akteure in die Gestaltung der Mafinahmen er-
moglicht zudem die Integration lokalen Erfahrungswissens und erhcht dadurch die na-
turrdaumliche und betriebsbkonomische Standortangepasstheit der Mafsnahmen. Zur
Verminderung der Zielverfehlungskosten trug auch die offene Diskussion tiber die Hohe
der betriebsindividuellen Opportunitatskosten und der notwendigen Kompensations-
zahlungen zur Durchfiithrung der Mafinahmen bei. Es kann davon ausgegangen werden,
dass Akteure, die mit den naturrdumlichen und produktionsspezifischen Charakteristika
einer Region vertraut sind, die tatsachlichen Produktionskosten besser einschatzen kon-
nen als Verwaltungsmitarbeiter oder Politiker auf Landerebene. Aufgrund der , kollekti-
ven Kontrolle” wurden die von einigen Landwirten anfanglich sehr hoch angesetzten
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betriebsindividuellen Opportunitédtskosten bei einigen Mafsnahmen rasch als nicht den
Tatsachen entsprechend identifiziert und entsprechend korrigiert. Die Verringerung der
Informationsasymmetrien hinsichtlich der regionalen Umweltprobleme und der tatséch-
lichen Produktionskosten zu deren Verminderung fiihrt letztendlich zu geringeren Ziel-
verfehlungskosten als bei herkommlichen Programmen (Arzt et al. 2003).

Bei der Gestaltung des regionalisierten AUP wurde das lokale Fach- und Erfahrungs-
wissen der Akteure zielgerichtet und regelmafSiig ergdnzt sowohl durch die naturwissen-
schaftliche und Okonomische Fachkompetenz der am AUF beteiligten GRANO-
Wissenschaftler als auch durch Beitrdge externer Wissenschaftler und anderer Experten.
Insbesondere wurde externes Fachwissen im Bereich des Bodenschutzes und zum Sélle-
schutz fiir die Mitglieder des AUF nutzbar gemacht. Die Aufbereitung und teilweise
sogar empirische Erhebung wissenschaftlicher Daten (z.B. fiir Biotoptyp- oder Landnut-
zungskartierungen) zur Vorbereitung von Entscheidungen im Forum war mit einem
hohen Zeit- und Arbeitsaufwand verbunden, der zweifellos zu weit hoheren Entschei-
dungsfindungskosten im Vergleich zu herkdmmlichen AUP fiihrte (Arzt et al. 2002). Geht
man zudem von einer Vielzahl von AUF in Brandenburg aus, die jeweils ein eigenes re-
gionalisiertes AUP erarbeiten wiirden, dann wairen sicherlich die aggregierten Entschei-
dungsfindungskosten - wiederum im Vergleich zum bestehenden Brandenburger KU-
LAP - betrachtlich hoher.

Eine weitere Ursache fiir hohere Entscheidungsfindungskosten ist bei konfligierenden
Interessenlagen der am AUF beteiligten regionalen Akteure, z.B. zwischen Landwirten
und den Vertretern des Naturschutzes, zu erwarten. Besonders in diesen Fallen kommt es
auf eine professionelle neutrale Moderation des Diskussions- und Entscheidungs-
findungsprozesses an. Wie die Beobachtungen der anfinglich durchaus kontroversen
Diskussionen am AUF in Prenzlau-West nahe legen, kann allerdings davon ausgegangen
werden, dass sich zwischen den beteiligten Akteuren in zunehmendem Mafie ein Ver-
trauensverhaltnis herausbildete, die wahrgenommene Glaubwiirdigkeit der Akteure
untereinander zunahm und deren Handlungen und Entscheidungen sich mehr und mehr
am Gegenseitigkeitsprinzip orientierten (zu ahnlichen Ergebnissen bei der Anwendung
partizipativer Verfahren siehe auch OECD 1998; Ostrom 1998). Der mit der Moderation
der Diskussion verbundene Aufwand wiirde also sehr wahrscheinlich iiber die Zeit wie-
der abnehmen.

Die Tatsache, dass einige Mafsnahmen des regionalisierten AUP nur auf besonders e-
rosionsgefdahrdeten Fldchen durchgefiihrt werden diirfen, hat weitere Implikationen fiir
die administrativen Entscheidungsfindungskosten. Zum einen ist die Erstellung von
verlasslichen und empirisch begriindeten Bodenerosionskarten mit einem hohen zeit-
lichen und finanziellen Aufwand verbunden (Arzt et al. 2003). Zum anderen ist ein wei-
terer Arbeitsschritt bei der Priifung der Bewilligung der Forderantrage notwendig: Lie-
gen die Flachen, fiir die Forderung beantragt wird, tatsdchlich in einer Region mit hohem
Bodenerosionsrisiko? Zur fachlichen Absicherung miissten ggf. auch die Unteren Um-
weltbehdrden auf Landkreisebene in das Verfahren mit eingebunden werden, das bislang
exklusiv von den Unteren Landwirtschaftsbehérden abgewickelt wird.
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Schliefilich ist die systematische (vertikale) Integration von solchen neuartigen lokalen
Entscheidungsgremien in die bestehenden politischen und administrativen Strukturen
des kooperativen Foderalismus in Deutschland und der EU mit einem - zumindest an-
fanglich - nicht-trivialen Aufwand verbunden. Kostenwirksame Probleme koénnen ins-
besondere dann entstehen, wenn eine Einbindung der regional verabschiedeten Vorlagen
in EU-kofinanzierte Programme vorgesehen ist (Eggers 2005; siehe auch Buchta 2001;
Jungcurt et al. 2004; Miiller et al. 2002).

Implementierungskosten

Das in Prenzlau-West erarbeitete regionalisierte AUP sollte als ein regionalspezifisches
Element bzw. regional begrenztes Substitut fiir das bestehende KULAP bei der Aktuali-
sierung des damals giiltigen Brandenburger , Entwicklungsplans fiir den Landlichen
Raum” in diesen integriert werden und somit im Rahmen der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 gefordert werden. Aus diesem Grunde waren die fiir das regionalisierte AUP
vorgesehenen Verfahren zur Uberwachung der Mafnahmendurchfiihrung inhaltlich
identisch mit den bereits im KULAP praktizierten Uberwachungsprozeduren. Auch die
administrativen Sanktionierungsmafinahmen bei Nichteinhaltung der im regionalen
AUP festgelegten Bewirtschaftungsregeln orientierten sich am bestehenden System. Es
erscheint somit sehr unwahrscheinlich, dass zusatzliche administrative Kosten fiir die
Kontrolle der Mafinahmen oder die Sanktionierung von Verstdfien notwendig gewesen
waren. Allerdings konnte der Aufwand fiir Kontrolle und Sanktionierung durchaus stei-
gen, wenn von den regionalen Akteuren Mafinahmen entwickelt worden wéren, die neue
und moglicherweise kostenintensivere Kontrollverfahren erfordert hatten, um die regel-
gerechte Durchfiihrung zuverlassig abzusichern.

Dariiber hinaus kann davon ausgegangen werden, dass die Wahrscheinlichkeit von
Regelverstofien im Rahmen des regionalisierten AUP aufgrund des partizipativen und
diskursiven Prozesses der Mafinahmengestaltung eher geringer als bei nichtpartizipativ
entwickelten Programmen gewesen ware. Die am AUF vertretenen Landwirte identifi-
zierten sich in hohem Mafie mit den im Konsens vereinbarten Umweltzielen und Maf-
nahmeninhalten. Die vorgesehenen regelméafliigen Evaluationen des Programms durch
die Mitglieder des Forums und die dort moglichen Modifikationen von Mafinahmen (z.B.
die temporédre Aussetzung bestimmter Bewirtschaftungsregeln) hitten den Landwirten
zudem eine gute Alternative zu Regelverstofien geboten. Dariiber hinaus hitten die Mit-
glieder des AUF in dem vergleichsweise kleinen Gebiet mit einer iiberschaubaren Zahl
von relevanten Akteuren weitaus effektivere Moglichkeiten zur Kontrolle und Durchset-
zung von Regeln gehabt, z.B. durch Appelle an die Fairness der Mitglieder oder das
Ausiiben von Gruppenzwang, als sie einer Verwaltungsbehorde zur Verfiigung stehen.
Die repréasentative Zusammensetzung der Teilnehmer des AUF sowie die Begleitung des
Partizipationsprozesses durch externe Akteure hitte zudem einer sich moglicherweise
entwickelnden Vetternwirtschaft innerhalb der Gruppe vorgebeugt (Arzt et al. 2003).
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4 Zusammenfassung und Fazit

In diesem Beitrag wurde am Beispiel eines von regionalen Akteuren in der Branden-
burger Region Prenzlau-West erarbeiteten regionalisierten AUP untersucht, welche Wir-
kungen hinsichtlich der Kosteneffizienz von regional angepassten Agrarumwelt-
mafinahmen erwartet werden konnen. Bei der systematischen Betrachtung der Effekte
von regionalisierten AUP im Vergleich zu herkémmlichen AUP bezogen auf einzelne
Kostenkategorien ergab sich ein heterogenes Bild: Zum einen konnte das hohe Potential
regional angepasster MafSnahmen bei der Erhchung der Produktionskosteneffizienz und
bei der Verringerung von Zielvermeidungskosten aufgrund verringerter Informations-
asymmetrien herausgearbeitet werden. Weiter kann in Abhéngigkeit von der gewédhlten
Bandbreite und Art der angebotenen Agrarumweltmafinahmen und der Anzahl der be-
teiligten Akteure ebenfalls eine Tendenz zur Verringerung der Implementierungskosten
konstatiert werden. Zum anderen gehen regionalisierte AUP einher mit einer massiven
Erhohung der Entscheidungsfindungskosten. Zwar erscheint es plausibel von einer Ab-
nahme dieses Kostenblocks {iiber die Zeit auszugehen. Ein verldsslicher Riickschluss auf
die Wirkung regional angepasster Mafinahmen auf die Gesamtkosteneffizienz im Ver-
gleich zu herkommlichen AUP ist jedoch aufgrund der empirischen Datenlage derzeit
nicht moglich.

Dartiber hinaus verdienen zwei weitere Aspekte Beachtung bei der Untersuchung der
Vorteilhaftigkeit dezentraler Ansitze bei der Gestaltung von Agrarumweltmafinahmen.
Erstens gilt es neben der Untersuchung der Veranderungen der absoluten Kostenhohe
und der Kostenrelationen zwischen den einzelnen Kategorien auch die Verteilungs-
wirkungen einer Regionalisierung zu beriicksichtigen. Welche Akteure oder Akteurs-
gruppen profitieren von einer verbesserten okologischen Treffsicherheit bzw. einer er-
hoéhten Produktionskosteneffizienz? Wer trégt die zusatzlichen Transaktionskosten bzw.
Entscheidungsfindungskosten, insbesondere fiir die Etablierung, die regelmafiige Orga-
nisation und inhaltliche Vorbereitung sowie den notwendigen fachwissenschaftlichen
Input von regionalisierten Entscheidungsfindungsmechanismen? Zweitens muss gepriift
werden, welche Einkommenseffekte ggf. bei den landwirtschaftlichen Akteuren durch
eine Regionalisierung und vor allem durch eine Verringerung der (Umwelt-) Zielverfeh-
lungskosten ausgelost werden. So konnten Landwirte, deren Betriebsflichen keine be-
sonderen Umweltgefadhrdungsmerkmale (mehr) aufweisen und die demzufolge im Rah-
men von regionalisierten AUP nicht mehr forderfdhig waren, einen wichtigen Bestandteil
ihres Betriebseinkommens verlieren und moglicherweise zur Einstellung der Bewirt-
schaftung ihrer landwirtschaftlichen Flichen gezwungen sein. Dies wiederum konnte
negative Auswirkungen auf das Kulturlandschaftsbild haben oder die agrarlandschafts-

bezogene Artenvielfalt reduzieren.
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Potenziale fiir Effizienzverbesserungen
in der Eingriffsregelung

Effiziente Organisation der Bereitstellung von Ausgleichs-
und Ersatzmafinahmen

Sonja Macke

1 Einleitung

Die Eingriffsregelung, verankert im Bundesnaturschutzgesetz und im Baugesetzbuch,
erfordert von einem Vorhabentrdger, der Natur und Landschaft beeintrachtigt, diese
Beeintrachtigung (,,Eingriff”) primar zu vermeiden und wenn dies nicht moglich ist, die
Beeintrachtigung auszugleichen bzw. zu kompensieren(§ 19 BNatSchG). Dies erfolgt in
der Regel durch Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen!, das heifit durch die 6kologische
Aufwertung einer Flache im Gegenzug zur Eingriffsgenehmigung. Dariiber hinaus kon-
nen die einzelnen Bundesldnder gemafs § 19 Abs. 4 BNatSchG eine Abgabe (Ersatzzah-
lung) vorsehen, wenn keine Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen moglich sind. Da es in
der Vergangenheit massive Probleme in der erfolgreichen Umsetzung der Kompen-
sationspflicht gab?, stellt sich die Frage, ob der Verursacher die Ausgleichs- und Ersatz-
mafinahmen selbst durchfiihren soll oder ob es andere Organisationsformen gibt, die die
Kompensationspflicht effizienter und das Ziel, den Status quo an Funktionen und Werten
von Natur und Landschaft zu erhalten, erfolgreicher erfiillen konnen.

Zuniachst werden unterschiedliche Kompensationsmechanismen vorgestellt und die
Ziele der Eingriffsregelung identifiziert, um spater zu einer Bewertung der unterschiedli-
chen Organisationsformen kommen zu kénnen. In Kapitel 2 wird der Effizienzbegriff
erlautert. Hierzu gehoren die Definition unterschiedlicher Kostenarten sowie die Darstel-
lung des theoretischen Rahmens der transaktionskostenckonomischen Betrachtung. In
Kapitel 3 folgt die Analyse der projektspezifischen Kompensation durch den Vorha-
bentrager (Klassische Kompensation) als Referenzmodell zur Analyse externer Sammel-
kompensation (Ausgleichs- und Ersatzmafsnahmenpool). In diesem Zusammenhang ist

es niitzlich, auf Fragen der Tragerschaft und Stiftungsmodelle naher einzugehen. Das

1 Ausgleich: gleichartige Wiederherstellung der Leistungsfahigkeit von Natur und Landschaft vs.
Ersatz: gleichwertige Wiederherstellung der Leistungsfahigkeit von Natur und Landschaft (vgl.
§ 19 Abs. 2 BNatSchG). In der Fachplanung gilt Ausgleich vor Ersatz (§ 19 Abs. 2 BNatSchG); in der
Bauleitplanung sind Ausgleich und Ersatz zusammengefasst (§ 200a BauGB).

2 Die Eingriffsregelung kampft ,nicht mehr mit Methodenproblemen, sondern mit Vollzugs-
problemen” (Jessel 2002, 229).

BfN-Skripten Nr. 219, S. 95-114
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Kapitel 4 enthilt die Schlussfolgerungen und fiithrt zu Empfehlungen zur Effizienzver-

besserung in der Eingriffsregelung.

1.1 Kompensationsmechanismen

Unter der , Klassischen Kompensation” sollen Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen ver-
standen werden, die der Eingriffsverursacher on-site, d.h. auf der Eingriffsflache oder in
unmittelbarer Nachbarschaft dazu, durchfithren muss. Der Vorhabentrager ist auch fiir
die dauerhafte Sicherung und Pflege der Kompensationsflachen verantwortlich. Die Um-
setzung der Kompensationsauflage erfolgt zeitgleich mit oder i.d.R. nach dem Eingriff
(moglichst zeitnah).

Bei Flachen- und Mafinahmenpools (Okokonten)? handelt es sich um Sammelkompen-
sation an anderer Stelle (off-site). Flachen und/oder Mafinahmen werden bereits vor dem
Eingriff bereitgestellt. Werden lediglich Flachen fiir kiinftige Ausgleichs- und Ersatz-
mafinahmen bevorratet, so spricht man von einem Flachenpool. Wurden auf den Flachen
bereits Mafinahmen durchgefiihrt, so spricht man von einem Mafinahmenpool oder im
kommunalen Bereich auch haufig vom so genannten Okokonto. In der Regel sind dies
groflere Kompensationsflachen im Verbund. Die Sammelkompensation kann vom Vor-
habentrager selbst durchgefiihrt werden (z.B. bei groflen Vorhabenstragern mit regelma-
Bigem Kompensationsbedarf). Hier soll jedoch zur Kontrastierung der unterschiedlichen
Organisationsformen von einer Mafinahmenbevorratung durch Dritte ausgegangen wer-
den. Der Pool kann sowohl in offentlicher als auch in privater Tragerschaft sein (vgl.
Bohme et al. 2005). Insbesondere im kommunalen Bereich der Bauleitplanung, aber zu-
nehmend auch im Bereich anderer Eingriffsgenehmigungsverfahren, wird von dieser
Moglichkeit, Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen im Rahmen eines Sammelkompen-

sationsprojektes durchzufiihren, Gebrauch gemacht.*

1.2 Ziel der Eingriffsregelung

Die Eingriffsregelung beinhaltet die Umsetzung zweier umweltpolitischer Grundprinzi-
pien: das Vorsorge- und das Verursacherprinzip.

Das Vorsorgeprinzip ist durch verschiedene Aspekte begriindet. Der Erste ist in der
Vermeidungsfunktion zu sehen: Vorsorglich miissen alle vermeidbaren Beeintrachtigun-
gen unterlassen werden. Dies wird vor allem der Unsicherheit gerecht, dass die kumula-
tive Wirkung vieler — auch kleiner — Eingriffe im Laufe der Zeit die einfache Addition der
okologischen Wirkung jedes einzelnen Eingriffs womdglich {ibersteigt und dass die Res-
source ,Boden” endlich ist. Zudem wird das Vorsorgeprinzip auch bei der Kompen-
sationsaufgabe der Eingriffsregelung deutlich, da es sich nach §18 Abs. 1 BNatSchG
schon dann um einen Eingriff handelt, wenn dieser eine Beeintrachtigung hervorrufen
kann. Das Gesetz greift also bevor der tatsdchliche Schaden eintrifft. Dariiber hinaus
verwirklicht die Eingriffsregelung das Vorsorgeprinzip, indem sie durch ihren flachen-

3 Zu den Pool-Begriffen vgl. Koppel et al. 2004, 141f.
4 Vgl. Spang & Reiter 2005, Steffen 2006.
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haften Bezug auch die naturschutzfachlich nicht besonders wertvollen Flachen in ihren
Funktionen schiitzt. Dabei schiitzt die Eingriffsregelung im Gegensatz zum konservie-
renden Naturschutz wie z.B. bei der Ausweisung von Naturschutzgebieten nicht statisch,
sondern dynamisch. Grundgedanke der Eingriffsregelung ist es, Nutzungsidnderungen
zuzulassen, das heifit z.B. die Umwandlung von naturnahen Flachen in Siedlungs- und
Verkehrsflache nicht zu verhindern, aber nur unter der Bedingung zu genehmigen, dass
der Verursacher im Gegenzug fiir die 0kologische Aufwertung einer Flache zu sorgen
hat. Hier greift das Verursacherprinzip.

Das Verursacherprinzip beinhaltet, dass derjenige, der den Schaden an Natur und
Landschaft anrichtet, auch fiir die Wiedergutmachung verantwortlich ist. Ziel ist es, auf
diese Weise die negativen externen Effekte, die 6kologischen Schaden, zu internalisieren.
Das heifst, gemafs § 19 BNatSchG soll der Eingriffsverursacher personlich die Konsequen-
zen fiir sein Handeln, den Eingriff in Natur und Landschaft, tragen, damit er diese Kon-
sequenzen in vollem Umfang bei seinem Handeln beriicksichtigt. So werden ihm die
Kosten, die ansonsten die Gesellschaft und jeden einzelnen Biirger durch Verlust des
offentlichen Gutes ,Natur und Landschaft” treffen, iibertragen. Ansonsten kdame es ge-
maf der Theorie 6ffentlicher Giiter zwangslaufig zur Ubernutzung der Ressource , Natur
und Landschaft”. Im Zusammenhang mit der Fragestellung ist es wichtig darauf hinzu-
weisen, dass das Verursacherprinzip nicht zwangslaufig beinhaltet, dass der Eingriffs-
verursacher auch tatsdchlich selbst die Ausgleichs- und Ersatzmafsnahmen durchfiihrt
und die Kompensationsflachen langfristig pflegt. Aus umweltokonomischer Perspektive
ist das Verursacherprinzip bereits dann verwirklicht, wenn der Verursacher die Kosten
fiir die Bereitstellung von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen in vollem Umfang tragt.s
Welche Kostenarten das sind und wie im Hinblick auf diese Kosten Effizienz definiert

werden kann, beantwortet das folgende Kapitel.

2 Effizienz bei der Bereitstellung von Ausgleichs- und Er-
satzmafinahmen

2.1 Kostenarten

Bei der Bereitstellung von Kompensationsmafsnahmen sind im Wesentlichen drei Kosten-
arten zu unterscheiden. Die Produktionskosten, die 6kologischen Kosten und die Trans-
aktionskosten (vgl. Abb. 1). Effizient im 6konomischen Sinne ist der Kompensationsme-

chanismus, der die geringsten Gesamtkosten verursacht.

5 Auch die Bundesregierung versteht das Verursacherprinzip als Kostenzurechnungsprinzip (vgl.
Bundesministerium des Innern (BMI) (1973): Das Verursacherprinzip: Moglichkeiten und Empfeh-
lungen zur Durchsetzung. Bonn. — Umweltbrief 1: 2).
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Bereitstellung von Ausgleichs- und

ErsatzmalBRnahmen
Produktionskosten Okologische Kosten
Kosten flir Flache, Trade-off- Kosten durch
Herstellung und Pflege Effekte okologischen Schaden
des Ausgleichsprojektes (Vollzugsdefizit)

Transaktionskosten

Kosten fiir Planung,
Uberwachung und
Durchsetzung

Abbildung 1 Kostenarten der Bereitstellung von Ausgleich und Ersatz

Produktionskosten umfassen bei der Bereitstellung von Ausgleich und Ersatz die Kosten
fiir die Fldche und fiir die Herstellung, Entwicklung und dauerhafte Pflege der Aus-
gleichs- und Ersatzmafinahmen bzw. -flichen.

Okologische Kosten sind die Kosten, die die Offentlichkeit unmittelbar durch Vollzugs-
defizite treffen. Vollzugsdefizite treten durch unvollstandig oder zu spat oder modifiziert
durchgefithrte Mafsnahmen bzw. mangelhafte Pflege auf. Auch eine Abweichung zwi-
schen Kompensationsziel und Maffnahmenwirkung® fiithrt zu 6kologischen Kosten, da
der Erfolg einer Ausgleichs- und Ersatzmafinahme nur dann gegeben ist, wenn die fiir
Natur und Landschaft positive Wirkung der Mafinahme der negativen Wirkung des Ein-
griffs entspricht. Bei einer Entscheidung fiir unpassende Mafinahmen oder fiir einen zu
groflen oder zu kleinen Kompensationsumfang wiirde dieses Ziel verfehlt werden.

Die grundsatzliche Diskussion um die Ausgleichbarkeit und Bewertung von Eingriff
und Ausgleich soll in diesem Beitrag in der Hinsicht vereinfachend ausgeklammert wer-
den, indem die Annahme gilt, dass die Genehmigungsbehérde Art und Umfang der
Kompensationspflicht optimal bestimmt. Dies setzt voraus, dass ausreichende Informa-
tionen vorliegen und dass der Abwagungsprozess im Verwaltungsverfahren ein effizien-
tes Ergebnis bringt. Dass dies in der Realitdt anders sein kann wird befiirchtet?, ist aber

fiir die Analyse der verschiedenen Kompensationsmechanismen nicht relevant, da dies

6 Z.B. Tesch 2003.
7 U.a. Breuer 2000.
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weitestgehend unabhéngig davon passiert, ob ein Eingriff klassisch oder iiber einen Fla-
chen- oder Mafinahmenpool abgewickelt wird.s

Unter Transaktionskosten sind die Ressourcen zu verstehen, die notwendig sind, um eine
Institution® (oder Organisation) zu schaffen und zu betreiben und die Einhaltung ihrer
Regeln zu sichern (vgl. Richter & Furubotn 2003: 12). In diesem Fall umfassen Transak-
tionskosten alle die Kosten, die mit der Planung, der Uberwachung und Durchsetzung
der Kompensationspflicht verbunden sind. Sie hiangen im Wesentlichen von der Organi-
sationsform ab und spielen daher bei der angestrebten Effizienzbetrachtung eine beson-
dere Rolle.

Zwischen Produktions-, Transaktions- und 6kologischen Kosten sind verschiedene Trade-
off-Effekte denkbar. Betreibt man z.B. ein duferst aufwéandiges Kontroll- und Sanktions-
system, dann wird es kaum zu Vollzugsdefiziten kommen und die 6kologischen Kosten
werden sehr gering ausfallen. Dies ist allerdings nur unter Inkaufnahme hoher Transak-
tionskosten moglich, die unter Umstdnden nicht im Verhéltnis zum 6kologischen Nutzen
stehen und damit ineffizient sein kdnnen. Ein anderes Beispiel ist die sorgféltige Daten-
erhebung und Projektplanung, die zu einer hoheren Erfolgswahrscheinlichkeit der Kom-
pensationsmafinahme fiihrt, aber unter Umstinden einen unverhaltnisméfiig grofien
Aufwand bedeutet. Trade-off-Effekte gibt es auch innerhalb einer Kostenart, wie es am
Beispiel der ckologischen Kosten kurz skizziert werden soll: Die Verringerung des Time-
lag-Effektes (der voriibergehende Verlust an Funktionen und Werten des Naturhaushal-
tes bis die volle Funktions- und Wirkungsweise der Kompensationsmafinahme entfaltet
ist, vgl. Kiemstedt et al. 1996) durch die Bevorratung von Ausgleichs- und Ersatzmaf-
nahmen an anderer Stelle geht i.d.R. auf Kosten des engen rdumlich-funktionalen Zu-
sammenhangs. Eine naturschutzfachliche Diskussion soll an dieser Stelle jedoch nicht
gefiihrt werden. Hier soll lediglich auf die Zusammenhange zwischen den einzelnen
Kostenarten aufmerksam und die Komplexitat der Effizienzanalyse einer Organisation
deutlich gemacht werden.

2.2 Transaktionskostentheoretische Betrachtung

Im vorliegenden Beitrag sollen die Kompensationsmechanismen , Klassische Kompensa-
tion” und ,, Mafsnahmenpool” in ihrer Effizienz analysiert und bewertet werden. Da eine
komparative Analyse angestrebt ist, dient die Klassische Kompensation, wie sie jahrzehn-
telang bei der Eingriffsregelung zur Anwendung kam und heute noch bei Planfeststel-
lungen und &hnlichen Eingriffsgenehmigungsverfahren {iblich ist, als Referenzmodell.

Eine quantitative Analyse der Kosten ist aus vielen Griinden nicht moglich. Zu den wich-

8 Die Klassische Kompensation hat lediglich den informatorischen Vorsprung, dass der Eingriff
und damit die beeintrdchtigten Funktionen und Werte zum Zeitpunkt der Ausgleichsplanung
besser bekannt sind.

9 Unter einer Institution verstehen Richter & Furubotn ,ein auf ein bestimmtes Zielbiindel abge-
stelltes System von Normen einschliefllich deren Garantieinstrumente, mit dem Zweck das indivi-
duelle Verhalten in eine bestimmte Richtung zu steuern”; unter einer Organisation verstehen die
Autoren eine Institution samt den sie benutzenden Individuen (2003: 50).
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tigsten zédhlen die Verschiedenartigkeit der MafSinahmen und regionale Unterschiede im
Bodenpreisniveau, der Datenmangel z.B. hinsichtlich des Verwaltungsaufwandes, und
die Schwierigkeit der monetdren Bewertung der Vollzugsdefizite (des Okologischen
Schadens). Daher muss versucht werden, mit einem qualitativen Forschungsansatz zu
einer nachvollziehbaren und differenzierten Bewertung zu kommen.

Die Analyse und Bewertung stiitzt sich u.a. auf den transaktionskostentheoretischen
Ansatz nach Williamson (Theorie der Firma / Mechanisms of Governance; u.a. William-
son 1990, 1996, 2000), einem Zweig der Neuen Institutionendkonomik. Analyseeinheit
dieses theoretischen Ansatzes ist die Transaktion, in diesem Fall die Transaktion , Ein-
griff / Kompensation”. Dabei handelt es sich um einen Austausch zwischen den Transak-
tionspartnern , Eingriffsverursacher” und , Offentlichkeit”. Getauscht wird das Recht auf
Naturzerstorung (Eingriffsgenehmigung) im Gegenzug zur Kompensationspflicht (6ko-
logische Aufwertung). Die Behorden und die Verwaltung vertreten dabei die Interessen
der Offentlichkeit. Das Schema in Abb. 1 stellt die vereinfachte Grundform dar und kann
gemafs der unterschiedlichen institutionellen Ausgestaltung bei anderen Kompensations-
mechanismen variiert werden. Abb. 1 kommt der Klassischen Kompensation am néachs-
ten, bei dem der Verursacher selber fiir die Durchfithrung und Pflege der Ausgleichs-

und Ersatzmafinahmen verantwortlich ist.

Offentlichkeit | [ Ausgleich und Ersatz Eingriffs-
Behorde L: Okologische Aufwertung verursacher
a
Eingriffsgenehmigung )

= Beeintréachtigung von
Natur und Landschaft

Abbildung 2 Transaktion ,Eingriff / Kompensation” (vereinfacht).

Williamson (u.a. 1990, 2000) bestimmt anhand der Transaktionseigenschaften, ob eine
Transaktion {iber einen Markt oder iiber vertikale Integration (biirokratische Gover-
nance-Form) effizient abgewickelt werden kann'. Williamson unterscheidet sich von der
neoklassischen Theorie, indem er von den menschlichen Eigenschaften , begrenzte Ratio-
nalitit” und ,Opportunismus”"" (Verhaltensunsicherheit) ausgeht. Nicht alle kiinftigen
Eventualitaten sind zum Zeitpunkt eines Vertragsabschlusses regelbar. Nach der Trans-
aktionskostentheorie spielen in erster Linie die Faktorspezifitat in Verbindung mit Unsi-

cherheit (und Messbarkeit) sowie die Haufigkeit eine Rolle. Je spezifischer, je unsicherer

10 Dazwischen gibt es zahlreiche hybride Formen der Kooperation und Absicherungen.
11 Williamson definiert Opportunismus als die Verfolgung des Eigeninteresses unter Zuhilfenah-
me von List (Williamson 1990).
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und je schlechter messbar die Transaktion ist, desto weniger ist ein Markt geeignet, das
Gut bereitzustellen. Dann sind zusatzliche Sicherungen marktlicher oder administrativer
Natur notwendig. Deren Einrichtung lohnt sich besonders dann, wenn die Haufigkeit
hoch ist. Die Eigenproduktion im ,,public bureau” (vertikale Integration / Hierarchie) sieht
Williamson (2000: 603) als ,,last resort” der Uberwachung und Durchsetzung, da 6kono-
mische Anreize zur Kostenminimierung fehlen und Produktions- und Transaktions-
kosten der Eigenherstellung i.d.R. hoch sind. Bevor die Kompensationsmechanismen
analysiert und bewertet werden konnen, sind die Transaktionseigenschaften aus der
Theorie auf die Praxis der Bereitstellung von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen anzu-

wenden.

Operationalisierung der Transaktionseigenschaften

Die Transaktionseigenschaften der Bereitstellung von Ausgleichs- und Ersatzmafsnah-
men zur Erfiillung der Kompensationspflicht in der Eingriffsregelung sind in Tabelle 1

zusammengefasst.

Tabelle 1 Operationalisierung der Effizienzeigenschaften der Transaktion
,Eingriff / Kompensation”.

Transaktionseigenschaft Anwendung auf Kompensationsbereitstellung

Faktorspezifitit

standortspezifische Investition ~ raumlich-funktionaler Zusammenhang zw. Eingriff
und Ausgleich und Ersatz

terminspezifische Investition zeitlicher Zusammenhang zw. Eingriff und Kom-
pensation / Vorleistung

Unsicherheit

externe (exogene Storfaktoren)  Einfluss der Nachbarflache, kiinftige Ereignisse
interne (endogene Storfaktoren) Verhaltensunsicherheit Opportunismus/ Ziel-

konflikte

Messbarkeit Bewertbarkeit der Kompensationsleistung: Zeit-
punkt und Methode

Hiufigkeit der Transaktion Zuordnungsfrequenz zwischen Eingriffs und

Ausgleichs- und Ersatzmafinahme

Transaktionsumwelt soziokulturelle, rechtliche, technologische Rahmen-
bedingungen

Faktorspezifitit setzt sich aus verschiedenen Typen'? zusammen. Im Zusammenhang mit

der Eingriffsregelung erscheinen die standortspezifischen und die terminspezifischen

12 Williamson (1996: 59f.) unterscheidet standortspezifische, anlagenspezifische, humankapital-
spezifische und abnehmerspezifische, reputationsspezifische und terminspezifische Investitionen.
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Investitionen von besonderer Relevanz. Standortspezifitat bezeichnet den rdaumlich-
funktionalen Zusammenhang zwischen Eingriff und Kompensation. Je spezifischer eine
Transaktion ist, desto weniger effizient kann sie {iber einen Markt abgewickelt werden.
Die Zeitspezifitit bezeichnet hingegen den zeitlichen Zusammenhang zwischen Eingriff
und Ausgleichs- und Ersatzmafsnahmen, d.h. zwischen Leistung und Gegenleistung. Fin-
det der Tausch nicht simultan statt, so geht einer der beiden Transakteure in Vorleistung
und begibt sich in eine Abhéngigkeit vom Transaktionspartner (hold up-Problem). Das
bedeutet, dass der eine Transakteur den anderen um die Quasirente ,,erpressen” kann. Je
grofler die Abhangigkeit ist (gekoppelt mit Unsicherheit kiinftiger Ereignisse), desto eher
sind Sicherungsmafsnahmen bis hin zur Eigenherstellung notwendig.

Externe Unsicherheit bezeichnet Storgrofien, die sich nicht von den Transakteuren be-
influssen lassen wie zum Beispiel das Wetter. Sie sind umso grofier, je weiter die Gegen-
leistung, also die Bereitstellung der Kompensation, in der Zukunft erfolgt (langer Zeit-
raum zwischen Eingriff und Ausgleich bzw. Ersatz) und unvorhersehbare Ereignisse
stattfinden konnen. Als unsicher gilt aufserdem der (kiinftige) Einfluss von Nachbarfla-
chen, deren Nutzungsform die Kompensationsfliche und die darauf durchgefiihrten
Mafsnahmen beeintrachtigen oder begiinstigen kann.

Interne Unsicherheit bezeichnet die Verhaltensunsicherheit der Transaktionspartner
und die Frage, inwiefern sie sich an Vertrage und Abmachungen halten (moral hazard-
Gefahr). Die Unsicherheit ist umso grofer, je stdarker Zielkonflikte ausgepragt sind: Je
grofer die interne Unsicherheit ist, desto hoher ist das Risiko opportunistischen Verhal-
tens. Je schlechter eine Leistung messbar ist, desto weniger geeignet ist ein Markt, um die
Transaktion abzuwickeln. Die Messbarkeit des Wertes der Ausgleichs- und Ersatz-
leistungen stellt die Bedeutung des Zeitpunktes der Kompensationsleistung und der Be-
wertungsmethode zum Vergleich von Eingriffsfolgen und Kompensationsleistungen
heraus. Je besser eine Leistung messbar ist, desto eher ist eine Handelbarkeit gegeben
und eine erfolgsabhédngige Entlohnung moglich. Bei schlechter Messbarkeit besteht die
Gefahr zu opportunistischem Verhalten und Vertrauen und soziale Bindungen sind not-
wendig, um die Transaktion abzusichern.

Die Hiufigkeit der Transaktion bezieht sich im Falle der Kompensationsbereitstellung
auf die Anzahl an Transaktionen zwischen Behorde (als Vertreter der Offentlichkeit) und
dem Bereitsteller von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen. Es handelt sich dabei um die
Anzahl an Eingriffen, die im Rahmen einer Mafinahme bzw. eines Maffnahmenpools
kompensiert werden konnen (Zuordnungsfrequenz zwischen Kompensation und Ein-
griffen). Zwei Beispiele sollen dies verdeutlichen: Eine projektspezifische Kompensation
auf der Eingriffsfliche des Vorhabentragers ist eine einmalige Transaktion zwischen Be-
horde und Eingriffsverursacher. Hingegen kann ein Betreiber einer Sammelkompen-
sation auf einer entfernten, aber groflen Flache eine Vielzahl an Eingriffsvorhaben be-
dienen. Hier ist die Haufigkeit der Transaktion hoch.

Die Transaktionsumwelt, in die sich die Transaktion bettet, kann unterschiedliche Or-
ganisationsformen unterstiitzen. So ist die ,,Marktfreundlichkeit” neben rechtlichen und
technologischen Rahmenbedingungen v.a. von soziokulturellen Faktoren (z.B. Werten)
abhéngig. Das Ordnungsrecht, das Planungssystem und die Einstellung der Akteure zu
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marktorientierten Instrumenten im Naturschutz sowie limitierende Faktoren wie Aus-
stattung der Akteure mit Kapital sind fiir die Umsetzung der Kompensationspflicht rele-
vant.

3 Effizienzanalyse

3.1 Effizienzanalyse des Referenzmodells , Klassische Kompensation”

Produktionskosten: Da es sich um eine einzelne eingriffsspezifische Mafinahme zur Kom-
pensation handelt, sind die Produktionskosten als hoch einzuschitzen. Die Herstellungs-
und Entwicklungspflege sowie die langfristige Pflege unterliegen bei der Klassischen
Kompensation keinerlei Verbundvorteilen. Die Kosten der Flachenbeschaffung machen
einen betrachtlichen und oft sogar den grofiten Teil der gesamten Produktionskosten aus.
Dies liegt vor allem an dem Umstand, dass hier der raumlich-funktionale Zusammen-
hang zwischen Eingriff und Kompensation eng definiert ist’}, und damit die Ausgleichs-
und Ersatzmafinahmen dort platziert werden, wo der Eingriff stattfindet. So werden hau-
tig aufgrund der rdaumlichen Néahe zum Eingriff (z.B. Wohngebiet) fiir die Kom-
pensationsflaichen hohe Baulandpreise gezahlt. Bei Zeitdruck im Rahmen grofier Vorha-
ben im Aufienbereich (z.B. Bahntrasse) sind sich die Bodeneigentiimer oft ihrer starken
Verhandlungsposition bewusst und fordern entsprechend hohe Preise fiir den Verkauf
der Flache. Nicht selten kommt es zu Nach- oder Neuplanungen von Kompensations-
mafinahmen, da die projektierten Flachen nicht verfiigbar gemacht werden kénnen. Da-
ritber hinaus kam es in der Vergangenheit insbesondere im Rahmen der Klassischen
Kompensation haufig zur Festsetzung pflegeintensiver Mafisnahmen (z.B. Anlage von
Streuobstwiesen), was die Produktionskosten der Klassischen Kompensation zusatzlich

steigert.

Okologische Kosten: Die dkologischen Kosten, also die Vollzugsdefizite (bzw. mangelnde
Qualitdt des Kompensationsprojektes), sind als hoch einzuschétzen. Studien (u.a. Dierfien
& Reck 1998, Schmidt & Meyhofer 2001) haben gezeigt, dass z.T. nur jede zweite Mafs--
nahme erfolgreich umgesetzt wird. So entstehen erhebliche gesellschaftliche Kosten, ins-
besondere bei akkumulierter Betrachtung. Ursache ist u.a. das moral-hazard-Verhalten der
Eingriffsverursacher, die sich nicht vollstindig an die Bedingungen der Eingriffs-
genehmigung halten. Informationsdefizite aufgrund mangelnder Datenlage oder asym-
metrischer Information oder aber z.B. aufgrund einer ungenauen Mafinahmenbeschrei-
bung in der Eingriffsgenehmigung erdffnen weitere Spielrdume, die opportunistisch ge-
nutzt werden kénnen.

Andererseits ist auch die externe Unsicherheit durch den langen Zeitraum zwischen
Eingriff und vollstandiger Kompensationswirkung hoch. Ausgleich und Ersatz werden

im besten Fall mit, und haufig erst deutlich nach dem Eingriff durchgefiihrt. Die erfolg-

13 Der Vorrang Ausgleich vor Ersatz (=enger raumlich-funktionaler Zusammenhang) galt in der
Bauleitplanung bis 1998 und ist noch immer giiltig fiir die Fachplanung (vgl. Fufinote 1).
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reiche dauerhafte Sicherung und Pflege der Kompensationsflaichen bzw. -mafinahmen
kann zum Zeitpunkt der Eingriffsgenehmigung nur prognostiziert werden. Stérgrofien
aus der Umgebung, bedingt durch die rdumlich isolierte Lage der Ausgleichs- und Er-
satzflache inmitten i.d.R. intensiv genutzter Eingriffsflichen oder Wetterereignisse, auf
die die Transaktionspartner keinerlei Einfluss haben, konnen in diesem Zeitraum den
Erfolg der Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen gefahrden.

Ein weiterer systemimmanenter Faktor 6kologischer Kosten ist bei der Klassischen
Kompensation im Time-lag-Effekt zu sehen. Durch die voriibergehende Minderung der
Funktionen und Werte bis die Kompensationsmafinahmen ihre volle Wirkung entfaltet
haben, kommt es zu einer Unterkompensation, oder — wenn diesem Umstand durch ei-
nen erhdhten Kompensationsumfang Rechnung getragen wird — langfristig zu einer
Uberkompensation des Eingriffs. Die Treffsicherheit der erwiinschten Wirkung ist nicht
gegeben. Diese wird ebenso verfehlt, wenn grofle Vorhabentrager aufgrund einer starken
Risikoaversion Kompensation iiber das notwendige Maf leisten, um die Eingriffsgeneh-
migung nicht durch Korrekturwiinsche bei den Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen ge-
fahrdet zu sehen.

Transaktionskosten: Die Transaktionskosten miissen ebenfalls als hoch eingeschitzt wer-
den, da die Transaktionseigenschaften fiir einen hohen Sicherungsbedarf aufgrund spezi-
fischer Investitionen und interner Unsicherheit und durch die Einmaligkeit der Transak-
tion (mangelnde Haufigkeit) fiir einen hohen Sicherungsaufwand sprechen.

Sicherungsbedarf besteht in erster Linie aufgrund der groflen internen Unsicherheit.
Die Gefahr des opportunistischen Verhaltens des Kompensationspflichtigen (moral ha-
zard-Gefahr) ist bei der Klassischen Kompensation stark ausgepragt, da der Eingriffsver-
ursacher i.d.R. kein Interesse an der dkologischen Leistung der Ausgleichs- und Ersatz-
mafSnahmen hat. Vielmehr mochte er ein ziigiges Genehmigungs- und Bauverfahren und
eine kostengiinstige Realisierung des Bauprojektes inklusive Erfiillung der Kompensati-
onsverpflichtung (Rechtssicherheit). Abgesehen von der mangelnden Fahigkeit des Ein-
griffsverursachers als Bereitsteller von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen kommt es so
auch zu mangelnder Motivation fiir eine erfolgreiche Erfiillung der Kom-
pensationspflicht. Da die Kontrollwahrscheinlichkeit (insbes. was die langfristige Pflege-
leistung betrifft) relativ gering ist"* und die Vollzugsinstrumente (z.B. die Ersatzvor-
nahme im Rahmen der Bauleitplanung) zundchst wenig abschreckend wirken, fiihrt der
Interessenkonflikt zwischen Offentlichkeit / Behérde und dem Eingriffsverursacher leicht
zu einem moral-hazard-Verhalten des Kompensationspflichtigen.

Der zweite Faktor, der die Transaktionskosten belastet, ist die spezifische Investition
auf Seite der Behorde, die quasi mit der Erteilung der Eingriffsgenehmigung in Vor-
leistung geht. Die Durchfiihrung und insbesondere die Wirkung und Qualitit der Kom-
pensationsmafsnahmen ist fiir die Genehmigungsbehdrde erst spater priifbar (mangelnde
Messbarkeit zum Zeitpunkt der Eingriffsgenehmigung bedeutet stark begrenzte Rationa-
litat). Ist die Eingriffsgenehmigung unter Auflage von Ausgleichs- und Ersatzmafsnah-
men erteilt und der Eingriff durchgefiihrt, ist die Transaktion nicht mehr kostenlos

14 U.a. Schwoon 1999.
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abbrechbar. Die Behorde muss sich somit gegen eine Kombination aus moral-hazard Ge-
fahr (interner Unsicherheit) und spezifischen Investitionen schiitzen.

Hinzu kommt dabei der Anspruch bei der Klassischen Kompensation, moglichst
gleichartige Funktionen in Eingriffsndhe wiederherzustellen, so dass bei Mangeln ein
Ausweichen auf ein anderes Kompensationsprojekt an anderer Stelle mit ,nur” gleich-
wertigen Funktionen nicht moéglich ist, was die Faktorspezifitit verstarkt. Die Ab-
sicherung der Behorde kann nur iiber Kontrolle und Sanktion erfolgen.

Der Kontrollbedarf (z.B. Flichenbegehung) ist jedoch insbesondere in Anbetracht der
Vielzahl z.T. auch kleiner Kompensationsprojekte erheblich und der Kontrollaufwand
prohibitiv. Studien belegen, dass die personelle und Sachmittelausstattung der Behtrden
héufig nicht ausreicht. Somit besteht ein Kontrolldefizit.’» Hinzu kommt ein Kompetenz-
und Motivationsproblem der Genehmigungsbehdrden, insbesondere im Rahmen der
stadtebaulichen Eingriffsregelung. Hier sind oftmals die Baubehorden fiir die Abnahme,
Kontrolle und ggf. Sanktion von Ausgleichs- und Ersatzmafsnahmen verantwortlich. Das
Aufspiiren von Mingeln fiihrt zu einem deutlich erhohten Arbeitsaufwand fiir die Mit-
arbeiter. Die intrinsische Motivation und ihr Selbstverstandnis als Baubehtrde wider-
sprechen jedoch teilweise den Zielen der Eingriffsregelung. So kann die Maximierung
ihres Eigennutzes im Widerspruch zur erfolgreichen langfristigen Kompensation in der
Eingriffsregelung stehen.

Im Zusammenhang mit den Transaktionskosten der Klassischen Kompensation ist
auch die Seite des Eingriffsverursachers zu beriicksichtigen. Durch die projektspezifische
Planung von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen innerhalb eines eng begrenzten Such-
raums (in Eingriffsndhe) und unter Zeitdruck, weil die Planung des Eingriffs bereits ab-
geschlossen ist, ist es oft schwierig, geeignete und verfiigbare Flachen zu finden. So
kommt es nicht selten zu Verfahrensverzogerungen und damit zu Opportunitdtskosten
(entgangene Gewinne) auf Seiten der Vorhabentrdger. Ebenso konnen aus diesem Grund
Vorhabentrager bei grofsen und wirtschaftlich fiir die Kommune oder Region bedeut-
samen Projekten in einer starken Verhandlungsposition gegeniiber der genehmigenden
Behorde bzw. der Naturschutzbehorde sein. Diese aus naturschutzfachlicher Sicht un-
giinstige Machtverteilung er6ffnet weitere Spielraume fiir opportunistisches Verhalten.

Fazit: Die Produktions-, 6kologischen und Transaktionskosten sind bei der Klassi-
schen Kompensation sehr hoch. Ein anderes Bild ergibt sich bei der Effizienzanalyse von
Mafnahmenpools (Okokonten) im nachsten Kapitel.

3.2 Effizienzanalyse des Mafinahmenpoolmodells

Produktionskosten: Im Vergleich zur Klassischen Kompensation fallen die Produktionskos-
ten geringer aus. Es kommt zu economies of scale (grofienabhangige Kostenvorteile) bei der
Herstellung und Pflege der Kompensationsflachen im Verbund und die Bodenpreise
befinden sich i.d.R. auf einem moderaten Niveau, da die Flachen zur Umsetzung von

Mafinahmen zeitlich und raumlich losgeldst vom einzelnen Eingriffsprojekt gesucht und

15 Z.B. Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Raumordnung des Landes Brandenburg
2000.
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gesichert werden konnen. Damit vergroflert sich der Suchraum fiir potenzielle Kompen-
sationsflichen und ermoglicht eine kostengiinstigere Flachenbeschaffung meist landwirt-
schaftlicher Nutzflachen. Die Verhandlungsposition der Bodeneigentiimer ist durch die
strategische Bevorratung nicht durch Opportunitatskosten einer Verfahrensverzdgerung
des Eingriffsprojektes gestarkt. Effizienzvorteile sind bei dauerhafter Geschaftstatigkeit
des Pooltragers durch Lerneffekte und Spezialisierung verbunden mit entsprechendem
Know how zu erwarten.

Okologische Kosten: Die 6kologischen Kosten sind als deutlich geringer einzuschatzen,
weil das Vollzugsdefizit — wie es von der Klassischen Kompensation her bekannt ist —
durch die Bevorratung der Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen erheblich reduziert ist.
Die Kompensationsmafinahmen sind vor dem Eingriff schon umgesetzt; lediglich die
langfristige Pflege stellt ein gewisses Vollzugsrisiko dar. Auch die Daten- und Informa-
tionslage (u.a. durch ein naturschutzfachliches und gesamtraumliches Konzept) kann
i.d.R. als deutlich verbessert angesehen werden, was sich in der Qualitdt der Ausgleichs-
und Ersatzmafinahmen widerspiegelt. Die Wahrscheinlichkeit zu einer naturschutzfach-
lich motivierten strategischen Wahl von Flachen ist hoher als bei der Klassischen Kom-
pensation und kann z.B. durch Flichenverbund, Pufferzonen oder Trittsteinbiotope einen
erhohten Wert fiir Natur und Landschaft haben. Dies fiihrt zu einer Einsparung 6kologi-
scher Kosten bzw. positiv formuliert zu einer Nutzenverbesserung. Bei dieser Einschat-
zung fithren annahmegemidfl Kompensationsmechanismen mit gelockertem raumlich-
funktionalen Zusammenhang nicht zu hoheren 6kologischen Kosten. Zwar gibt es im
Sinne des BNatSchG Vorteile von Ausgleichsleistungen gegeniiber Ersatzleistungen (Pri-
oritdt: Ausgleich vor Ersatz), doch der Ersatz wird nur genehmigt, wenn kein Ausgleich
moglich ist. In der stadtebaulichen Eingriffsregelung sind Ausgleich und Ersatz zusam-
mengefasst und werden ohnehin qualitativ nicht unterschieden. Es wird davon ausge-
gangen, dass die zustindige Behorde {iber die raumlich-funktionalen Zusammenhange
entscheidet, da sie jeder Kompensation zustimmen muss, und dass diese Zustimmung
durchaus von der Stirke der Behdrde bzw. dem Engagement ihrer Mitarbeiter abhangen
kann, dass dies aber nicht unmittelbar vom Typ des Ausgleichsmechanismus abhangt.

Transaktionskosten: Die Auswirkung der Mafsnahmenpools auf die Transaktionskosten ist
nicht eindeutig zu beantworten und z.T. ambivalent. Es gibt Transaktionskosten stei-
gernde und reduzierende Faktoren.

Bei der Transaktion zwischen Ausgleichs- und Ersatzmafinahmenbereitsteller (Mafsnah-
menpool-Betreiber) und Genehmigungsbehorde kommt es zu einer Umkehr der spezifi-
schen Investition, indem der Kompensationsbereitsteller in Vorleistung geht und aus
seiner Perspektive die Transaktion nicht kostenlos abbrechbar wire. Die set up-Kosten
der Poolgriindung sowie die laufenden Managementkosten sind als erheblich einzu-
schatzen. Jedoch wirken diese Transaktionskosten auch als Absicherung fiir ein koope-
ratives Verhalten und damit positiv auf den Kompensationserfolg. Zunachst besteht also
ein Trade-off-Effekt zwischen Projekterfolg (= Reduktion der 6kologischen Kosten, weil

weniger Vollzugsdefizite) und den Transaktionskosten. Erreichen die set up-Kosten je-
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doch eine prohibitive Hohe, konnen diese Transaktionskosten angebotshemmend wir-
ken.

Auch die Planungskosten fiir einen Flachen- und Mafinahmenpool kénnen absolut be-
trachtet hoher ausfallen als bei der Klassischen Kompensation, da i.d.R. ein gesamtraum-
liches Konzept erarbeitet wird. Sie amortisieren sich jedoch dann schnell, wenn dem
Mafinahmenpool eine Vielzahl an Eingriffen zugeordnet werden kann. Der Mehrauf-
wand durch das gesamtraumliche naturschutzfachliche Konzept, das fiir den Pool erar-
beitet werden soll, wird annahmegemafi durch den naturschutzfachlichen Mehrwert
ausgeglichen (z.B. Zusatznutzen durch Umfang arrondierter Flachen). Auch hier besteht
demzufolge ein Trade-off-Effekt zwischen den reduzierten okologischen Kosten (bzw.
erhohtem Okologischen Nutzen) und den Transaktionskosten. Eine entsprechende Rege-
lung sieht das Land Brandenburg vor, indem von der obersten Naturschutzbehorde zerti-
fizierte (naturschutzfachlich anerkannte) Pools eine einmalige zehnprozentige Gutschrift
ihres Aufwertungspotenzials erhalten, da man von einem entsprechenden naturschutz-
fachlichen Mehrwert ausgeht, z.B. indem die Pools Puffer fiir Naturschutzgebiete bilden
und diese Flachen davon zusatzlich profitieren (vgl. Steffen & Jordan 2006).

Unmittelbar zu Transaktionskosteneinsparungen kommt es aufgrund einer Vermei-
dung von Verfahrensverzogerungen bei den Eingriffsprojekten und dem weitgehenden
Fehlen von Kontroll- und Sanktionskosten, da diese durch die vornehmlich offentliche
Tragerschaft i.d.R. nicht vorgesehen sind. Es besteht jedoch die Gefahr zu erhéhten 6ko-
logischen Kosten, falls es im Rahmen der 6ffentlichen Verwaltung zu Vollzugsdefiziten
kommt, nicht zuletzt aufgrund von Motivationsproblemen (vgl. Liibbe-Wolff 1993).

Werden hingegen Kontrollen durchgefiihrt, konnen signifikante Einsparungen durch
economies of scale realisiert werden, da man fiir eine Vielzahl von Eingriffen nicht eine
Vielzahl von Kompensationsprojekten, sondern im besten Fall eine grofie zusammenhén-
gende Flache begutachten muss.

Fazit: Es ist folglich davon auszugehen, dass sich durch die Nutzung von Mafsnah-
menpools deutliche Verbesserungen in der Effizienz der Umsetzung der Kompensations-
pflicht insbesondere im Hinblick auf Produktionskosten und 6kologische Kosten erzielen
lassen. Hinsichtlich der Transaktionskosten schliefit sich die Frage an, ob sich die Effi-
zienz in Abhéngigkeit von der Trdgerschaft verandert? Sind gemeinniitzige Tréger bzw.
die Vertreter des offentlichen Interesses und damit die Nutzniefler der Aufwertung von
Natur und Landschaft privaten gewinnorientierten Bereitstellern von Ausgleichs- und

Ersatzmafsnahmen vorzuziehen?

Einfluss der Tragerschaft auf die Effizienz

Kommunale Pools verfiigen haufig iiber ein grofies Fldchenkontingent zur Herstellung
von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen, kdnnen das naturschutzfachliche Know how des
Fachamtes nutzen und besitzen haufig bereits Konzepte fiir Naturschutzprojekte. Es be-
stehen duflerst geringe Transaktionskosten aufgrund fehlender Kontrollstrukturen. Der
Trade-off-Effekt zwischen mangelnder Kontrolle und den damit verbundenen moglichen
Okologischen Kosten kann an dieser Stelle nicht abschliefSend beurteilt werden aufgrund
der bisher relativ kurzen Laufzeit der Pools in Deutschland. Potenziell nachteilig wirken
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sich bei 6ffentlicher Tragerschaft mangelnde Flexibilitat z.B. durch Ausschreibungsregeln
und Kostenineffizienz durch fehlende 6konomische Anreize zur Kostenreduktion sowie
z.T. aufgrund der Verteilung von Kompetenzen und Interessen mangelnde Motivation
aus.

Insbesondere die knappe Haushaltssituation v.a. der Gemeinden und Kommunen, die
fiir die Umsetzung der Kompensation im Rahmen der stddtebaulichen Eingriffsregelung
verantwortlich sind, hemmen den Aufbau 6ffentlicher Kompensationspools und kénnen
so zu einem Unterangebot an Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen fiihren.

Zudem erhoht der Mangel an Finanzkraft die Gefahr opportunistischen Verhaltens
(interne Unsicherheit) in Anbetracht der Tatsache, dass ,, die 6ffentliche Hand” nicht wie
eine Firma ein Unternehmensziel hat, sondern aus einer Vielzahl von Amtern und Ak-
teuren mit vielfaltigen Interessen und Aufgaben besteht und daher zuséatzlich zur beste-
henden hierarchischen Struktur Sicherungen (wie Zertifizierung oder aktive Umsetzung
der Kommunalaufsicht) notwendig erscheinen, um die Qualitit von Kompensations-
projekten zu sichern. Hinzu kommt die Neigung Offentlicher Tréager, nicht alle Kosten
dem Verursacher in Rechnung zu stellen, da z.B. Personalkosten oft nicht differenziert
beziffert werden kénnen.

Die Transaktionsumwelt moglicher o6ffentlicher Pooltréger stellt einen limitierenden
Faktor dar. Haufig fehlt den offentlichen Haushalten das Kapital, das fiir die spezifische
Investition im Rahmen einer aktiven Bevorratung von Mafinahmen notwendig ist. Priva-
te Pools hingegen bieten i.d.R. systemimmanent Kosteneffizienz und flexible und schnel-
le Entscheidungsmoglichkeiten und eine besonders gute Umsetzung des Verursacher-
prinzips, indem die vollen Kosten (plus Gewinnmarge) dem Verursacher angelastet wer-
den. Risiken sind hier in einer moglichen Insolvenz zu sehen. Die langfristige Kompensa-
tionsleistung muss davor abgesichert sein.

Insgesamt wird die notwendige Kontrolle privater Anbieter zu Transaktionskosten
fithren, die sich jedoch im Rahmen der Haufigkeit von Transaktionen eines Pools relati-
vieren werden. Zwar gibt es auch bei 6ffentlichen Tragern einen Bedarf an Kontrolle und
Qualitétssicherung um Vollzugsdefizite bzw. opportunistisches Verhalten zu reduzieren,
dies wird jedoch faktisch derzeit kaum praktiziert. Daher erscheint den Behorden bei
einer Kooperation mit privaten Anbietern bei unveranderter Personal- und Ressourcen-
ausstattung die Integration privatwirtschaftlicher Akteure kostensteigernd. Dies kann
eine u.U. wiinschenswerte institutionelle Entwicklung verzogern. Die Zuriickhaltung der
Behorden gegeniiber Kompensationsprojekten von privaten MafSnahmenpooltragern
kann zusétzlich durch die zeitliche Verteilung der Transaktionskostenwirkung verstarkt
werden, da die set up-Kosten (Transaktionskosten) zur Absicherung der Transaktion zu
Beginn fiir die Behorde hoch ausfallen diirften und sich die Transaktionskosteneinspa-
rungen auf Seite der Behorde durch economies of scale (z.B. bei der Flachenkontrolle) erst
bei spaterer Nutzung des Pools auch fiir die Behorde ,,auszahlen” werden.

In diese politische und haushaltstechnische Transaktionsumwelt fiigt sich eine Alter-
native zu rein Offentlichen oder rein privaten Anbietern Erfolg versprechend ein: das
Stiftungsmodell. Insbesondere in Anbetracht der wachsenden Zahl an Stiftungen, die
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Trager von Flachen- und Mafinahmenpools sind, soll an dieser Stelle kurz auf einige Vor-
teile und Risiken hingewiesen werden.

Stiftungsmodell

Aus transaktionskostentheoretischer Sicht gibt es bei gemeinniitzigen Anbietern grofle
Vorteile hinsichtlich einer geringeren Notwendigkeit von zuséatzlichen Absicherungen
der Transaktion:

— Es besteht bereits Zielkonvergenz zwischen Kompensationsbereitstellung und Satzung
(Ziel der Stiftung).

— Das Verhiéltnis zu den Behorden und zu den Landnutzern / Landwirten ist i.d.R.
vertrauensvoll und nicht vorbelastet.

— Es findet eine friihzeitige und interne Konfliktbewéltigung statt.

— Die Biirokratieméngel, die bei offentlichen Tragerschaften festzustellen sind (Aus-
schreibungsmodalitdten und -aufwand etc.), sind nicht vorhanden.

— Es gibt keine Begehrlichkeiten von anderen Amtern bzw. dem Kammerer.

— Das Insolvenzproblem, das bei privaten Anbietern abzusichern ist, ist aufgrund des
Stiftungskapitals reduziert.

— Einnahmen werden héaufig in die Vorfinanzierung neuer Kompensationsprojekte re-
investiert. Ahnlich wie ein revolvierender Fonds vermindert dies das Problem der

spezifischen Investition als Angebotshemmnis.

Probleme der Gemeinniitzigkeit treten allerdings dann auf, wenn Stiftungen in Kon-
kurrenz zu privaten gewinnorientierten Anbietern stehen und somit einen Wettbewerbs-
vorteil geniefsen. ¢

4 Empfehlungen zur Effizienzverbesserung

Die Analyse der Erfahrungen mit der Klassischen Kompensation und den Flachen- und
Mafinahmenpools in Deutschland fiihrt zu folgenden Schlussfolgerungen: Poolmodelle
fithren im Vergleich zur Klassischen Kompensation schon aufgrund der Reduktion der
Produktions- und 6kologischen Kosten'” zu einer Effizienzsteigerung. Die Transaktions-
kosten zum Aufbau eines Pools kdnnen zwar recht hoch sein, es spricht aber einiges da-
fiir, dass sich dieser Nachteil durch verringerte Transaktionskosten wahrend des Poolbe-
triebs wieder aufhebt. Die Flexibilisierung der Eingriffsregelung ermoglicht die Entwick-

lung marktorientierter Transaktionen. Fiir die Notwendigkeit eines zusitzlichen privaten

16 Hier kann eine steuerrechtliche Differenzierung des Kompensationsgeschifts als steuerpflichti-
ger Geschiftbetrieb bzw. die privatrechtliche Organisation bei gleichzeitiger Anbindung an eine
Naturschutzstiftung (vgl. Flachenagentur Kulturlandschaft Mittlere Havel GmbH / NaturSchutz-
Fonds Brandenburg; Naturland Okofléichen-Management gGmbH / Naturlandstiftung Saar) abhel-
fen.

17 Unter der Annahme Ausgleich = Ersatz (wie in der Bauleitplanung).
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Angebots sprechen trotz gewisser Vorteile der hierarchischen Steuerung bei Kompensa-
tionspools der offentlichen Hand die Rahmenbedingung der knappen offentlichen Haus-
halte (Transaktionsumwelt) und trotz der oben genannten Vorteile gemeinniitziger An-
bieter die begrenzte Anzahl vorhandener Naturschutzstiftungen. Ein Marktmodell mit
privaten Anbietern von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen konnte Kapital fiir die Initi-
ierung von Kompensationsprojekten mobilisieren, um ein ausreichendes Angebot an
Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen in eingriffsintensiven Regionen zu schaffen. Das
funktioniert dann besonders effizient, wenn die Transaktionseigenschaften marktfreund-
lich sind.

Die Eigenschaften der Transaktion ,Eingriff/Kompensation” sprechen fiir die Effi-
zienz einer Marktorientierung, wenn Faktorspezifitdt und Unsicherheit gering sind und
die Messbarkeit gut ist. Jede Form der Absicherung der Transaktion verursacht Kosten.
Somit wirkt eine hohe Haufigkeit giinstig auf die Rentabilitit der Einrichtung notwen-
diger Institutionen. Somit konnte die Effizienz von MafSnahmenpools insbesondere durch
folgende Entwicklungen im institutionellen Arrangement verbessert werden: Reduktion
der Spezifitat, Steigerung der Haufigkeit, Reduktion der Unsicherheit und Verbesserung
der Messbarkeit der Kompensationsleistung. Mogliche Mafinahmen zugunsten einer

solchen Effizienzverbesserung in der Eingriffsregelung werden nun konkretisiert.

Reduktion der Faktorspezifitit

Die Flexibilisierung der Eingriffsregelung und damit die Reduktion der Spezifitat der
jeweiligen Transaktion zwischen Behorde und Eingriffsverursacher ist eine Grundvor-
aussetzung fiir die Etablierung von Marktstrukturen bzw. die Nutzung von Pool-
modellen. Im Rahmen der Bauleitplanung ist dies aufgrund der Zusammenfassung von
Ausgleich und Ersatz weitestgehend umgesetzt. Jedoch muss sich die Flexibilisierung
abgesehen vom funktionalen Zusammenhang (diesen hat die Genehmigungsbehdrde im
Einzelfall zu berticksichtigen, da sie der Nutzung eines Pools zustimmen muss) auch
raumlich in naturschutzfachlich sinnvollen Grenzen bewegen. Damit die dkologischen
Kosten nicht prohibitiv steigen, wird eine Abgrenzung funktionaler Marktgebietes, die
die Naturrdume abgrenzen innerhalb derer Eingriffe stattfinden kénnen, die {iber den
dort angesiedelten Pool ausgeglichen werden konnen, befiirwortet. Die naturrdumliche
Begrenzung der Substituierbarkeit setzt jedoch administrative Verbesserungen wie die
Vereinheitlichung der Bewertungsmethode voraus (dazu spater mehr), da ansonsten die
Transaktionskosten unnétig steigen.

Spezifische Investitionen konnen eine prohibitive Hohe erreichen, die ein Angebot
verhindern (Markthemmnis). In Anbetracht der hohen Investition fiir die Beschaffung
und Sicherung der Fldache sind als marktfreundliche Transaktionsumwelt alternative
Formen (nicht nur Eigentum und Kauf) zu iiberpriifen und zu férdern. Beispiele sind
Public Private Partnerships, bei denen die offentliche Hand zunéchst Flachen zur Verfii-

gung stellt, auf denen private Bereitsteller ihre Kompensationsdienstleistung erbringen,

18 Im Gegensatz zu administrativen Gebietseinheiten.



S. Macke — Potenziale fiir Effizienzverbesserungen in der Eingriffsregelung

oder Kooperationen und Vereinbarungen mit glaubwiirdigen langfristigen Akteuren, wie
z.B. Stiftungen als Sicherung.

Steigerung der Haufigkeit

Je mehr Eingriffe {iber ein Kompensationsprojekt abgewickelt werden konnen, desto
grofer sind die economies of scale der Transaktionskosten. Um die Haufigkeit zu steigern,
konnte ein Anreiz fiir die Abwicklung kleiner Eingriffe etabliert werden sowie die Nut-
zung von Ausgleichspools ausgeweitet werden. Hier bietet sich der Kauf von ,,Okopunk-
ten” als Nachbesserung fiir Mangel bei der Klassischen Kompensation an, bei denen es
naturschutzfachlich keinen Sinn machen wiirde, zusatzlich in das (teilweise) gescheiterte

Projekt zu investieren.

Unsicherheit reduzieren

Je geringer die Unsicherheit, desto eher konnen Transaktionen iiber marktorientierte
Organisationen abgewickelt werden. Externe Unsicherheit lasst sich am besten durch die
zeitliche Bevorratung von Mafinahmen reduzieren. Somit sollten Anreize zu langfristiger
Bevorratung etabliert werden, indem Pools eine relative Vorziiglichkeit gegeniiber der
Klassischen Kompensation genieflen, indem entweder der Kompensationsumfang bei
projektspezifischen Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen durch den Eingriffsverursacher
hoher ausfallen muss oder dem Pooltrager der okologische Mehrwert seiner Sammel-
kompensation durch ein Verzinsungsmodell gutgeschrieben wird. Hier besteht jedoch
Forschungsbedarf hinsichtlich der Quantifizierung des zusétzlichen Nutzens. Verzin-
sungsmodelle wie sie in Brandenburg derzeit praktiziert werden (einmalig 10 % Verzin-
sung nach Zertifizierung und damit der Anerkennung des 6kologischen Mehrwerts des
Pools sowie 3 % Verzinsung fiir einjahrige Bevorratung von Mafinahmen) bediirfen ggf.
einer naturschutzfachlichen Uberpriifung.

Die Etablierung einer Qualitdtssicherung kann die interne Unsicherheit reduzieren.
Eine Zulassung oder Zertifizierung, Standards und Erfolgskriterien erhéhen zwar die
Transaktionskosten im Vergleich zum heutigen System, sie tragen aber effektiv dazu bei,
den Mafinahmenerfolg zu gewdhrleisten. Zudem ermoglichen sie Vergleichbarkeit und
damit die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichheit gegeniiber den Eingriffsver-
ursachern. Ein solcher Zulassungsprozess kann auch dazu fiithren, dass sowohl Behorden
als auch Antragsteller (Poolbetreiber) in diesen Prozess Zeit und Geld investieren und
dass diese bilateralen spezifischen Investitionen ihre Kooperation positiv unterstiitzen,
indem beide Transaktionspartner ein Interesse am Fortbestehen der Transaktion haben.

Ein Informationsvorsprung der offentlichen Trager (asymmetrische Information) soll-
te vermieden werden. Offentlich zugangliche Informationsquellen fiir mdgliche Anbieter
von Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen konnen hingegen Marktaktivitaten begiinstigen.
Dies kann z.B. durch die Aktualisierung und Konkretisierung von Landschaftspldanen

erfolgen.
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Verbesserung der Messbarkeit zur Reduktion von Unsicherheit

Die Bewertungsmethode fiir Eingriff und Kompensation ist zu verbessern und 6konomi-
sche Aspekte der Herstellungskosten im Vergleich zum naturschutzfachlichen Nutzen
sollten Beriicksichtigung finden, damit 6kologisch sinnvolle Mainahmen nicht benachtei-
ligt werden. Diskussionen gibt es hier insbesondere im Hinblick auf Entsiegelungsmaf-
nahmen, von denen man annimmt, dass sie einen grofien dkologischen Nutzen stiften
und der Philosophie der Eingriffsregelung am ehesten entsprechen (Zieleffektivitit), aber
im Vergleich mit Aufforstung oder anderen Mafinahmen verhaltnisméafiig unterbewertet
zu sein scheinen. Dieses Defizit verursacht jedoch Ineffizienzen unabhingig vom Kom-
pensationsmechanismus. Im Hinblick auf die Marktorientierung durch Poolldsungen
ware die Messbarkeit deutlich zu verbessern, indem man die Bewertungsmethoden ver-
einheitlicht. Eine Harmonisierung fiihrt zusitzlich zu Transparenz, die Spielrdume fiir
opportunistisches Verhalten einddammt.

Transaktionsumwelt marktfreundlich gestalten

Die Transaktionsumwelt in Deutschland konnte marktfreundlicher gestaltet sein, indem
man Akzeptanz flir privates Engagement und Know how {iiber betriebswirtschaftliche
Notwendigkeiten bei den Fachbehdrden fordert, z.B. durch Schulungsmafinahmen. Ein
Okopunktemarkt ist immer ein regulierter Markt und die Behorden sollten sich ihrer
zentralen regulierenden Stellung bewusst sein. Eine solche Marktorientierung bedeutet
keinen Machtverlust, sondern im besten Fall die Konzentration auf die iiberwachende
Funktion der Behorden. Rechtsunsicherheiten v.a. hinsichtlich der Haftungsfrage bei der
Nutzung von Mafinahmenpools miissen geklart sein, um Angebots- und Nachfrage-
hemmnisse abzubauen. Rechtssicherheit ist sowohl fiir die Behdrden als auch fiir grofie
Eingriffsverursacher eine wichtige Entscheidungsvariable. Verfahrenstechnisch damit
verkniipft ist die Frage der Zuordnung zwischen Eingriff und Ausgleich: flichenscharf
oder iiber Okopunkte. Der Ubergang der Haftung vom Eingriffsverursacher auf den
Pooltrager und die transaktionskostengiinstige Zuordnung {iber Okopunkte (nach funk-
tionalen Kategorien) erscheinen hier besonders empfehlenswert.

Verbesserung des Vorsorge- und Verursacherprinzips

Durch Ausgleichs- und Ersatzmaffnahmenpools wird das Vorsorgeprinzip der Eingriffs-
regelung gestdrkt, da nun die Erarbeitung von Kompensationskonzepten und die Infor-
mationsaufbereitung bereits vor dem Eingriff stattfinden. Auch das Verursacherprinzip
kann gestarkt werden, indem die Vollzugsdefizite reduziert sind und (zumindest bei
privaten Anbietern) dem Eingriffsverursacher mindestens die vollen Kosten der Kom-
pensationsbereitstellung in Rechnung gestellt werden. Sowohl das Vorsorge- als auch das
Verursacherprinzip kénnten in Zukunft also dadurch gestarkt werden, dass der Vorlauf
an Ausgleich und Ersatz gefdrdert wird und die Preiswahrheit der Kompensations-
dienstleistung vom Pooltridger nachzuweisen ist. Vorgeschlagen werden Berichtspflichten
des Poolbetreibers. So kommt es zur Reduktion des Kontrollbedarfs auf Seiten der Be-
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horden und zur Umwaélzung (Umverteilung) dieser Transaktionskosten auf den Ein-
griffsverursacher. Damit ist eine grofiere Reichweite des Verursacherprinzips realisiert.

Fazit

Der Trend von der Klassischen Kompensation zu Poolldsungen bietet grofie Potenziale
fiir Effizienzverbesserungen in der Eingriffsregelung. Die Klassische Kompensation ist
durch hohe Produktionskosten und &kologische Kosten gekennzeichnet, ihre Uber-
wachung und Durchsetzung fiihrt zu prohibitiv hohen Transaktionskosten, so dass der
Erfolg der Transaktion in Anbetracht der starken Interessenkonflikte nicht abgesichert ist.
Die Entwicklung hin zu kommunalen und 6ffentlich getragenen Flachen- und Mafsnah-
menpools entspricht einer vertikalen Integration dieser Transaktion im Sinne von Willi-
amson. Abgesehen von internen Interessenkonflikten innerhalb eines 6ffentlichen Tra-
gers ist diese Form insbesondere dann effizient, wenn die Héaufigkeit der getdtigten
Transaktionen hoch ist. Eine zusétzliche Entwicklung zu privat getragenen Pools er-
scheint trotz vergleichsweise hoher Transaktionskosten aufgrund notwendiger Quali-
titssicherungsmafinahmen, um die 6kologischen Kosten gering zu halten, notwendig,
um iiberhaupt ein ausreichendes Angebot an Kompensationsmafsnahmen herzustellen.
Im Gegensatz zur Klassischen Kompensation kommt es hier mit dem privaten gewinn-
orientierten Akteur zu einer Interessenskonvergenz mit der Behorde bzw. der Offentlich-
keit. In Anbetracht der derzeitigen Ausgestaltung der Transaktionseigenschaften hat der
Ausgleich als Dienstleistung in Deutschland noch keine endgiiltige Marktreife.
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Transaktionskosten im
Naturschutzmanagement

Malte Kersten

1 Effizientes Naturschutzmanagement

Neben dem Erreichen von Naturschutzzielen miissen ebenso die Kosten der Umsetzung
bei einer Effizienzbetrachtung berticksichtigt werden. Eine breite Akzeptanz aller Betrof-
fenen sowie eine langfristig wirtschaftliche Tragfahigkeit der laufenden Administration
eines Naturschutzprojektes sind wesentliche Bausteine einer erfolgreichen Umsetzung.
Dabei sind nicht nur die eigentlichen Projektkosten von Bedeutung, sondern ebenso alle
Arbeitsschritte, die fiir die Umsetzung, Verwaltung und Betreuung notwendig sind und
daher im Rahmen des Projektes auch Kosten verursachen. Diese als Transaktionskosten
bezeichneten Kosten fanden bei der wissenschaftlichen Begleitung von Naturschutzpro-
jekten in der Vergangenheit kaum Beachtung, wohingegen die 6konomischen Folgen von
Naturschutzprojekten bzw. von Eingriffen in den Naturhaushalt recht ausfiihrlich unter-
sucht sind.! Es existieren jedoch viele Beispiele fiir die Anwendung des Transaktions-
kostenansatzes im Wirtschaftsumfeld, wie z.B. die Vorteilhaftigkeit bestimmter Betriebs-
formen in der Landwirtschaft, Transaktionskosten im Controlling oder Entscheidungen
zum Einkauf bestimmter Dienstleistungen in der Automobilindustrie. Die Erkenntnisse
aus diesen Arbeiten konnen fiir die Anwendung des Transaktionskostenansatzes auf
Naturschutzprojekte genutzt werden, da viele Aspekte der Umsetzung eines Natur-
schutzprojektes durchaus Ahnlichkeiten zu wirtschaftlichen Aktivititen besitzen.
Besonderes Gewicht bekommen die Bestimmungsgrofien einzelner Komponenten der
Transaktionskosten und deren Auspragungen. Werden bei der Betrachtung der verur-
sachten Gesamtkosten eines Naturschutzprojektes auch die Kosten der Administration,
der Bereitstellung von Informationen und der Kontrolle bertiicksichtigt, steigt die Bedeu-
tung der institutionellen Form einer Projektumsetzung. Beim analysierten Projekt , Wei-
delandschaft Eidertal” (s. u.) lieflen sich unterschiedlich hohe Transaktionskosten bei
verschiedenen institutionellen Arrangements feststellen. Die Transaktionskosten aller
beteiligten Institutionen sowie die Einflussgrofien auf die Transaktionskosten soll dieser

Beitrag aufzeigen.

1 Vgl. Feikert & Koppel (1996); Hampicke (1995, 1997); Heiflenhuber (1995); Horlitz & Tampe
(1998); Janinhoff (1996); Laubinger (1996); Mahrlein (1997); Pfriem (2000); Schweppe-Kraft (1998).

BfN-Skripten Nr. 219, S. 115-130
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Jedes Jahr geben in Schleswig-Holstein etwa 500 Landwirte ihren Betrieb auf.? Entwe-
der bleibt die Hofnachfolge offen oder sie miissen den Betrieb aufgrund des Kon-
kurrenzdrucks schliefen. Die Folgen sind unter anderem die Aufgabe von Grenzertrags-
standorten und eine Biindelung landwirtschaftlicher Aktivitdten auf wenigen Gunst-
standorten, verbunden mit erhohten Stoffeintragen und Ausrdumung der Landschaft.
Nicht die gesamte Fldche wird von den umliegenden Betrieben aufgekauft oder gepach-
tet. Etwa 20 % der frei werdenden landwirtschaftlichen Flachen werden in Schleswig-
Holstein von der Stiftung Naturschutz aufgekauft. Dies sind meist Grenzertragsstand-
orte, die sich kaum noch bei dem heutigen Nutzungsdruck rentabel bewirtschaften lassen
(Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein 1998, 11). Diese Flachen werden gemafs den
Zielsetzungen der Stiftung fiir Naturschutzprojekte verwandt.

Die zukiinftig vermehrt fiir den Naturschutz bereitstehenden Flachen infolge weiterer
Betriebsauflosungen sowie zusétzlich notwendige Ausgaben in der Agrarlandschaft fiir
den Naturschutz erfordern die Bereitstellung von finanziellen Mitteln. Diese Mittel wer-
den stets knapp bleiben, so dass eine Schwerpunktforderung einzelner Projekte statt-
finden muss. Gleichzeitig miissen die Naturschutzziele effizient erreicht werden, um mit
einem festgelegten Haushalt eine maximale Zielerreichung zu verwirklichen. Das BMBF-
Projekt ,Weidelandschaft Eidertal” hat neben den Okologischen Folgen eines grofs-
flachigen Naturschutzprojektes auch die sozialen und wirtschaftlichen Kosten ermittelt,
die mit einer Umsetzung verbunden waren. Ein Teilaspekt davon war die Erfassung,
Analyse und Modellierung von Transaktionskosten wéhrend der Projektumsetzung. Im
Folgenden soll kurz das Projekt beschrieben werden, bevor auf die Transaktionskosten

zur Realisierung des Projektes weiter eingegangen wird.

2 Ubersicht Projekt ,Weidelandschaft Eidertal”

Das 6kologische Potenzial des oberen Eidertals veranlasste schon in den 80er Jahren des
20. Jahrhunderts die Stiftung Naturschutz, Flachen im Eidertal aufzukaufen. Natur-
schutzkonzept damals war der Prozessschutz, meist eine ungestorte Sukzession. Ziel war
es, den gesamten Talraum zu erwerben, um dann die Flache gezielt einer Wiedervernas-
sung zuzufiihren. Die Regenerierung des Moorkorpers und damit die Starkung des Re-
tentionspotenzials waren damals die Naturschutzziele. Doch konnte sich dieses Konzept
bei der ortlichen Landwirtschaft nicht durchsetzen. Dies hatte zur Folge, dass bis 1990
keine grofie zusammenhidngende Fliache erworben werden konnte und stattdessen ein
kleinrdumiges Mosaik von Flachen entstand, welches sich einerseits im Besitz unter-
schiedlicher Landwirte und andererseits der Stiftung Naturschutz befand. Damit konnte

keine grofsflachige Wiederverndssung vorgenommen werden.

2 Vgl. Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein,
http://www statistik-sh.de/M4/M4_07K11T1.htm.
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21 Umsetzungskonzept des Staatlichen Umweltamtes Kiel

Vor diesem Hintergrund entwickelte der Projekttrager, das Staatliche Umweltamt Kiel
(StUA) zusammen mit dem Ortlichen Wasser- und Bodenverband (WBV), das Um-
setzungskonzept "Weidelandschaft Eidertal". Dieses Projekt hat zum Ziel, die Stoffein-
trage in die FlieSgewdsser und somit auch in Nord- und Ostsee zu reduzieren. Gleich-
zeitig soll in dem 400 ha umfassenden Projektraum ein Beitrag zur Verbesserung poten-
ziell wertvoller Biotope geleistet und die Vernetzung von Biotopen gefordert werden
(Biotopverbundsysteme). Es soll eine halboffene Weidelandschaft entstehen, in der Rin-
der weitgehend ungesteuert grasen und so fiir eine heterogene Struktur sorgen. Knicks?
werden nicht mehr ausgezdunt, so dass sie mancherorts durch Beweidung zerstort wer-
den, an anderen, weniger beweideten Stellen kénnen sich jedoch neue Gehélze ansiedeln.
Die ungesteuerte Beweidung (ca. 0,75 Rinder/ha) erzeugt eine hohe raumliche und
zeitliche Variabilitdit weidebedingter Strukturen, wie z. B. offene Bodenstellen durch
Vertritt und unbeweidete Bereiche.

Anders als in der Vergangenheit soll hier Naturschutz zusammen mit den direkt be-
troffenen Flacheneigentiimern realisiert werden. Daher ist die Akzeptanz und Teil-
nahme der Flacheneigentiimer ein wesentliches Ziel. Eine aufwéndige Vertragsstruktur
ermoglicht es, jedem Fldcheneigentiimer einen geeigneten Vertrag anbieten zu konnen.
Als Alternativen kénnen ein Extensivierungsvertrag, ein Nutzungsaufgabevertrag und
ein Verkauf der Flache gewahlt werden (vgl. Kersten 2004, 333). Nach Ablauf der Projekt-
laufzeit (20 Jahre) miissen die Flachen vom Projekttrager nicht in den urspriinglichen
Zustand zuriickversetzt werden. Die Ausgleichsgelder werden den Flacheneigentiimern
in kapitalisierter Form zu Beginn des Vertragszeitraumes ausgezahlt. Die Vertragsvarian-
ten unterstiitzen somit die Interessen der Landwirte (Auszahlung in kapitalisierter Form)
sowie die Forderungen des Naturschutzes (lange Laufzeit, Verzicht auf Riickfithrung in
urspriinglichen Zustand). Seit 1999 wird dieses Konzept umgesetzt und durch das
BMBF-Projekt "Weidelandschaft Eidertal" sowie das Projekt des LANU (Landesamt fiir
Natur und Umwelt Schleswig-Holstein) "Nahrstoffretention" wissenschaftlich begleitet.
Heute ist die vertragliche Flachensicherung weitgehend abgeschlossen und samtliche
Naturschutzmafinahmen auf der Flache konnen bereits seit einigen Jahren greifen. Ab-
bildung 1 zeigt den zeitlichen Projektfortschritt in Form von am Projekt teilnehmenden

Flachen und ihre Beweidung mit Rindern.

3 Fiir Schleswig-Holstein typische, wallartige Baum- und Strauchhecken, die seit dem
18. Jahrhundert als , lebende Zaune” angelegt wurden. Als schiitzenswerter Landschaftsbestandteil
miissen diese Strukturen in der Regel vor der Beweidung durch Zaune gesichert werden.
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Weidelandschaft Eidertal - Projektfortschritt
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Abbildung 1 Projektfortschritt 1999 — 2006 (Quelle: Staatliches Umweltamt Kiel).

2.2 BMBFEF-Projekt ,,Weidelandschaft Eidertal”

Das BMBF-Projekt hat die Aufgabe, die Auswirkungen dieses Naturschutzgrofprojektes
darzustellen und zu bewerten. Dariiber hinaus sollen geeignete Indikatoren bestimmt
und entwickelt werden, die eine Ubertragung der Erkenntnisse auf dhnliche Natur-
schutzgrofiprojekte ermdoglichen. Im Einzelnen werden vegetationsdkologische (Teil-
projekt A), tierokologische (Teilprojekt B)* und soziodkonomische Auswirkungen (Teil-
projekt C) durch die Umsetzung des Projektes untersucht. Die besonderen Aufgaben des
Teilprojektes C sind die Ermittlung der sozialen und wirtschaftlichen Kosten (inklusive
der Transaktionskosten) sowie eine vergleichende Analyse alternativer Umsetzungs-

strategien.

3 Der Transaktionskostenansatz
im Naturschutzmanagement

Untersuchungen zum Transaktionskostenansatz im Naturschutzbereich sind bisher nicht
in dem Mafe erfolgt wie transaktionskostenanalytische Uberlegungen zu Problemfeldern
der Wirtschaft. Obwohl sich einige Bestandteile der Transaktion bei Naturschutzvor-
haben von reinen wirtschaftlichen Aktivitdten unterscheiden, gibt es doch geniigend

Entsprechungen, um diesen Ansatz auf Naturschutzvorhaben anwenden zu kénnen.

4 Zu den 6kologischen Auswirkungen des Naturschutzprojektes , Weidelandschaft Eidertal” vgl.
Schrautzer et al. (2004).
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Der Kern der Betrachtung ist die Transaktion. Die Transaktion beschreibt den Tausch
von Verfiigungsrechten iiber ein Gut oder eine Dienstleistung. Williamson (1990, 1f.)
definiert die Transaktion als einen Ubergang eines Gutes oder einer Dienstleistung iiber
eine technisch trennbare Schnittstelle. Eine Tatigkeitsphase wird beendet, die néchste
beginnt. Er vergleicht diesen Vorgang mit dem ineinander Greifen von Zahnradern einer
Maschine: entsteht Energieverlust durch schlecht geschmierte Maschinenteile oder unno-
tigen Schlupf?

Oftmals ist es im Naturschutz ausreichend, einzelne Verfiigungsrechte oder zeitlich
befristete Einschrankungen, beispielsweise die Nutzungsintensitdt, zu regeln und ent-
sprechend monetér auszugleichen. Ein Kauf, also die endgiiltige Ubertragung aller Nut-
zungsrechte, ist oft unnotig, wird in dem Umsetzungskonzept , Weidelandschaft Eider-
tal” zur Steigerung der Akzeptanz aber auch angeboten.

Zum Kauf bzw. der Vereinbarung von Nutzungseinschrankungen einer Flache miis-
sen Informationen eingeholt, Preise verglichen und ausgehandelt, Vertrage aufgesetzt
und nach Unterzeichnung der Vertrdge ggf. die Einhaltung eventueller Nutzungs-
einschrankungen iiberwacht werden. Diesen Aufwand umschreiben die Transaktions-
kosten einer gegebenen Transaktion und umfassen damit nicht die bloffen Flachenkosten,
sondern ,alle Opfer und Nachteile, die von den Tauschpartnern zur Verwirklichung des
Leistungsaustausches zu tragen sind” (Picot & Franck 1997). Dabei zédhlen eben nicht nur
monetdr erfassbare Grofien zu den Transaktionskosten, sondern ebenso eingesetzte Miihe
und Zeit (Picor & Franck 1997, 66; Terberger-Stoy 2000, 68). Bei Naturschutzprojekten hat
die Zeitspanne zur Realisierung von Naturschutzzielen eine besondere Bedeutung. Viele
Strukturen stellen sich erst nach einer langen Zeitdauer ein und damit greift der Natur-
schutznutzen erst verzdgert. Der Gesamtnutzen einer Mafinahme ist von einer schnellen
Umsetzung des Vorhabens abhangig.

Die Transaktion wird begrifflich und inhaltlich sehr viel weiter gefasst, als im Sprach-
gebrauch allgemein iiblich. Zusammenfassend beschreibt die Transaktion den , Prozess
der Vorbereitung, Vereinbarung, Durchfiihrung und Kontrolle eines Tausches von Ver-
fligungsrechten iiber ein Gut bzw. Dienstleistung” (Richter & Furubotn 1999). Verschie-
dene Faktoren konnen die Hohe der Transaktionskosten beeinflussen, wie der nachste
Abschnitt zeigen soll.

3.1 Einflussfaktoren auf die Transaktionskosten

Einfluss auf den Ablauf der Transaktion haben die Verhaltensweisen und die generellen
Eigenschaften der Akteure selbst. Die beiden wesentlichen Eigenschaften der Akteure,
die grundlegend in der Theorie der Transaktionskostenanalyse verankert sind, sind zum
einen der Opportunismus und zum anderen die begrenzte Rationalitiat. Die begrenzte
Rationalitdt der Akteure berticksichtigt den Umstand, dass der Mensch nicht in der Lage
ist, samtliche Informationen tiiber eine geplante Transaktion einzuholen, zu verarbeiten
und rational zu nutzen. Entscheidungen beziiglich einer Transaktion miissen evtl. bei

unvollstindiger Informationslage getatigt werden, so dass das Risiko besteht, dass die
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Erwartungen nicht eintreffen und Fehlinvestitionen weiter die Kosten in die Hohe trei-
ben. Jede eingeholte Information dagegen ist mit weiterem Aufwand verbunden und
erhoht die Transaktionskosten. Daher ist das Mafs der Informationsbeschaffung unbe-
dingt an die jeweilige Transaktion anzupassen.

Der Opportunismus meint ein eigenniitziges Verhalten der Akteure, welches sich bis
zum bewussten Tauschen und zum Betrug steigern kann. Die Unvollstindigkeit von Ver-
tragen wird bei der Einbeziehung von Opportunismus zum Problem, da die Individuen
bereit sind, ihre Eigeninteressen notfalls mit Arglist und Tiicke zu verfolgen (Hader 1997,
70). Besteht der Verdacht, dass sich Individuen opportunistisch verhalten, miissen Kon-
trollstrukturen greifen, die den Opportunismus eindimmen oder ganz verhindern. Diese
zusatzlichen Strukturen, bzw. Kontrollen sind mit Aufwand verbunden und erhohen die
Transaktionskosten entsprechend. Vertragsbeziehungen wiirden keinerlei Probleme ma-
chen, wenn das opportunistische Verhalten auszuschlieffen wére. Dann wére die Form
der Koordination zur Reduzierung der Transaktionskosten unbedeutend. Verschiedene
Koordinierungsmechanismen sind jedoch in der Lage, das Potenzial des Opportunismus
bei verschiedenen Rahmenbedingungen einzuschranken, wie der nachste Abschnitt zeigt.

Neben den Eigenschaften der Akteure bestimmen auch die Eigenschaften der Trans-
aktion bzw. der zu verhandelnden Giiter/Dienstleistungen die Hohe der Transaktions-
kosten. Bei der Transaktion , Realisierung von Naturschutz im oberen Eidertal” haben die
Flachen fiir den Projekttrager eine hohe Spezifitit. Die Spezifitat kennzeichnet den Bin-
dungsgrad einer Investition an eine bestimmte Transaktion. Sind diese Investitionen auch
noch zu gebrauchen, wenn die Transaktion abgebrochen werden muss? Werden fiir eine
bestimmte Transaktion hohe Investitionen getatigt, die eine hohe Spezifitat aufweisen,
also kaum aufierhalb der Transaktion Verwendung finden konnen, sollte die Transaktion
gegen einen vorzeitigen Abbruch gut abgesichert sein.

Fiir die Umsetzung des Projektes in der geplanten Form sind alle Flachen im Projekt-
gebiet notwendig. Nur dann kann der Grundwasserflurabstand verringert werden und
das Naturschutzkonzept greifen. Sollte das Projekt in der Phase der Flachensicherung
scheitern, so konnen die bis dahin erworbenen Fldchen kaum einer weiteren Nutzung
gewinnbringend zugefiihrt werden. Somit besteht im Projektverlauf ein relativ hohes
Risiko fiir den Projekttrager, die Flachen vergebens erworben zu haben. Um sich weitge-
hend gegen dieses Risiko abzusichern, werden nur solche Flachen erworben, die an be-
reits fiir das Projekt gesicherte Flachen angrenzen. Damit wére im Falle eines Scheiterns
zumindest eine grofie, zusammenhangende Flache geschaffen, auf der zwar der Grund-
wasserflurabstand nicht verringert werden, aber eine grofiflachige Beweidung stattfinden
kann. Erhohte Transaktionskosten entstehen dem Projekttrager im Zusammenhang mit
der Spezifitat der Flachen dadurch, dass die Projektumsetzung verzdgert wird und somit
der Nutzen der Naturschutzmafinahme erst spater greifen kann.

Naturschutzleistung ist schwer zu definieren und damit kaum messbar. Wie soll nun
die zukiinftige Bewirtschaftungsintensitit der Projektflichen aussehen, damit Natur-
schutzleistung erbracht wird? Welche Nutzungseinschrankungen und monetaren Aus-
gleichszahlungen miissen mit den teilnehmenden Landwirten vereinbart werden?
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Da es auf diese Fragen vor Projektbeginn keine befriedigenden Antworten gab, muss
der Naturschutzerfolg sukzessiv Jahr fiir Jahr iiberpriift und entsprechend angepasst
werden. Jedes Jahr wird daher nach der Weideperiode der Zustand der Weiden begut-
achtet und die Beweidungsdichte fiir das kommende Jahr festgelegt. Damit verbunden
sind weitere Verhandlungen mit den teilnehmenden Landwirten, die entsprechend der
Weidebegehung fiir das kommende Jahr mehr oder weniger Tiere auftreiben konnen.
Diese schwer messbare Naturschutzleistung zusammen mit der Unsicherheit {iber die zu-
kiinftige Entwicklung des Standortes (auch bei konstanter Nutzungsintensitét) erhchen
zusétzlich die Transaktionskosten.

Eine grofie Hiufigkeit gleichartiger Tatigkeiten ermdglicht es, Lernprozesse greifen zu
lassen. So konnen die Vertragsverhandlungen wiahrend der Phase der Flachensicherung
zunehmend schneller durchgefithrt werden. Aber nicht nur das Lernen des Vertrags-
partners (der Vorsitzende des ortlichen Wasser- und Bodenverbandes) steht hierbei im
Mittelpunkt, sondern das zunehmende Vertrauen der Flicheneigentiimer. Bei einer wach-
senden Anzahl bereits unterschriebener Vertrige werden die Verhandlungen zuneh-
mend schneller durchgefiihrt, da die Landwirte oft {iber den Sachverhalt bereits von ih-
ren Berufskollegen und Nachbarn unterrichtet wurden, und schon eine Meinung zum
Projekt haben. Da bereits vor Projektbeginn der Wasser- und Bodenverband (WBV) seine
Mitglieder gut kannte und der Vorsitzende selbst Landwirt in der Region ist, wirkte sich
dieses grofle Vertrauen transaktionskostenmindernd aus. Oftmals holten sich die Fla-
cheneigentiimer keine weiteren Informationen zur Rentabilitat einer extensiven Weide-
wirtschaft ein. Die Informationen vom Vertragspartner wurden als ausreichend erachtet
und kaum tiiberpriift. Damit beschrankt sich der Aufwand fiir weitere Informationen auf
Seiten der Flacheneigentiimer auf die eigentlichen Vertragsverhandlungen und einer evtl.
Phase des Uberdenkens.

Das idiosynkratische Wissen des WBV ermoglicht es, die Wiinsche der Flachen-
eigentiimer beziiglich evtl. Tauschflachen bestmdglich zu erfiillen. Idiosynkratisches
Wissen zeichnet sich durch einen breiten Erfahrungsschatz und Gespiir aus. Beides sind
Eigenschaften, die durch einen hohen Kostenaufwand kaum oder gar nicht tibertragbar
sind. Es sind Fahigkeiten, die durch lange Praxis und gegebene Anlagen erworben wer-
den. Die stark ausgeprédgten Orts- und Personenkenntnisse des WBV ermdglichen oft-
mals erst eine Gesprachsbereitschaft betroffener Landwirte und beschleunigen die Pro-

jektumsetzung.

3.2  Koordinationsformen zur Abwicklung von Transaktionen

Zum Abwickeln einer Transaktion treten Akteure in verschiedener Art und Weise mit-
einander in Beziehung. Je nach Transaktion eignet sich eine ganz bestimmte Koordinati-
onsform besonders gut zur Abwicklung. Nachteile werden dabei als hohere Transakti-

onskosten verstanden. Somit ist das Ziel der Transaktionskostentheorie, bei
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gegebener Transaktion die Koordinationsform zu finden, die minimale Transaktions-
kosten verursacht und damit die Transaktion am effizientesten auszufiihren vermag.

Je nach Koordinationsform werden verschiedene Verhaltensweisen der Akteure gefor-
dert oder gehemmt (Brinkmeyer 1996, 45). Aus Sicht der Institutionendkonomie werden
Formen der Koordination von Transaktionen hauptsdchlich dazu entwickelt, um das
Transaktionsrisiko bzw. die Reibungskosten zu senken. Offensichtlich konnen diese Kos-
ten nicht ginzlich vermieden werden, da schon bei der Errichtung, der Aufrecht-
erhaltung und/oder der Anpassung der Koordinationsformen Kosten anfallen (Beckmann
2000, 38). Es stehen drei wesentliche Formen der Koordination von Transaktionen zur
Verfiigung: eine marktliche Koordination, eine hierarchische Integration und als Misch-
form beider Formen die Kooperation der Transakteure.

Innerhalb der marktlichen Koordination werden Transaktionen durch vertragliche
Vereinbarungen abgewickelt. Beim Kauf einer Dienstleistung oder eines Gutes ist der
Kontakt meist kurz. Grundlage hierfiir ist das Konzept des klassischen Vertrages. Leis-
tung und Gegenleistung sind eng aneinander gekoppelt und von beiden Transak-
tionspartnern in der Regel gut zu bewerten. Die Konkurrenz anderer Anbieter schrankt
den Opportunismus der Transaktionspartner wirksam ein. Die Kurzfristigkeit des Ver-
trages ermoglicht es, dass Transaktionen meist sehr leicht abgebrochen und Transak-
tionspartner durch andere ersetzt werden konnen (Jost 2000, 234). Strukturen zum
Durchsetzen vertraglicher Festlegungen miissen nicht transaktionsspezifisch erstellt
werden. Vielmehr kann auf das gesetzliche Vertragsrecht zuriickgegriffen werden, da
meist Leistung und Gegenleistung eindeutig festgelegt sind.

Die hierarchische Koordination ist als extremes Gegeniiber zur marktlichen Koordi-
nation zu sehen. Bei der hierarchischen Struktur wird das benétigte Gut bzw. die Dienst-
leistung nicht eingekauft sondern selbst hergestellt. Hier werden Transaktionen durch
Anweisungen durchgefiihrt. Viele der Eigenschaften von Transaktionen, bei denen eine
marktliche Koordination mit hohen Kosten verbunden ist, werden innerhalb einer verti-
kalen Integration koordiniert, so dass Kosten eingespart werden kénnen. Die Hierarchie
kann flexibler auf die Anspriiche der Transaktion bei verdnderten Rahmenbedingungen
reagieren. Verdndern sich diese, so konnen die Liicken durch Anweisungen geschlossen
werden. Bei einer marktlichen Koordination hingegen miissten aufwéandige Vertragsver-
handlungen durchgefiihrt werden.

Spezifische Investitionen konnen getétigt werden, ohne das opportunistische Poten-
zial des Transaktionspartners zu erhShen. Bei der marktlichen Koordination wiirde das
opportunistische Potenzial des Transaktionspartners steigen. Dieser konnte den Umstand
ausnutzen, dass sein Gegentiber die Transaktion nur mit grofien Verlusten vorzeitig be-
enden kann. Somit stehen mehr mogliche Transaktionen zur Verfiigung. Kann eine zu
erbringende Leistung nur sehr schwer erfasst werden, miissten innerhalb einer markt-
lichen Koordination Kontrollen durchgefithrt werden, damit ein Transaktionspartner
nicht seinen Nutzen erhoht, indem er die vereinbarte Qualitdt unterschreitet. Innerhalb
einer Hierarchie fehlt dieses opportunistische Potenzial, so dass sich in dieser Situation

diese Struktur besser eignet.
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Bei zwischenbetrieblichen Koordinationen (Kooperationen) werden Entscheidungen
durch Verhandlungen aufeinander abgestimmt. Hierbei werden bei bestimmten Eigen-
schaften der Transaktion die Vorteile einer marktlichen Koordination mit den Vorteilen
der vertikalen Integration (Hierarchie) verschmolzen. Bei langerfristigen Transaktionen
ist eine zwischenbetriebliche Koordination gegeniiber der marktlichen und der hierar-
chischen Koordination im Vorteil. Eine langerfristige Beziehung schafft Vertrauen, da im
Hinblick auf die lange Zusammenarbeit kurzfristige Gewinne durch opportunistisches
Verhalten ausscheiden miissen. Dies gilt insbesondere, wenn beide Parteien aufeinander
angewiesen sind und die geplante Aktion nur gemeinsam realisieren konnen. Im Unter-
schied zur hierarchischen Koordination werden die marktlichen Anreize nicht vollstan-
dig ausgeschlossen, da der Transaktionspartner leichter auszutauschen ist. Zur Schaffung
einer zwischenbetrieblichen Koordination sind umfangreiche Vertragsverhandlungen

notwendig. Diese Kosten fehlen bei einer marktlichen Koordination.

3.3 Transaktionskosten im Projekt ,Weidelandschaft Eidertal”

Die exakte Erfassung von Transaktionskosten im Projekt ,, Weidelandschaft Eidertal” ist
aus zwei Griinden nahezu unmdglich. Zum einen lasst die Definition von Transaktions-
kosten einen gewissen Spielraum zu, so dass je nach Betrachtungsweise ein Kostenpunkt
mal den Transaktionskosten, mal den Produktionskosten zugeschrieben werden kann.
Zum anderen ist die exakte Erfassung der Transaktionskosten in Form von geleisteten
Arbeitsstunden mit einem hohen Aufwand verbunden, der den beteiligten Institutionen
des Projektes nicht zugemutet werden konnte.

Durch Befragungen aller am Projekt beteiligten Institutionen wurden im Projekt die
Transaktionskosten daher mittels zwei verschiedener Ansidtze erfasst. Beide Ansitze
haben Ungenauigkeiten, konnen aber in der Zusammenschau das Ausmaf$ der Transak-
tionskosten deutlich machen. Zum einen wurden alle Beteiligten zu ihren generellen Auf-
gaben und dem Aufwand beziiglich der Projektarbeit befragt. Es zeigte sich, dass die
Projektarbeit nicht immer von anderen Aufgaben zu trennen war und daher oft nur un-
genaue Angaben gemacht werden konnten.

Zum anderen wurde der Weg einer jeden Vertragsvariante vom Ausarbeiten eines
Angebotes, dem Verhandeln mit dem Flacheneigentiimer sowie samtlichen weiteren
Arbeitsschritten wie Notartdtigkeit und Grundbucheintrag verfolgt und erfasst. Un-
genauigkeiten ergaben sich dabei durch das Hochrechnen und Aufsummieren fiir das
gesamte Projekt.

3.3.1 Transaktionskosten der Vertragsabschliisse

Jeder abgeschlossene Vertrag ist mit vorangehenden und nachfolgenden Arbeitsschritten
verschiedener Behorden verbunden. Grundsétzlich lassen sich zwei Abldufe unterschei-
den: Es konnen Vertrage mit dem Projekttrdger und einem Notar oder durch das Fla-

chenmanagement iiber ein Flurbereinigungsverfahren abgewickelt werden.
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Konnte der WBV einem potenziellen Vertragsnehmer eine Vertragsvariante anbieten,
werden vom Notar alle weiteren Schritte eingeleitet. Der Vorvertrag wird dem StUA
(Staatliches Umweltamt Kiel) zur Begutachtung vorgelegt. Da Fordermittel vergeben
werden, wird ein Vertragsabschluss auf Ubereinstimmung mit den Forderrichtlinien
uberpriift. Von einem weiteren Mitarbeiter aus dem StUA, der inhaltlich nicht im Eider-
talprojekt mitarbeitet, wird die Begutachtung tiberpriift. Diese Arbeitsschritte dauern
jeweils maximal eine Stunde. Werden die Flichen im Rahmen des Flurbereini-
gungsverfahrens vertraglich gesichert, kommen die Vorvertrage vom ALR (Amt fiir
landliche Raume). Ist die Begutachtung abgeschlossen, gehen die Vorvertrage zuriick an
den Notar bzw. das ALR. In dieser Phase kann es dann zum eigentlichen Vertrags-
abschluss kommen. Beide Parteien, Flacheneigentiimer und WBV, unterzeichnen im Bei-
sein des Notars die Vertrdge. Je nach Vertragsvariante unterscheidet sich das weitere
Vorgehen des Notars. Beim Nutzungsaufgabe- und Extensivierungsvertrag wird nur
noch das Amtsgericht informiert, welches die Anderung des Grundbucheintrages vor-
nimmt. Dieser Arbeitsschritt ist fiir den Notar mit nur geringem Zeitaufwand verbunden.
Er erhdlt vom Amtsgericht eine Information i{iber den abgeschlossenen Grundbuch-
eintrag, so dass auch fiir den Notar dieser Prozess abgeschlossen ist.

Im Falle eines Kaufvertrages werden etliche Institutionen mit in den Ablauf einge-
schlossen: Die Gemeinde der betroffenen Flache muss wegen ihres Vorkaufrechtes und
eventueller Grundstiicksteilungen informiert werden. Das Finanzamt wird wegen der
Grunderwerbssteuer informiert. Das Katasteramt wird hinzugezogen, falls Grundstiicks-
teilungen dokumentiert werden miissen. Die Untere Naturschutzbehorde muss eventuell
Ausgleichsfldachen anerkennen, die im Zuge der Projektumsetzung von einigen Gemein-
den ausgewiesen werden. Banken miissen wegen eventueller Belastungen der Grund-
stiicke kontaktiert werden. All diese Kontakte beanspruchen Zeit, so dass der Kauf-
vertrag mit einem grofieren Aufwand verbunden ist. Abbildung 2 zeigt die beteiligten

Institutionen bei der vertraglichen Flachensicherung.
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Abbildung 2 Beteiligte Institutionen zur vertraglichen Flachensicherung
(WBV - Wasser- und Bodenverband, StUA - Staatliches Umweltamt,
ALR - Amt fiir landliche Rdume, UNB - Untere Naturschutzbehorde).

Um das Verhiltnis Transaktionskosten - Fldchenkosten vergleichbar zu machen, ist eine
Normierung notwendig. Im Mittel umfasst jede Vertragsverhandlung dieses Projektes
eine Flache von etwa 5ha. Der Grofiteil der Transaktionskostenbestandteile orientiert
sich allerdings nicht an der jeweiligen Fldchengrofie, wohl aber die Fldchenkosten. Da
diese dominant in die Gesamtkosten eingehen, soll bei der folgenden Auflistung die Fla-
chengrofie mit berticksichtigt werden. In der Abbildung 3 sind die jeweiligen Kosten
(Transaktions- und Fldchenkosten) pro Hektar angegeben.

Kaufvertrag

Nutzungsaufgabevertrag |

Extensivierungsvertrag |

€/ha
0 1000 2000 3000 4000 5000 6000 7000 8000

B Transaktionskosten OFlachenkosten

Abbildung 3 Transaktions- und Flachenkosten der Vertragsvarianten.
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Wird der gesamte zeitliche Aufwand zum AbschliefSen eines Vertrages beriicksichtigt
und mit den jeweiligen Stundensatzen der entsprechenden Sachbearbeiter monetarisiert,
so ergibt sich im Verhaéltnis zu den Flachenkosten folgendes Bild: Der Anteil der Transak-
tionskosten im Falle eines Kaufvertrages liegt hoher als bei den anderen Vertragsvarian-
ten, betragt aber nur etwa 6 % der Gesamtkosten. Insgesamt ist der Extensivierungsver-
trag die kostengtlinstigste Vertragsvariante. Ein Ankauf der Flache hat nicht nur hoéhere
Flachenkosten, sondern auch einen hoheren Verwaltungsaufwand und somit hohere
Transaktionskosten zur Folge.

Die Hohe der Transaktionskosten im Vergleich zu den Flachenkosten ist eher gering.
Zu beachten ist allerdings, dass lediglich die Transaktionskosten der Vertragsabschliisse
bei dieser Betrachtung erfasst sind. Ein Grund fiir die unerwartet niedrigen Transak-
tionskosten der direkten Vertragsabschliisse (unter Beachtung aller genannten Un-
genauigkeiten) konnte der Verhandlungswert fiir jeden Flacheneigentiimer sein. Die
gesamte Projektflache ist etwa zur Halfte im Besitz der Stiftung Naturschutz, die andere
Halfte befand sich bei Projektbeginn im Privatbesitz weniger Eigentiimer. Daher werden
verglichen mit der Verhandlungssumme lediglich wenige Verhandlungen durchgefiihrt.
Dies kann zu den vergleichsweise niedrigen Transaktionskosten fithren.> Whitby (2000a,
321 £,; 2000b, 5) betont die transaktionskostenreduzierende Wirkung von der vertrag-
lichen Sicherung eher groflerer Flachen. Gleichzeitig verursacht die individuelle Aus-
gestaltung von Vertragen mit der jeweiligen Uberwachung und Kontrolle erhéhte Trans-
aktionskosten. Stets gleich bleibende Vertragsbedingungen, wie sie im Eidertalprojekt
zumindest fiir die Ausgleichszahlungen vorherrschen, reduzieren dagegen die Trans-
aktionskosten. Welche weiteren Transaktionskosten bei der Projektrealisierung auftreten,
zeigt der folgende Abschnitt.

3.3.2  Transaktionskosten der gesamten Projektlaufzeit

Der Abschluss von Vertragen ist nur ein kleiner Teilbereich der Projektumsetzung. Die
gesamte Umsetzung setzt sich aus vielen Einzelaufgaben zusammen. Im Vorfeld des Pro-
jektes miissen Konzepte ausgearbeitet sowie der rechtliche Rahmen einer Realisierung
abgeschitzt werden. Bei erfolgreichem Abschluss eines Vertrages muss dieser gepriift
und genehmigt werden. Dazu kommen Anfragen von betroffenen Landwirten. Bei uner-
wartet auftretenden Problemen miissen die einzelnen Behorden und Institutionen zusam-
men Losungen finden (etwa Genehmigung einer Waldbeweidung oder Einrichtung von
Wanderwegen). Bei der Vielzahl von Aufgaben, die dieses Naturschutzprojekt betreffen,
ist eine Abschédtzung des Arbeitsaufwandes eines jeden ohne eine projektbezogene Ar-
beitszeiterfassung sehr ungenau oder gar unmoglich. Die Schatzungen der einzelnen
Bearbeiter sind aufgrund des langen Zeithorizonts (Beobachtungszeitraum 29 Monate)

und der oft komplexen Aufgaben meist unscharf und unterliegen deutlichen Schwankun-

5 Richter & Furubotn (1999, 56ff.) geben eine Spanne von 20 - 60 % an, die Transaktionskosten an
den Gesamtkosten von verschiedenen Produkten und Dienstleistungen umfassen kénnen.
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gen. Nur wenige Behorden kdnnen konkrete Aussagen dazu machen.

Wird der Arbeitseinsatz der jeweiligen Sachbearbeiter mit dem entsprechenden Stun-
densatz verrechnet, ergeben sich fiir den Beobachtungszeitraum die Transaktionskosten
der Abbildung 4.

StUA |

WBV |

ALR

LANU

Stiftung Naturschutz

Transakteure

Notar

UNB

UWB

e

Amtsgericht

o

100 200 300 400 500
€/ha

Abbildung 4 Transaktionskosten beteiligter Institutionen.

Der Arbeitseinsatz des Staatlichen Umweltamtes zusammen mit dem Wasser- und Bo-
denverband macht den grofiten Teil des Aufwands aus. Die Untere Naturschutzbehorde
und die Untere Wasserbehorde hatten zum Zeitpunkt der Erhebung bisher kaum Anfor-
derungen aus dem Projekt zu bearbeiten. Diese Behorden werden erst bei der Verwal-
tung und dem Management der laufenden Naturschutzmafinahme in Anspruch genom-
men. Diese Transaktionskosten sind fiir die Projektumsetzung daher nicht relevant und
fallen erst bei der Administration des laufenden Projektes an. Wird dagegen der Einsatz
aller Institutionen innerhalb der 29 Monate des Beobachtungszeitraum beachtet sowie die
bis dahin vertraglich gesicherte Fldche, so ergeben sich die Transaktionskosten pro Hek-
tar der Abbildung 4. In der Summe wurden etwa 995 €/ha Transaktionskosten aufge-
bracht. Im Verhéltnis zu den Gesamtkosten (Transaktionskosten und Fldchenkosten)
machen die Transaktionskosten etwa 14 — 18 % aus, je nach Vertragsvariante mit den

entsprechenden Flachenpreisen.
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4 Fazit

Im untersuchten Projekt , Weidelandschaft Eidertal” konnte die aktuelle Umsetzung er-
fasst werden. Innerhalb dieser relativ engen Rahmenbedingungen blieben den Flachen-
eigentiimern Auswahlmdglichkeiten, mit denen diese die Form der Koordination der
Transaktion bestimmen konnten. Abweichend vom Ziel des Transaktionskostenansatzes
wurde also nicht eine Koordinationsform vorgegeben, die die geringsten Transaktions-
kosten verursacht, sondern die Wahl der Koordinationsform wurde den Flacheneigen-
tiimern iiberlassen. Damit verzichtete u. U. der Projekttréager auf die Administration des
Naturschutzprojektes zu minimalen Kosten. Die kostengiinstigste Vertragsvariante hin-
sichtlich der Transaktionskosten und der Flachenkosten wére der Extensivierungsver-
trag gewesen. Die Akzeptanz der Flacheneigentiimer wurde aber durch das Angebot
weiterer Vertragsvarianten erhoht und damit die Umsetzungsdauer reduziert bzw. eine
Umsetzung erst ermoglicht.¢ Diese Handlungsmoglichkeiten der Flacheneigentiimer
waren mit unterschiedlich ausgepridgten Transaktionskosten verbunden. Damit wird
deutlich, dass das Naturschutzmanagement durch die Auswahl geeigneter Arrange-
ments Einfluss auf die Transaktionskosten und damit auf die Gesamtkosten einer Pro-
jektumsetzung ausiiben kann.

Die Erfassung der Transaktionskosten kann kaum vollstindig geschehen. Zu viel-
schichtig ist die Verwaltung von Naturschutzprojekten dieser Grofienordnung. Um die
Koordinationsform zu finden, die die geringsten Transaktionskosten verursacht, ist die
exakte Hohe der Transaktionskosten allerdings von untergeordneter Bedeutung. Viel-
mehr muss eine stringente Herleitung der Transaktionskosten aller Handlungsalterna-
tiven gewahrleistet sein. Als Handlungsempfehlung ist die relative Vorteilhaftigkeit einer
Umsetzungsalternative gegeniiber weiteren ausreichend. Damit bietet der Transaktions-
kostenansatz die Moglichkeit, auch im Naturschutzmanagement Umsetzungsmaglich-

keiten zu finden, die geeigneter und kostengiinstiger sind als mdgliche Alternativen.
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Effizienz von Uberwachungs-
und Sanktionsmafinahmen
in der Agrarumweltpolitik

Bernhard Osterburg

1 Einleitung

In der Agrarumweltpolitik spielt die Festlegung von Standards fiir die landwirt-
schaftliche Produktion eine wichtige Rolle. Fiir ordnungsrechtliche Instrumente stel-
len Mindeststandards das zentrale Element dar, und fiir freiwillige Mafinahmen des
Vertragsnaturschutzes, des kooperativen Wasserschutzes, und allgemein fiir Agrar-
umweltmafinahmen gelten {iber die gesetzlichen Mindestanforderungen hinaus-
gehende Auflagen. Standards setzen beispielsweise am Einsatz von Diinge- und
Pflanzenschutzmitteln oder an Art und Terminierung des Technikeinsatzes in der
Landwirtschaft an. Den Auflagen wird eine die Umwelt entlastende oder verbessern-
de Wirkung zugesprochen.

Die angestrebten Schutz— und Verbesserungswirkungen im Sinne des Umwelt-
und Naturschutzes hdngen allerdings vom Grad der tatsachlichen Einhaltung der
vorgegebenen Standards und Auflagen ab. Beziiglich der Etablierung von Produk-
tionsauflagen steht die Agrarumweltpolitik vor drei Fragen: Welche Auflagen garan-
tieren mit hoher Wahrscheinlichkeit das Erreichen gegebener Umweltziele, sollen
diese Auflagen obligatorisch vorgeschrieben oder Bestandteil freiwilliger, anreiz-
orientierter Mafinahmen sein, und wie kann schlieflich gewé&hrleistet werden, dass
die Auflagen auch wirklich eingehalten werden.

In diesem Beitrag stehen die Kontrolle der Auflageneinhaltung und Sanktionen im
Falle einer Nichteinhaltung im Mittelpunkt. Dabei wird auf die 6konomische Theorie
des Vollzugs von Umweltrecht Bezug genommen. Die theoretischen Ansitze der O-
konomie konnen helfen, Verhaltensweisen und Mechanismen besser zu verstehen,
die der Auflageneinhaltung oder Nichteinhaltung seitens der Wirtschaftsakteure so-
wie den Kontrollen und Sanktionen seitens der Verwaltung zugrunde liegen. Ange-
wendet werden diese Ansdtze im Folgenden zunichst auf das Ordnungsrecht. An-
schliefend wird auf die Verkniipfung von einkommenspolitischen Direktzahlungen
an die Einhaltung ordnungsrechtlicher Auflagen im Rahmen von ,Cross Complian-
ce” und schliefSlich auf freiwillige Agrarumweltmafinahmen eingegangen.

In der Okonomie helfen mathematische Darstellungsformen, Untersuchungs-

gegenstdnde zu formalisieren und sie dadurch einer weitergehenden Analyse zu-
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ganglich zu machen. Auf Formeln soll auch in diesem Beitrag nicht verzichtet wer-
den, aber nicht, um von der Lektiire abzuschrecken, vielmehr sollen die theore-
tischen Grundformeln in komprimierter Form vorgestellt und erlautert werden, um
dadurch die Modellvorstellungen besser illustrieren zu konnen. Die folgenden Aus-
fihrungen bauen in erster Linie auf Arbeiten von Hanf (1993), Biiltmann & Waitzold
(2002) sowie Lippert (2002) auf.

2 Grundkonzepte

In der 6konomischen Theorie stehen sich zwei Grundkonzepte gegeniiber:

1. Kontrolle und Sanktionen verfolgen das Ziel, durch Nichteinhaltung von
Standards entstehende Wohlfahrtsverluste zu minimieren. Dabei kann die
Wohlfahrt maximiert werden, wenn die Kosten, die durch eine solche
Nichteinhaltung entstehen, abziiglich des Nutzens einer Nichteinhaltung
und abziiglich der Kosten fiir Kontrolle, Verurteilung und Bestrafung
minimiert werden. Dieses Konzept, das auf Becker (1968, zitiert bei Lippert
2002) zuriickgeht, impliziert die Mdglichkeit, sich durch Bufigeldzahlungen

freizukaufen”.

2. Dem steht eine Sichtweise gegeniiber, wie sie beispielsweise Rawls (1999,
zitiert bei Lippert 2002) vertritt: Hauptzweck von Zwangsmafinahmen
zur Gewdhrleistung der Gesetzestreue ist es, das gegenseitige Vertrauen
der Biirger in ,gerechte Arrangements’ und damit das gesellschaftlich

verankerte Rechtssystem zu starken.

Wahrend im ersten Ansatz i.d.R. rationales und eigenniitziges strategisches Verhalten
der Akteure unterstellt wird und zwischen Schaden und entgangenem Nutzen des
Regelverstofies abgewogen werden darf, steht im zweiten Ansatz der Gerechtigkeits-
sinn der Beteiligten und insbesondere der Zielgruppe der Reglementierung im
Mittelpunkt. Der Regeleinhaltung kommt nach diesem Konzept ein eigener Wert zu.
Sowohl strategisches und eigenniitziges Verhalten sowie die Abwagung zwischen
Kosten und Nutzen von Regelverstofien, als auch auf gemeinsame Moralvorstellun-
gen aufbauende, kooperative Elemente sind Aspekte, die es bei Fragen des Vollzugs
von Standards zu beachten gilt.

Weitere Ansitze der okonomischen Theorie, die das hier diskutierte Problem von
Einhaltung und Kontrolle beriihren, sind die Prinzipal-Agenten-Theorie und das
Problem von ,moral hazard” und , hidden action”. Danach besteht eine Informations-
asymmetrie zuungunsten des Prinzipals (hier: Staat), die zu Effektivitatsverlusten bei
dessen Bemiihungen fiihrt, das Verhalten der Agenten (hier: landwirtschaftliche
Unternehmen) im Sinne der Erreichung bestimmter Ziele zu steuern. Die Agenten
befolgen nicht immer die festgelegten Spielregeln (moral hazard), und der Prinzipal

hat keine vollstdndige Information iiber das Verhalten der Agenten (hidden action).
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Bei der Interaktion zwischen Prinzipal und Agenten spielt strategisches Verhalten
eine wichtige Rolle.

Die Annahme des Eintritts von Regelverstofsen soll nicht als ,Kriminalisierung
eines ganzen Berufsstandes” verstanden werden, sondern lediglich die Analyse zu
erwartender Regelverstofse ermdglichen. Allen Akteuren opportunistisches Verhalten
und damit die Bereitschaft zu unterstellen, aus eigenniitzigen Griinden gegen Regeln
zu verstoflen, ist genauso schwer begriindbar wie die Annahme, alle Beteiligten
wiirden Regeln ohne Kontrolle und Sanktionsandrohungen einhalten.

3 Kontrollen, Aufdeckungswahrscheinlichkeit
und Verwaltungskosten

Um das Verhalten der Normadressaten zu iiberpriifen, greifen Verwaltungen auf
verschiedene Arten von Kontrollen zuriick. Unterschieden werden z.B. indirekte
Kontrollen nach Aktenlage und Vor-Ort-Kontrollen. Erstere greifen beispielsweise
auf Antragsunterlagen und betriebliche Aufzeichnungen zuriick oder {iiberpriifen
Flachengrofie und Nutzung anhand von Fernerkundungsdaten. Vor-Ort-Kontrollen
dienen der direkten Inaugenscheinnahme der landwirtschaftlichen Flachen, der
gehaltenen Tiere, oder der Hofstelle. Anlasskontrollen finden statt, wenn es Hinweise
auf Regelverstofle gab und daraufhin gezielt kontrolliert wird. Systematische oder
Regelkontrollen finden dagegen routinemafsig fiir eine ausgewdhlte Stichprobe statt.
Die Risikoanalyse zur Ziehung dieser Stichprobe von zu kontrollierenden Individuen
bestimmt dariiber, wie zielgerichtet und wirksam eine Regelkontrolle ist. Relevant ist
auch, ob es sich um unangekiindigte Kontrollen handelt. Da Kontrollen oft die Mit-
arbeit des Betriebsleiters voraussetzen, kommen in der Praxis haufig kurzfristig
angekiindigte Kontrollen zur Anwendung.

Weiterhin ist zwischen den integrierten Kontrollen im Rahmen des agrar-
politischen Forderrechts, die im Falle von ,Cross Compliance” und Agrarumwelt-
programmen zum Einsatz kommen, und Fachrechtskontrollen zu unterscheiden,
die oft mit spezialisierterem Personal durchgefiihrt werden. Die Auswahl des Priif-
indikators und die Abhdngigkeit der Feststellung vom Zeitraum oder Zeitpunkt der
Kontrolle ist entscheidend fiir die Aufdeckungswahrscheinlichkeit von Regelver-
stofsen. Wahrend einige Verstofle, z. B. die verbotene Rodung einer zuvor kartogra-
phisch erfassten Hecke, zeitpunktunabhangig bei einer spiteren Vor-Ort-Kontrolle
entdeckt werden konnen, sind nicht rechtskonforme Managementmafinahmen in der
Landwirtschaft wie Diingungs- und Pflanzenschutzmitteleinsatz nur zum Zeitpunkt
der Umsetzung oder in einem kurzen Zeitraum danach wirksam zu kontrollieren.
Der Priifindikator beeinflusst auch die Rechtssicherheit bei eingeleiteten Bufigeldver-
fahren. Sollte es zu einem Widerspruch und zur Gerichtsverhandlung kommen, muss
der Nachweis des verfolgten Verstofles , gerichtsfest” sein.

Unter Transaktionskosten werden die organisatorischen Kosten 6konomischer
Systeme verstanden. Transaktionskosten von Kontrollen sind einerseits offentliche
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Verwaltungskosten und andererseits private Transaktionskosten, die etwa durch die
Belastung von Unternehmen mit Aufzeichungs- und Berichtspflichten und durch die
Unterstiitzungspflicht bei behordlichen Vor-Ort-Kontrollen anfallen. Die Hohe der
Transaktionskosten im Zusammenhang mit Kontrollen ist in der Regel nicht genau
bekannt, was auf einen Mangel an empirischen Arbeiten in diesem Bereich und u. U.
auch auf erschwerten Zugang zu internen behordlichen Informationen zuriickzu-

fiihren ist.
4 Kontrolle und Sanktionen im Ordnungsrecht

4.1 Die Zielfunktion des Staates

Die staatliche Definition und Kontrolle von ordnungsrechtlichen Standards zielt auf
die Minimierung von Schdden durch Nichteinhaltung des Standards unter Beriick-
sichtigung der mit dem Vollzug verbundenen Verwaltungskosten und der Einnah-
men aus Sanktionen. Die Zielfunktion des Staates wird in der folgenden Formel dar-
gestellt:

f(y, 5, F)=a[D-(D+F)yd]+KSy min!

a Grad der Nichteinhaltung (0 <= a <=1)

D volkswirtschaftlicher Schaden bei Nichteinhaltung

F Strafzahlung bei festgestellter Nichteinhaltung (< Fmax)

Y Kontrollrate (0 <=y <=1)

o) Aufdeckungswahrscheinlichkeit im Fall einer Kontrolle (0 <=9 <= 1)
KS Kosten des Staates fiir Vollzug (Kontrolle, Sanktionierung)

f(y,0,F) Funktion von Kontrollrate, Aufdeckungswahrscheinlichkeit und Sanktionshéhe

Die Wirksamkeit von Kontroll- und Sanktionssystemen kann am Grad der Einhal-
tung von Auflagen durch die Zielgruppe und am Grad der Verhinderung von Ver-
stoflen mit besonders schwerer Folge gemessen werden. Neben einer Senkung der
Verstofshaufigkeit a geht es dabei auch um die Aufdeckung einer Nichteinhaltung bei
Adressaten (hier: landwirtschaftlichen Betrieben) mit hohen volkswirtschaftlichen
Schéaden D infolge einer Nichteinhaltung. Zur Optimierung kénnen nach dieser Mo-
delldarstellung die Stellgrofien Kontrollrate, Aufdeckungswahrscheinlichkeit und
Sanktionshohe variiert werden. Ubersteigen die Vollzugskosten den vermiedenen
Schaden D plus die vom Staat eingenommenen Strafzahlungen F, so lohnt sich eine
weitere Erhohung der Kontrollrate bei gegebener Aufdeckungswahrscheinlichkeit
und Sanktionshohe nicht. Die Sanktionshche kann im Falle von Bufsgeldern nicht

unbegrenzt erhoht werden. In Deutschland wird die Hohe von Bufigeldern durch das
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Gesetz iiber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) sowie zusétzlich iiber im Fachrecht fest-
gelegte Hochstbetrdge geregelt. Im §17 OWiG heif3t es:

(...)

(3) Grundlage fiir die Zumessung der Geldbufle sind die Bedeutung der Ordnungswidrigkeit
und der Vorwurf, der den Titer trifft. Auch die wirtschaftlichen Verhiltnisse des Titers
kommen in Betracht; bei geringfiigigen Ordnungswidrigkeiten bleiben sie jedoch in der Regel
unberiicksichtigt.

(4) Die Geldbufle soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Titer aus der Ordnungswidrigkeit
gezogen hat, iibersteigen. Reicht das gesetzliche Hochstmaf$ hierzu nicht aus, so kann es iiber-
schritten werden.

Es wird deutlich, dass bei Bufigeldern eine Proportionalitit zum verursachten
Schaden (dem Vorwurf) und den wirtschaftlichen Vorteilen der Nichteinhaltung her-
gestellt wird. Dagegen kann eine geringe Aufdeckungsrate nicht ohne weiteres durch
erhohte Sanktionsandrohungen kompensiert werden, da dies der Kohdrenz im
Rechtssystem und dem Gleichbehandlungsgrundsatz entgegenstehen wiirde.

Die Erhéhung der Aufdeckungswahrscheinlichkeit zur Verbesserung der Wirk-
samkeit im Vollzug bei gegebener Kontrollrate ist eine weitere wichtige Stellgrofe.
Dazu gehoren die gezielte Auswahl von Kontrollparametern sowie die Kontrolle
ausgewahlter Adressaten zum geeigneten Zeitpunkt. Von Bedeutung ist zudem auch,
ob Kontrollen angekiindigt werden. Die gezielte Auswahl von zu kontrollierenden
Betrieben setzt Kenntnisse iiber Risikofaktoren voraus, die mit einer erhdhten Nicht-
einhaltung in Zusammenhang stehen und bedarf eines Vergleichs mit einer représen-
tativen Zufallsstichprobe. Nicht vergessen werden sollte bei der Auswahl die bereits
oben genannte Schwere von Schdden bei Nichteinhaltung. In der Landwirtschaft sind
weitgehend zeitpunkt- bzw. zeitraumunabhidngige Parameter wie Aufzeichnungs-
pflichten, bauliche Einrichtungen und fest etablierte Landschaftselemente von im
Zeitverlauf variablen Merkmalen zur Flichennutzung und Tierhaltung zu unterschei-
den. Je nach potenzieller Schwere der zu erwartenden Schdaden sollten nicht nur leicht
und zeitraumunabhédngig kontrollierbare Parameter {iberpriift werden.

Ein umfassender, rationaler Abwagungsprozess zwischen Kontrollaufwand, Sank-
tionshohe und zu verhindernden potentiellen Schiaden wie hier vorgestellt ist in der
Realitét sicher nicht der Regelfall. Dies liegt zum einen daran, dass Personalmittel fiir
Kontrollen und die Hohe von Sanktionen nicht kurzfristig und beliebig variiert wer-
den koénnen. Zum anderen fithren Informationsmangel und das Fehlen allgemein
anerkannter Konzepte zur monetdren Bewertung von Umweltzustdnden dazu, dass
keine vollstindige Klarheit {iber die Eintrittswahrscheinlich von Schiden und iiber
die Bewertung derselben besteht, was einem vorausschauenden, rationalen Ab-
wagungsprozess Grenzen setzt. Wie also kann das Kontroll- und Sanktionssystem in
der Praxis optimiert werden? Vor dem Hintergrund unvollstandiger Information
werden Verwaltungen versuchen, die Einhaltung von ordnungsrechtlichen Auflagen
bei gegebenen Personalkapazititen und Bufigeldhdhen zu maximieren. Die Aufde-
ckung hoher Raten von Nichteinhaltung, die Feststellung von Umweltschaden wie
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auch offentlichkeitswirksame Skandale konnen dariiber hinaus grofsere Anpas-
sungsschritte beziiglich Kontrollaufwand und Sanktionshéhe ausldosen. Ein auf Opti-
mierung ausgerichtetes System befindet sich also in einem Prozess bestdndiger An-

passung und Weiterentwicklung.

4.2 Erklarung des Verhaltens des ,,Normadressaten”

Im Folgenden sollen die Bedingungen fiir die Einhaltung ordnungsrechtlicher Re-
striktionen aus Sicht der Adressaten analysiert werden. Diese sind in der folgenden

Formel dargestellt (Erklarung zu v, d, F siehe oben):

KB-m(-r)<=y' & (F+L)

KB einzelwirtschaftliche Kosten einer Einhaltung
m Faktor fir ,moralische Bedenken’ des Adressaten
r Faktor fiir Risikoaversion des Adressaten

Indirekte Bestrafung / soziale Sanktionierung

vom Adressaten erwartete Kontrollrate (0 <=y <=1)

o vom Adressaten erwartete Aufdeckungswahrscheinlichkeit im Fall einer Kontrolle
(0<=d<=1)

Die Formel besagt, dass die Kosten der Einhaltung — unter Beriicksichtigung eines
Faktors fiir moralische Bedenken - geringer sein miissen als die bei erwarteter
Kontroll- und Aufdeckungsrate im Falle eines Verstofies eintretende Sanktion zuziig-
lich der sozialen Sanktionierung. Im Sinne des zweiten oben genannten theore-
tischen Ansatzes kann den individuellen moralischen Vorstellungen (m) und der
sozialen Sanktionierung (L) eine gewichtige Funktion zukommen. Ein Rechts- und
Vollzugssystem sollte diese Faktoren also versuchen zu beférdern und nicht durch
unangemessene Behandlung der Adressaten zu schwiachen. Augenfallig ist auch, dass
sich die Einhaltung nicht durch die tatsdchlichen Kontroll- und Aufdeckungsraten
bestimmt, sondern durch die diesbeziiglichen individuellen Erwartungen.

Durch die Darstellung der Erwartungen wird hier gleichzeitig das Risikoverhalten
der Adressaten abgebildet. Risikofreudige Personen erwarten geringe Kontrollraten
und Aufdeckungswahrscheinlichkeiten und dadurch auch geringe Konsequenzen
aufgrund von Regelverstofien. Risikoaverse Personen rechnen dagegen mit einer ho-
hen Wahrscheinlichkeit, im Falle von Verstofsen belangt zu werden und messen auch
der drohenden Sanktion grofieres Gewicht bei als risikofreudige Personen. Zur Ab-
bildung dieser individuellen Erwartungen wird oft ein Faktor fiir Risikoaversion r
eingefiihrt. Damit es nicht zu Dopplungen bei der Beriicksichtigung von Erwartun-
gen kommt, wird der Faktor r im Folgenden nicht weiter betrachtet.
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Aus den aufgezeigten Formeln ergibt sich die Funktion fiir die Nichteinhaltung a:
a=a (Y, F+L KB I m)2>a=C-By d (F+L)

I Informationsstand der Adressaten
B Koeffizient fiir Reaktion der Adressaten auf die jeweilige Kontrollintensitat
(Kontrollrate * Aufdeckung)

C Konstante der maximalen Nichteinhaltung im Falle ohne Kontrollen und Sanktionen

In dieser Formel kommt der Informationsstand der Adressaten {iber die Standards
als weiteres, wichtiges Element hinzu. Vollstindige Information iiber die Kontroll-
standards ist Voraussetzung fiir deren Einhaltung. Bei konstantem Informations-
stand, Einhaltungskosten und Faktoren fiir Moral- und Risikoverhalten (zusammen-
gefasst in der Konstanten C) ergibt sich der Koeffizient 3 zur Erklarung der Reaktion
der Adressaten auf die Kontrollintensitat.

Verschiedene Auspragungen von {3 sind in Anlehnung an Lippert (2002) in der
nachfolgenden Abbildung 1 dargestellt: Im Fall a ergibt sich bei steigender erwarteter
Kontrollintensitat (v’ * d") keine erhohte Einhaltung (Nichteinhaltung o bleibt kon-
stant). Hier liegen zu hohe Anpassungskosten, fehlende Information oder fehlende
technische Mdglichkeiten zur Einhaltung vor. Im Fall b liegt eine nur unvollstindige
Einhaltung selbst bei 100 % Kontrolle und Aufdeckung vor (Nichteinhaltung a > 0 bei
Y * 0 =1), z. B. aufgrund fehlender technische Moglichkeiten oder prohibitiv hoher
Kosten einer vollstandigen Einhaltung durch alle Adressaten. Im Fall c geht dagegen
die Nichteinhaltung bei mittlerer Kontrollintensitdt auf 0 zuriick. Entscheidend fiir
diese Verhaltensanderung ist nicht die Anzahl der tatsachlich aufgedeckten Verstofle,
sondern die Abschreckungswirkung auf nicht kontrollierte Adressaten, die sich mit

dem Risiko auseinandersetzen, selbst kontrolliert zu werden.

oafy)

C a

>

1 'Y’*S’

Abbildung 1 Grad der Nichteinhaltung in Abhéngigkeit von erwarteter
Kontrollrate und erwarteter Aufdeckungswahrscheinlichkeit (y" * d’) im
Kontrollfall.
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5 Kontrolle und Sanktionen
im Rahmen von Cross Compliance

Cross Compliance wurde im Rahmen der letzten EU-Agrarreform schrittweise seit
dem Jahr 2005 eingefiihrt (Nitsch & Osterburg 2004a). Darunter versteht man die
Bindung des Erhalts von einkommenspolitischen Direktzahlungen der sogenannten
ersten Sdule der Agrarpolitik an die Einhaltung von im EU-Recht festgelegten Stan-
dards aus den Bereichen Umwelt, Tier- und Verbraucherschutz und Tiergesundheit.
Relevante umweltrechtliche Bestandteile sind u.a. die Nitrat-Richtlinie, die Vogel-
schutz-Richtlinie und die Fauna-Flora-Habitat-Richtline. Weiterhin ist ein , guter
landwirtschaftlicher und okologischer Zustand” der pramienberechtigten Flachen
aufrecht zu erhalten. Dies bedeutet in erster Linie eine Pflege nicht mehr genutzter
Flachen durch Mulchen oder Mahd und Abrdumen, aber auch Mindest-
anforderungen an den Erosions- und Bodenschutz sowie die Erhaltung bestimmter
Landschaftselemente wie Hecken. Fiir den Griinlandumbruch gelten zunéchst keine
einzelbetrieblichen Restriktionen. Dies dndert sich, wenn auf Ebene der Bundeslander
der Griinlandanteil im Verhiltnis zum Ackerland einen Schwellenwert unterschreitet,
woraufhin Griinlandumbruch genehmigungspflichtig wird.

In Hinblick auf die Wirksamkeit der Cross-Compliance-Kontrollen kommt der
verwaltungstechnischen Umsetzung grofle Bedeutung zu. Entscheidende Fragen
sind, welche fiir eine systematische Kontrolle geeigneten Kontrollindikatoren ange-
wendet werden, wie die zu kontrollierenden Betriebe iiber eine Risikoanalyse aus-
gewdhlt werden, und ob ein Informationsaustausch mit anderen fachrechtlichen Kon-
trollen stattfindet. Bei Cross-Compliance-Kontrollen stehen im Umweltbereich indi-
rekte Priifindikatoren im Mittelpunkt, die auf betriebliche Aufzeichnungen aufbauen
und dadurch zeitpunktunabhangig gepriift werden kénnen.

Die Kontrollrate wird durch EU-Vorgaben mit mindestens 1 % der Betriebe mit
Direktzahlungen festgelegt, fiir die der jeweilige Standard anwendbar ist (beziiglich
der folgenden Ausfithrungen vgl. Nitsch 2006 sowie Nitsch & Osterburg 2007). Nur
im Falle der Tierkennzeichnung gilt aufgrund EU-Recht eine Kontrollrate von min-
destens 5 %. Die Kontrollgruppe von 1 % wird allerdings anhand unterschiedlichster
Risikofaktoren ausgewaéhlt. Eine gezielte, auf bestimmte Standards ausgerichtete
Kontrolle kann auf der Grundlage einer integrierten Risikoanalyse nicht im Umfang
von 1 % aller Betriebe gewéhrleistet werden, da zu viele, unterschiedliche Themen in
einer Kontrolle abgearbeitet werden miissen. Je mehr unterschiedliche Behorden in
die Cross Compliance-Kontrollen einbezogen werden, desto hoher steigt die Kon-
trollrate, da jede Behorde eine Mindestrate von 1 % der jeweils relevanten Betriebe
kontrollieren muss. Die Kontrollraten sind zu erhohen, wenn bei Kontrollen beson-
ders viele Verstofle in einem Bereich aufgedeckt werden. Da eine gute Risikoanalyse
zu hoheren Aufdeckungsraten fithren diirfte, bestehen aber noch Unsicherheiten be-
ziiglich der Interpretation der Kontrollergebnisse und der begrenzten Moglichkeiten,
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Riickschliisse iiber die Einhaltung von Standards in der Grundgesamtheit aller land-
wirtschaftlicher Betriebe zu ziehen.

Fiir Sanktionen im Rahmen von Cross Compliance gelten EU-weit einheitliche
Vorgaben. Je nach Schwere, Ausmaf}, Dauer und H&ufigkeit der Verstofie liegen die
Pramienabziige bei 3 % (1-5 %) bei Fahrldssigkeit, im Wiederholungsfall beim drei-
fachen Betrag der ersten Sanktion und maximal 15 %, bis hin zu Kiirzungen um min-
destens 15 %, in der Regel aber 20 % im Fall von Vorsatz. Im Extremfall kann es zur
Verweigerung der gesamten Direktzahlungen kommen. Fiir den Landwirt wirken
Pramienabziige wie Bufigelder oder Verwarnungen. Nur im Falle von Vorsatz des
Verstofies werden nach OWiG Bufigelder erhoben, und soweit es sich um Cross-
Compliance-relevante Standards handelt, kommt ein Direktzahlungsabzug von min-
destens 15 % hinzu. Bei ca. 300 Euro Direktzahlungen pro Hektar konnen die Cross-
Compliance-Sanktionen in grofleren Landwirtschaftsbetrieben leicht sehr hohe Betra-
ge erreichen, die zusétzlich zu einem Bufigeld anfallen. Die Zuriickhaltung eines Teils
der Direktzahlungen diirfte aus Verwaltungssicht zudem einfacher und kosten-
glinstiger durchzusetzen sein als die Verhdngung eines Bufsgeldes.

Im Falle von bereits vor der Einfithrung von Cross Compliance existierenden ord-
nungsrechtlichen Standards auf Basis des EU-Rechts wird die Sanktion F, also das
Bufigeld oder die Verwarnung, somit durch einen zusétzlichen Abzug auf die betrieb-
lichen Direktzahlungen (CC) erhoht. Dabei kann im Falle schwerer, vorsatzlicher
Verstofie die Bedingung Fmax durchbrochen werden, nach der die Sanktion proportio-
nal zum VerstofS und zur wirtschaftlichen Situation des betroffenen Betriebe sein
sollte (siehe Abschnitt 3.1). Die zuséatzliche Sanktion richtet sich vielmehr auch nach
der Hohe der betrieblichen Direktzahlungen. Wahrend das Bufsgeld auf die Verhal-
tenssteuerung und den Proportionalitdatsgrundsatz ausgerichtet ist, erhalten Betriebe
Direktzahlungen in sehr unterschiedlicher Hohe, so dass die Sanktionen bei prozen-
tualen Abziigen stark variieren. Unterschiedliche Sanktionshohen resultieren auch
aus der Tatsache, dass auch Verstofie in kleineren Betriebszweigen zu Abziigen bei
den gesamten Direktzahlungen fithren (Nitsch & Osterburg 2004a).

Im Falle des guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands existierten vor
der Einfithrung von Cross Compliance z. T. keine entsprechenden Anforderungen, so
dass hier die CC-Sanktion nicht zuséatzlich zu einem Bufigeld oder einer Verwarnung
angewendet wird. Der Verzicht auf Direktzahlungen entbindet allerdings nur von
nicht gesetzlich festgeschriebenen Anforderungen an den ,guten Zustand”. Die ord-
nungsrechtlich festgelegten Standards im Rahmen der nationalen Umsetzung des EU-
Rechts gelten ebenso wie nationale Rechtsstandards zum ,guten Zustand” unab-
hingig von den Direktzahlungen. Grundsitzliche Uberlegungen zu 6konomischen
Wirkungen von Cross Compliance-Standards beziehen sich meist auf Anforderungen
jenseits des Ordnungsrechts und sind damit auf neue Anforderungen an den , guten
Zustand” anwendbar (vgl. z. B. Latacz-Lohmann & Buckwell 1998).
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Fall 1: Grundanforderung zur Durchsetzung von EU-rechtlichen Grundanforde-

rungen
KB-m-r<=v & (F+CC+L)

Fall 2: Erhaltung eines ,guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands”

(bisher nicht rechtlich vorgeschriebene Standards)
KB-m-r<=vy d (CC+L)

CccC Kiirzung der Direktzahlungen im Rahmen von Cross Compliance

Angemerkt sei, dass nach bisherigen Erfahrungen Verstofie fast ausschliefilich als
Fahrlassigkeit und beziiglich der Schwere als leicht oder mittel eingestuft wurden
und damit zu vergleichsweise geringen Cross Compliance-Sanktionen gefiihrt haben.
,Doppelte” Sanktionen durch Anwendung eines Bufigelds plus Cross Compliance-
Sanktion treten in der Realitdt nur in sehr wenigen Einzelfdllen auf. Cross Complian-
ce fithrt somit bisher nicht zu hohen Sanktionsbetrdgen, sondern entfaltet die Wir-
kung in der Hauptsache iiber die Drohung mit substantiellen Kiirzungen oder sogar
mit vollstandiger Streichung der Direktzahlungen. Die Kontrolldichte von 1 % der
pramienberechtigten Betriebe ist vergleichsweise gering. Im fachrechtlichen Vollzug
treten Kontrollraten von 3 % und mehr auf, und im Integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystem (InVeKoS) zur Umsetzung agrarpolitischer Direktzahlungen gilt eine
Kontrollrate von 5 %, beispielsweise fiir die Kontrolle der Grofie pramien-
berechtigter Flachen.

6 Kontrolle und Sanktionen
im Rahmen von Agrarumweltmainahmen

Handlungsorientierte Agrarumweltmafinahmen mit freiwilliger Teilnahme férdern
die Einhaltung von Bewirtschaftungsbedingungen, die iiber den ordnungsrechtlich
oder iiber Cross Compliance festgelegten Rahmen hinaus gehen (zu Agrarumwelt-
mafinahmen vgl. Osterburg & Plankl 2002). Die unter durchschnittlichen Bedingun-
gen durch die Auflagen entstehenden, zuséatzlichen Kosten und entgangenen Erlose
werden durch eine Pramienzahlung ausgeglichen. In den meisten Féllen werden von
den fiir die Umsetzung der Agrarumweltmafinahmen zustdndigen Bundeslander
landesweit geltende, einheitliche Pramien festgelegt. Im Rahmen der neuen Verord-
nung zur Forderung des landlichen Raums, der ELER-Verordnung (Verordnung (EG)
1698/2005), darf im Gegensatz zur vorherigen Forderperiode keine Anreizkompo-

nente in Hohe von 20 % auf die Pramie aufgeschlagen werden, was die Flexibilitat bei
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der Berechnung der Pramien fiir die anreizorientierten Agrarumweltmafinahmen ein-
geschrankt hat (vgl. Osterburg 2006).

Auch bei Mafinahmen mit freiwilliger Teilnahme stellt sich die Frage, ob die jewei-
ligen Teilnehmer alle Auflagen einhalten. Zum moral-hazard-Problem im Falle frei-
williger Agrarumweltmafsnahmen und Fragen der optimalen Vertragsgestaltung lie-
fern Hanf (1993) und Rapp (1998) ausfiihrliche Analysen, aus denen einige Erkennt-
nisse in den folgenden Ausfithrungen wiedergegeben werden sollen. Die Bedingung

fiir die Prdmienausgestaltung kann wie folgt dargestellt werden:
Paum — K >=0

Paum Agrarumweltpramie

Die Formel besagt, dass die Agrarumweltpramie die betrieblichen Kosten der Ein-
haltung der zusatzlichen Auflagen mindestens kompensieren muss, damit Betriebe
freiwillig an der Mafinahme teilnehmen. Eine Einhaltung der Auflagen ist damit aber
noch nicht garantiert, sie hangt von der Hohe der Einkommenswirkung der Pramie
bei Auflageneinhaltung, von der erwarteten Kontroll- und Aufdeckungs-
wahrscheinlichkeit, der Hohe der Sanktionen und von moralischen Einstellungen ab.
Mafinahmenteilnehmer werden sich unter den folgenden Bedingungen fiir eine Ein-
haltung der Auflagen entscheiden:

Y & (F+L)+(1-v d)Paum—mi<=Pavm— Ks + m2

Auf der rechten Seite der Ungleichung findet sich die Bedingung fiir die Teil-
nahme an der AgrarumweltmafSinahme wieder, unter Beriicksichtigung des Gewichts
moralischer Einstellungen ,m:” zugunsten einer Teilnahme und Einhaltung der
Auflagen etwa aufgrund entsprechender Umwelteinstellung. Eine Einhaltung der
Auflagen ist dann einer Nichteinhaltung vorzuziehen, wenn der Erwartungswert
einer Nichteinhaltung kleiner oder gleich dem Einkommensbeitrag der Agrarumwelt-
pramien im Falle der Auflageneinhaltung ausfillt, also nach Abzug der auflagen-
bedingten Kosten. Dieser Erwartungswert befindet sich auf der linken Seite der Un-
gleichung und setzt sich aus zwei Teilen zusammen. Mit dem Term ,y” & (F + L)”
wird der Fall einer Kontrolle mit Aufdeckung der Nichteinhaltung, mit Sanktion F
und indirekter Bestrafung, z. B. durch Reputationsverlust gegeniiber den Behorden
dargestellt. Der Term ,, (1 — v’ 8’) Paum” gewichtet die Agrarumweltpramie mit der
Wahrscheinlichkeit, dass die Nichteinhaltung nicht entdeckt wird. Zusammen bilden
die beiden Elemente ,Kontrollfall” und , Ausbleiben einer Kontrolle” den Erwar-
tungswert der Nichteinhaltung aus Sicht des Mafinahmenteilnehmers ab. Hinzu
kommt mit ,,m1” noch ein Abzug aufgrund moralischer Bedenken.

Wenn die Auflagen nicht eingehalten werden und dies nicht aufgedeckt wird,
wirkt die Agrarumweltprdamie in vollem Umfang gewinnerhohend, da keine kosten-
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wirksamen Auflagen zum Tragen kommen. Die Vorziiglichkeit der Auflagen-
einhaltung kann durch starkere Abschreckung verbessert werden, im einzelnen
durch eine Erhdhung der Kontrollrate v, eine Erhohung der Aufdeckungsrate 9, also
z. B durch Auswahl gut kontrollierbarer Merkmale, sowie durch eine Erh6hung der
Sanktion F und der indirekten Sanktionen L. Einer Erhohung der Sanktion F steht
aber die dann sinkende Akzeptanz entgegen, an der Mafinahme iiberhaupt teilzu-
nehmen. Ebenso kann ein hoherer Anreiz fiir die Einhaltung gegeben werden, indem
die Einkommenswirksamkeit der Agrarumweltpramie erhoht wird (Agrarumwelt-
pramien minus auflagenbedingter Kosten: Paum — Ks). SchliefSlich konnen Appelle zur
Starkung moralischer Einstellungen (m1) oder die 6ffentliche Anerkennung von Um-
weltleistungen (m:) das Gewicht zugunsten einer Teilnahme mit Einhaltung der Auf-
lagen verschieben.

Fiir die Umsetzung EU-kofinanzierter Agrarumweltmafinahmen werden in den
Durchfiihrungsvorschriften der EU Vorgaben zur Kontrollrate und Sanktionen festge-
legt. Die Kontrollrate beziiglich der Auflageneinhaltung muss in Anlehnung an die
InVeKoS-Regelungen fiir flichenbezogene Direktzahlungen bei mindestens 5 % der
Begiinstigten einer Mafinahme liegen. Bei hdufigem Auftreten von Verstdfien ist die
Kontrollrate allerdings zu erhéhen. Sanktionen bei geringfiigigen Verstofien beziehen
sich auf die im jeweiligen Jahr auszuzahlende Agrarumweltpramie. Der Kontroll-
schwerpunkt liegt zunachst wie bei allen flachenbezogenen InVeKoS-Kontrollen auf
der Flachengrofie, insbesondere der Ermittlung der Richtigkeit und Genauigkeit der
Flachenangabe. In Anlehnung an nicht korrekt angegebene Flachen erfolgen auch die
Sanktionen: Bei einem Verstof3, der dquivalent zu einer bis zu 3 % kleineren Vertrags-
fliche eingestuft wird, wird ein proportionaler Pramienabzug von bis zu 3 % der
jahrlichen Agrarumweltpramie vorgenommen. Liegt ein Verstof3 entsprechend 3 -
20 % der Vertragsflache vor, wird der proportionale Praimienabzug von 3 — 20% noch
einmal verdoppelt. Bei Abweichung iiber 20 %, also einer massiveren Nichteinhal-
tung, erfolgt ein vollstindiger Pramienabzug, der auch riickwirkend fiir Vorjahre der
meist fiinfjahrigen Vertragslaufzeit gilt. Hinzu kommt eine Teilnahmesperre von 2
Jahren.

Entstehen durch die Agrarumweltpramien keine oder nur geringe Einkommens-
effekte, wird eine Teilnahme mit vollstandiger Einhaltung der Auflagen unattrak-
tiver. Bei einer Kontrollrate von 5 % und einer Sanktion, die sich auf die Riickzahlung
der Agrarumweltpramien beschrankt, erscheint eine Teilnahme ohne Einhaltung ent-
sprechend attraktiver. Die aufgrund einfacher Modellrechnungen prognostizierte
Haufigkeit von Vertragsbriichen lasst sich in der Realitédt allerdings nur selten nach-
weisen. Beispiele nennen Hanf (1993) und Rapp (1998), ohne aber auf die Art und
Schwere der Verstofie einzugehen. Als Griinde fiir viele Verstofie bei Agrarumwelt-
mafinahmen fithren Giithler et al. (2003) und Weiler (2005) vor allem Ungenauig-
keiten bei den Flachenangaben an. Derartige, z. B. durch ungenaue Kartengrundlagen
verursachte Verstofse lassen aber keine Riickschliisse iiber die Einhaltung von Aufla-
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gen zu, und vergleichsweise geringe Flachenabweichungen stehen nicht in
unmittelbarem Zusammenhang mit den angestrebten positiven Umweltwirkungen.

Eine Erhohung der Strafandrohungen zur Vermeidung von Verstofien ist bei frei-
willigen Mafinahmen nur begrenzt moglich, da dies negative Wirkungen auf die
Akzeptanz hitte. Wie ein Blick auf die Formel zur Einhaltung der Auflagen zeigt,
bedeutet die Beschriankung der Sanktionen auf eine Nichtauszahlung der Agrar-
umweltprdamien (F = Paum), dass die Annahme von Vertrdagen und Nichteinhaltung
der Auflagen bei geringer Aufdeckungswahrscheinlichkeit sehr attraktiv werden
kann.

Bei geringen Kontrollkosten ist daher eine Erhohung der Kontrollrate die geeig-
nete Strategie. Im Falle hoher Kontrollkosten kann dagegen eine Erh6hung der Pra-
mien zur besseren Einhaltung von Auflagen die giinstigere Alternative sein. Diese ist
jedoch durch EU-Vorgaben formal auf eine Kompensationszahlung begrenzt.

Eine Schliisselfunktion kommt der Kontrollierbarkeit der Auflagen bei angemes-
senen Kontrollkosten zu. Der Europédische Rechnungshof hat wiederholt Vor-Ort-
Uberpriifungen der Verwaltungs- und Kontrollsysteme fiir Agrarumweltmanahmen
in den Mitgliedstaaten durchgefiihrt und dabei Méangel wie z. B. ungeeignete Priif-
indikatoren sowie Kontrolltermine festgestellt. Auf dieser Grundlage lautete seine
Empfehlung: , Die Kommission, der Rat und das Parlament sollten erwigen, wie sich im
2007 beginnenden neuen Programmplanungszeitraum der Grundsatz beriicksichtigen ldsst,
dass keine Zahlungen der dffentlichen Hand erfolgen sollten, wenn eine Mafsnahme nicht
entsprechend iiberpriift werden kann.” (Europaischer Rechnungshof 2005, S.7).

7 Schlussfolgerungen

Grundsitzliche Erkenntnisse

Der vorgestellte, theoretische Ansatz ist vereinfacht und illustriert wichtige Elemente
des Verwaltungshandelns sowie des individuellen Verhaltens. Es wurde versucht,
auch Aspekte wie das Risikoverhalten der Landwirte, Informationsstand sowie sozia-
le und moralische Werte zu beriicksichtigen. Kenntnisse iiber die Standards und
Akzeptanz sind wichtige Voraussetzungen fiir eine Einhaltung von Auflagen des
Agrarumweltrechts. Dies hat z.B. eine empirische Untersuchung in Danemark
gezeigt (Winter & May 2001). Cohen (1998) sieht eine wichtige Voraussetzung fiir
Einhaltung darin, dass Regeln durch die Adressaten als legitim und gerecht bewertet
werden. Dies bedeutet, dass Kontrollen und Sanktionen moglichst angemessen,
gezielt und proportional ausgestaltet werden sollten, um das System von Regeln und
deren Durchsetzung nicht dem Vorwurf der Willkiir auszusetzen. Akzeptanzpro-
bleme schwachen letztlich die Grundlagen der Normsetzung und die Bereitschaft zur
Einhaltung von Auflagen.

Auch Biiltmann & Witzold (2002) greifen die Bedeutung von Wert- und Moral-

vorstellungen auf und nennen als einen wichtigen Grund fiir Verstofie Informations-
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defizite iiber die zu befolgenden Regeln. Die kollektive Bewertung von Regeln im
Umweltbereich und die Lernprozesse beziiglich ihrer Begriindungen und Inhalte
betreffen die gesellschaftspolitische Dimension, die in der Skonomischen, spiel-
theoretischen Abbildung des Verhiltnisses zwischen Verwaltung und einzelnen Indi-
viduen ausgeblendet wird. Die 6ffentliche Anerkennung 0kologischer Leistungen zur
Starkung der damit verbundenen Wert- und Moralvorstellungen kann moglicher-
weise mehr Positives fiir die Einhaltung von Bewirtschaftungsauflagen bewirken als
ein ausgekliigeltes, letztlich aber rein technokratisches Kontroll- und Sanktions-
system. Ebenso konnen drohende Reputationsverluste neben monetdren Sanktionen
eine wichtige Rolle spielen. Solchen , weichen” Faktoren der Normeinhaltung sollte
Beachtung geschenkt werden, wenn das agrarumweltpolitische Regelsystem opti-
miert werden soll.

Beziiglich des Kontroll- und Sanktionssystems ist eine zentrale Erkenntnis, die fiir
alle in diesem Beitrag behandelten Anwendungsbereiche der Agrarumweltpolitik
gilt, dass die erwarteten Kontroll- und Aufdeckungswahrscheinlichkeiten verhaltens-
bestimmend sind, und nicht die tatsdachliche Kontroll- und Aufdeckungsrate. Die
Verwaltung sollte daher Unsicherheit iiber Kontrollraten, Zeitpunkte und Auswahl
der zu kontrollierenden Adressaten bestehen lassen. Seitens der Adressaten erwar-
tete, hohere Kontrollraten sind eine vergleichsweise kostengiinstige Losung des
Problems, wie bei gegebenen Verwaltungskapazitdten und unter Gerechtigkeits- und
Akzeptanzgesichtspunkten sowie nicht unbegrenzt zu steigernden Sanktionshohen
die Einhaltung verbessert werden kann. Mit einer politischen Festlegung auf geringe
Kontrollraten im Sinne des , Bilirokratieabbaus” sinken auch die erwarteten Kontroll-
raten, die kostengiinstigen Moglichkeiten der Verhaltenssteuerung durch Unsicher-
heit bleiben damit ungenutzt. Wahrend in einem optimierten Kontroll- und Sankti-
onssystem beziiglich der Kontrollraten, Zeitpunkte und der de facto gepriiften Inhal-
te gegeniiber den Adressaten Unsicherheit bestehen bleiben sollte, ist beziiglich der
einzuhaltenden Standards vorbehaltlose Transparenz geboten. Ausreichend Informa-
tionen {iber die Standards sind Voraussetzung fiir die Einhaltung, und sogar die bei
Kontrollen verwendeten Indikatoren sollten zur Selbstiiberpriifung der Adressaten
offen gelegt werden.

Eine weitere zentrale Erkenntnis ist die hohe Bedeutung der Aufdeckungswahr-
scheinlichkeit, die stark von der Feststellbarkeit und Uberpriifbarkeit des Kontroll-
indikators sowie von der Zeitabhingigkeit der Feststellbarkeit abhingt. Dies gilt
nicht nur fiir die Einhaltung handlungsorientiert vorgegebener Auflagen, sondern
auch fiir ergebnisorientierte Ansdtze. Wahrend bei handlungsorientierten Mafinah-
men die Auswahl der geeigneten und kontrollierbaren Auflagen im Mittelpunkt
steht, geht es bei ergebnisorientierten Ansdtzen um die Frage, ob der Ergebnis-
indikator die angestrebten Ziele und den Beitrag des landwirtschaftlichen Betriebs
richtig abbildet und ob die Angaben zum Indikator iiberpriifbar und frei von Mani-

pulationen sind.
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Schliefilich hangt die Wirksamkeit der Kontroll- und Sanktionssysteme davon ab,
wie mit Hilfe von Risikoanalysen die ,richtigen” Adressaten gepriift werden konnen,
also Individuen, die ein besonders hohes Risiko von Verstofien aufweisen. Die Kennt-
nisse iiber mit Verstofien in Zusammenhang stehenden Merkmalen und die Aus-
wertung der Umstdnde und Hintergriinde von Verstofsen sind hierzu ebenso eine
Voraussetzung wie die Verfligbarkeit entsprechender Datensdtze fiir die risiko-
orientierte Auswahl zu kontrollierender Adressaten.

Schlussfolgerungen beziiglich des Ordnungsrechts

Im Ordnungsrecht gilt es bei Optimierung und nach Ausschépfung der , weichen”
Faktoren, die Sanktionen maximal zu erhchen. Dabei sind allerdings Akzeptanz- und
Gerechtigkeitsgesichtspunkte zu beachten. Nach OWiG miissen Sanktionen propor-
tional zur Bedeutung der Nichteinhaltung und grofier als der einzelbetriebliche
Nutzen der Nichteinhaltung sein und die wirtschaftlichen Verhéltnisse des Taters
beriicksichtigen. Sind Moglichkeiten der Sanktionshohe ausgeschopft, sollte die Kon-
trollintensitdt erhoht werden. In den modellhaften Analysen sind die oftmals hohen
Kosten fiir Rechtsmittel und die zeitliche Verzdégerung der Sanktion aufgrund von
Widerspruchs- und Gerichtsverfahren nicht beriicksichtigt, welche die Wirksamkeit
und Unmittelbarkeit ordnungsrechtlicher Sanktionen einschrianken und die Transak-
tionskosten erhohen. Weiterentwicklungen des ordnungsrechtlichen Vollzugs beste-
hen in Anreizen fiir Eigenverantwortung und realititsgetreue Aufzeichnungen
(Audits) (vgl. Biiltmann & Watzold 2002). Einer Offenlegung von besonders schweren
Verstofien als einer Moglichkeit, an der Reputation anzusetzen, stehen in Deutsch-

land Bestimmungen des Datenschutzes entgegen.

Schlussfolgerungen beziiglich von Cross Compliance

Im Falle von Cross Compliance besteht die zentrale Wirkung in einer Verstirkung
des Bewusstseins der Landwirte fiir Bewirtschaftungsstandards, da die drohenden
Direktzahlungskiirzungen die Betriebe substanziell treffen konnen. Die Offenlegung
der Hohe drohender Sanktionen und der relevanten Bestimmungen in Informations-
broschiiren haben trotz der geringen Kontrollraten im Gegensatz zum ordnungsrecht-
lichen Vollzug mit Verwarnungs- und Bufigeldverfahren offenbar eine starkere
Durchsetzungswirkung. Dies wird z. B. an Kontrollergebnissen aus Danemark deut-
lich, wo vergleichbare ordnungsrechtliche Kontrollen nach Einfiihrung von Cross
Compliance merklich geringere VerstofSraten ergeben haben (Nitsch 2006).
Andererseits besteht die Gefahr, dass das von der EU geforderte Cross-
Compliance-System nur formal durch die Mitgliedstaaten erfiillt wird, aber mittels
Definition und Auswahl der Priifparameter sowie der Risikoanalyse wenig an-
spruchsvoll ausgestaltet wird. Standardsetzungen im Bereich des ,guten Zustands”,
die ,niemandem weh tun sollen”, sind gleichzeitig ineffizient, weil sie nicht ver-

haltensregulierend wirken. Sie fithren daher zu , biirokratischem Leerlauf”, der Geld
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kostet, aber nichts bewirkt. Mit Blick auf den Aufbau paralleler Kontroll- und Sankti-
onssysteme fiir Cross Compliance neben dem ordnungsrechtlichen Vollzug ist Vor-
sicht geboten, damit es angesichts knapper Verwaltungsressourcen nicht zu un-
iiberlegtem Abbau und inhaltlicher Simplifizierung der Fachrechtskontrollen kommt.
Mit Hilfe des strukturierten Vorgehens bei Cross Compliance konnen jedoch auch
Kenntnisse gewonnen werden, die wiederum der Optimierung im Ordnungsrecht zu
gute kommen. Diese Chancen sollten fiir Lernschritte im Vollzug genutzt werden,
zumal sich auch die Datenverfiigbarkeit durch die mit Cross Compliance einher-
gehende Standardisierung potenziell verbessert. Kurz- und mittelfristig wird sich der
Vollzug auf Cross Compliance als weitere Sdule stiitzen konnen. Langfristig ist ange-
sichts der unsicheren Zukunft der Direktzahlungen aber die Optimierung des fach-
rechtlichen Vollzugs des Ordnungsrechts die nachhaltigere Strategie (Nitsch & Os-
terburg 2004a).

Schlussfolgerungen beziiglich freiwilliger Agrarumweltmainahmen

Beziiglich der Kontroll- und Sanktionsansatze bei Umsetzung von Agrarumweltmafs-
nahmen erscheint der Pramienabzug als vergleichsweise schwache Sanktion, insbe-
sondere im Falle geringer Kontrollraten und Aufdeckungswahrscheinlichkeiten. Die
Sanktionsmoglichkeiten sind allerdings aufgrund der negativen Wirkungen auf die
Akzeptanz begrenzt. Eine Erhohung der Kontrollrate, eine gezielte Priifung auf
Grundlage von Risikoanalysen und eine Erhohung der Prdamien als Anreiz fiir die
Einhaltung konnen helfen, die Einhaltung zu gewahrleisten. Letzter Punkt entspricht
auch der Forderung, freiwillige Umweltleistungen angemessen zu honorieren, also
durch Anreizinstrumente mit Einkommensbeitrag zu fordern, anstatt Zahlungen un-
ter Sparsamkeitsgesichtspunkten auf eine moglichst knapp gehaltene Kosten-
kompensation zu beschrianken (Hampicke 2006). Gerade bei Mafinahmen mit frei-
williger Teilnahme ist im Vollzug auf eine kooperative, partnerschaftliche Vorgehens-
weise zu achten. Dazu gehoren transparente, klare Anforderungen und die Starkung
des Bewusstseins fiir die den Auflagen bzw. Ergebnisindikatoren zugrunde liegenden
Ziele.

Da geméfs der ELER-Verordnung die Einhaltung von Cross Compliance-Standards
zur Voraussetzung des Erhalts von Agrarumweltzahlungen gemacht werden und
dariiber hinaus zusétzliche Grundanforderungen betreffend die Anwendung von
Diingemitteln und Pflanzenschutzmitteln definiert und kontrolliert werden miissen,
stellt sich die Frage nach den Grenzen der Auflagen- und Anforderungsdichte fiir
freiwillige MafSinahmen. Die auf Cross Compliance (,anderweitige Verpflichtungen”)
bezogenen Kontrollen miissen gemé&fs Verordnung (EG) 1975/2006 mit Durch-
fiihrungsbestimmungen zur ELER-Verordnung mit einer Rate von mindestens 1 %
durchgefiihrt werden. Teilnehmer an verschiedenen Agrarumweltmafinahmen, die in
der Regel gleichzeitig auch Direktzahlungen aus der ersten Sdule erhalten, miissen
also mit einer Kumulierung des Kontrollrisikos rechnen. Da bei freiwilligen Mafsnah-

men vor allem extensivere Betriebe und Umweltbelangen gegeniiber aufgeschlossene
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Betriebsleiter teilnehmen, erscheint eine Erhdhung der Kontrollaktivititen gerade
innerhalb dieser Betriebsgruppe ineffizient und angesichts der Akzeptanzwirkungen
kontraproduktiv (Nitsch & Osterburg 2004b).

Schlussfolgerungen beziiglich der wissenschaftlichen Analyse

Abschliefiend sei aus wissenschaftlicher Sicht darauf verwiesen, dass empirischen
Analysen als Grundlage fiir jede Optimierung des Vollzugs aufgrund von Informa-
tionsmangel Grenzen gesetzt sind. Zum Teil ist dies durch das strategische Verhalten
der Adressaten begriindet, zum anderen haben auch Verwaltungen nicht immer
Interesse daran, Konzepte und Ergebnisse von Kontroll- und Sanktionsaktivitdaten
offen zu legen. Fiir eine umfassende Bewertung des Vollzugs und die Ableitung von
Optimierungsmoglichkeiten fehlt meist der Zugang zu bendétigten, aber vorhandenen
Verwaltungsdaten. Als Hindernisse fiir empirische Analysen sind nicht zuletzt der
Datenschutz und die meist sehr geringen Fallzahlen zu nennen. Verwiesen sei noch-
mals auf das Problem, Ergebnisse einer Kontrolle mit ausgefeilter Risikoanalyse fiir
Schlussfolgerungen iiber die Grundgesamtheit aller Adressaten zu nutzen. Auf Seiten
der Wissenschaft ist zu beobachten, dass im Gegensatz zur Beschaftigung mit frei-
willigen umweltorientierten Mafinahmen im Agrarsektor der ordnungsrechtliche
Vollzug deutlich weniger Beachtung findet. Auch wenn das Themenfeld ,Verstofie,
Kontrollen und Sanktionen” negative Assoziationen verursacht, sind Kontroll- und
Sanktionssysteme doch als notwendiges Ubel anzusehen, das eine nihere Betrach-
tung lohnt. Der Autor hofft, dem Leser einen gewissen Einblick in die dabei wichti-
gen Aspekte gegeben zu haben.

Literatur

Biiltmann, A. & Waitzold F. (2002) Der Vollzug von Umweltrecht in Deutschland.
Okonomische Analysen und Fallstudien. Marburg: Metropolis-Verlag.

Cohen, M.A. (1998) Monitoring and Enforcement of Environmental Policy [online]
(www.vanderbilt.edu/vcems/papers/enforcement.pdf).

Europaischer Rechnungshof (2005): Sonderbericht Nr. 3/2005 zur Entwicklung des
landlichen Raums: Uberpriifung der Agrarumweltausgaben.

Giithler, W., Kretzschmar, C. & Pasch, D. (2003) Vertragsnaturschutz in Deutschland:
Verwaltungs- und Kontrollprobleme sowie mogliche Losungsansétze. BfN-
Skripten 86, Bonn: Bundesamt fiir Naturschutz.

Hampicke, U. (2006) Jeder Markt honoriert nicht den Aufwand, sondern das Ergeb-
nis. Hampicke, U. et al. (Hrsg.): Anreiz. Okonomie der Honorierung &kologischer
Leistungen. BfN-Skripten 179, S. 159-172.

Hanf, C.-H. (1993) Okonomische Uberlegungen zur Ausgestaltung von Verordnun-
gen und Vertrdagen mit Produktionsauflagen zum Umwelt- und Naturschutz. Ag-
rarwirtschaft 42 (3), S. 138-147.

147


http://www.vanderbilt.edu/vcems/papers/enforcement.pdf

148

Latacz-Lohmann, U. & Buckwell, A.E. (1998) Einige 6konomische Uberlegungen zu
,,Cross Compliance”. Agrarwirtschaft 47 (11), S. 429-431.

Lippert, C. (2002) Zur Okonomik der Kontrollmanahmen bei Lebensmitteln und
Futtermitteln. Agrarwirtschaft 51 (3), S. 142-155.

Nitsch H. (2006) Administrative arrangements for cross compliance. A research paper
of the Cross Compliance Network [online]
(www.ieep.eu/projectMiniSites/crosscompliancenetworkproj/reports.php).

Nitsch, H. & Osterburg, B. (2004a) Cross Compliance als Instrument der Agrarum-
weltpolitik. Landbauforschung Vélkenrode 54 (3), S. 171-185.

Nitsch, H. & Osterburg, B. (2004b) Umweltstandards in der Landwirtschaft und ihre
Verkniipfung mit agrarpolitischen Forderinstrumenten. Landbauforschung
Vilkenrode 54 (2), S. 113-125.

Nitsch, H. & Osterburg, B. (2005) Cross Compliance (CC) in der EU und Okologischer
Leistungsnachweis (OLN) in der Schweiz — eine vergleichende Analyse. End-
bericht fiir ein Forschungsvorhaben im Auftrag der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft, handelnd durch das Bundesamt fiir Landwirtschaft (BLW), Bern, Schweiz.

Nitsch, H. & Osterburg, B. (2007) Efficiency of cross compliance controls — public
administrative costs and targeting. A research paper of the Cross Compliance
Network [online]
(www.ieep.eu/projectMiniSites/crosscompliancenetworkproj/reports.php).

Osterburg, B. (2006) Ansétze zur Verbesserung der Wirksamkeit von Agrarumwelt-
maBnahmen. Hampicke, U. et al. (Hrsg.): Anreiz. Okonomie der Honorierung dko-
logischer Leistungen. BfN-Skripten 179, S. 19-29.

Osterburg, B. & Plankl, R. (2002) Agrarumweltprogramme im Rahmen der EG-
Agrarpolitik und ihre Umsetzung in Deutschland. Handbuch Naturschutz und
Landschaftspflege: Kompendium zu Schutz und Entwicklung von Lebensraumen
und Landschaften: 8. Lfg. Landsberg: Ecomed, pp 12.

Rapp, N. (1998) Optimale Gestaltung von Naturschutzvertragen. Umsetzung der
Verordnung (EWG) 2078/92 durch die Griinlandvertrage Schleswig-Holsteins.
Dissertation, Aachen: Shaker.

Weiler, K. (2005) Férderung von Landschaftselementen. Vortrag beim Expertenseminar
~Agrarreform fiir Naturschiitzer”, 17. Februar 2005 in Bonn.

Winter, S. & May, P.J. (2001) Motivation for Compliance with Environmental
Regulations. Journal of Policy Analysis and Management 20, No.4, S. 675-698.



Controlling

als Instrument fiir eine effizientere
und effektivere Mittelvergabe bei
Naturschutzprogrammen

Marianne Penker

1 Einleitung

Gerade in Zeiten von Budgetknappheit, Personalabbau und Umstrukturierung in der
Offentlichen Verwaltung gewinnen Fragen der Effizienz und Effektivitat fiir den Natur-
schutz zusitzlich an Bedeutung. Einerseits sollen knappe Ressourcen fiir den Natur-
schutz bestmoglich genutzt werden. Andererseits sind Knappheiten und limitierende
Faktoren fiir die erfolgreiche Leistungserbringung nachvollziehbar und nachdriicklich
zu kommunizieren. Beide Anforderungen konnen Instrumente und Verfahren des
Controllings unterstiitzen. Dieser Beitrag mochte am Beispiel des 6ffentlichen Vertrags-
naturschutzes in Osterreich aufzeigen, wie Controlling konkret einer Skonomisch
effizienten und 6kologisch effektiven Naturschutzarbeit dienen kann.

In den 80er Jahren begannen in Osterreich verschiedene Landesnaturschutzbehorden
Landschaftspflegeprogramme zu formulieren und Vertrdge mit individuellen Bewirt-
schafterInnen abzuschliefen. Zahlungen kamen entweder aus den reguldren Natur-
schutzbudgets der Lander oder aus Fonds, die in derselben Periode von mehreren Lan-
desregierungen eingerichtet wurden und sich vor allem aus einer Landschaftsabgabe
finanzierten (z.B. auf Schotterabbau, Deponien, touristische Infrastruktur und andere
Landschaftseingriffe). Mit dem EU-Beitritt Osterreichs 1995 fanden die landerspezifi-
schen Vertragsnaturschutzprogramme durch einige Agrarumweltmaffnahmen finanz-
starke Erganzung. Wahrend das EU-kofinanzierte Agrarumweltprogramm OPUL grund-
satzlich bundesweit vom Landwirtschaftsministerium implementiert wird, sind die Lan-
desnaturschutzbehorden bei einzelnen, auf den Natur- und Landschaftsschutz ausge-
richteten Mafinahmen eingebunden (insbesondere Mafinahmenplanung und -evaluie-
rung, Ausweisung von Projektgebieten, Ausstellung von Projektbestitigungen, die fiir
erfolgreiche Antrage notig sind).

Obwohl der Vertragsnaturschutz verstarkt an Bedeutung gewonnen hat und damit
einhergehend der Finanzmittelaufwand gestiegen ist, finden Erfolgskontrollen nur spér-
lich Eingang in den Verwaltungsalltag (vgl. Splett 2000, 10; Marti & Stutz 1993, 12). Und
diese fokussieren dann meist auf die Teilnahmebereitschaft der BewirtschafterInnen, die
transferierten Pramienzahlungen oder das Ausmaf$ vertraglich geschiitzter Flachen (vgl.

BfN-Skripten Nr. 219, S. 149-165
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z.B. Hanley et al. 1998; Falconer 2000; Wilson et al. 1999; Wilson 1997). Zahlreiche Studien
haben sich auch mit den 6kologischen Wirkungen von Naturschutzvertragen und Agrar-
umweltmanahmen auseinandergesetzt (fiir einen Uberblick siehe etwa Kleijn & Suther-
land 2003). Bisher kaum erforscht wurden hingegen die verwaltungsinternen Prozesse,
die die Teilnahmebereitschaft, das vertragskonforme Verhalten und letztlich auch die
naturschutzrelevanten Wirkungen mitgestalten (Moxey at al. 1998). Die Vermutung liegt
nahe, dass die Programmverantwortlichen in der Verwaltung durch ihre Leistungen und
Entscheidungen mafigeblich den Erfolg des Vertragsnaturschutzes steuern konnen (z.B.
durch Entscheidungen zwischen verschiedenen Antragen, durch die Quantitiat und Qua-
litit von Motivations- und Informationsmafinahmen, von Beratungsgesprachen, Ver-
tragsverhandlungen, Kontrollen, etc.).

Das Verwaltungsgeschehen steht im Zentrum dieses Beitrags, der auf den Verwal-
tungsalltag abgestimmte Hilfestellungen fiir eine effiziente und effektive Planung und
Umsetzung von Vertragsnaturschutzmafinahmen vorstellt. Die Forschungsarbeit, die den
folgenden Ausfithrungen zugrunde liegt, erfolgte in den Jahren 1997 bis 2001 in enger
Kooperation mit den neun Osterreichischen Landes-Naturschutzbehorden.

Das folgende Kapitel diskutiert zundchst, wodurch sich ein effizienter und effektiver
Vertragsnaturschutz auszeichnet. Sodann werden ein idealtypisches Vertragsnatur-
schutzcontrolling skizziert und folgende ausgewdhlte Controlling-Instrumente vorge-
stellt:

— eine fiir den Vertragsnaturschutz adaptierte Kosten-Leistungsrechnung,
— Kennzahlen zur Leistungsplanung und Kostenbeobachtung und

— Giitekriterien zur Beurteilung der Effizienz und Effektivitat der Aufgabenerfiillung.

Im letzten Abschnitt sollen auch die Kommentare zweier Osterreichischer Verwaltungs-
experten einfliefen, die am Ende des Forschungsprojektes zur Umsetzbarkeit der Cont-

rolling-Instrumente im Verwaltungsalltag befragt wurden.

2 Effizienz und Effektivitit im Vertragsnaturschutz

Fiir die Implementierung des offentlichen Vertragsnaturschutzes sind in Osterreich die
Naturschutzbehdrden der neun Bundeslidnder zustindig, die — wie die gesamte offent-
liche Verwaltung in Osterreich — den Grundsitzen der Wirtschaftlichkeit (Effizienz) und
der Zweckmafligkeit (Effektivitat) unterliegen (vgl. Bundesverfassungsgesetz, Art 127,
Abs 1). Der Erfolg des Vertragsnaturschutzes ist von beiden Parametern abhdngig
(Abb. 1).
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ERFOLG IM VERTRAGSNATURSCHUTZ

EFFIZIENZ EFFEKTIVITAT
»die Dinge richtig tun“ 1die richtigen Dinge tun“
Zentrale Frage Zentrale Frage
Werden die Leistungen der Erflllen die MaRnahmen der
Naturschutzverwaltung Naturschutzverwaltung den
wirtschaftlich erstellt? erwiinschten Zweck?

Abbildung 1 Erfolg im Vertragsnaturschutz (vgl. Penker et al. 2004, 44).

Der Begriff Effizienz wird als mdglichst gilinstige Relation zwischen Ressourceneinsatz
(personell und finanziell) und erbrachten Leistungen (z. B. Anzahl der abgeschlossenen
Vertrdge, Anzahl der begutachteten Feldstiicke) verstanden (vgl. Promberger 1995, 18).
Der Effizienzbegriff findet seine Prazisierung in der Wirtschaftlichkeit, indem Ressourcen
mit Preisen bewertet und als Kosten ausgedriickt werden (Leistung/Kosten =
Wirtschaftlichkeit) (vgl. Nau & Wallner 1999, 37). Um effizient (wirtschaftlich) zu arbei-
ten, sollte die Behorde Leistungen so kostengiinstig wie moglich produzieren (vgl. Prom-
berger 1995, 18).

Die Effektivitat bezieht sich auf die ZweckmaRigkeit, sie gibt an, inwieweit die von
der Naturschutzverwaltung vorgegebenen Mafsnahmen die beabsichtigten Effekte in der
Natur hervorgerufen haben (vgl. Promberger 1995, 161). Fiir den Vertragsnaturschutz
bedeutet Effektivitat, dass von der Behdrde die bestmoglichen bzw. , richtigen” MafSnah-
men und Schritte (vgl. Bundeskanzleramt 1996, 11; Promberger 1995, 18) fiir die Verbes-
serung bzw. Bewahrung der Naturschutzwerte auf Vertragsflichen gesetzt werden sol-
len.

Abbildung 1 zeigt die beiden Dimensionen eines Vertragsnaturschutz-Controllings

auf:

— Das operative Controlling fokussiert auf eine effiziente Verwendung finanzieller,
personeller und sonstiger Ressourcen.
— Das strategische Controlling beschéftigt sich mit Fragen der effektiven Mafinahmen-

planung und -umsetzung.

Als erste, direkte Ergebnisse der Vertragsnaturschutz-Implementierung sind zunédchst
die zum Programm-Output zdhlenden Verwaltungsleistungen auszumachen (vgl. Tab.
1). Von Mitarbeiterlnnen der Naturschutzbehorde abgehaltene Informationsveran-
staltungen oder die von ihnen durchgefiihrten Kontrollen und Flachenbegutachtungen

lassen sich als externe Verwaltungsleistungen bezeichnen. Die Naturschutzbehorden



lagern bestimmte Verwaltungsleistungen in Form von Werkvertrdgen an private
Planungsbiiros oder selbstindige Okologen aus (ausgelagerte Verwaltungsleistungen).

Tabelle 1 Differenzierung der Programmergebnisse in Output and Outcome
(vgl. Penker 2001, 107).

Programmergebnisse Beispiel
Programm- Ergebnisse externer Kontrollen, Vertragsabschliisse,
Output Verwaltungsleistungen Evaluierungsmafinahmen,
Flachenbegutachtungen
Ergebnisse interner Buchhaltung, Datenverwaltung
Verwaltungsleistungen
Ergebnisse ausgelagerter ~ von privaten Biiros oder selbstandigen
Verwaltungsleistungen OkologInnen durchgefiihrte
Flachenbegutachtungen, Kontrollen,
Evaluierungsmafinahmen
Ergebnisse ausgelagerter ~ von GrundeigentiimerInnen oder
Naturschutzleistungen BewirtschafterInnen durchgefiihrte
Pflege-, Entwicklungs-, Gestaltungseingriffe
Programm- biotopbezogene in m?, Laufmeter,
Outcome  Okologische Ergebnisse  Stiick gemessener neu angelegter, gepflegter oder

entwickelter Lebensraum,
Verbesserung des Biotopverbundes

nicht biotopbezogene
okologische Ergebnisse

neu angesiedelte Arten, Anderung von
Populationsgrofien, Anderung des Mikroklimas,
Offenhalten der Landschaft

sozio-Okonomische
Ergebnisse

Steigerung des Naturschutz-Bewusstseins, Forde-
rung landwirtschaftlicher Betriebe in Ungunstlagen

nicht intendierte
Ergebnisse

Verunkrautung angrenzender Kulturen; {iber-
schiissiges, nicht verwertbares Mahgut

Damit verwaltungsfremde Personen sowie auch Organe der Naturschutzverwaltung ihre
Kontroll- oder Begutachtungsleistungen erbringen konnen, miissen sie mitunter auf so
genannte interne Verwaltungsleistungen zuriickgreifen, die Aufienstehende in der Regel
nicht registrieren (z.B. Datenverwaltung, Buchhaltung). Charakteristisch fiir den Ver-
tragsnaturschutz sind die von GrundeigentiimerInnen bzw. nutzungsberechtigten Be-
wirtschafterInnen entgeltlich erbrachten Leistungen. Diese Pflege-, Entwicklungs- und
Gestaltungsleistungen lassen sich als ausgelagerte Naturschutzleistungen bezeichnen (im
Gegensatz zu Naturschutzleistungen, die Organe der 6ffentlichen Hand erbringen).

Die Vertragsnaturschutzleistungen sind als Programm-Output zwar Ergebnis des
Implementierungsprozesses, stellen jedoch lediglich das Mittel zur Erreichung der ei-
gentlichen Vertragsnaturschutzziele dar. Der Programm-Outcome bezeichnet die fakti-

schen Programm-Ergebnisse in der Landschaft (vgl. Tab. 1). Die weiteren Ausfiihrungen
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vernachldssigen aus forschungspragmatischen Griinden nicht-intendierte sowie nicht-
biotopbezogene Outcomes und fokussieren auf die beabsichtigten biotop-bezogenen
Programmergebnisse (die Pflege oder qualitative Aufwertung bestehender Biotope, die
Anlage neuer Landschaftselemente). Die Implementierung eines Vertragsnaturschutz-
Programms mit seinen spezifischen Verwaltungs- und Naturschutzleistungen konnte
etwa folgende Outcomes hervorbringen:

— in ha gemessene, vertraglich gepflegte oder entwickelte Flache an Kalkmagerrasen,
Feucht- oder Streuobstwiesen;

— in Laufmeter angegebene, vertraglich gepflegte, entwickelte oder neu angelegte Wind-
schutzhecken, Lesesteinmauern, Baumreihen oder Ackerwildkrautstreifen;

— in Stiick gezdhlte, vertraglich gepflegte oder neu bereitgestellte Tiimpel, hoch-
stimmige Obstbdume oder Kopfweiden.

Zusammenfassend lasst sich fiir diesen Beitrag festhalten, dass Effektivitat (als Relation
von Zielen und tatsdchlichen Programmergebnissen in der Landschaft) und Effizienz (als
Relation von eingesetzten Ressourcen zur Qualitit und Quantitdt der erbrachten
Verwaltungs- und Naturschutzleistungen) die zentralen Steuerungsgrofien fiir einen
erfolgreichen Vertragsnaturschutz sind (siehe Abb. 2).

Effektivitat (Ziel-Outcome-Relation)

!} |

Vertragsnatur- Vertragsnatur- Vertragsnatur- Landschafts-
schutz-Aufgaben schutz-Ressourcen schutz-Leistungen wirkung
ZIEL INPUT OUTPUT OUTCOME

i |

Effizienz (Input-Output-Relation)

Abbildung 2 Steuerungsgrofien fiir einen erfolgreichen Vertragsnaturschutz
(eigene Darstellung in Anlehnung an Hill & Klages 1999,153).

3 Ansitze eines idealtypischen
Vertragsnaturschutz-Controllings

Bewdhrte Prozesse des Verwaltungscontrollings wurden fiir den Vertragsnaturschutz
adaptiert und sind in Abb. 3 als idealtypisches Vertragsnaturschutz-Controlling dar-
gestellt. Eine ergebnisorientierte Zielformulierung beschreibt die intendierten Programm-
Outcomes (etwa x ha gepflegte Streuobstwiesen, x Laufmeter neu angelegte Hecken,
x ha wiedervernasste Feuchtwiesen). Die Leistungsplanung setzt sich mit den zur Reali-
sierung der Programmziele bestgeeigneten Handlungsalternativen auseinander: Soll
mehr in Informations- und Beratungsleistungen investiert werden oder bedarf es ver-

mehrter Pflege-, Entwicklungs- und Gestaltungseingriffe? Sie bestimmt im Detail die
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Qualitdt und Quantitit jener Verwaltungs- und Naturschutzleistungen, die fiir die Bereit-
stellung der in den Zielvorgaben festgelegten Outcomes notig sind. Mit der Festsetzung
eines detaillierten Leistungskatalogs und der Aufgabenteilung zwischen Verwaltungs-
organen, privaten Planungs- und Okologiebiiros sowie EigentiimerInnen bzw. Bewirt-
schafterInnen lassen sich die Kosten jener Leistungsbiindel schitzen, die fiir die Realisie-
rung bestimmter Outcomes noétig sind. Bei Kosten-Nutzen-Abwagungen unterschied-
licher Verwaltungs- und Naturschutzleistungen hilft die Kosten-Leistungsrechnung.

— Ergebnisorientierte Zielformulierung <
v v
|, | Ergebnisorientierte Kosten-Leistungsrechnung Ergebnisorientierte | |
Kostenplanung Leistungsplanung

Mittelallokation

Faktische Kosten-Leistungsrechnung Faktische
Kosten Leistungen
v v

— Evaluierung der Mittelallokation durch Kosten-Nutzen-Vergleich —

Abbildung 3 Idealtypisches Vertragsnaturschutz-Controlling (vgl. Penker 2001,
112).

Die Evaluierung der Mittelallokation dient dazu, die tatsachlichen Kosten und die Ziel-
erreichung, d.h. den faktischen Nutzen fiir den Naturschutz zu beobachten und mitein-
ander zu vergleichen. Aufgrund der Evaluierungsergebnisse konnen Adaptionen in der
Leistungs- und Kostenplanung noétig werden. Sollte sich zeigen, dass manche Ziele gar
nicht oder nicht im dafiir vorgesehenen Zeitrahmen realisierbar sind, wére allenfalls eine
Revision oder Reformulierung der Programmziele ins Auge zu fassen.

Die Ergebnisorientierung des idealtypischen Vertragsnaturschutz-Controllings
entspricht nicht unbedingt der in Osterreich vorherrschenden Handhabung des behord-
lichen Vertragsnaturschutzes. Die Praxis ist vor allem verfahrensorientiert: Richtlinien
beschreiben detailliert, welche Eingriffe in welcher Qualitdt und Quantitit zu setzen sind,
schweigen jedoch oft iiber den anzustrebenden Landschaftszustand, iiber die mit den
Eingriffen zu erhaltenden, zu verbessernden und neu zu entwickelnden Lebensrdume
und deren Qualitdtsmerkmale. In der herrschenden Praxis wird oft schon allein der
Input (,s0 und so viel Millionen fiir den Naturschutz”) als politischer Erfolg gefeiert.
Informationen dariiber, welche Outputs und Outcomes den Biirgern fiir ihr Steuergeld
bereitgestellt werden, gaben weit mehr Einblick in das, was die Naturschutzverwaltung
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tut und hervorbringt. Die konsequente Weiterentwicklung dieses Ansatzes wire eine
ergebnisorientierte Honorierung der Bewirtschafterlnnen, die allerdings nicht Gegen-
stand dieses Beitrags ist.

3.1 Kosten-Leistungsrechnung

Herzstiick des Vertragsnaturschutz-Controllings ist eine Kosten-Leistungsrechnung, die
dem in Geldeinheiten bewerteten Programm-Input (personelle, zeitliche, finanzielle
Ressourcen, Sachleistungen) den Programm-Output (die einzelnen Verwaltungs- und
Naturschutzleistungen) gegeniiberstellt und Zusammenhénge zwischen Quantitdt und
Qualitat der Leistungen und den damit verbundenen Kosten transparent macht. Die
Kosten-Leistungsrechnung verfolgt schrittweise den Prozess der Kostenentstehung und

ermoglicht eine rechnerische Aufgliederung des Kostengefiiges

— nach Kostenarten (Welche Kosten fallen an?),

— nach Kostenstellen (Wo fallen welche Kosten an?) und

— nach Kostentragern (Wofiir fallen Kosten an?) (vgl. Nau und Wallner 1999, 100ff;
Promberger 1995, 211ff; Jung 1994, 1067; Schierenbeck 1993, 613).

Fiir den Vertragsnaturschutz bietet sich bei der Unterscheidung von Kostenarten eine
Differenzierung zwischen Personal-, Sachmittel-, Raum-, Verwaltungsgemeinkosten und
Fremdleistungskosten sowie Kosten fiir die an die BewirtschafterInnen ausbezahlten
Leistungsentgelte an (vgl. Tab. 2).
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Tabelle 2 Beispiele fiir Kostenarten, Kostenstellen und Kostentrager im Vertrags-

naturschutz (vgl. Penker et al. 2004, 47).

Kostenarten Kostenstellen Kostentriger

Personalkosten* Laufmeter gepflanzter LandbewirtschafterIn:
Sachkosten** Hecken; — Pflege- oder Gestaltungsleistung
Raumkosten*** Hektar gepflegter — Nutzenentgang
Verwaltungsgemein- Streuobstwiese, Feuchtwiese, MitarbeiterIn der Naturschutz-
kosten**** Magerstandort; abteilung:

Fremdleistungskosten  Stiick erhaltener Einzel- — Vertragsabschliisse

Kosten fir baume, Tiimpelanlagen — Kontrollen
Abgeltungszahlungen — Beratung

SubauftragnehmerIn (OkologIn,
Planungsbiiro):

— Erstbegutachtung der Feldstiicke
— Monitoring

* Die Personalkosten errechnen sich aus dem geschitzten Zeitaufwand je Bedienstetengruppe und
den durchschnittlichen Personalkosten (inkl. kalkulatorischer Versorgungs- und Abfertigungsab-
ziige, vgl. Bundeskanzleramt 1992).

** Die Sachkosten werden pauschal mit 12 % der Personalkosten geschatzt (vgl. Bundeskanzleramt
1992).

** Raumkosten: Pro Arbeitsplatz werden 14 m? Biirofldche zu ortsiiblichen Mieten verrechnet (vgl.
Bundeskanzleramt 1992).

*** Die Verwaltungsgemeinkosten werden pauschal mit 20 % der Personalkosten bewertet (vgl.
Bundeskanzleramt 1992).

Kostenstellen wiéren die verschiedenen Vertragsnaturschutz-Outcomes (gepflegte Feucht-
oder Streuobstwiesen, Heckenpflanzungen, unter 6kologischen Gesichtspunkten brach-
gelegtes Ackerland, etc.), die sich durch spezielle Zielsetzungen und unterschiedliche
Leistungsbiindel voneinander abgrenzen (vgl. Tab. 2). Die Kostentrager entsprechen den
kostenbegriindenden Aktivitaten und Leistungen, die von BewirtschafterInnen, von Mit-
arbeiterInnen der Naturschutzbehdrde sowie als ausgelagerte Leistungen von Planungs-
biiros oder selbstandigen OkologInnen erbracht werden (vgl. Tab. 2).

Wie sich die Kosten generell nach Kostenarten gruppiert den Kostenstellen und
Kostentragern mit Hilfe eines Abrechnungsbogens formularmaflig zuordnen lassen, zeigt
der in Tab. 3 dargestellte Abrechnungsraster (vgl. Jung 1994, 1095; Schierenbeck 1993,
628).
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Tabelle 3 Beispiel eines Abrechnungsbogens fiir Ackerbrachen

(vgl. Penker et al. 2004, 48).
Abrechnung 2000 Gesamtflache: 60 ha
fiir die Kostenstelle: gepflegte Ackerbrache Gesamtkosten: 35.412 €
Kostenart Personal-  Sach- Raum  Gemein-  Fremd- Natur- Summe
Kostentrager kosten kosten kosten  kosten leistungen  schutz- [in €]

leistungen

Pflegeleistung 8.721 8.721
Nutzenentgang 23.982 23.982
Erstbegutachtung 87 11 5 17 1.308 1.428
Vertragsabschliisse 436 52 25 87 600
Kontrollen 363 44 21 73 501
Beratungsgesprache 131 16 7 26 180
Summe 1.017 123 58 203 1.308 32.703 35.412
Spezifische ha-Kosten (Gesamtkosten/Gesamtfliche): 590,2 €

Von zentraler Bedeutung sind die Zahlungen an die BewirtschafterInnen, an Planungs-
biiros und externe Okologlnnen sowie der zeitliche Aufwand fiir die einzelnen von der
Behorde selbst erbrachten Verwaltungsleistungen. Aus letzterem lassen sich die verwal-
tungsinternen Personal-, Sach-, Raum- und Gemeinkosten einfach abschatzen.

Solche in der Osterreichischen Naturschutzverwaltungspraxis zurzeit noch nicht ge-
brauchlichen Abrechnungsraster konnten Auskunft iiber die Kostenstruktur der einzel-
nen Vertrdge bzw. Mafinahmen geben (z. B. Verhiltnis von Personal- und Fremdleis-
tungskosten fiir die Bewirtschaftung von Brachen) und Auswertungen tiiber ha-Kosten
(z. B. Kosten pro ha gepflegter Feuchtwiese), Laufmeterkosten (z. B. Kosten pro Laufme-
ter neu angelegter Hecke) oder Stiickkosten (z. B. Kosten einer Tiimpelanlage) ermogli-
chen. In regelméafligen Zeitabstanden erstellte Abrechnungsraster lassen zudem Aussa-
gen iiber die Kostendynamik und tiber Verschiebungen in den Relationen verschiedener
Kosten zueinander zu. Die Kosten-Leistungsrechnung konnte schliefSlich den Natur-
schutzabteilungen wertvolle Informationen iiber besonders kostenintensive Leistungen
und Umschichtungsmoglichkeiten auf effektivere Mafinahmen bei gleichem Mitteleinsatz
liefern.

3.2 Kennzahlen zur Leistungsplanung und Kostenstruktur

Eine einfache, zugleich aber auch sehr effektive Unterstiitzung bei der strategischen Pla-
nung, aber auch zur Beobachtung von Kostenstrukturen, konnen Kennzahlen bieten.
Aufgrund ihrer steuernden Funktion bei Allokationsentscheidungen kommt ihrer Aus-
wahl und Interpretation grofie Bedeutung zu. Die Kennzahlendefinition sowie die jewei-
ligen Methoden der Kennzahlenberechnung und Kennzahleninterpretation waren von
der Programmleitung in Abstimmung auf die {ibergeordneten Ziele, die jeweils verfiig-

baren Daten bzw. auf zu erwartende Kosten fiir die Datenbereitstellung festzulegen.
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Tab. 4 listet demnach lediglich exemplarische Vorschlage fiir Kennzahlen auf, welche

eine kostenorientierte Leistungsplanung im Vertragsnaturschutz unterstiitzen kénnten.

Tabelle 4 Kennzahlen zur Leistungsplanung (vgl. Penker. 2001, 130).

Kennzahlen zur Leistungsplanung Beispiele

Anzahl der Antrage/ ForderungswerberIn Konzentration auf wenige TeilnehmerIn-

nen mit vielen Antragen*

Anzahl der Antrage/ Bezirksbauernkammer (BBK) | lokale Konzentration auf einige BBK**

Anzahl der Vertragsabschliisse/ Jahr Intensivierung der PR-Tatigkeit,

Informationsveranstaltungen

Anzahl der Vertragsverlangerungen***/ Jahr

Spezielle Flachen/ Gesamtvertragsflachen Feuchtwiesenanteil, Ackerbrachenanteil

* spart Transaktionskosten (Aufwand fiir Information, Motivation, zeitaufwandige Verhandlun-

gen)

** oft spielen Einzelpersonen, die nicht der Naturschutzbehdrde angehdren, eine wichtige Rolle als
Motivator/ Demotivator, so dass in manchen Gegenden sehr hohe Teilnahmebereitschaft besteht, in
anderen nahezu keine

*** zur Sicherung bereits erreichter Verbesserungen

Eine kontinuierliche Kostenbeobachtung lasst sich durch periodisch errechnete Schliissel-

kennzahlen zur Kostenstruktur unterstiitzen, die ein rasches Reagieren auf Ineffizienzen
und Knappheiten erlauben sollen (vgl. Tab. 5).

Tabelle 5 Kennzahlen zur Kostenstruktur (modifiziert nach Penker et al. 2004, 49).

Kennzahlen zur Kostenstruktur

Kosten je Vertragsnaturschutz-
Outcome

z. B. Kosten/ha Brache, Kosten/Laufmeter Hecke,
Kosten/Stiick neu angelegtem Tiimpel

Kosten fiir Leistungsentgelte je
Vertragsnaturschutzleistung

z. B. Feuchtwiesenpramie, Ackerbrachenpramie

Kosten einer Vertragsnaturschutz-
leistung / Gesamtkosten

z. B. Kosten fiir die Neuanlage von
Hecken/ Gesamtkosten

Administrationskosten

Summe aller Aufwendungen fiir Verwaltungsleistungen:
Kontrollen, Planung, Begutachtung,
Informationsveranstaltungen inkl. Auftrdge an Subunter-
nehmer wie Planungsbiiros oder Okologen

Kontrollkosten-Intensitat

Kontrollkosten/ Administrationskosten

Administrationskosten-Intensitat

Administrationskosten/ Gesamtkosten

Personalkosten-Intensitat

Personalkosten/ Gesamtkosten

Fremdleistungskosten-Intensitat

Aufwendungen fiir SubunternehmerInnen/ Gesamtkosten*

*Sind Budgets fiir die Auslagerung bestimmter Aufgaben an private Biiros bereits ausgereizt? Limi-
tiert eine bestehende Deckelung dieser Budgets die Ausnutzung anderer Budgets (z.B. EU-Mittel)?
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3.3 Beurteilung der Aufgabenerfiillung
anhand von Giitekriterien und Leistungsniveaus

Die Effizienz des Geldmitteleinsatzes kann nur in Zusammenhang mit der dkologischen
bzw. naturschutzpolitischen Effektivitit der Mafinahmen betrachtet werden (vgl.
Borggrafe und Kolsch 1997, 43). Erfolgsbeobachtung im Naturschutz umfasst daher nicht
nur eine Uberpriifung der administrativen Abwicklung, sondern auch eine Bewertung
von biotischen und landschaftsokologischen Entwicklungen in der Natur (vgl. Wey et al.
1994, 300). Der Grad der Aufgabenerfiillung konnte sich sowohl auf der Output- als auch
auf der Outcome-Ebene mit zuvor festgelegten Giitekriterien (Quantitdat, Qualitét,
Realisierungsdauer, Piinktlichkeit) beschreiben lassen. Die Output-Evaluation bewertet
die faktisch erbrachten Verwaltungsleistungen (Informationsveranstaltungen, Begut-
achtungsverfahren, Vertragsabschliisse, Kontroll- und Monitoringmafsnahmen oder Bera-
tungsleistungen) beziiglich ihrer Qualitat und Quantitdt und vergleicht diese mit ein-
schlagigen Vorgaben aus der Leistungsplanung. Die Outcome-Evaluierung konzentriert
sich auf die programminduzierten Veranderungen in der Landschaft und versucht, den
Realisierungsgrad der dkologischen Programmziele zu ermitteln. Insbesondere sind et-
waige im Prozess der Zielformulierung festgelegte Mindeststandards fiir die Quantitat
und Qualitdt der Programm-Outcomes hinsichtlich ihrer Realisierung zu beurteilen.
Ahnlich wie bei den Kennzahlen, hitten selbstverstandlich die jeweiligen Behorden
selbst in enger Kooperation mit den involvierten MitarbeiterInnen jene Kriterien zu
formulieren, anhand deren der Erfolg ihrer Arbeit zu beurteilen ware. Tabelle 6 listet

demnach lediglich exemplarische Giitekriterien auf.
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Tabelle 6 Qualitative Beurteilung der Aufgabenerfiillung anhand zuvor
definierter Giitekriterien und nominal skalierter Leistungsniveaus.

Vorgaben aus Zielformulierung und Qualitative Beurteilung der Aufgabenerfiillung
Leistungsplanung LN5 LN 4 LN3 LN 2 LN1
%gleeii‘;i?t Zielwert
jeder 10. Vertrag ist zu Ko.ntroll— fiigig stark
) dichte unter-/
kontrollieren unter- ..
10 % .. iiber-
/uber- .
. schritten
schritten
mind. 60 % der auslaufenden
Vertrége sollen verldngert 260 % 50-60 % 40-50 % 30-40 % <30 %
Out- | werden
put Erkenn-
Verbesserung des Gespréachs- Erkenn- . rieenn
- N gleich bar ver-
klimas zw. Naturschutzbehor- bar ver- oblicben schlech
de und LWK* bessert &
tert
mehr weniger
Is2 2 als 2
in jedem Bezirk mehr als 2 a Veran-
Inf " talt Veran- staltun Veran-
nformationsveranstaltungen staltun- staltun-
gen
gen gen
ind. 30 ha Feuchtflache unt
JHRe. o e TeHEAcie T 1 530ha 25-30ha 20-25ha 15-20ha <I5ha
Vertrag nehmen
weit . weit
mehr mehr WEBET  eniger
signifikante Verdichtung von ) als die Normal- als die &
als die . als die
Vernetzungsstrukturen Normal-  leistung ~ Normal-
Normal- . . Normal-
) leistung leistung .
leistung leistung
Out- | mind. 40 % der Vertragsflich
mind. 40 % der Vertragsflachen | =50, 35 409, 20-30% 10-20%  <10%
come | sollen in Natura 2000, in Natur- | . . . . .
in Schutz- in Schutz- in Schutz- in Schutz- in Schutz-
oder Landschaftsschutz- . . . . .
. , gebieten  gebieten  gebieten  gebieten  gebieten
gebieten liegen
Zielwert Zielwert
Verhiltnis Pflegepramien zu elre1rV1V(;1r1 I:t;:lfr
Entwicklungs- und Gestal- Zielwert geting
L . . gig unter- unter-/
tungspramien soll zwischen erreicht . ..
. /iiber- iiber-
15:1 und 11:1 liegen . .
schritten schritten

*LWK ... Landwirtschaftskammer

Die Erreichung von Zielen und Vorgaben aus der Leistungsplanung lasst sich relativ
einfach anhand nominal skalierter Leistungsniveaus beurteilen, wodurch auch der Erfiil-
lungsgrad unterschiedlichster Aufgaben miteinander vergleichbar wird. Fiir eine qualita-

tive Ergebnisbeurteilung wiirde es bei einer Skala mit fiinf Leistungsniveaus geniigen,
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die Auspragungen der Giitekriterien zumindest fiir die Leistungsniveaus 4 und 2 zu de-
finieren (Promberger 1995, 173f). Zu beachten ist, dass eine nominale Skalierung dem
Anspruch einer quantitativen Ergebnisbewertung nicht Geniige leisten kann. Diese Form
einer qualitativen Beurteilung der Aufgabenerfiillung konnte gemeinsam mit den Kenn-
zahlen zur Kostenstruktur allerdings bei der Identifikation vordringlichen Hand-
lungsbedarfes und fiir erste Kosten-Nutzen-Abwagungen sehr hilfreich sein. Sie halt
auflerdem dazu an, nicht nur die inputseitigen Kosten zu beobachten, sondern auch die
Programmergebnisse hinsichtlich ihres Beitrages zur Zielerreichung zu beurteilen.

4 Schlussfolgerungen fiir den Verwaltungsalltag

In Hinblick auf eine okonomisch effiziente und naturschutzpolitisch effektive Mittel-
vergabe im Vertragsnaturschutz wurden Mechanismen des Controllings fiir den Verwal-
tungsalltag der Osterreichischen Landesnaturschutzbehorden adaptiert und Grundziige
eines idealtypischen Controllingverfahrens skizziert. Die programm-verantwortlichen
Verwaltungsexperten aus Salzburg und Niederosterreich bestitigten grundsatzlich die
Chancen, die Instrumente und Verfahren des Controllings fiir die praktische Planung
und Umsetzung von Vertragsnaturschutzmafinahmen bieten. Einfache Kennzahlen, eine
kontinuierliche Kosten-Leistungsrechung und qualitative Giitekriterien konnen den Na-
turschutzbehorden helfen,

— Kostenstrukturen und Potentiale fiir Effizienzsteigerungen zu erkennen,

— einfache Kosten-Nutzen-Abwagungen vorzunehmen, um knappe Ressourcen auf
erfolgversprechende Vertrage bzw. Mafinahmen zu konzentrieren,

— langfristige ziel- und kostenorientierte Strategien zu entwickeln und nachhaltig zu
verfolgen,

— rechtzeitig auf sich abzeichnende Knappheiten und Zielabweichungen zu reagieren
und

— Leistungen und Erfolge der 6ffentlichen Naturschutzarbeit zu kommunizieren.

Auf einige dieser Punkte sei etwas detaillierter eingegangen.

4.1 Erkennen von Kostenstrukturen, Knappheiten und Ineffizienzen

Der osterreichische Vertragsnaturschutz basiert grundsatzlich auf drei Kostensdulen
bzw. drei Budgets mit unterschiedlichen Grenzen:

— Finanzmittel fiir die Pramienzahlungen an die BewirtschafterInnen;

— Budgetmittel fiir die Auslagerung bestimmter Leistungen an private Biiros und
selbstandige OkologInnen und LandschaftsplanerInnen;

— Personeller, finanzieller und Sachaufwand fiir die behoérdeninterne Administration
des Vertragsnaturschutzes.
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Die Erreichung der Grenze bei einer Kostensaule verhindert zugleich die Ausschopfung
anderer Budgets. Die Kosten-Leistungsrechnung konnte - laut Aussage des niederoster-
reichischen Interviewpartners - die limitierenden Faktoren der Vertragsnaturschutzarbeit
aufzeigen und somit zu einem optimierten Mitteleinsatz beitragen. Dadurch, dass in
manchen Bundesliandern (z.B. der Steiermark) Arbeiten kaum an Okologiebiiros aus-
gelagert werden konnten bzw. in anderen Naturschutzbehorden (z.B. Salzburg, Karnten)
die personellen Ressourcen fiir Motivations- und Beratungsarbeiten sehr gering seien,
konnten in diesen Landern die von EU und Bund kofinanzierten OPUL-Pramien nicht
ganzlich ausgeschopft werden.

Bundeslander mit ausreichenden Personalressourcen innerhalb und/oder aufierhalb
der Behorde konnten in zuséatzliche Services investieren, etwa in die individuelle
Motivation von BewirtschafterInnen besonders wertvoller Flachen, in vertrauensbildende
Mafinahmen, Information und Bildungsmafinahmen. Dadurch konnten Transaktions-
kosten der LandwirtInnen verringert und zusétzliche Vorteile einer Programmteilnahme
aufgezeigt werden (z.B. Oko-Image als Marketingargument fiir Urlaub am Bauernhof,
Schule am Bauernhof oder die Direktvermarktung), was insbesondere in Nieder-
Osterreich die Teilnahmebereitschaft stark gesteigert hat. Trotz hoherer Restriktionen und
Anforderungen begannen so in manchen Bundeslindern die Zahl der Antrige die
verfligbaren Mittel fiir Pramienzahlungen zu iibersteigen. Diese Lander konnen ihre
Anstrengungen nunmehr auf die Effektivitat der Vertrdage lenken, indem sie etwa jene
Flachen prioritdr unter Vertrag nehmen, die besonders hohe Naturschutzwerte, Entwick-
lungspotentiale, Bedrohungen oder eine gute Integrierbarkeit in Biotopverbunde, in
grofiflichige Lebensrdaume oder Pufferzonen versprechen. Angesichts der unterschied-
lichen Budgetrestriktionen konnten diese Lander die flexibleren regionalen Ressourcen
bestmoglich nutzen, um das volle Potential der mit nationalen und europaischen Mitteln
kofinanzierten Budgets auszuschopfen.

4.2 Zieldiskussion

Grundsatzlich braucht jede Erfolgsbeobachtung klare Ziele, um feststellen zu kénnen, ob
die intendierten Ergebnisse auch tatsdchlich erreicht wurden. Eine Ziel- und Leitbild-
diskussion, die nicht nur das Controlling, sondern vor allem auch die Abstimmung und
Motivation der MitarbeiterInnen unterstiitzen konnte, wurde in der bisherigen Praxis
vernachléssigt bzw. aus verschiedenen Uberlegungen nicht im breiteren Rahmen gefiihrt.

Fiir den Vertagsnaturschutz stellen sich insbesondere folgende Fragen:

— ,Welche Flachen soll der Vertragsnaturschutz in welchem Umfang erfassen?”

— , In welche Richtung sollen sich diese Flachen entwickeln?”

Controlling vermag aber auch bei der Abwagung unterschiedlicher Ziele und somit beim
Zielfindungsprozess zu helfen. Einfache Controllingwerkzeuge erlauben einen iterativen
Prozess von Zielanpassungen und spezifischen Informationen iiber Kosten und Wirk-
samkeit einzelner Mafinahmen zur Zielerreichung (vgl. Muchow 2006; bezugnehmend

auf eigene Controlling-Erfahrungen in der Stiftung Rheinische Kulturlandschaft).
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4.3 Behordeninterne Datenverwaltung und zeitliche Priorititensetzungen

In Niederdsterreich wurde der Zeitaufwand einzelner Verwaltungsleistungen bereits
erhoben, um eine Forderung nach zusatzlichem Personal nachvollziehbar zu begriinden.
Mit diesen detaillierten Zeitaufzeichnungen konnte der zusatzliche Personalbedarf auch
tatsachlich erfolgreich begriindet werden. Fiir die Kosten-Leistungsrechnung stiinde
daher ein Grofiteil der Daten schon jetzt zur Verfligung, die EDV-Abfragen waren
lediglich neu zu formulieren. Outcome-bezogene Kennzahlen, welche die Kosten unter-
schiedlichen Biotoptypen zurechnen, waren aufwendiger zu erheben. Auch aufgrund
nicht einheitlicher Bezugsgrofien waren u.U. Probleme zu erwarten (Programm, Betrieb,
Feldstiick, ha).

Der niederdsterreichische Verwaltungspraktiker geht davon aus, dass sich die
internen Administrationskosten fiir die einzelnen geférderten Biotoptypen kaum unter-
scheiden und ebenso die externen Leistungen fiir alle Biotoptypen weitgehend konstant
sind. Biotopspezifische Differenzen in der Kostenstruktur seien vor allem durch die
Pramienhohe und Laufzeit bestimmt. Anders sieht der Salzburger Experte durchaus
weitreichende Unterschiede beim Kontrollaufwand (z.B. zwischen Gestaltungsmafinah-
men fiir Zaune, Déacher und Hecken einerseits und Pflegemafinahmen andererseits). Ob-
wohl auch in Salzburg die Datenbereitstellung grundsatzlich moglich wére, liegen man-
che Daten derzeit nur indirekt vor. Die Zeit fiir einschlagige Auswertungen und Kenn-
zahlenberechnungen wiirde fiir andere, ebenso wichtige Aufgaben fehlen. Die
wesentliche Restriktion fiir die Umsetzung von Controlling im Verwaltungsalltag ldge
seiner Meinung nach in der Personalknappheit.

Der Aufwand fiir die Aufzeichnungen lasst sich stark einschrédnken, wenn sie nur fiir
eine gewisse Zeit durchgefiihrt werden — eben so lange, wie es fiir einen ersten Uberblick
iiber den zeitlichen Aufwand einzelner Aufgaben nétig ist. Das spart viel Zeit und
vermeidet zudem bei den MitarbeiterInnen das Gefiihl kontinuierlicher Kontrolle und
biirokratischer Zusatzbelastung. Wenn jedoch der zeitliche Spielraum im Verwaltungs-
alltag so beschrankt ist, dass das eigene Tun nicht mehr reflektiert werden kann, iiber die
grundsatzlichen Ziele, die addquaten Strategien der Zielerreichung und deren Kosten
nicht nachgedacht werden kann, ware das wohl ein weiterer Hinweis auf akuten

Personalmangel.

4.4 Kommunikation nach aufien und nach innen

Wenn der Naturschutz seine Leistungen mit Zahlen, Daten und Fakten belegen kann,
vermag er diese auch selbstbewusster zu verkaufen und die Notwendigkeit zusétzlicher
Ressourcen nachzuweisen. Schon die Thematisierung von Effizienz- und Effektivitats-
fragen kann dem Naturschutz dienen.

Bei allen Uberlegungen der Effizienz und Effektivitit darf nicht vergessen werden,
dass der Erfolg des Vertragsnaturschutzes nur durch ausreichendes, gut qualifiziertes
und motiviertes Personal sicher zu stellen ist. Die Motivation der MitarbeiterInnen ist der

Schliissel dafiir, dass vorhandene Mittel auch bestmoglich fiir die Erreichung der ange-
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strebten Naturschutzziele eingesetzt werden. In der Vergangenheit wurde mit Con-
trollingmafinahmen aber gerade diese wertvolle Ressource — die Motivation — geschédigt.
Um dies zu vermeiden, ist das Hauptanliegen des Verwaltungscontrollings — bessere
Nutzung vorhandener Ressourcen fiir den Naturschutz — intern gut zu kommunizieren.
Controlling ist streng zu trennen von etwaigen Mafinahmen der Mitarbeiter-Kontrolle
oder des Personalabbaus, ansonsten sind kaum positive Ergebnisse fiir den Naturschutz
zu erwarten. Bei richtigem Einsatz kann Controlling auch zur Motivationssteigerung
beitragen; durch ein gemeinsames Reflektieren der erreichten Erfolge und langerfristigen
Ziele ebenso wie durch ein Benchmarking mit anderen Behorden oder mit eigenen Leis-
tungsniveaus aus vorangegangenen Perioden.

Zusammenfassend ldsst sich feststellen, dass sich Mechanismen des Verwaltungs-
controllings fiir den offentlichen Naturschutz adaptieren lassen. Fiir eine praktische Um-
setzung waren die Werkzeuge und Prozesse natiirlich auf die spezifischen Mafinahmen,
Leitlinien und internen Strukturen der jeweiligen Behdrden zuzuschneiden. Dann kann
Controlling den Naturschutzbehorden helfen, kosteneffektivere Strategien zu identifi-
zieren, rechtzeitig auf sich abzeichnende Ineffizienzen und Knappheiten zu reagieren,
Erfolge nach aufien zu kommunizieren und die Motivation der eigenen MitarbeiterInnen

zu steigern.
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Eco-Labeling
als Instrument zur Senkung
von Informationskosten

Ralf Déring

1 Einleitung

Der Erfolg des Naturschutzes wird in Deutschland zunehmend davon abhédngen, wie es
gelingt, den Arten- und Biotopschutz in unterschiedliche Nutzungssysteme zu integrie-
ren. Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft sind dabei mit komplexen Produktions-
vorgangen verbunden, die fiir Kdufer der erzeugten Produkte in ihren Auswirkungen auf
die Umwelt bzw. Tier- und Pflanzenarten kaum {iiberschaubar sind. Als ein markt-
orientiertes Instrument zur Losung dieser Informationsprobleme wird zunehmend Eco-
Labeling diskutiert. Mit seiner Hilfe kann tiber die Kaufentscheidung der Konsumenten
Zahlungsbereitschaft fiir Naturschutzmaffnahmen mobilisiert werden. Das Eco-Labeling
basiert dabei auf der freiwilligen Unterwerfung eines Unternehmens unter Regelungs-
systeme, die bei Einhaltung zur Kennzeichnung der Produkte mit einem Label berechti-
gen.

In diesem Beitrag werden (im Sinne der Fragestellung des Workshops) die
Fischerei- und Landwirtschaftszertifizierung untersucht, zwei Nutzungssysteme mit z.T.
gravierenden negativen Auswirkungen auf Arten und Biotope. Dabei wird der Frage
nachgegangen, welche Erfahrungen aus den bisherigen Zertifizierungen zu ziehen sind
und inwieweit das Eco-Labeling zur Reduzierung der Umweltauswirkungen der
Produktionsverfahren beitragen kann.

Zunidchst erfolgt eine allgemeine Darstellung zur Zertifizierung aus 6konomischer
Sicht. Im Mittelpunkt steht dabei deren Einbettung in die 6konomische Theorie. Dies
beinhaltet auch die Darstellung, warum gerade die Frage der Informationskosten wichtig
ist. Den Abschluss dieses Kapitels bildet die Diskussion, ob der Staat oder private Zertifi-
zierungsorganisationen Eco-Labels initiieren sollten und welche Anreize Produzenten
zur Teilnahme an einem Zertifizierungssystem haben konnen.

Breiten Raum nimmt dann die Darstellung der Fischerei- und Landwirtschafts-
zertifizierung in Kapitel 3 ein. Hierbei wird auch darauf eingegangen, welche Erfahrun-

gen bisher aus bestehenden Zertifizierungssystemen zu ziehen sind.

BfN-Skripten Nr. 219, S. xx-xx
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2 Zertifizierung aus 6konomischer Sicht

Die Zertifizierung ermdglicht eine Konkurrenz zwischen Produkten, die unterschiedliche
Umweltstandards in der Produktion einhalten (LeBlanc 2003, 98). Ziel ist es, externe
Effekte! mit Hilfe freiwilliger Mafinahmen zumindest teilweise zu internalisieren bzw. sie
ganz zu vermeiden. Diese Internalisierungs- bzw. Vermeidungsstrategie ist in der Regel
mit Kostensteigerungen in der Produktion verbunden.

Als Ausgangspunkt auf dem Markt wird ein Gleichgewicht aus Angebot und
Nachfrage bei Ignorierung externer Effekte angenommen. Wiirden diese iiber staatliche
Mafinahmen internalisiert und die dabei entstehenden Kosten miissen iiber den Markt-
preis abgegolten werden, wiirde sich die Angebotskurve verschieben und die Nachfrage
sinken (ein Teil der Produzenten- und Konsumentenrente? geht verloren bzw. wird zum
Ausgleich der externen Effekte ,abgeschopft’ ( Abb. 1)).
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Abbildung 1 Nachfragereaktion auf Internalisierung externer Effekte.

1 Mit externen Effekten werden Auswirkungen einer wirtschaftlichen Tatigkeit auf Dritte be-
zeichnet. Im Falle der Landwirtschaft fithren z.B. Nitrataustrdage zu Kosten bei der Trinkwasser-
aufbereitung.

2 Die Produzentenrente ist der Teil des Erloses, den der Unternehmer zuséatzlich oberhalb einer
Kostendeckung erhilt (im Gleichgewicht entspricht der Preis den Grenzkosten). Demgegentiiber ist
die Konsumentenrente der Teil der Zahlungsbereitschaft fiir ein Produkt, der aufgrund eines nied-
rigeren Preises letztlich nicht bezahlt werden muss. Verluste an dieser Stelle vermindern die ge-
samtwirtschaftliche Wohlfahrt. In unserem Beispiel sollen damit aber die externen Kosten, die
wohlfahrtsmindernd wirken, ausgeglichen werden.
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Soll nun die gleiche Menge des Produktes verkauft werden, miisste der Preis entspre-
chend stérker steigen, die Nachfrager also bereit sein, die Kosten vollstandig zu tragen,
um die gleiche Angebotsmenge zu ermdglichen (Abb. 2).
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Abbildung 2 Vollstandige Internalisierung der externen Kosten ohne
Nachfrageédnderung.

Die Nachfrager bilden jedoch keine homogene Gruppe sondern konnen unterschiedliche
Préferenzen fiir umweltfreundlich erzeugte Produkte aufweisen. Auch die Anbieter ha-
ben unterschiedliche Kostenstrukturen und verursachen eventuell von Beginn an unter-
schiedlich hohe externe Effekte. Eine Situation wie in Abb. 2 dargestellt ist deshalb unrea-
listisch. Auf dem Markt wird es nicht gelingen, alle Nachfrager zur vollstindigen Bezah-
lung der Kosten zur Vermeidung der externen Effekte {iber den Produktpreis zu bewe-
gen. Aufierdem sind diese Vermeidungskosten nicht genau bekannt (Bewertungs-
problem) und fiir die Verbraucher haufig nur schwer nachzuvollziehen. Die Zertifi-
zierung erlaubt es nun, externe Effekte zu internalisieren, ohne dass die Konsumenten
iiber die einzelnen Komponenten vollstindige Informationen besitzen. Entscheidend ist
jetzt das Vertrauen, das sie in die Organisation haben, die das Siegel vergibt und die
Einhaltung der damit verbundenen Standards gewdhrleistet.

Entscheidend fiir den Erfolg eines Zertifizierungssystems ist also die Information der
potentiellen Kunden. Die zertifizierten Unternehmen bemiihen sich, diejenigen Konsu-
menten zum Kauf zu animieren, die eine positive Zahlungsbereitschaft fiir umwelt-
freundlich produzierte Produkte besitzen. Jedes Unternehmen muss deshalb analysieren,

ob es sich lohnt, umweltfreundlicher zu produzieren und ob die Kosten dafiir und fiir die
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Zertifizierung iiber hohere Produktpreise wieder hereinzubekommen sind. Es werden
sich deshalb nicht alle Unternehmen dafiir entscheiden. Als Ergebnis wird etwa die
Menge umweltfreundlich produziert werden, die am Markt absetzbar erscheint (Abb. 3).
Mittel- bis langfristig konnen die Mengen dann ausgeweitet werden, wenn sich ein ent-
sprechender Markt dafiir etabliert hat.
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Abbildung 3 Teilweise Internalisierung.

Gelingt es den Unternehmen, genau die Menge an zertifizierten Produkten zu produ-
zieren, die mit den hoheren Preisen absetzbar ist, konnte die Internalisierung eines Teils
der externen Effekte vollstandig tiber den Markt erfolgen. Die Zertifizierung wire damit
ein effizientes Instrument zur Internalisierung. Wenn es sich um Naturschutzmafinah-
men handelt, konnte man die hoheren Einnahmen fiir den Arten- und Biotopschutz ein-
setzen.

21 Informationsasymmetrien und Marktversagen

Fiir Konsumenten haben Giiter ein Biindel von Charakteristiken. Der Grad der Informa-
tion iiber diese Charakteristiken kann das Niveau der Zufriedenheit mit einem Produkt
bestimmen. Wenn einzelne Gruppen von Konsumenten besondere Praferenzen fiir
okologische Produktionsweisen haben bevorzugen sie Hersteller, die diese Produktions-
weisen einsetzen. In der dkonomischen Theorie wird hdufig die Annahme aufgestellt,
dass die Informationen zwischen Kaufer und Verkdufer gleichmafiig verteilt sind. Dies
diirfte in der Realitét sehr oft nicht der Fall sein. Fiir Konsumenten treten moglicherweise
hohe Kosten auf, wenn sie sich die entsprechenden Informationen beschaffen wollen.
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Gerade die Umweltcharakteristiken von Produkten, die sich auf den ,Naturschutz-
bereich’ im weitesten Sinne beziehen konnen, sind nur schwer am Produkt selbst fest-
zustellen bzw. einfach zu beschaffen. Im Falle von Fischerei und Landnutzung gibt es
z.T. lange und komplexe Produktionsablaufe. Aufgrund der in diesen Bereichen beste-
henden Informationsasymmetrie zwischen Kaufern und Verkdufern ist es Unternehmen
mit hoheren Umweltstandards in der Produktion kaum moglich, ihre Umwelt-
anstrengungen den Konsumenten glaubwiirdig zu vermitteln. Dies kann dazu fiihren,
dass nur Gliter ,normaler’ Qualitdt angeboten werden.

Die Informationsasymmetrien fithren somit zu folgenden Problemen (Karl & Orwat
1999):

— Hersteller und Verkdufer haben keine Motivation hochqualitative, griine Produkte
anzubieten,

— Firmen sind nicht daran interessiert, Umweltrisiken zu vermeiden,

— Konsumenten konnen nicht weniger umweltschddliche Produkte wahlen, weil die
relevanten Informationen nicht verfiigbar sind, und

— das Niveau der externen Effekte ist in allen Abschnitten der Produktlaufzeit hoher, da
sich Unternehmen mit hoheren Umweltstandards nicht durchsetzen.

Ziel von Unternehmen und Konsumenten muss es deshalb sein, Informationsasym-
metrien zu reduzieren, um das damit verbundene ,Marktversagen’ zu verringern.

Hierzu kann nun ein Eco-Label dienen, da eine ,entgegenwirkende Institution” ge-
schaffen wird, die eine hohe Produktqualitdt signalisiert. Die institutionellen Bedin-
gungen miissen jedoch so sein, dass die Konsumenten Vertrauen in das Okolabel gewin-
nen (Crespi 2005). Haufig wird deshalb {iber Akkreditierung von Unternehmen, die La-
beling-Verfahren durchfiihren, sichergestellt, dass diese unabhéngig sind und die Einhal-
tung der aufgestellten Kriterien fiir die Vergabe des Labels gewissenhaft priifen.

Fiir die Konsumenten ist es wichtig, dass die Regeln und unterschiedlichen Label
nicht uniiberschaubar werden. Derzeit gibt es eine Flut an Zeichen, die z.T. sogenannte
,Eigenmarken’ der Supermarkte sind und wenn {iiberhaupt nur sehr geringe Umwelt-
standards einhalten.? Aus diesem Grund ist es wichtig, wenige Zertifizierungssysteme
nebeneinander zu haben und diese dann durch eine ,Meta-Zertifizierung’ abzusichern.
Nur Zeichen, die einen Mindeststandard einhalten, diirfen dann mit umweltfreundlicher
Produktion tatsdchlich werben.*

Funktioniert ein Labeling gut, reduziert dies die Evaluierungskosten und die Ver-
gleichskosten fiir die Konsumenten erheblich. Eine Orientierung an Mindeststandards
lasst eventuell die Unterschiede zwischen den Labeln geringer werden und hélt die

Informationskosten auf niedrigerem Niveau.

3 Hierzu gehort z.B. das Dolphin-Safe-Zeichen auf Thunfischkonserven (zu dieser Problematik
Crespi 2005).
4 In der Fischerei sind dies die Vorgaben der FAO zur Kennzeichnung (FAO 2005) und im Bereich
des okologischen Landbaus die EU-Bio-Richtlinie (EU-Commission 1991) und das EU-Biosiegel in
Deutschland.
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2.2 Staatliches oder Privates Labeling

Inzwischen gibt es unterschiedliche Erfahrungen mit der staatlichen Regulierung von
Eco-Labels (Karl & Orwat 1999). Es gibt sowohl Labels die vom Staat als auch von priva-
ten Organisationen nach bestimmten Kriterien vergeben werden. Fiir private Organisati-
onen besteht der Anreiz an der Entwicklung eines Labels darin, dass sie hohere Preise fiir
ihre Produkte erlangen konnen. Nehmen viele einzelne Unternehmen am Programm
einer privaten Organisation teil, dann ist Vertrauen in das Label extrem wichtig. Daher
wird die Organisation, die das Label vergibt, sehr daran interessiert sein, dass sich die
mitmachenden Unternehmen auch an die Kriterien halten. In einem solchen Fall bedarf
es i.d.R. nur der Vorgabe von Mindeststandards durch den Staat. Jedoch gibt es einige
Analysen, die offentliche Labeling Systeme gegeniiber Privaten bevorzugen. Folgende

Argumente werden in diesem Zusammenhang diskutiert:

— Offentliche Zertifizierungssysteme sind eventuell stirker am Wohl des Konsumenten
orientiert. Bei privaten Labels, vor allem wenn nur wenige Produzenten dahinter
stehen, konnten Unternehmen versuchen, ihren Profit zu maximieren und die Stan-
dards bewusst niedrig ansetzen bzw. Verbraucher im Unklaren iiber die wahren
Folgen der Produktion zu lassen.

— Als Mittelinstitution zwischen Produzenten und Konsumenten sind private Akkredi-
tierungs-Organisationen oft in einer guten Position zur Ausarbeitung umsetzbarer,
guter Kriterien. Ihre Reputation steht auf dem Spiel, wenn die entsprechenden
Kriterien nicht wirklich eingehalten werden. Private Organisationen konnten aber
auch geneigt sein, die Standards nicht streng genug zu definieren bzw. auszulegen,
um moglichst viele Firmen (eventuell mit niedrigeren Umweltleistungen) mit dem
Label zu versehen.

— Wenn nur wenige Firmen an einem privaten Label teilnehmen, konnte die kritische
Masse fehlen, um die Kosten fiir ein Labeling-System zu decken. Somit konnte es in

einem solchen Fall wichtig sein, dass der Staat ein Zertifizierungssystem initiiert.

Unternehmen, die Produkte mit geringerer Umweltqualitat anbieten, konnen sich eben-
falls zusammenschliefen und ein Label mit geringeren Standards entwickeln. Dieses
kénnte dann den Unternehmen mit der hoheren Umweltqualitat Probleme bereiten.
Denn es konnte nun der Eindruck erweckt werden, dass dieser geringere Umwelt-
standard vollig ausreicht und die hohen Preise fiir das strengere Label nicht gerecht-
fertigt sind. Eine solche Entwicklung gibt es im Forstbereich. Dort existieren mittlerweile
in Europa zwei Standards, der PEFC und der FSC. Letzterer arbeitet mit deutlich schérfe-
ren Anforderungen. Auch im Lebensmittelbereich gibt es mit dem QS-System inzwischen
ein Label, das eigentlich nur die Einhaltung der Gesetze garantiert, als wére dies schon
eine tiberdurchschnittliche ,Leistung’. Hier sollte der Staat dafiir sorgen, dass Mindest-

standards fiir die Vergabe eines Labels eingefiihrt werden (Crespi 2005).
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2.3 Anreize fiir Teilnehmer

Der Anreiz zur Einfiihrung eines Eco-Labels kann von zwei Seiten ausgehen (LeBlanc
2003, 98 ff.). Einerseits konnen Konsumenten eine Nachfrage nach o6kologisch zertifi-
zierten Produkten manifestieren. Dies animiert Produzenten, entsprechende Produkte
auf dem Markt anzubieten. Die Konsumenten miissen dabei eine positive Zahlungs-
bereitschaft besitzen, da die Hersteller ihre zusatzlichen Kosten tiber den Produktverkauf
decken miissen. Inzwischen gibt es viele Studien, die eine positive Zahlungsbereitschaft
fiir umweltschonende Produkte ermittelt haben (fiir Fisch z.B. Wessel et al. 1999, fiir allg.
Okoprodukte Kuckartz & Rheingans-Heintze 2004).

Aus 6konomischer Perspektive ist Biodiversitdat besonders durch den Charakter eines
offentlichen Gutes gepréagt (Nunes & Riyanto 2005, 143). Es gibt deshalb keine zugewie-
senen Eigentumsrechte und keine ,Markte’, auf denen sich Angebot und Nachfrage
manifestieren konnten. Es ist aber durch viele Studien bekannt, dass es eine hohe Wert-
schatzung der Bevolkerung fiir ,Umwelt- und Naturschutz’ gibt und dass auch eine posi-
tive Zahlungsbereitschaft vorhanden ist. Obwohl es inzwischen Methoden zur
Bewertung offentlicher Giiter insbesondere auch im Bereich des Naturschutzes gibt,
bleibt die Bewertung schwierig. Aufwéndige Befragungen sind durchzufiihren, metho-
dische Probleme zu iiberwinden und die Ergebnisse im Anschluss in die Diskussion ein-
zubringen (siehe Bartoloméus et al. 2004 zu den Wirkungen). Mit Hilfe der Zertifi-
zierung kann nun den Konsumenten die Bewertung abgenommen werden, da diese Auf-
gabe von den Zertifizierungsorganisationen {ibernommen wird.

Die Konsumenten koénnen freiwillige umweltfreundlichere Handlungsweisen nun
honorieren da sie iiber die entsprechende Sicherheit verfiigen, dass das Produkt den
gewiinschten Anforderungen entspricht. Uber eine Kennzeichnung mit einem Siegel soll
eine ,umweltfreundliche’ oder ,naturschutzgerechte’ Produktionsweise garantiert, also
das Informationsdefizit der Konsumenten abgebaut werden. Unternehmen konnen sich
entscheiden, ob sie an einem Zertifizierungsverfahren teilnehmen mochten oder nicht.
Mit einer positiven Entscheidung kann im Anschluss festgelegt sein, welche Produktions-
anderungen sie vornehmen bzw. welche technischen Neuerungen genutzt werden miis-
sen. Trotzdem wird diese Freiwilligkeit bei der Teilnahme als ein md&glicher Grund fiir
eine Effizienzverbesserung von Mafinahmen gesehen, da nicht der Staat iiber Zwangs-
mafinahmen Vorgaben macht. Jedoch konnen freiwillige Mafinahmen staatliche Rege-
lungen dann nicht ersetzen, wenn bei hohen Umweltrisiken oder Umweltschdaden der
Praventionscharakter Vorrang haben muss. Der Erfolg des Labeling hdngt hier zu stark
sowohl von einer Verhaltensanderung der Produzenten, die eine hohe Transparenz ihres
Produktionsprozesses sicherstellen miissen, als auch einer Nachfragednderung der Kon-
sumenten ab.

Fiir die Produzenten spielen weitere Beweggriinde zum Anstreben einer Zertifizie-
rung eine Rolle. Einerseits konnen Unternehmen versuchen, Marktanteile durch ¢kolo-
gischere Produktion zu gewinnen (LeBlanc 2003, 100). Es kann aber auch sein, dass ein
positives Image fiir das Unternehmen schon Anreiz genug ist. Im Bereich des 6kologi-

schen Landbaus oder der Fischerei wird insbesondere tiber die Verfahrenskosten fiir eine
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Zertifizierung diskutiert. Kénnen die Produzenten davon ausgehen, dass die damit ver-
bundenen zusitzlichen Kosten iiber die Vermarktung zu hoheren Preisen (inkl.
Ausgleich geringerer Produktionsmengen) getragen werden konnen, kann ein Anreiz
bestehen, sich zertifizieren zu lassen.

Zusétzlich kdnnen weitere Anreize zur Zertifizierung bestehen, wenn in einem Um-
feld, in dem von zusétzlicher Verknappung (Fisch) oder steigender Nachfrage (Okoland-
bau) ausgegangen wird, die Sicherstellung langfristiger Angebotsmengen (iiber eine
nachhaltige Nutzung der Fischbestinde’) bzw. die Sicherheit, die eigenen Produkte
relativ sicher verkaufen zu konnen, realistisch erscheinen. Es besteht ebenfalls die
Moglichkeit, dass der Handel die Zertifizierung einfordert und der Verlust von Vermark-
tungsmoglichkeiten droht. In diesem Fall kann es sein, dass die Kosten fiir ein Zertifizie-

rungsverfahren aufgebracht werden, ohne die Sicherheit, dass sie refinanziert werden

konnen.
3 Zertifizierungssysteme zum Biodiversititsschutz
- MSC und Okolandbau

Entsprechend der Zielsetzung des Workshops sollen im folgenden Fischerei- und
Landwirtschaftszertifizierungen im Mittelpunkt der Betrachtung stehen. Bei den Zertifi-
zierungsverfahren ist grundsétzlich zwischen zwei Varianten zu unterscheiden:

1) Eine Organisation entwickelt die Kriterien und akkreditiert Zertifizierungsunter-
nehmen, die dann die Zertifizierung durchfiihren und auch als Kontrollinstanz fungie-
ren. Ein solches System gibt es bei der Fischereizertifizierung durch den MSC und bei
den 6kologischen Anbauverbanden.

2) Die Zertifizierung wird inkl. der Kriterienentwicklung und -kontrolle von einer
Organisation durchgefiihrt.

Es gibt grundsétzliche Unterschiede zwischen der Zertifizierung der Nutzung eines
Wildtierbestandes, im hier betrachteten Fall Fischbestanden, und der Zertifizierung von
Produktionsverfahren in der Landwirtschaft. Im Falle der Landwirtschaft kénnen der
gesamte Produktionsprozess beeinflusst (werden) und Regelungen fiir jede Produktions-
stufe vorgegeben werden. In der Fischerei besteht praktisch kein Einfluss auf die
Produktion, sondern nur Einfluss auf die Nutzungsart und -menge. Sie ist hier mit der
Zertifizierung in der Forstwirtschaft vergleichbar.

Als Hypothese soll hier zugrunde gelegt werden, dass beide Initiativen positiv im
Bereich des Arten- und Biotopschutzes wirken. Die Beispiele werden zeigen, ob diese
Hypothese zutrifft bzw. inwieweit Informationen dariiber vorliegen, ob wenigstens von

einer positiven Wirkung auszugehen ist.

5 Bei der Fischereizertifizierung werden i.d.R. Fischereien auf einen kompletten Bestand zertifi-
ziert. Werden Teilflotten zertifiziert, muss die gesamte Bestandsnutzung nachhaltig sein.
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3.1 MSC
Im Jahr 1997 griindeten Unilever und der WWF den Marine Stewardship Council (MSC)

zur Zertifizierung von Wildfischereien. Der MSC ist bis heute die einzige, inzwischen
unabhéngige Organisation, die ein weltweites Zeritifizierungssystem im Bereich
Fischerei durchfiihrt.

Zwei Griinde waren fiir die Einfithrung der MSC-Zertifizierung ausschlaggebend:
Erstens die Ubernutzung der Fischbestinde. Hierbei geht die FAO mittlerweile von iiber
75 % tiberfischten und maximal ausgebeuteten Bestanden aus. Zweitens sind die dkolo-
gischen Folgen der eingesetzten Fangtechniken gravierend. Die beiden wichtigsten Prin-
zipien des MSC beziehen sich deshalb auf die nachhaltige Nutzung des Bestandes und
die Auswirkungen der Fischerei auf andere Arten und Habitate.

Die Entwicklung der Kriterien und die Testzertifizierungen einiger kleinerer Fische-
reien nahm langere Zeit in Anspruch als erwartet. So sind bis heute erst ca. 40 Fischereien
zertifiziert oder im Zertifizierungsprozess. Dabei tritt der MSC selbst kaum in
Erscheinung, da das Verfahren durch ein akkreditiertes Unternehmen durchgefiihrt
wird. Zunachst wird dazu ein Pre-Assessment erarbeitet. Hier wird aufgelistet, was nach
Meinung externer Experten, die vom Zertifizierungsunternehmen hinzugezogen werden,
notwendig ist, damit die Fischerei zertifiziert werden kann. Spricht wenig gegen eine
Zertifizierung, kann die Fischerei sofort ins Hauptverfahren iibergehen. Ansonsten
besteht die Moglichkeit, dass erst Anderungen vorgenommen werden bis das Verfahren
gestartet wird. Das Hauptverfahren ist dann in allen Schritten transparent und es werden
auch Stakeholder mit eingebunden.

Der MSC legt einer Zertifizierung folgende Prinzipien zugrunde:¢

Prinzip 1
Die befischten Populationen diirfen nicht {ibernutzt werden. Die Fischerei darf nicht zu
einer Reduktion der PopulationsgrofSe fithren. Werden durch die Fischerei schon negativ
beeinflusste Populationen befischt, muss in einem Mafie gefischt werden, dass sich die

Populationen wieder erholen kénnen.

Kriterien:
Es muss auf eine Weise gefischt werden, dass eine hohe Produktivitat der befischten Art
garantiert bleibt. Keine mit der befischten Art Skologisch verbundenen Arten diirfen
negativ beeinflusst werden. Die Fangmenge muss in Relation zur Produktivitdt der Art
stehen.

Eine bereits tiberfischte Art muss auf eine Weise befischt werden, dass sie sich wieder
bis zu einem definierten Niveau erholen kann (konsistent mit dem Precautionary
Approach). Dieses Niveau muss vorsichtig fiir einen spezifizierten Zeitraum gewahlt

werden und soll eine langfristige Nutzung der Art garantieren.

6 Das 3. Prinzip zum Managementsystem wird hier nicht behandelt, da es fiir den Naturschutz
von untergeordneter Relevanz ist.
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Durch die Befischung diirfen weder die Altersstruktur, die genetische Struktur noch
die Geschlechtszusammensetzung so beeinflusst werden, dass die Reproduktionsraten
der befischten Populationen sinken.

Prinzip 2
Die Fischerei muss auf eine Art betrieben werden, dass die Struktur, Produktivitat,
Funktion und Vielfalt des Okosystems, von dem die Fischerei abhingig ist, erhalten

bleibt. Dies schliefit den Lebensraum sowie 6kologisch verbundene Arten mit ein.

Kriterien:
Die Fischerei darf die natiirlichen, funktionellen Vernetzungen von Arten nicht storen.
Sie darf nicht zu Anderungen in der Nahrungskette fiihren.
Die Fischerei darf die Artenvielfalt weder auf genetischer Ebene noch auf dem
Arten- oder Populationsniveau bedrohen. Die Totung oder Verletzung gefahrdeter,
bedrohter oder geschiitzter Arten muss vermieden oder zumindest minimiert werden.

Am Beispiel der Dorschfischerei der Ostsee soll erlautert werden, wie sich eine Zertifi-
zierung im Sinne des ,Naturschutzes’ auswirken kann. In der Ostsee gibt es zwei Dorsch-
bestiande, einen westlich und einen 6stlich von Bornholm. Der 6stliche ist der wesentlich
groflere mit etwa 4/5 der Gesamtbiomasse in der Ostsee. Momentan ist die nachhaltige
Nutzung der Bestande nicht gewahrleistet, der Ostliche Dorschbestand befindet sich auf
einem historischen Tiefstand und deutlich unter dem Vorsorgereferenzpunkt (Bpa). Die-
ser Referenzpunkt soll die langfristige Produktivitat des Bestandes sicherstellen. Fallt der

Bestand unter dieses Niveau, sollen Mafinahmen zur Bestanderholung ergriffen werden.

800

600

400

Weight (1,000 tonnes)

1981 1986 1991 1996 2001
Time
Abbildung 4 Entwicklung des ostlichen Dorschbestandes der Ostsee (durch-

gezogene Linie) und des Fangaufkommens (gestrichelte Linie - Bpa gepunktete
Linie) (Doring et al. 2005).
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Die Laicherbestandsbiomasse des 0stlichen Dorschbestandes der Ostsee befindet sich seit
vielen Jahren deutlich unterhalb des Vorsorgereferenzwertes. Die Fange befinden sich

aus diesem Grund auf einem verglichen mit den 1980er Jahren sehr niedrigen Niveau.

Ein Wiederaufbau wiirde wieder deutlich hohere Anlandungen ermoglichen.
Die folgende Tabelle gibt nun die externen Effekte unterschiedlicher Fangtechniken in

der Ostseefischerei an.

Tabelle 1 Fangtechniken in der Ostsee und ihre externen Effekte (Doring et al.

2005).
Beifang Beifang Beifang Negative Effekte
untermafiger Nicht-Zielarten Vogel und auf Habitate
der Zielart Meeressduger
Stellnetz Niedrig Niedrig z.T. hoch, Niedrig
bei richtiger Fangplatzwahl
Fangplatzwahl wichtig
Reuse Niedrig, Kein Problem, Reuse muss ab- Niedrig
aber hoher als da Beifang gedeckt werden
beim Stellnetz iiberlebt
Langleinen Niedrig Niedrig Kaum Niedrig
Freiwasser- Hangt von Kann Problem Niedrig Niedrig
Schleppnetze = Maschenweite sein, z.B.
ab, Probleme mit Dorschbeifang in
Uberleben der Heringsfi-
Entkommener scherei
Grund- Hoch, Hoch, Niedrig Hoch,
Schleppnetz da Fluchtfenster =~ weil alle Fische Zerstorungen am
und Maschen- vor der Grund- Meeresboden,

weiten oft nicht
ausreichend

leine ins Netz
kommen

Einebnen von
Strukturen etc.

Zur Minimierung der externen Effekte und damit Erfiillung der Kriterien fiir Prinzip 2
des MSC kommen als langfristig vertragliche Fangtechniken Langleinen oder Stellnetze
in Betracht. Bei Stellnetzen muss allerdings der Vogelbeifang minimiert werden. Lang-
leinen werden wegen zu hoher Fangkosten aufgrund des notwendigen vermehrten Ar-
beitseinsatzes derzeit nicht eingesetzt, konnten langfristig aber wirtschaftlich werden,
wenn die Bestdnde wieder aufgebaut wiirden und die Fangigkeit sich verbessert (Doring
et al. 2005). Das eigentliche Problem liegt aber im Management des Bestandes. Als ,au-
Berhalb sicherer biologischer Grenzen’ eingeschatzt ist der Bestand heute nicht zertifi-
zierbar oder nur dann, wenn ein iiberzeugendes Wiederaufbauprogramm beschlossen
wiirde. Das verabschiedete Programm der EU-Kommission erfiillt diese Kriterien bei
weitem noch nicht (Doring 2006).

Wenn jetzt der Dorschbestand zertifiziert werden sollte, miissen strengere Wieder-

aufbaupldne verabschiedet werden. Der MSC schliefsit eine Zertifizierung {iberfischter
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Bestdande nicht grundsétzlich aus, verlangt dann aber Wiederaufbaumafsnahmen. Hier
setzt allerdings auch die Kritik am MSC an. Bisher wurde vor allem kritisiert, dass nur
Basisstandards ausreichen, um zertifiziert zu werden. Zusétzlich sei es nicht richtig, auch
unter bestimmten Bedingungen Fischereien in iibernutzten Bestinden zu zertifizieren,
wenn ein Wiederaufbauprogramm eingefiihrt wurde. Nur wenn dann der Bestand wie-
der aufgebaut und die Fischerei darauf als nachhaltig zu bezeichnen ist, diirfe das Zerti-
fikat vergeben werden. Auch sei die Beteiligung von Stakeholdern aufserhalb der Indust-
rie zu gering (Highleyman et al. 2004, Bridgespan Group 2004, Greenpeace 2004). Mitt-
lerweile hat der MSC reagiert und Anderungen vorgenommen. Es ist aber zu betonen,
dass der MSC die von der FAO vorgegebenen Standards fiir eine nachhaltige Fischerei
(aus dem Code of Conduct for responsible fisheries (FAO 2006)) immer schon voll erfiillt.
Grundsitzlich darf bei dieser Diskussion der zeitliche und monetdre Aufwand bei der
Festlegung und Erfiillung von MSC-Kriterien nicht aufSer Acht gelassen werden. Letzt-
lich ist die Entscheidung immer eine Gratwanderung zwischen Maximalforderungen und
Machbarkeit. Die starke Beteiligung von Stakeholdern bei Entscheidungsprozessen und
der Diskurs mit demokratischer Abstimmung machen den schmalen Grad der sinnvollen
Kriterien und ihrer Erfiillung gegebenenfalls begehbar. Denn hier sitzen alle Beteiligten
an einem Tisch und konnen Argumente austauschen. Es bleiben aber Probleme im Hin-
blick auf die begrenzte Moglichkeit der Konsumenten, alle negativen Folgen der Fischerei
zu erfassen und Vertrauen in ein Siegel aufzubauen.

Fiir die Fragestellung hier ist insbesondere interessant, ob es Hinweise darauf gibt,
wie sich die Zertifizierung auf den Arten- und Habitatschutz ausgewirkt hat. Aufgrund
der wenigen bisher zertifizierten Fischereien und der kurzen Zeitspanne, die gelabelte
Produkte verfiigbar sind, konnen bisher nur Tendenzaussagen getroffen werden. In einer
Untersuchung des MSC wurden 10 zertifizierte Fischereien untersucht, die sich nach 5
Jahren erneut der Zertifizierung unterziehen miissen. Hier stellte sich heraus, dass es in
vielen Fischereien zu einer positiven Entwicklung, vor allem im Hinblick auf Prinzip 2
(6kologische Kriterien), gekommen ist (MSC 2006). Es wurde aber auch festgestellt, dass
in einigen Fischereien kaum Fortschritte erzielt wurden und dass z.T. die Zertifizierung
nicht fiir Erfolge verantwortlich sei. Auch sei die Zeit zu kurz gewesen, um schon
signifikante Verbesserungen durch die Zertifizierung festzustellen. Grundsatzlich jedoch
iiberwiegen eindeutig die positiven Signale. Die rasante Zunahme der zertifizierten
Fischereien lasst auch vermuten, dass die Akzeptanz wéchst und ndahere Untersuchungen
werden zeigen, inwieweit sich eine Zertifizierung langfristig positiv auf Arten- und
Habitatschutz auswirkt.

Aus einer Befragung von Touristen in Mecklenburg-Vorpommern sowie zweier
Kontrollgruppen in Miinchen und Berlin (insgesamt 304 Interviews) zur Zertifizierung
von Fisch liegen inzwischen einige Ergebnisse vor (Doéring & Wichtmann 2007). Danach
sind grundsétzlich 84 % der Befragten bereit, fiir zertifizierten Fisch mehr zu bezahlen.
Die durchschnittliche zusatzliche Zahlungsbereitschaft betragt etwa 10 % (siehe Abb. 5).
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Abbildung 5 Zahlungsbereitschalft fiir zertifizierten Frischfisch (Doring & Wicht-
mann 2007).

Die Befragten wurden auch um eine Einschédtzung der einem Zertifizierungsverfahren
zugrunde liegenden Standards befragt. Dabei wird ein strenger Standard bei der Fische-
reizertifizierung vorgezogen (iiber 80 % fiir strengeren als den Basisstandard). Im Gegen-
satz dazu hatten die Befragten bei der Frage nach der Zertifizierung im Bereich des 6ko-
logischen Landbaus jeweils mit gut 33 % fiir einen strengeren Standard pladiert bzw. das
EU-Biosiegel als ausreichend charakterisiert (Doring & Wichtmann 2007). Die
Griinde dafiir sind aber nicht erfragt worden. Zusétzlich sprachen sich die Teilnehmer
dafiir aus, dass es moglichst wenige verschiedene Zertifizierungssysteme gibt, um nicht
durch eine Vielzahl von Labels verwirrt zu werden.

Als grundsatzliches Ergebnis der Befragung kann festgehalten werden, dass die
Befragten eine hohe Bereitschaft zum Kauf zertifizierter Produkte ausdriickten und dass
iiber ein solches freiwilliges System naturschutzgerechte Nutzungsformen gestarkt
werden konnten. Es ist zusédtzlich davon auszugehen, dass aufgrund der Konzentration
der Informationsbeschaffung bei einem Zertifizierer die Informationskosten der Konsu-
menten erheblich sinken und damit von einem effizienten Instrument gesprochen wer-
den kann.
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3.2 Okolandbau

Im Bereich o6kologischer Landwirtschaft gibt es deutlich mehr Erfahrungen. Einige
Organisationen existieren schon sehr lange (z.B. Demeter) und es liegen inzwischen auch
Studien vor, die Auswirkungen auf Arten und Habitate zeigen (u.a. Oppermann et al.
2004, Niedermeier & van Elsen 2003).

Mittlerweile gibt es allein in Deutschland ein gutes Dutzend unterschiedlicher Zei-
chen fiir landwirtschaftliche Produkte, die nach bestimmten Kriterien hergestellt wurden.
Am bekanntesten sind sicherlich Bioland, Demeter, Biopark und Naturland. Daneben
gibt es inzwischen durch die EU eine Verordnung fiir ein EU-Biosiegel, womit Basisstan-
dards definiert sind. Viele der nichtstaatlichen Siegel weisen deutlich strengere Auflagen
als das EU-Biosiegel auf.

Der Markt fiir Bioprodukte wachst im Moment erheblich. Die Flachenzunahme in
Deutschland ist aber begrenzt. Die Angebotszunahme wird iiberwiegend aus Importen
gedeckt, die zumeist nach der EU-Biorichtlinie produziert wurden. In der Bevolkerung
besteht eine hohe Akzeptanz fiir die deutschen Bioverbande, aber auch fiir das staatliche
Bio-Siegel.

Dies zeigt sich nicht zuletzt daran, dass tiber 35.000 Produkte (Stand 12/2006)
inzwischen mit dem Siegel ausgezeichnet sind (BMELV 2006). Fiir den Biomarkt werden
dariiber hinaus weiter hohe Wachstumsraten vorausgesagt (Hamm & Rippin 2005).

Der gravierende Unterschied zur Fischerei liegt darin, dass hier Produktionsprozesse
transparenter sind und damit leichter kontrollierbar. Die Inputfaktoren sind steuerbar,
d.h. es konnen gezielt Mafinahmen zur Erreichung eines Zieles eingesetzt werden. Dies
betrifft aber im Wesentlichen den abiotischen Ressourcenschutz (Boden, Grundwasser)
und nicht so sehr den Erhalt der Artenvielfalt, was im Sinne des Naturschutzes prioritar
wire. Ziel des Okolandbaus ist es ebenfalls, eine grole Menge der angebauten Feldfrucht
zu ernten, jedoch werden dazu nur sehr eingeschrankte Mafsnahmen erlaubt, die i.d.R.
arbeitsaufwandig sind (striegeln, hacken etc.). Trotz einer dhnlichen Zielsetzung wie in
der konventionellen Landwirtschaft zeigen Ergebnisse von Studien dennoch, dass der
Arten- und Biotopschutz im 6kologischen Landbau Vorteile in den folgenden Bereichen
zeigt (Auswahl — Oppermann et al. 2004):

— bessere Nahrungsgrundlage fiir Vogel

— mehr Schmetterlingsarten

— hohere Vorkommen an Laufkéfern, Kreuzfliiglern und Spinnen
— Forderung der Bodenmikroorganismen und Bodentiere

— mind. zwei- bis dreimal so viele Ackerwildkrautarten

Der o6kologische Landbau erfolgt ebenfalls in den meisten Féllen eine Zertifizierung
durch eine private Organisation, die akkreditierte Unternehmen mit der Zertifizierung
beauftragt. Kontrollen werden unter der Aufsicht der Organisation durchgefiihrt, die
aber natirlich ein hohes Interesse hat, dass die Kriterien auch eingehalten werden. Die

Erfahrungen mit dem 6kologischen Landbau zeigen, dass
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— eine hohe Akzeptanz bei den Konsumenten fiir diese Art der Zertifizierung besteht,

— durch die Kontrollierbarkeit von Produktionsprozessen die Nachvollziehbarkeit
einfacher ist,

— das Produkt selbst unterscheidbar ist,

— positive Auswirkungen auf den Arten- und Biotopschutz zu erkennen sind, und

— steigender Absatz auf eine Realisierung von Zahlungsbereitschaften schlieffen lasst —

Preise fiir zertifizierte Produkte sind deutlich hoher.

4 Fazit und Ausblick

Die beiden Fallbeispiele Fischerei und 6kologischer Landbau zeigen Gemeinsamkeiten
aber auch Unterschiede bei der Beurteilung, wie sich die Zertifizierung auf den Schutz
von Arten und Habitaten auswirkt. In der Fischerei ist der Zeitraum sicher noch zu kurz,
um eine abschlieffende Beurteilung treffen zu konnen. Die ersten Untersuchungen lassen
aber vermuten, dass durch die Zertifizierung Verbesserungen eintreten. Langfristig wird
sich der Erfolg hier aber insbesondere daran messen lassen miissen, inwieweit es gelingt,
iiberfischte Bestdnde und hohe externe Effekte verursachende Bestandsnutzungen durch
eine Zertifizierung in nachhaltige Nutzungssysteme umzubauen. Die bisherigen Zertifi-
zierungen bezogen sich fast ausschliefilich auf vergleichsweise nachhaltige Fischereien
(Doring & Wichtmann 2007).

Etwas anders sieht es im 6kologischen Landbau aus. Dort gibt es inzwischen einen
viel langeren Zeitraum von zertifizierten Nutzungen (Demeter gibt es seit rund
80 Jahren) und somit auch mehr Erfahrung. Auf einigen Flichen wurden inzwischen
Untersuchungen beziiglich des abiotischen Ressourcenschutzes und der Entwicklung
von Lebensgemeinschaften vor und nach der Umstellung auf 6kologischen Landbau
durchgefiihrt. Hier zeigen sich deutliche Verbesserungen des Schutzes von Arten und
Habitaten gegeniiber nichtzertifizierten, konventionellen Nutzungen. Jedoch sind spe-
zielle Programme notwendig, wenn es um gezielten Schutz gehen soll (Neumann et al.
2005).

Der dkologische Landbau ist im Hinblick auf die Informationsverfiigbarkeit fiir den
Konsumenten dariiber hinaus auch leichter zu beurteilen. Die Flachen sind zu besichti-
gen, unabhangige Labors fithren Riickstandsuntersuchungen an Produkten durch, etc..
Der ganze Prozess ist damit wesentlich transparenter als im Bereich der Fischerei. Dort
sieht man nicht, was genau sich unterhalb des Wasserspiegels abspielt.

Die Zertifizierung ist ein Instrument zur freiwilligen Internalisierung externer Effekte
und trotz der zuletzt geschilderten schwierigen Zurechnung von positiven Wirkungen
(Fischerei) bzw. der anderen Zielrichtung (Okolandbau) mit positiven Nebeneffekten, gut
geeignet, die Informationskosten insbesondere bei komplexen Produktionsabldufen zu
senken. Im konkreten Fall hangt der Erfolg von der Ausgestaltung der Kriterien ab und
davon, inwieweit die Konsumenten der Zertifizierung vertrauen. Grundsétzlich schafft

die Zertifizierung jedoch eine Transparenz im Produktionsprozess die sonst nicht
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vorhanden ware und somit komplexe Produktionsablaufe fiir die Kunden einschétzbar in
ihren Wirkungen auf Natur und Umwelt macht.
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Der europadische und nationale
Rechtsrahmen fiir den Naturschutz

Lasst er gentigend Handlungsspielraume
tiir effiziente Naturschutzlosungen?

Wolfgang Kock & Stefan Mockel

Naturschutz vollzieht sich in einem rechtlichen Rahmen. Dieser Rechtsrahmen wird
heute nicht mehr ausschliefSlich national bereitgestellt, sondern in zunehmendem Mafle
durch Rechtsbildung auf der Ebene der Europdischen Gemeinschaft (EG). Durch die
europaische Vogelschutz-Richtlinie (VS-RL)! und die europdische Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie (FFH-RL)? ist der Naturschutz mit Blick auf den besonderen Gebietsschutz und
den Artenschutz deutlich effektiviert worden. Fiir die Errichtung des koharenten
europdischen Netzes ,Natura 2000” erfolgt die Unterschutzstellung der dafiir not-
wendigen Gebiete nicht mehr auf der Grundlage einer regionalen Abwégung der
Vor- und Nachteile durch Ausiibung eines Verordnungsermessens, sondern auf der
Grundlage einer eindeutigen gesetzgeberischen Prioritdtensetzung fiir den Naturschutz,
soweit bestimmte Arten bzw. Habitattypen betroffen sind. Und auch der Artenschutz
findet seine Grenzen nicht mehr in der ,unausweichlichen Konsequenz rechtmafiigen
Handelns”, wie es das Bundesverwaltungsgericht einmal ausgedriickt hat,> sondern ist in
der Lage, sich auch gegen Vorhaben durchzusetzen, fiir die im Einzelfall {iberwiegende
Griinde des offentlichen Interesses sprechen.

Wie ist all dieses vor dem Hintergrund des Effizienzpostulates zu bewerten? Mit
dieser Fragestellung befasst sich der folgende Beitrag. Er beginnt mit einer kurzen Ver-
standigung dariiber, was Effizienz bedeutet (Teil 1), analysiert im Anschluss daran
ausfiihrlich den europaischen (Teile 2 und 3) und den nationalen Rechtsrahmen (Teile 4)
fiir den Naturschutz und bewertet diesen am Mafsstab des Effizienzpostulates. Dabei
wird ein besonderes Augenmerk auf das Auffinden von Entscheidungsspielrdumen als

Suchraume fiir Effizienziiberlegungen gelegt.

1 RL (EG) Nr. 79/409 des Rates v. 2. 4. 1979 {iber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, ABL.
Nr. L 103 v. 25. 4. 1979, S. 1 ff.

2 RL (EG) Nr. 92/43 des Rates v. 21. 5. 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdaume sowie der
wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABI. Nr. L 206 v. 22.7.1992, S. 7 ff.

3 Siehe die Leitentscheidung des Bundesverwaltungsgerichts v. 11.1.2001 — 4 C 6.00 —, BVerwGE
112, 321 (330).

BfN-Skripten Nr. 219, S. 185-211
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1 Zum Begriff der Effizienz

Handeln am Mafistab der Effizienz bedeutet, dass Verschwendungen zu vermeiden sind.
Bezogen auf den Naturschutz bedeutet dies, dass er so durchzufiihren ist, dass politisch
gesetzte bzw. rechtsverbindlich festgelegte Naturschutzziele zu geringstmoglichen volks-
wirtschaftlichen Kosten erbracht werden (Minimalprinzip), bzw. dass mit einem
gegebenen Mitteleinsatz moglichst viel Naturschutz erzielt wird (Maximalprinzip). Man
spricht insofern auch von Kosteneffizienz, um deutlich zu machen, dass nicht die Ziel-
festlegung selbst zum Gegenstand der Effizienzbetrachtung wird. Eine totale (umfassen-
de) Effizienzbetrachtung héatte demgegeniiber noch einen dariiber hinausgehenden
Anspruch: sie wiirde den Nutzen verschiedener umweltschutzbezogener Politikziele
bzw. gar den Nutzen verschiedener konkurrierender Politikziele (Mitteleinsatz fiir mehr
Umweltschutz vs. Mitteleinsatz fiir mehr Wirtschaftskraftentwicklung) vergleichend
beriicksichtigen, um die Mittel dort zum Einsatz zu bringen, wo sie den grofiten gesell-
schaftlichen Nutzen versprechen.

Im Bereich des europdischen Naturschutzes hat der europdische Gesetzgeber seine

Ziele mittlerweile rechtsverbindlich formuliert, indem er bestimmt hat,

— dass ein europdisches Netz von besonderen Schutzgebieten zu schaffen ist, das alle
wichtigen europdischen Habitattypen und Arten beriicksichtigt (Art. 3 ff. FFH-RL mit
den Anhingen I und II) und

— dass u.a. die Lebensstiatten besonders geschiitzter Arten auch aufierhalb von
besonderen Schutzgebieten streng zu schiitzen sind (Art. 12 ff. FFH-RL mit Anhang
IV; Art. 5 VS-RL).

Durch diese politischen Festlegungen, die durch die FFH-RL bzw. die VS-RL und trans-
formierende nationalrechtliche Vorschriften einen rechtsverbindlichen Rahmen bekom-
men haben, wird das Anliegen eines effizienten Naturschutzes auf die kostengiinstigste
Erreichung der Zielvorgaben fokussiert.

Allerdings sind gesetzgeberische Zielvorgaben in den seltensten Fallen vollstandig.
Auch das europaische Naturschutzrecht lasst den Mitgliedstaaten in mancherlei Hinsicht
Entscheidungsspielraume, z. B. dadurch, dass die praktische Durchfiihrung des Gebiets-
schutzes den Mitgliedstaaten iiberlassen bleibt (Art. 4 Abs. 4 i. V. m. Art. 1 lit. ) FFH-RL)
und unter bestimmten Konstellationen in den Bestand besonderer Schutzgebiete bzw. in
den Bestand geschiitzter Arten eingegriffen werden darf, wenn zwingende Griinde des
iiberwiegenden offentlichen Interesses, einschliefSlich solcher sozialer oder wirtschaft-
licher Art, vorliegen, zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und durch Ausgleichs-
mafinahmen die Kohdrenz des Schutzgebietsnetzes, bzw. — bezogen auf den Artenschutz
— der giinstige Erhaltungszustand der Population gewahrt wird (Art. 6 Abs. 4 und Art. 16
FFH-RL; enger demgegeniiber: Art. 9 VS-RL). In diesem Bereich 6ffnet sich die Effizienz-
betrachtung wieder; sie ist dann nicht auf eine Kosteneffizienzbetrachtung reduziert,
sondern ldsst eine neue Zielformulierung — und damit eine Neubestimmung dessen, was
eine effiziente Losung ist - zu, soweit diese sich als {iberwiegendes offentliches Interesse

legitimieren kann.
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2 Der europdische Rechtsrahmen fiir den Naturschutz —
Gebietsschutz nach Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
(RL 92/43/EWG)

Bis zum Erlass der FFH-Richtlinie beschréankte sich der Arten- und Gebietsschutz auf den
Schutz wildlebender Vogelarten, wobei Bedeutung und Umfang der betreffenden
Vogelschutzrichtlinie (RL 79/409/EWG) lange Zeit verkannt wurden. Erst mit der Erwei-
terung auf alle wildlebenden Arten und Biotope drang der europdische Naturschutz ins
Offentliche Bewusstsein. Ganz wesentlich fiir den Bedeutungswandel war die verbind-
liche Errichtung eines koharenten européaischen Biotopverbundnetzes ,Natura 2000” zur
Erhaltung der biologischen Vielfalt in der Gemeinschaft. Das Netz soll die Artenvielfalt
sichern, indem natiirliche Lebensrdume erhalten und giinstige Erhaltungszustiande
bewahrt bzw. wiederhergestellt werden, wobei auch den Anforderungen von Wirtschaft,
Gesellschaft und Kultur Rechnung zu tragen ist (Art. 2 FFH-RL).

2.1 Schutzgebietsauswahl

Aus den Erfahrungen der zuriickhaltenden Ausweisung von Vogelschutzgebieten durch
die Mitgliedstaaten hat die FFH-Richtlinie die Festsetzung der zu schiitzenden Gebiete
nicht mehr ausschliefllich den Mitgliedstaaten {iberlassen, sondern die Bestimmung der
,Natura 2000” Gebiete (FFH-Gebiete) im Hinblick auf die Schaffung eines koharenten
Netzes der Europdischen Kommission iibertragen. Den Mitgliedstaaten verblieben das
Vorschlagsrecht (Erstellung einer nationalen Gebietsliste) und die abschlieSende Auswei-
sung der durch die Kommission (im Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten) ausgewahl-
ten besonderen Schutzgebiete. Die Benennung und Ausweisung erfolgt allein nach
naturschutzfachlichen Kriterien (Art.4 I i. V. m. Anhang Il FFH-RL) ohne Bertick-
sichtigung sonstiger Griinde des Gemeinwohls, auch wenn diese als zwingend ange-
sehen werden.* Soziale und wirtschaftliche offentliche Interessen bleiben anders als bei
nationalen Schutzgebietsausweisungen (§§22 ff. BNatSchG; siehe Abschnitt 4.1)
unberiicksichtigt. Den fiir die Gebietsauswahl zustandigen Behorden wird weder ein
Verwaltungsermessen noch ein Beurteilungsspielraum?® zuerkannt, wie er noch bei den

Vogelschutzgebieten eingerdaumt war.6

4 EuGH Urt. v. 11.6.96 — Rs. C-44/95 —, Slg. 1996, 1-3805 Rn. 22-42; Urt. v. 7.11.2000 — Rs. C-371/98
-, Slg. 2000, 1-9235 Rn. 22 ff.; Urt. v. 23.3.2006 — Rs. C-209/04 —, Wachtelkénig, Slg. 2006, I-2755 Rn. 33,
40; BVerwG, DVBL. 2001, 375 (376); DVBI. 2003, 534 (537 £.).

5 EuGH Urt. v. 7.11.2000 — Rs. C-371/98 —, Slg. 2000, I-9235 Rn. 23 ff.; BVerwG, Urt. v. 19.5.1998 — 4
A9.97—-,E107,1 (23 f.); BVerwG Urt. v. 31.01.2002 — 4 A 21/01 -, NVwZ 2002, 1103 (1106 Rn. 48).

6 Nach Art.4 Abs.1 S. 4 VS-RL waren nur die zahlen- und flachenméfig geeignetsten Gebiete
auszuweisen, woraus der EuGH einen gewissen (fachlichen) Beurteilungsspielraum der Mitglieds-
staaten ableitete (EuGH Urt. v. 28.2.1991, Rs. C-57/89, Slg. 1991, 1-883 Rn. 20; Urt. v. 23.3.2006 — Rs.
C-209/04 —, Wachtelkonig, Slg. 2006, I-2755 Rn. 33).
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Eigenstandige Gestaltungsmoglichkeiten stehen den Mitgliedstaaten erst bei der Form
der Schutzgebietsausweisung und bei der Festlegung der nétigen Erhaltungsmaffnahmen
und integrierten Bewirtschaftungsplane (Managementpldne) zu. Wahrend Vogelschutz-
gebiete gemdfs Art.4 Abs.1 S. 4 VS-RL mit einem rechtlichen Schutzgebietsstatus zu
versehen sind’, miissen die Mitgliedstaaten FFH-Gebiete nicht durch verbindliche
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften ausweisen, sondern koénnen auch vertragliche
Vereinbarungen treffen, sofern sie einen gleichwertigen Schutz der Gebiete dauerhaft
gewdhrleisten (Art. 1 lit. 1) FFH-RL; § 33 Abs. 4 BNatSchG).® Regelméfiig wird aber die in
§ 33 Abs.2 BNatSchG als Standard vorgesehene Ausweisung in einer der nationalen
Schutzkategorien (insbesondere Naturschutzgebiete und Nationalparks) die geeignetste
Schutzform sein.®

Von groflerer Bedeutung fiir effiziente Naturschutzlosungen diirfte die konkrete
Festlegung der Erhaltungsmafinahmen sein (Art. 6 Abs. 1 FFH-RL). Zwar beruht auch
diese allein auf den naturschutzfachlichen Beurteilungen der Erhaltungsziele. Gleichwohl
ist den Mitgliedstaaten ein Beurteilungs- und auch Ermessensspielraum bei der Mafsnah-
menauswahl einzurdumen, bei der zwar wirtschaftliche oder soziale Aspekte keine Rolle
spielen diirfen, Fragen der Effizienz im Hinblick auf den Habitatschutz aber wegen der
Geltung des VerhéltnismaBigkeitsprinzips im Ubrigen aber zu beriicksichtigen sind.
Denn nicht nur bei der Frage nach der Erforderlichkeit der Mafinahmen fiir den Erhalt
oder die Wiederherstellung eines giinstigen Erhaltungszustandes, sondern auch bei der
Wahl zwischen rechtlichen Instrumenten (z.B. Ge- und Verboten) und vertraglichen
Vereinbarungen (z.B. Nutzungsverzicht, Pflegevertrage)® sind die Mafinahmen nach
Wirksamkeit und Aufwand miteinander zu vergleichen. Demgegeniiber darf die Pflicht
der Mitgliedstaaten, die Kosten fiir die Durchfithrung der nétigen Erhaltungsmafinah-
men abzuschétzen und der Kommission zu tibermitteln (Art. 8 Abs. 1 FFH-RL), keinen
Einfluss auf Auswahlentscheidungen haben (siehe Kriterien Anhang III Phase 2 FFH-RL).
Die Kostenermittlung dient allein der Vorbereitung einer Ko-Finanzierung durch die
EG.n

7 EuGH Urt. v. 23.3.2006 — Rs. C-209/04 —, Wachtelkénig, Slg. 2006, 1-2755 Rn. 32.

8 Ob vertragliche Vereinbarungen tatsachlich einen vergleichbaren Schutz gewahrleisten ist
insoweit fraglich, als die Vereinbarung nur zwischen den Parteien gilt und nicht gegeniiber
jedermann (skeptisch Wolf (2005), S. 452).

9 Sparwasser/Engel/Voflkuhle (2003), § 6 Rn. 228; Fischer-Hiiftle (1999), S. 67; Niederstadt (1998), S.
518.

10 Nach Ansicht der Européischen Kommission sind die méglichen Instrumente gleichrangig und
bleibt die Wahl gemafs dem europdischen Subsidiaritdtsprinzip den Mitgliedstaaten {iberlassen
(Europédische Kommission (2000), S. 21 f. Der Bundesgesetzgeber hat hingegen in § 33 BNatSchG
einen Vorrang der Schutzgebietsausweisung normiert (vgl. Sparwasser/Engel/Vofkuhle (2003), § 6 Rn.
229).

11 Vgl. Mitteilung der Europaischen Kommission (2004) zur Finanzierung von Natura 2000.
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2.2 Schutzregime fiir ausgewdihlte Gebiete?

Zum Schutz der Gebiete und der zu treffenden Erhaltungs- und Entwicklungs-
mafinahmen enthdlt Art. 6 Abs.2 FFH-RL ein allgemeines Verschlechterungs- und
Storungsverbot, das fiir alle Aktivitdten und vorhersehbaren Ereignisse — auch auflerhalb
der Schutzgebiete — gilt und gemafl dem EuGH auch Verschlechterungen umfasst, die
aus Unachtsamkeit oder Unterlassen entstehen.’® Unter das Verbot fallen daher auch
nichtgenehmigungspflichtige Tétigkeiten und bestehende Nutzungen, wie z. B. die land-
wirtschaftliche Bewirtschaftung'. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, mit geeigneten
Mafinahmen Verschlechterungen der natiirlichen Lebensrdume und Habitate sowie
Storungen von Arten zu vermeiden, soweit sie fiir die Ziele der FFH-RL und die kon-
kreten Erhaltungsziele des Gebietes relevant'® bzw. im Fall einer Stérung erheblich sind.
Bei Projekten'® sowie bei behordlichen Planen'” ist im behordlichen Zulassungs- oder
Kontrollverfahren bzw. Aufstellungsverfahren nach Art.6 Abs.3 FFH-RL eine
Vertrdaglichkeitspriifung durchzufithren, wenn eine erhebliche Beeintriachtigung im
Rahmen einer Vorpriifung (,Screening”) anhand objektiver Umstande nicht mit Sicher-
heit ausgeschlossen werden kann.'s Ausgeiibte Tatigkeiten, die sich auf eine friithere
Zulassung stiitzen konnen, bediirfen grundsatzlich keiner expliziten Priifung, sondern es
gilt allein das Verschlechterungs- und Storungsverbot aus Art.6 Abs.2 FFH-RL.

12 Siehe Ubersicht in Abbildung 1 auf Seite 10.

13 EuGH Urt. v. 20.10.2005 - Rs. C-6/04 —, Slg. 2005, 1-9017 Rn. 30, 34; Urt. v. 29.1.2004 — Rs. C-
209/02 -, Warschacher Moos, Slg. 2004, 1-1211 Rn. 24 ff; Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-127/02 —, Herz-
muschelfischerei, Slg. 2004, 1-7405 Rn. 38; Europaische Kommission (2000), S. 25.

14 Die landwirtschaftliche Nutzung soll nach der Definition des ,Projekt”-Begriffs im
Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur Anderung des BNatSchG v. 14.2.2007 -
http://www.bmu.de/naturschutz_biologische_vielfalt/bundesnaturschutzgesetzt/gesetzestext/doc/3
8751.php — in der Regel kein FFH-relevantes Projekt sein (kritisch zur Privilegierung NABU (2007),
S. 6 f.; Gellermann (2007a), S. 168 £.).

15 Europaische Kommission (2000), S. 26.

16 Der EuGH versteht den , Projekt” Begriff in Anlehnung an die Definition in Art. 1 Abs. 2 zweiter
Gedankenstrich UVP-RL 85/337/EWG sehr umfassend und beschrankt ihn anders als § 10 Abs. 1
Nr. 11 b) und c) BNatSchG nicht nur auf genehmigungspflichtige Vorhaben und Eingriffe i. S. v.
von § 18 Abs. 1 BNatSchG, sondern fasst hierunter alle Eingriffe in Natur und Landschaft, die sich
nicht auf eine schon erteilte Genehmigung stiitzen kénnen (vgl. EuGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-
127/02 -, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, 1-7405 Rn. 23 ff., 34; Urt. v. 11.1.2006 — Rs. C-98/03 -
Deutschland, Slg. 2006, 1-53 Rn. 41-45). Eine Beschrankung auf genehmigungspflichtige Projekte
kame einer generalisierten, vom Gesetzgeber vorweggenommenen Vertraglichkeitspriifung gleich
(Fisahn (2006), S. 138).

17 Fiir Plane kann wie beim Projektbegriff auf die entsprechende SUP-Richtlinie Bezug genommen
werden. Ausdriicklich vom Anwendungsbereich des Art. 6 Abs.3 FFH-RL ausgenommen sind
Projekte und Plane, die unmittelbar mit der Verwaltung des Gebietes in Verbindung stehen.

18 EuGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, 1-7405 Rn. 43 f.; Urt. v.
20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg, 2005, I-9017 Rn. 54. Siehe dazu auch Kdck (2005), S. 467.

Um eine FFH-Priifung zu gewahrleisten, ist eine allgemeine Anzeigepflicht fiir potenziell FFH-
relevante Vorhaben nétig (Siehe Art. 1 Nr. 4 des Entwurfs zur Anderung des BNatSchG (Fn. 14)).
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Umgekehrt findet Art. 6 Abs.2 FFH-RL auf Projekte und Pliane keine Anwendung, da
Art. 6 Abs. 3 FFH-RL einen ausreichenden Schutz gewahrt."

Mit der Vertraglichkeitspriifung sollen mogliche erhebliche Beeintrachtigungen der
Erhaltungsziele rechtzeitig erkannt und grundsatzlich verhindert werden. Anders als die
Umweltvertraglichkeitspriifung bei Projekten oder die Strategische Umweltvertraglich-
keitspriifung bei Planen und Programmen ist die FFH-Priifung ein materieller Teil der
Zulassigkeitsentscheidung. Die Zulassungsbehorde® muss prognostizieren, inwieweit
eine erhebliche Beeintrachtigung der Gebiete wahrscheinlich ist. Diese Prognoseentschei-
dung darf sich allein auf naturschutzrechtliche Kriterien stiitzen; sonstige 6konomische
oder soziale Belange miissen unberiicksichtigt bleiben.? Richtschnur der Priifung ist v. a.
der in Art. 174 Abs. 2 UAbs. 1 EGV verankerte Vorsorgegrundsatz, weshalb ein Projekt
oder Plan nur zuléssig ist, wenn Gewissheit besteht, dass aus wissenschaftlicher Sicht
keine verniinftigen Zweifel an dem Nichtvorliegen erheblicher Beeintrachtigungen
bestehen.? Ausnahmen gestattet nur Art. 6 Abs. 4 FFH-RL.

Aufgrund des einzurdumenden Prognosespielraumes beschréankt sich die gerichtliche
Kontrolle der Priifung v. a. auf die Angemessenheit und die korrekte Anwendung der
gewahlten Untersuchungsmethode.? Die Priifung muss insbesondere enthalten: (1) eine
Erfassung und Beschreibung der mafigeblichen Lebensraumtypen und Arten; (2) die
Bestimmung der Erhaltungs- und Entwicklungsziele der Habitate und der Schutzzwecke,
(3) eine Prognose der Entwicklung des Gebietes ohne und mit der Verwirklichung des
Projektes oder Planes sowie (4) eine Darstellung der unvermeidbaren Beeintrdchtigungen
mit Angaben iiber Wirkfaktoren, Wirkungspfade und Wirkungsraume.

2.3 Ausnahmemdglichkeiten von den Schutzbestimmungen

Die Durchfithrung von Projekten und Plénen in oder aufierhalb von FFH-Gebieten ist
trotz einer prognostizierten erheblichen Beeintrachtigung nur dann moglich, wenn
zwingende Griinde des iiberwiegenden o6ffentlichen Interesses einschlieflich solcher
sozialer oder wirtschaftlicher Art dies erfordern, eine Alternativlésung nicht vorhanden
ist und notwendige Ausgleichsmafinahmen die globale Kohdrenz von Natura 2000
sicherstellen (Art. 6 Abs. 4 FFH-RL). Sind prioritire natiirliche Lebensraumtypen bzw.
Arten betroffen, erkennt die FFH-RL ausdriicklich nur Gesundheits- oder offentliche

Sicherheitsinteressen als Griinde an. Andere zwingende und iiberwiegende Belange

19 EuGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, 1-7405 Rn. 31 ff.

20 Anders als bei Beeintrachtigungen nationaler Schutzgebiete entscheidet hier nicht die Natur-
schutzbehorde, sondern die Genehmigungs- bzw. Planungsbehérde (Wolf (2005), S. 453).

21 EuGH Urt. v. 14.4.2005 — Rs. C-441/03 - Slg. 2005, I-3043 Rn. 28.

22 EuGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, I-7405 Rn. 58 f.; BVerwG
Urt. v. 17.1.2007 — 9A20.05 -, ZUR 2007, 307 ff.

23 Gassner in: Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réntsch (2003), § 34 Rn. 8 ff., 16.

24 Européische Kommission (2007a), Ziff. 1.3; Gassner (Fn. 23), § 34 Rn. 18 ff.; Schumacher/Schuma-
cher in: Schumacher/Fischer-Hiiftle (2003), § 34 Rn. 23.
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bediirfen einer im Lichte von Art.2 Abs.3 FFH-RL zu treffenden Stellungnahme der
Europdischen Kommission, der allerdings nach herrschender Ansicht keine Bindungs-
wirkung zukommt.?

Zu der Frage, wann offentliche Interessen iiberwiegen und was zwingende Griinde
sind, hat sich der Europaische Gerichtshof bis jetzt noch nicht ndher gedufert. Es kann
auch nicht auf die Rechtsprechung zu Art. 9 VS-RL zuriickgegriffen werden, da diese
Ausnahmevorschrift andere Anforderungen stellt, weil hier der Gemeinschaftsgesetz-
geber die Ausnahmen von vornherein auf wenige wichtige offentliche Interessen (Volks-
gesundheit, 6ffentliche Sicherheit) beschréankt hat.

In mehreren Entscheidungen hat sich allerdings das Bundesverwaltungsgericht mit
dem Fragenkomplex befasst. Um feststellen zu konnen, ob andere 6ffentliche Interessen
gegeniiber dem offentlichen Naturschutzinteresse iiberwiegen, verlangt das BVerwG,
dass die Gegebenheiten des Einzelfalles naher ermittelt werden.? In die Interessen-
abwagung diirfen nur offentliche Interessen eingestellt werden, keine Privatinteressen.?”
Daraus folgt allerdings nicht, dass auf der Plan- bzw. Projektseite einzig die Planung
bzw. Errichtung von Infrastrukturprojekten oder Einrichtungen der Daseinsvorsorge in
die Abwéagung eingestellt werden darf; denn auch die Schaffung und Sicherung von
Arbeitsplatzen durch Ansiedlung von Industrie ist als ein bertiicksichtigungsfahiges
Offentliches Interesse anerkannt.?® Das offentliche Interesse, das fiir die Realisierung des
Plans bzw. Projekts streitet, muss allerdings nicht nur gegeniiber dem Erhaltungs-
interesse am FFH-Gebiet {iberwiegen, sondern es muss zudem auf ,zwingende Griinde”
gestiitzt sein. In seinem Urteil vom 27.1.2000 hat das BVerwG deutlich gemacht, dass
zwingende Griinde nicht das Vorliegen von Sachzwéngen erfordert, sondern dass ein
»,durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein geleitetes staatliches Handeln”
gemeint sei.?? Das BVerwG hat sich mit dem Kriterium des zwingenden Grundes aber
ausschliefslich im Zusammenhang mit dem scharferen Ausnahmeregime des Art. 6 Abs. 4
UAbs. 2 FFH-RL (§ 34 Abs. 4 BNatSchG) befasst und deutlich gemacht, dass der Schutz
von prioritdrer Fauna und Flora nur mit Mafinahmen durchbrochen werden darf, deren
Zweck gerade die Verwirklichung der besonderen Schutzgiiter des Art. 6 Abs. 4 UAbs. 2
FFH-RL und &hnlich gewichtiger Gemeinwohlbelange® ist. ,Wird also das offentliche

25 Europédische Kommission (2000), S. 54; Gassner (Fn. 23), § 34 Rn. 39; Gellermann in: Landmann/
Rohmer (Band 1V), § 34 BNatSchG, Rn. 23. Die Kommission kann, wenn die Behorde die FFH-RL
verletzt, ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland nach Art. 226 EGV einleiten.

26 BVerwG Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, BVerwGE 110, 302 (314) = NuR 2000, 448 (452).

27 Vgl. Europaische Kommission (2000), S. 47.

28 Siehe dazu auch Cosack (2002), S. 254. Auch die EG-Kommission hat in ihren Stellungnahmen,
die sie unter den Voraussetzungen des Art. 6 Abs.4 UAbs. 2 FFH-RL abzugeben hat, erkennen
lassen, dass sie die Sicherung bzw. Ansiedlung von Industrien als 6ffentliches Interesse akzeptiert;
vgl. nur die Stellungnahme der EG-Kommission vom 19.4.2000 zur Airbus-Erweiterung in
Hamburg (Miihlenberger Loch). Zuriickhaltender erscheint demgegeniiber die Position der EG-
Kommission in ihrer Arbeitshilfe, siehe Europaische Kommission (2000), S. 49.

29 BVerwG Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (314).

30 BVerwG Urt. v. 17.1.2007 — 9A20.05 —, ZUR 2007, 307 (317).
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Interesse mit Erwdgungen im Zusammenhang mit der menschlichen Gesundheit begriin-
det, so muss es gerade dieser Schutzzweck sein, der mit der Verwirklichung des kon-
kreten Projektes erreicht werden soll. Der Schutz der menschlichen Gesundheit muss ein
mit dem Projekt verfolgter wesentlicher Zweck sein, so dass begleitende Nebenzwecke
nicht geniigen”.

Nach Teilen der Literatur muss die Durchsetzung der fiir den Plan bzw. das Projekt
streitenden oOffentlichen Interessen auf der Ebene des Mitgliedstaates verniinftigerweise
geboten erscheinen.® Es wird daraus abgeleitet, dass Griinde nur dann zwingend sein
konnen, ,,wenn sie sich auf einen Standort oder eine Region in spezifischer Weise bezie-
hen. Diese konnen sich z. B. aus der Strukturschwache eines Gebiets, aus geologischen
Gegebenheiten oder geographischen Besonderheiten ergeben”.3

Es ist indes fraglich, ob die sehr allgemeine Anforderung ,des Vernunft geleiteten
Handelns” dem speziellen Schutzzweck der FFH-RL und der Rechtsprechung des EuGH,
wonach Art. 6 Abs. 4 FFH-RL eng auszulegen ist*, gerecht wird. Art. 6 Abs. 4 FFH-RL
verscharft den Verhaltnismafsigkeitsgrundsatz insoweit, als unter dem Gesichtspunkt der
Erforderlichkeit nur noch ,zwingende” 6ffentliche Griinde geniigen, die im Rahmen der
Angemessenheit das Interesse am Erhalt der Biologischen Vielfalt auch {iberwiegen
miissen. Nach Auffassung der Europédischen Kommission kommen aufgrund der beson-
deren und langfristigen Bedeutung des Schutzes der Biologischen Vielfalt daher grund-
satzlich nur unerldssliche und langfristige offentliche Interessen in Frage.* Soziotko-
nomische Griinde miissen in ihrer Wertigkeit den in Art. 6 Abs. 4 UAbs. 2 FFH-RL
genannten Griinden der menschlichen Gesundheit und offentlichen Sicherheit entspre-
chen. Dies wird nach Ansicht der Kommission nur bei 6ffentlich-rechtlichen Grund-
pflichten des Staates, insbesondere der Daseinsvorsorge und Infrastruktur, gegeben
sein.%

Bei der Alternativenpriifung ist zu beachten, dass sowohl rdumliche als auch sach-
liche Alternativen zu untersuchen sind, wobei ein Verzicht (die so genannte ,Null”
Variante) keine Alternative i. S. d. Ausnahmebestimmung ist.?” Thre Grenze findet die
Alternativensuche in der Zumutbarkeit derselben, wie es die umsetzende Rahmen-
vorschrift des § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG ausdriicklich festschreibt.® Bei der Frage der

31 BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 - 4 C 2.99 —, E 110, 302 (315).

32 Ramsauer (2000), S. 604; Cosack (2002), S. 254; Wickel/Bieback (2004), S. 362.

33 Cosack (2002), S. 254.

34 EuGH Urt. v. 26.10.2006 — Rs. C-239/04 —, Slg. 2006, 1-10183 Rn. 35. Ahnlich auch die Recht-
sprechung zu den Ausnahmen in Art. 16 FFH-RL (EuGH Urt. v. 20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg. 2005,
19017 Rn. 111) und Art. 9 VS-RL (EuGH Urt. v. 8.6.2006 — Rs. C-60/05 -, Slg. 2006, I-5083 Rn. 34).

35 Europaische Kommission (2000), S. 48; dies. (2007a), Ziff. 1.3.2. Zustimmend Schumacher/Schu-
macher (Fn. 24), § 34 Rn. 60.

36 Europdische Kommission (2007a), Ziff. 1.3.2.

37 Wolf (2005), S. 454; Schumacher/Schumacher (Fn. 24), § 34 Rn. 53 ff.

38 Die Zumutbarkeitsgrenze ist Ausfluss des VerhaltnisméaBligkeitsprinzips, welches auch im
Europarecht in Art. 5 Abs. 3 EGV verankert ist (BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 - 4 C 2.99 -, E 110, 302
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Verhiltnisméfligkeit spielen nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts die Kosten der
Alternativen eine entscheidende Rolle.* Die Kosten miissen zur Bedeutung der beein-
trachtigten Biotope, Arten und Erhaltungsziele und zur Schwere des Eingriffs in einem
angemessenen Verhdltnis stehen. Existiert eine zumutbare Alternative, darf nur diese
verwirklicht werden. Der Zulassungsbehorde ist diesbeziiglich kein Ermessen einge-
raumt, weshalb die Ausnahmevorschrift ein strikt zu beachtendes Vermeidungsverbot
enthalt.®

Zu den Tatbestandsvoraussetzungen einer Ausnahmeentscheidung gehort trotz der
abgetrennten Normierung in §34 Abs.5 BNatSchG die Ausgleichbarkeit von Beein-
trichtigungen zum Schutz der Kohirenz des Biotopverbundes.# Dies folgt zum einen
aus der einheitlichen Regelung in Art. 6 Abs. 4 UAbs. 1 FFH-RL. Zum anderen setzt die
ausnahmslose Ausgleichspflicht voraus, dass Sicherungsmafsnahmen iiberhaupt moglich
sind.22 Nach Ansicht der Europdischen Kommission muss der Ausgleich normalerweise
schon vor dem Eingriff tatsdchlich erfolgt sein.#® Die Mitgliedstaaten haben bei der
Auswahl der notwendigen Sicherungsmafsnahmen einen Beurteilungsspielraum, wobei
blofie Ersatzzahlungen nicht geniigen.*

Insgesamt besteht jedoch iiber die Reichweite der Ausnahmeregelung Streit. Wahrend
sie iiberwiegend aufgrund des Regel-Ausnahme-Verhéltnisses restriktiv verstanden
wird#, spricht sich Wolf fiir ein offeneres Verstindnis aus, welches dem Umstand Rech-
nung tragt, dass an dieser Stelle zum ersten Mal auch soziale oder 6konomische Belange
im Rahmen einer Abwéagung beriicksichtigt werden.* Diese Auslegung kann sich auf
Art. 2 Abs. 3 FFH-RL stiitzen. Andererseits darf nicht iibersehen werden, dass der Arten-
und Biotopschutz auflerhalb von strikten Schutzgebieten i. d. R. von den Behorden als
nachrangig (insbesondere gegeniiber wirtschaftlichen Interessen) angesehen werden.
Natura 2000 Gebiete schiitzen insofern einen Kernbestand an natiirlichen Lebensrdumen
und Habitaten, weshalb dieser Anker gegen den fortschreitenden Verlust an biologischer
Vielfalt nicht unbedacht gelockert werden sollte. Nach Ansicht des EuGH sind die FFH-
Gebiete das ,gemeinsame Erbe” der Europaischen Gemeinschaft, dessen Verwaltung den

(310 f.); Gassner (Fn. 23), § 34 Rn. 34) (vgl. EuGH, Urt. v. 27.6.1990 — C 118/89 —, Slg. 1990, 1-2637 Rn.
12).

39 BVerwG Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 ff. Strenger dagegen Europaische Kommission
(2007a), Ziff. 1.3.1.

40 BVerwG Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (310).

41 Schumacher/Schumacher (Fn. 24), § 34 Rn. 72; Gassner (Fn. 23), § 34 Rn. 41; Kdck (2005), S. 468 ff.

42 Gassner (Fn. 23), § 34 Rn. 41.

43 Europaische Kommission (2000), S. 48 f.; dies. (2007a), Ziff. 1.4.3, 1.5.6; Schumacher/Schumacher
(Fn. 24), § 34 Rn. 74.

44 Schumacher/Schumacher (Fn. 24), § 34 Rn. 73. Im ,,Guidance document” zu Art. 6 Abs. 4 FFH-RL
(2007a) nimmt die Europaische Kommission Stellung zu den Voraussetzungen und Anforderungen
moglicher KompensationsmafSinahmen.

45 BVerwG Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (310); Schumacher/Schumacher (Fn. 24), § 34
Rn. 57 ff.; Gassner (Fn. 23), § 34 Rn. 32; Gellermann (Fn. 25), § 34 BNatSchG, Rn. 16.

46 Wolf (2005), S. 453 f.
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Mitgliedstaaten fiir ihr jeweiliges Hoheitsgebiet anvertraut ist, weshalb der Genauigkeit
der Umsetzung der FFH-RL besondere Bedeutung zukommt.# Wenn Art. 6 Abs. 4 FFH-
RL verlangt, dass andere Griinde des Ooffentlichen Interesses ,zwingend” und
,uiberwiegend” sein miissen, bestimmt es einen deutlich strengeren Schutz als es bei
Art. 2 Abs. 3 FFH-RL anklingt. Nach Ansicht des EuGH sind sowohl die Ausnahme-
kriterien beim Habitatschutz in Art. 6 Abs. 4 FFH-RL als auch beim Artenschutz in Art.

16 FFH-RL bzw. Art. 9 VS-RL eng bzw. restriktiv auszulegen.*

Faktische Ausgewiesene Ausgewiesene FFH- Sonstige

Vogel- Vogelschutz- FFH-Gebiete Meldegebiete (potenzielle)

schutzgebiete gebiete FFH-Gebiete
=in die =in die

= besonders =zum VSG Gemein- nationale = nicht gemel-

hochwertige, erklarte gebiete schaftsliste auf- Vorschlagliste dete, aber

aber nicht zum genommene aufgenommene besonders

VSG erklarte und Gebiete bedeutsame

Gebiete ausgewiesene Gebiete
Schutzgebiete

1 1 1 I B
Art. 4 Abs. 4 Art. 6 Abs. 2 -4 FFH-RL Art. 10 Abs. 2

VRL EGV
-Verschlechterungs- und Stérungsverbot

-keine erh. -Vertraglichkeitsprufung (keine Berilicksichtigung von Ausgleich, -Verbot erh.
Belastigung str.) Verschlechte-
-enge Aus- -Ausnahmemaéglichkeiten. Voraussetzungen: Alternativenpri- rungen
nahmemog- fung, zwingende Uberwiegende offentliche Belange, Ausgleich; -Ausnahmen
lichkeiten bei prioritaren Gebieten (auch VSG, str.): keine wirtschaftlichen des Art. 6

und sozialen Belange (str.) Abs. 4 FFH-RL,

str.

Abbildung 1 Ubersicht iiber die Schutzregime européischer Vogelschutz- und FFH-
Gebiete (Quelle: Maafs/Schiitte, Naturschutzrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht,
2002, S. 329).

2.4 Bewertung am Mafistab des Effizienzpostulats

Die Analyse hat gezeigt, dass gemafs der FFH-RL allein naturschutzfachliche Griinde die
Auswahlentscheidung fiir die ,Natura 2000”-Flachen bestimmen und soziookonomische
Griinde auf dieser Ebene keine Beachtung finden diirfen. Die Ausblendung soziodko-
nomischer Aspekte darf aber nicht kurzerhand als Beleg fiir einen Verstof§ gegen
o6konomische Rationalitdtskriterien angesehen werden, weil die Entscheidung des

europaischen Gesetzgebers, das ,Natura 2000”-Netz allein unter naturschutzfachlichen

47 EuGH Urt. v. 20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg. 2005, 1-9017 Rn. 25. Ahnlich zu den Vogelschutz-
gebieten EuGH Urt. v. 8.6.2006 — Rs. C-60/05 —, Slg. 2006, I-5083 Rn. 24.
48 Siehe Fn. 34.
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Gesichtspunkten festzulegen, auf der Grundlage einer Gesamtabwigung (verhaltnis-
mafliger Ausgleich der beriihrten Belange) vor dem Hintergrund der Situation des
Biodiversitatsschutzes und der Ineffektivititen nationaler Biodiversitdtsschutzregime
getroffen worden ist. Okonomen mdgen hier zwar einwenden konnen, dass die
Gesamt-abwdgung nicht durch formale Kosten-Nutzen-Abschitzungen, die die
Angemessen-heit der gesetzgeberischen Entscheidung belegen, gestiitzt worden ist,® in
Anbetracht der begrenzten Moglichkeiten monetédrer Abschédtzungen des Nutzens des
Erhalts biolo-gischer Vielfalt, darf der Rationalitdtsertrag formaler Analysen gegeniiber
qualitativer Gesamtabwéagungen aber nicht iiberschatzt werden.5' Unverhaltnisméafig ist
die gebiets-schutzbezogene Entscheidung des europdischen Gesetzgebers auch deshalb
nicht, weil zwar nicht fiir die Auswahlentscheidung, wohl aber fiir die Frage, ob
ausnahmsweise in die Integritit der Schutzgebiete eingegriffen werden darf, auch
soziodkonomische Griinde anerkannt werden. Weitere Effizienzpotentiale ergeben sich
aus der eingerdum-ten Form- und Mafinahmenfreiheit bei der Ausweisung und dem
Schutz der FFH-Gebiete (Art. 1 lit. 1) FFH-RL), bei der zwar keine sozio6konomischen
Belange wohl aber mafinahmenbezogene Kosten-Nutzen-Uberlegungen eine Rolle
spielen diirfen.

Soziookonomische Griinde (zwingende iiberwiegende offentliche Belange) konnen
unter bestimmten Voraussetzungen (Alternativlosigkeit; Funktionalititswahrung durch
Kohidrenzsicherung) Ausnahmen von den Beeintrachtigungsverboten fiir die Durch-
fithrung von Planen und Projekten rechtfertigen. Daraus ergeben sich Spielraume fiir das
Finden effizienter Losungen im Einzelfall, wenngleich nur in begrenzter Weise, weil
private Belange, wie z. B. das Profitinteresse eines Wirtschaftsunternehmens, nur dann
beriicksichtigungsfahig sind, wenn sie sich zugleich als 6ffentliche Belange (regionale
Strukturpolitik; Arbeitsmarktpolitik etc.) ausweisen konnen (siehe oben 2.3). Effizienz-
gewinne koénnen insbesondere durch vorausschauende Mafinahmen der Kohédrenz-

sicherung erzielt werden. Dies setzt allerdings voraus, dass die Konflikte friihzeitig

49 In den Erwégungsgriinden zur FFH-RL heif$t es: ,, Der Zustand der natiirlichen Lebensraume im
europaischen Gebiet der Mitgliedstaaten verschlechtert sich unaufhérlich. Die verschiedenen Arten
wildlebender Tiere und Pflanzen sind in zunehmender Zahl ernstlich bedroht. Die bedrohten
Lebensraume und Arten sind Teil des Naturerbes der Gemeinschaft, und die Bedrohung, der sie
ausgesetzt sind, ist oft grenziibergreifend; daher sind zu ihrer Erhaltung Mafinahmen auf
Gemeinschaftsebene erforderlich.”

50 Seit dem Jahre 2003 werden europdische Rechtsetzungen durch ein vorheriges ,Regulatory
Impact Assessment” unterstiitzt, das — wenngleich in lediglich grober Form — der Abschitzung von
Kosten und Nutzen der Regulierung dient; dazu naher Hofmann (2006); siehe allgemein zum
Institut der Gesetzesfolgenabschatzung: Kack (2002).

51 In ihrer Mitteilung {iber die ,Finanzierung von Natura 2000” (2004) hat die Europaische
Kommission die gesellschaftlichen Kosten fiir den Aufbau des Natura 2000-Netzes fiir die EG-25
auf jahrlich 6,1 Mrd. € geschitzt. Eine monetare Nutzenschédtzung ist demgegentiber nicht vorge-
nommen worden.
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erkannt werden, um rechtzeitig durch ausgleichende Mafinahmen Handlungsspielraume
fiir die Realisierung zwingender Projekte und Plane zu wahren.>

Kosten spielen bei der Anwendung der Ausnahmeregelungen der FFH-RL im Rah-
men der Beurteilung der Zumutbarkeit einer Alternativlésung eine wichtige Rolle (siehe
oben 2.3). Auf die Kosten kommt es demgegeniiber fiir die Entscheidung, ob ein Gebiet
in das Schutzgebietsnetz aufzunehmen ist, nicht an. Die Mitgliedstaaten sind gem. Art. 8
Abs.1 FFH-RL zwar gehalten, der EG-Kommission eine Kostenabschitzung fiir die
Durchfiihrung der nétigen Erhaltungsmafinahmen vorzulegen, diese Abschitzung dient
aber ausschliefSlich der Vorbereitung einer Lasten verteilenden finanziellen Beteiligung
der EG an den Kosten von Natura 2000.5

Die gesetzgeberische Entscheidung, fiir die Auswahl der in das Netz aufzunehmen-
den Schutzgebiete Kostengesichtspunkte nicht heranzuziehen, mag vor dem Hintergrund
der Gefahrdungssituation der Biodiversitit in Europa gerechtfertigt sein, nicht ein-
leuchtend ist aber, dass volkswirtschaftliche Kosten fiir die Etablierung und Erhaltung
von besonderen Schutzgebieten auch dann keine Rolle spielen diirfen, wenn unter-
schiedliche Gebiete gleich geeignet sind, in das Netz aufgenommen zu werden, die
Aufnahme in das Netz aber nicht zwingend ist und sich auch nicht aufdrangt. Allerdings
ist einzurdumen, dass gegenwaértig jedes von den Mitgliedstaaten vorgeschlagene Gebiet
in das Netz aufgenommen worden ist und daher echte Auswahlentscheidungen, bei
denen Kostengesichtspunkte dann neben den vorrangigen naturschutzfachlichen Aus-
wabhlkriterien ein niitzliches Hilfskriterium sein konnten, ohnehin nicht stattfinden.

3 Der europdische Rechtsrahmen fiir den Artenschutz
gemdifl der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
(RL 92/43/EWG)

3.1 Artenschutzregelungen: Art. 12-16

Die FFH-RL will die Artenvielfalt sowohl durch die Erhaltung der natiirlichen Lebens-
raume als auch durch die Erhaltung der wildlebenden Tiere und Pflanzen sichern
(Art. 2 Abs. 1 FFH-RL). Neben dem Habitatschutz ist auch ein giinstiger Erhaltungszu-
stand der wildlebenden Tier- und Pflanzenarten zu bewahren oder wiederherzustellen
(Art. 2 Abs. 2 FFH-RL). Auch hier sind die Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft
und Kultur zu wiirdigen. Die FFH-RL ergidnzt den schon seit 1979 normierten
Vogelschutz in Art. 5 bis 11 VS-RL.

Anders als die Vogelschutzrichtlinie, deren Tatbestande grundsétzlich alle in Europa
heimischen Wildvogelarten schiitzen (Art. 1 VS-RL), beschrankt sich der Schutz der FFH-

52 Vgl. dazu auch Kdck (2005), S. 470.
53 Niaher zur Ko-Finanzierung des Netzes durch die EG die Mitteilung der Europédischen
Kommission tiber die Finanzierung von Natura 2000 (siehe Fn. 51).
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RL auf eine Auswahl gefahrdeter oder bedeutsamer Tier- und Pflanzenarten (Anhang IV
FFH-RL).»* Fiir diese Arten miissen die Mitgliedstaaten gemafS Art. 12 Abs.1 und 13
Abs.1 FFH-RL ein strenges bzw. striktes Schutzsystem einrichten, welches die spezi-
fischen artenschutzrechtlichen Verbote der Richtlinie genau umsetzt.> Neben der
Schaffung eines vollstandigen gesetzlichen Rahmens setzt ein strenges Schutzsystem den
Erlass kohdrenter und koordinierter vorbeugender Mafinahmen und die Durchfiihrung
konkreter besonderer Schutzmafinahmen voraus.* Die Mitgliedstaaten sind nicht nur
verpflichtet, ein System und Programm zur angemessenen, insbesondere zusammen-
hiangenden und liickenlosen Uberwachung aller streng geschiitzten Arten des Anhang IV
zu schaffen, sondern miissen auch die tatsachliche Funktionsfahigkeit des Schutzsystems
gewahrleisten.”

Im FEinzelnen bestimmt die Richtlinie verschiedene Verbote fiir Tierarten und
Pflanzenarten. Die Verbotstatbestdande lassen sich beim Tierschutz in individualbezogene
und funktionsbezogene Verbote differenzieren. Wahrend bei Art. 12 Abs. 1 lit. a) und c)
FFH-RL der Schutz von einzelnen Exemplaren im Vordergrund steht®, schiitzen Art. 12
Abs. 1 lit. b) und insbesondere lit. d) FFH-RL die Population am jeweiligen Verbreitungs-
ort.® Der individualbezogene Schutz und auch der Schutz vor Storungen der Arten,
insbesondere wahrend sensibler Zeiten, in Art. 12 Abs. 1 lit. b) FFH-RL beschréankt sich
auf absichtliche Verhaltensweisen. Den Begriff der Absichtlichkeit hat der EuGH nach
den verschiedenen Lesarten des Caretta-Urteils im Mai 2006 nunmehr ausdriicklich

dahingehend ausgelegt, dass auch die zumindest in Kauf genommene Storung absicht-

54 Die in Anhang IV aufgelisteten streng zu schiitzenden Arten sind begrifflich nicht mit den in
Anhang II gekennzeichneten prioritdren Arten gleichzusetzen, auch wenn es weitgehende Uberein-
stimmungen gibt.

55 EuGH Urt. v. 20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg, 2005, I-9017 Rn. 25.

56 EuGH Urt. v. 11.1.2007 — Rs. C-183/05 —, Irland, Slg. 2007, I-0000 Rn. 29 f. Zu den Schutzmaf-
nahmen gehort u. a., dass eine Umweltvertraglichkeitspriifung vor relevanten Genehmigungen
durchgefithrt wird (EuGH aaO, Rn. 36 f.).

57 EuGH Urt. v. 11.1.2007 — Rs. C-183/05 -, Irland, Slg. 2007, I-0000 Rn. 13-18, 19-25, 31. In der
Praxis bedeutet dies, dass die Mitgliedstaaten ausreichende finanzielle und personelle Mittel bereit-
stellen und fiir die Geeignetheit und die Wirksamkeit der Mafinahmen sorgen miissen.

58 EuGH Urt. v. 18.5.2006 — Rs. C-221/04 —, Fischotter, Slg. 2006, I-4515 Rn. 48; Urt. v. 11.1.2006 — Rs.
C-98/03 — Deutschland, Slg. 2006, I-53 Rn. 75.

Der Ansicht der Landerarbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung (LANA)
(2006), S. 4 f. (dem folgend Kratsch (2007), S. 29, wonach der funktionsbezogene Ansatz von Art. 12
Abs. 1 lit. d) FFH-RL auch bei allen anderen Verboten gelte, kann aufgrund des Wortlautes nicht
gefolgt werden. Der EuGH (Fn. 55), Rn. 25) hat betont, dass es wegen der besonderen Bedeutung
des Schutzes der Biologischen Vielfalt auf die Genauigkeit der Umsetzung der FFH-RL ankommt.
59 Europaische Kommission (2007b), Ziff. 11.3.2.a) Rn. 37 ff. und Ziff. 11.3.4.b) Rn. 53 f; LANA
(2006), S. 3-5; Kratsch (2007), S. 29. Das bisherige Storungsverbot in § 42 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG, aber
auch der BNatSchG-Entwurf (Fn. 14) zu einem neuen Stérungsverbot gehen hingegen tiber Art. 12
Abs. 1 lit. d) BNatSchG hinaus, indem sie nach ihrem Wortlaut einzelne Tiere der Arten schiitzen.
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lich im Sinne der Richtlinie ist.®% Die Abgrenzungslinie verlauft daher zwischen grober
Fahrlassigkeit und bedingtem Eventualvorsatz. Insbesondere das staatliche Unterlassen
ausreichender Schutzmafinahmen, trotz Wissen um Stérungen durch Privatpersonen, ist
als eine absichtliche Storung zu werten.® Auch eine wahrscheinliche Beeintrachtigung,
die als unvermeidbare Nebenfolge rechtméafligen Handelns vorhersehbar ist, fallt unter
die Verbotstatbestinde der Richtlinie.

Beim Schutz von Fortpflanzungs- oder Ruhestétten vor Beschdadigung oder Vernich-
tung verzichtet die Richtlinie auf das Tatbestandsmerkmal der Absichtlichkeit (Art. 12
Abs. 1 lit. d FFH-RL). Das Verbot umfasst alle Verhaltensweisen, auch wenn sie nicht
vorsitzlich sind.© Ahnlich wie bei Art. 6 Abs.2 FFH-RL sind Beschddigungen aus Un-
achtsamkeit oder Unterlassen untersagt. Aufgrund des funktionsbezogenen Ansatzes
sind Beeintrachtigungen von Lebensstdtten jedoch erst tatbestandsmaéfiig, wenn hier-
durch fiir die lokale Population einer spezifischen Art nicht mehr die notigen Elemente
fiir ihre Lebensstatte zur Verfiigung stehen und die Lebensstattenfunktionen an diesem
Populationsstandort nicht mehr aufrechterhalten werden konnen.#® Umfang und Reich-
weite der zu schiitzenden Lebensstatten hingen daher von der jeweiligen Art ab und
konnen bei regelméafliger Nutzung (z. B. von Hohlen) auch einen ganzjahrigen Schutz
erfordern.®

Der Schutz von Pflanzenarten in Art. 13 FFH-RL beschrénkt sich auf zwei Verbots-
klauseln, die beide die einzelnen Pflanzen schiitzen und sich nicht allein auf das
Vorkommen beschrédnken. Anders als beim Tierschutz verbietet die FFH-RL in Art. 13
Abs. 1 lit. a) nur das absichtliche Vernichten und Entfernen von Pflanzen aus ihren natiir-
lichen Verbreitungsrdaumen, wobei auch hier der Absichtsbegriff i. S. v. Eventualvorsatz

zu verstehen ist.

3.2 Maoglichkeiten der Erhaltung von Handlungsspielriumen
durch CEF-Measures

In Anbetracht des von der Richtlinie geforderten strengen Artenschutzregimes stellt sich
die Frage, wie nach Art.2 Abs.3 FFH-RL den Anforderungen von Wirtschaft, Gesell-
schaft und Kultur Rechnung zu tragen ist. Der Richtlinientext sieht selber nur die Bertick-

sichtigung derartiger Belange bei der restriktiv anzuwendenden Ausnahmeregelung des

60 EuGH Urt. v. 18.5.2006 — Rs. C-221/04 —, Fischotter, Slg. 2006, I-4515 Rn. 71. Zur insoweit noch
unklareren Caretta-Entscheidung vgl. EuGH Urt. v. 30.1.2002 — Rs. C-103/00 —, Slg. 2002, I-1147 Rn.
36, 39. Auch die Européische Kommission (2007b), Ziff. I1.3.4.a) Rn. 48 and Summary after Rn. 51.
61 EuGH Urt. v. 30.1.2002 — Rs. C-103/00 —, Caretta, Slg. 2002, I-1147 Rn. 36, 39.

62 EuGH Urt. v. 20.10.2005 - Rs. C-6/04 —, Slg, 2005, I-9017 Rn. 79. Nach Ansicht der Européaischen
Kommission verstofien die Mitgliedstaaten gegen das Verbot, wenn sie keine geeignete Strategie
entwickeln, mit der den verschiedenen bekannten Bedrohungen der Fortpflanzungs- und Ruhestat-
ten begegnet werden kénnte (vgl. EuGH Urt. v. 11.1.2007 — Rs. C-183/05 —, Irland, Slg. 2007, I-0000
Rn. 38).

63 Europaische Kommission (2007b), Ziff. I1.3.4.b) Rn. 53 f.; LANA (2006), S. 3.

64 Europdische Kommission (2007b), Ziff. I1.3.4.b) Rn. 54 und Summary nach Rn. 65.
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Art. 16 FFH-RL vor. Die Europdische Kommission hat indes in ihrem , Guidance docu-
ment”® zu Art. 12 ff. FFH-RL den im deutschen Recht bekannten Kompensations-
gedanken aufgegriffen und die Mdglichkeit aufgezeigt, durch vorgezogene funktions-
erhaltende Mafinahmen (measures which ensure the continous ecological functionality:
CEF-Measures) zu gewahrleisten, dass Vorhaben oder Tatigkeiten gar nicht erst den
Tatbestand der Artenschutzverbote erfiillen. Die Kommission hat allerdings die Idee
von CEF-Measures nur fiir Art. 12 Abs. 1 lit. d) FFH-RL mit seinem funktionsbezogenen
Ansatz entwickelt, nicht jedoch fiir die anderen Verbote in Art. 12 und 13 FFH-RL. Sind
Fortpflanzungs- und Ruhestitten nur in ihrer Funktion fiir die lokale Population einer
spezifischen Art zu sichern, miissen nicht einzelne Lebensstédtten erhalten werden, son-
dern konnen auch Alternativangebote (z. B. Erweiterungen oder Verbesserungen des
Habitats) geschaffen werden. Damit aber die Funktionsfihigkeit zu keinem Zeitpunkt
qualitativ oder quantitativ beeintrachtigt ist — in diesem Fall wére Art. 12 Abs. 1 lit. d)
FFH-RL tatbestandsmaflig und es bliebe nur Art. 16 FFH-RL - sind an die CEF-Measures
strenge Anforderungen zu stellen. Sie miissen gewihrleisten, dass die 6kologische Funk-
tion der Lebensstitte der spezifischen betroffenen Art kontinuierlich erhalten bleibt,
wenn nicht gar verbessert wird.” Dies setzt voraus, dass Sicherungs- und Ausgleichs-
mafinahmen im Zeitpunkt der Vorhabendurchfiithrung bereits umgesetzt sind und ihre
Wirksamkeit tiberwacht wird. Anders als die Kompensationsmafsnahmen bei Art. 16
FFH-RL oder gemafs der deutschen Eingriffsregelung® miissen die Maffnahmen in einen
unmittelbaren sachlichen und raumlichen-funktionalen Zusammenhang mit der bedroh-
ten Lebensstatte und Art stehen. Da der Funktionsbezug artspezifisch ist, richten sich
auch die Anforderungen an konkrete CEF-Measures nach der jeweiligen betroffenen
Art.® Die Gewdhrleistungspflicht ist dabei umso hoher, je bedrohter die Art und je
bedeutender der betroffene Standort ist.

CEF-Measures konnen nach Ansicht der Kommission sowohl integrierter Teil des
Vorhabens, als auch anlassunabhédngige Vorsorgemafinahmen sein. Beide Varianten
haben in der Verantwortung einer Zulassungs- oder Planungsautoritat zu stehen, welche
die Moglichkeiten hat, die ausreichende Funktionalitdt der Lebensstitte zu iiberwachen
und sicherzustellen.”” CEF-Measures sind daher nur im Rahmen eines formlichen
Zulassungsverfahrens einsetzbar und durch verbindliche Nebenbestimmungen der
Zulassungsentscheidung oder 6ffentlich-rechtliche Vertrage abzusichern.”

65 Europdische Kommission (2007b), Ziff. 11.3.4.d) Rn. 72 - 79. Vgl. hierzu die LANA Hinweise
(2006), S. 3 1.

66 Skeptisch hinsichtlich der Vereinbarkeit mit der FFH-RL Gellermann (2007b), S. 135.

67 Europdische Kommission (2007b), Ziff. I1.3.4.d) Rn. 74, 76.

68 Zu den Unterschieden zwischen einer Kompensation nach der Eingriffsregelung und den CEF-
Measures Kack (2006), S. 521 f.

69 Europaische Kommission (2007b), Ziff. I11.3.4.d) Rn. 76; LANA (2006), S. 4; Kock (2006), S. 521 f.
70 Europaische Kommission (2007b), Ziff. 11.3.4.d) Rn. 77.

71 LANA (2006), S. 4.
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3.3 Abweichungsmoglichkeiten von den artenschutzrechtlichen Verboten

Ausnahmen von dem strengen Schutzsystem der in Anhang IV gelisteten Arten
gestattet nur Art. 16 FFH-RL. Die genauen und erschopfenden Festlegungen” in Art. 16
sind gemaf$ der Rechtsprechung des EuGH restriktiv auszulegen und gestatten nicht jede
an sich rechtméglige Handlung.” Art. 12, 13 und 16 FFH-RL bilden ein in sich stimmiges
Regelungssystem, weshalb jede Verletzung von Art. 16 auch Art. 12 und 13 verletzt.”* Die
Gewidhrung einer Ausnahme muss das letzte Mittel sein” und setzt das Vorliegen von
folgenden drei Tatbestanden voraus.

Erstens muss ein wichtiger Grund fiir das Ausnahmebegehren vorliegen. Als wich-
tige Abweichungsgriinde nennt Art. 16 Abs. 1 lit. ¢) FFH-RL (wie die Vogelschutzricht-
linie) das Interesse der Volksgesundheit und der 6ffentlichen Sicherheit, ldsst aber auch
andere zwingende Griinde des 6ffentlichen Interesses, einschliefilich solcher sozialer oder
wirtschaftlicher Art zu. Insoweit kann auf die Ausnahmevorschrift des Art. 6 Abs. 4 FFH-
RL beim Habitatschutz verwiesen werden (siehe Abschnitt 2.3). Kurzfristige 6ffentliche
Interessen oder lediglich private Interessen konnen eine Ausnahme in aller Regel nicht
rechtfertigen.” Praktisch bedeutsam ist auch Art. 16 Abs. 1 lit. b) FFH-RL, welcher Hand-
lungen zur Verhiitung ernster Schaden insbesondere an Kulturen und in der Tierhaltung,
sowie an Waldern, Fischgriinden und Gewassern sowie an sonstigen Formen von Eigen-
tum als Ausnahmegriinde anerkennt.

Zweitens darf es keine anderweitige zufrieden stellende Losung geben. Diese
Anforderung entspricht Art. 6 Abs. 4 FFH-RL und beinhaltet eine rdumliche und sach-
liche Alternativenpriifung, die sich im Falle einer zumutbaren” artenschutzrechtlichen
Alternative”™ zu einem strikt beachtlichen Vermeidungsverbot wandelt, welches nicht
durch eine planerische Abwagung iiberwunden werden kann.”

Drittens miissen die Populationen der betroffenen Art in ihrem natiirlichen Ver-
breitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung in einem giinstigen Erhaltungszustand
verweilen. Dieses Tatbestandsmerkmal setzt zweierlei voraus. Zum einen ist der
gegenwartige Zustand der betroffenen Art sowohl hinsichtlich der lokalen Population als
auch hinsichtlich des Gesamtzustandes im natiirlichen Verbreitungsgebiet zu ermitteln,
wobei dem ortlichen Zustand grofiere Bedeutung beizumessen ist.® Zum anderen sind

die Auswirkungen der Ausnahmebewilligung zu priifen. Soll die Art in einem giinstigen

72 EuGH Urt. v. 11.1.2007 — Rs. C-183/05 —, Irland, Slg. 2007, I-0000 Rn. 48.

73 EuGH Urt. v. 20.10.2005 - Rs. C-6/04 —, Slg, 2005, I-9017 Rn. 111, 113. Dem folgend Europaische
Kommission (2007b), Ziff. II1.1.2. Rn. 9 -12.

74 EuGH Urt. v. 20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg, 2005, I-9017 Rn. 112.

75 Europaische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.2. Rn. 38.

76 Europdische Kommission (2007b), Ziff. II1.2.1.c) Rn. 23 f.

77 Groflere Unannehmlichkeiten und Verhaltensianderungen sind jedoch hinzunehmen (Europa-
ische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.2. Rn. 41).

78 Ein Verzicht wére als Null-Variante auch hier keine Alternative.

79 Europaische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.2. Rn. 39; LANA (2006), S. 5.

80 Europdische Kommission (2007b), Ziff. II1.2.3. Rn. 46, 49 f., 52.
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Erhaltungszustand verweilen, darf das vom Artenschutz abweichende Vorhaben die
betroffene Population, ihre Aussichten und ihr Verbreitungsgebiet nicht erheblich beein-
trachtigen.®! Dies beinhaltet, dass die Art langfristig weiterhin ein lebensfahiges Element
des natiirlichen Lebensraumes, dem sie angehort, bilden muss, dass ihr Verbreitungs-
raum nicht abnimmt und ein geniigend grofser Lebensraum vorhanden sein wird (Art. 1
lit. i) FFH-RL). Bei einem bereits bestehenden schlechten Erhaltungszustand sind die
Anforderungen dabei umso strenger.® Im Allgemeinen setzt eine Ausnahmebewilligung
voraus, dass der Mitgliedstaat alle notwendigen Maffnahmen getroffen hat, um den
Schutz und das Ziel eines giinstigen Erhaltungszustandes der betroffenen Art sicherzu-
stellen.®> Des Weiteren erachtet die Kommission es trotz der fehlenden Erwdhnung in der
Richtlinie als zuldssig, im Fall von Art. 12 Abs. 1 lit. d) FFH-RL eine Verschlechterung des
Zustandes durch Kompensationsmafinahmen auszugleichen.#* Bei Eingriffen in
Fortpflanzungs- und Ruhestdtten gentiigt — wie schon bei den CEF-Measures -, wenn im
Ergebnis die Funktionalitit der Stitten fiir die jeweilige Population gewahrt ist. Da
Kompensationsmafinahmen anders als CEF-Measures nur den giinstigen Erhaltungs-
zustand der Population in ihrem natiirlichen Verbreitungsgebiet sichern miissen, ist der
Bezug zur konkret betroffenen Lebensstatte gelockerter und konnen auch an anderen
Orten Lebensstdtten der betroffenen Art als Ausgleich verbessert oder eingerichtet
werden.® Dabei sind die negativen Wirkungen aber vollumfianglich entsprechend den
Anforderungen der Art auszugleichen.® Um die Kompensationswirkung tatsdchlich zu
gewahrleisten, sollten die Mafinahmen schon vor dem Eingriff wirksam sein (vorge-
zogener Ausgleich).?” Die Kommission betont, dass Kompensationsmafinahmen nicht die
Voraussetzungen von Art. 16 FFH-RL entwerten diirfen.

Im Ergebnis sind die Moglichkeiten, durch CEF-Measures bzw. Kompensationsmafs-
nahmen den Artenschutz effektiv zu sichern und gleichzeitig beeintrachtigende wirt-
schaftliche oder gesellschaftliche Vorhaben durchzufiihren, begrenzt. Zum einen stellt
die Kommission mit dem vollumfanglichen und vorgezogenen Ausgleich hohe Anforde-
rungen an derartige Maffnahmen. Zum anderen hélt die Kommission derartige Aus-

gleichsmafinahmen nur bei Beeintrdachtigungen von Fortpflanzungs- und Ruhestatten

81 Europaische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.3.b. Rn. 51.

82 Mafistab ist hier gleichwohl der aktuelle, ungiinstige Zustand und nicht ein angestrebter
glinstiger Erhaltungszustand (LANA (2006), S. 6).

83 Europdische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.3.b. Rn. 53 lit. a).

84 Europdische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.3.b. Rn. 53 lit. c), 55 ff.; LANA (2006), S. 6.

85 LANA (2006), S. 6; Kick (2006), 518 (523).

86 Europdische Kommission (2007b), Ziff. II1.2.3.b. Rn. 55. Die Ausweitung der Kompensations-
moglichkeit auf alle Artenschutzverbote durch die LANA (2006), S. 6., geht daher weit iiber den
Kommissionsvorschlag hinaus und diirfte nicht mehr dem einheitlich zu betrachtenden System der
Art. 12, 13, 16 FFH-RL entsprechen. Im Ubrigen stellt sich die praktische Frage, ob und wie z. B.
Storungen einer Art artspezifisch und vollumféanglich kompensiert werden kénnten, da Stérungen
i. d. R. irreversibel sind.

87 Europaische Kommission (2007b), Ziff. II1.2.3.b. Rn. 55; LANA (2006), S. 6; Gellermann (2003),
S. 393.
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aufgrund des dortigen funktionsbezogenen Verbotes fiir mdglich, nicht aber z. B. bei
Storungen der Arten an sich. Diese vorsichtige Herangehensweise ist verstandlich, da die
FFH-RL weder in Art. 12 noch in Art. 16 Ausgleichsmafinahmen vorsieht, vielmehr fiir
die gefdhrdeten Arten des Anhang IV ein strenges Schutzregime errichtet wissen will.

3.4 Bewertung am Mafistab des Effizienzpostulats

Die Bewertung am Mafistab des Effizienzpostulats entspricht der Bewertung beziiglich
der gebietsbezogenen Schutzvorschriften (siehe oben 2.4). Genauso wie bei den gebiets-
bezogenen Vorschriften bestimmen auch bei den Artenschutzregelungen zunédchst aus-
schlieflich naturschutzfachliche (artenschutzfachliche) Uberlegungen das Schutzregime.
Soziookonomische Erwadgungen kommen erst auf einer zweiten Stufe, im Rahmen eines
eng gefassten Ausnahmeregimes ins Spiel. Diese eindeutige Vorrangbestimmung fiir den
Artenschutz gegeniiber anderen oOffentlichen Interessen ist das Ergebnis einer qualitati-
ven Gesamtabwagung durch den europdischen Gesetzgeber und als solche grundsatzlich
nicht offensichtlich unangemessen.

Allerdings gibt es mit Blick auf den Vogelschutz eine Besonderheit: Das Artenschutz-
regime der europdischen VS-RL erfasst nicht nur solche Arten, deren besondere Schutz-
wirdigkeit durch ein fachlich ausgewiesenes Listensystem untermauert ist, sondern
bezieht alle europdischen Vogelarten in den Schutzbereich der Artenschutzregelungen
ein (Art. 5i. V. m. Art. 1 VS-RL). Auch fiir europdische Vogelarten, die ubiquitar verbrei-
tet und in keiner Weise in ihrem Bestand gefahrdet sind, gilt die Anforderung, dass
beispielsweise ihre Nester nicht absichtlich zerstort werden diirfen (Art. 5 lit. a VS-RL),
wobei als absichtlich, wie gezeigt, nicht nur finales — auf Zerstérung abzielendes —
Handeln qualifiziert wird, sondern jedes Handeln, das in Kenntnis dessen vorgenommen
wird, dass die Art dadurch in Mitleidenschaft gezogen wird (siehe oben 3.1). Ob eine
solche Regelung, die fiir jede europdische wildlebende Vogelart gilt, noch als angemessen
bezeichnet werden kann, darf bezweifelt werden.

Spielraume fiir das Auffinden effizienter Losungen im Einzelfall ergeben sich aus der
Anerkennung sog. CEF-Measures (siehe oben 3.2) und den Ausnahmetatbestanden
(Art. 16 FFH-RL; enger demgegentiber: Art. 9 VS-RL). Sie erhalten in engen Grenzen eine
Flexibilitat des Handelns fiir die Verwirklichung anderer offentlicher Interessen.

4 Der nationale Rechtsrahmen fiir den Naturschutz

Der nationale Rechtsrahmen fiir den Naturschutz kann an dieser Stelle nur schlaglicht-
artig beleuchtet werden. Interessant erscheinen vor dem Hintergrund des europaischen
Rechts vor allem die Entscheidungsspielriume bei der Ausweisung von Schutz-
gebieten. Anders als das europdische Recht lasst das nationale Recht schon im Vorgang
der Entscheidung iiber die Unterschutzstellung von Gebieten die Beriicksichtigung sozio-

okonomischer Aspekte zu. Dieses Entscheidungsregime ist fiir die sog. FFH-Gebiete
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(Natura 2000-Netz) zwar europarechtlich iiberholt, bleibt im Ubrigen aber weiterhin
anwendbar.

Das nationale Artenschutzrecht ist Ende der 90er Jahre an den europarechtlichen
Rechtsrahmen angepasst worden, allerdings nur halbherzig und mit einer Betonung des
Kompensationsgedankens, die dem Artenschutzanliegen des europdischen Rechts nicht
gerecht geworden ist. Demgemaf; hat der Européische Gerichtshof im Januar 2006 fest-
gestellt, dass die Bundesrepublik Deutschland ihre Rechtsordnung nicht in ausreichen-
dem Mafle auf das europdische Artenschutzrecht eingestellt hat. Ein den Vorgaben des
europaischen Rechts geniigendes nationales Artenschutzrecht ist bislang nicht geschaffen
worden. Die sog. ,kleine BNatSchG-Novelle”# zur Anpassung an das europaische Arten-
schutzrecht ist im Gesetzgebungsprozess in die Kritik geraten, nachdem abermals
Verstofie gegen europdisches Recht geriigt worden sind.®* Das weitere Schicksal des

Gesetzgebungsverfahrens ist derzeit ungewiss.

4.1 Entscheidungsspielriume bei der Ausweisung von Schutzgebieten
(§ 22 Abs. 1 und 2 BNatSchG)

Zum Schutz von Teilen von Natur und Landschaft sieht das deutsche Naturschutzrecht
schon seit dem Reichsnaturschutzgesetz die Moglichkeit der Ausweisung von speziellen
Schutzgebieten vor. Die aktuelle Bundesregelung in §§ 22 bis 31 BNatSchG listet und
charakterisiert verschiedene Schutzgebietskategorien auf, die fiir die Lander verbindlich
und abschlieffend sind.* Gleichwohl bedarf die Bundesregelung als Rahmenrecht der
weiteren landesgesetzlichen Ausgestaltung (vgl. §§ 11, 6 Abs. 3 BNatSchG). Die Landes-
gesetze enthalten insbesondere Vorgaben zu Form, Inhalt und Verfahren der Schutz-
gebietserkldarungen i. S. v. § 22 Abs. 2 BNatSchG.*

Anders als bei den gemeinschaftsrechtlich festgelegten FFH-Gebieten steht die Ent-
scheidung {iber die Unterschutzstellung, Auswahl und Zuschnitt von nationalen Schutz-
gebieten nach §22 Abs.1 BNatSchG und den entsprechenden Landesregelungen im
Ermessen der fiir die Gebietsausweisung zustdndigen Behorden (Entschliefungs-
ermessen). Auch die Festlegung der Schutzziele und der Schutzmafinahmen ist eine
Ermessensentscheidung der Behorde (Auswahlermessen). Es miissen dabei folgende
Anforderungen erfiillt sein.

Erstens muss das Gebiet schutzwiirdig sein.”? Dies erfordert, dass das Gebiet die

gesetzlichen Merkmale der in Betracht gezogenen Schutzgebietskategorie schon aufweist

88 Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur Anderung des BNatSchG (Fn. 14).

89 Siehe etwa die Stellungnahme des NABU (2007).

90 Schmidt-Réintsch in: Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réantsch (2003), §22 Rn. 4 ff.; Schu-
macher/Schumacher/Fischer-Hiiftle (Fn. 24), § 22 Rn. 5 f.

91 I. d. R. sehen die Lander die Form der Rechtsverordnung vor, die von den Naturschutz-
behorden erlassen werden. Zur Errichtung eines Nationalparks ist teilweise auch ein formelles
Gesetz vorgeschrieben (vgl. Schmidt-Rintsch (Fn. 90), § 22 Rn. 16).

92 BVerwG Beschl. v. 18.7.1997 — 4 BN 5/97 —, NuR 1998, 37 (38).
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bzw. entsprechend entwicklungsfahig ist und sich zur Verwirklichung der jeweiligen
Schutzziele eignet.®* Zweitens muss das ausgewdhlte Gebiet schutzbediirftig sein, was
zumindest eine abstrakte Gefdhrdung der Schutzgiiter voraussetzt.** Eine solche wird in
Anbetracht des starken Nutzungsdrucks auf Naturrdume aber in aller Regel bestehen
und auch durch andere Sicherungsmittel, wie z. B. Vertragsnaturschutz, eine Gefihrdung
nicht vollstandig auszuschliefien sein.?

Die Feststellung der Schutzwiirdigkeit und Schutzbediirftigkeit hat allein nach
naturschutzfachlichen Kriterien zu erfolgen.®® Andere konkurrierende Belange sind erst
anschlieflend bei der verbindlichen Ermessenentscheidung zu beriicksichtigen.

Die Entscheidung {iber das Gebiet, die Wahl der Schutzgebietskategorie und den
Schutzzweck einschliefllich der erforderlichen Ver- und Gebote muss rechtmafiig sowie
verhéltnismafiig sein und daher zwischen den Zielen des Naturschutzes und entgegen-
stehenden Belangen (z. B. Eigentiimerfreiheit Art. 14 GG, kommunales Selbstverwal-
tungsrecht Art. 28 Abs.2 GG) einen angemessenen Ausgleich finden (§2 Abs.1 S.1
BNatSchG), wobei dem Naturschutz aufgrund Art.20a GG erhebliches Gewicht zu-
kommt.”” Die Entscheidung ist aufgrund des Ermessensspielraumes nur hinsichtlich der
rechtlichen Grenzen gerichtlich iiberpriifbar. Schutzgebietsordnungen werden aber
grundsatzlich Befreiungsmoglichkeiten fiir Ver- und Gebote enthalten miissen, um
Hartefélle abfedern zu konnen.”® Die Moglichkeit der Befreiung ergibt sich allerdings
schon aus dem Gesetz selbst (§ 62 BNatSchG).

4.2 Der nationale Rechtsrahmen fiir den Artenschutz

Die im 5. Abschnitt des BNatSchG enthaltenen Artenschutzvorschriften erfuhren 1998
eine Anpassung an das européische Recht und wurden 2002 im Wesentlichen nur neu
gegliedert. Wahrend §§ 39 bis 41 BNatSchG Rahmenvorschriften zum Schutz aller wild-
lebenden Tiere und Pflanzen enthalten, regeln §§ 42 bis 50 BNatSchG unmittelbar den

gemeinschaftsrechtlich geforderten Schutz besonders oder streng geschiitzter Tiere und

93 Schumacher/Schumacher/Fischer-Hiiftle (Fn. 24), § 22 Rn. 9; Schmidt-Rintsch (Fn. 90), § 22 Rn. 14 ff.
94 BVerwG, Beschl. v. 18.7.1997 — 4 BN 5.97 —, NuR 1998, 37 (38 f.); Schumacher/Schumacher/Fischer-
Hiiftle (Fn. 24), § 22 Rn. 10.

95 Schumacher/Schumacher/Fischer-Hiiftle (Fn. 24), § 22 Rn. 10 m.w.N.

96 Marzik/Wilrich (2004), § 22 Rn. 26 ff.

97 Vgl. BVerwG Beschl. v. 29.1.2007 — 7 B 68.06 —, NuR 2007, 268 (269); Urt. v. 11.12.2003 — 4 CN
10.02 —, NuR 2004, 311 f.; Urt. 31.01.2001 — 6 CN 2.00 —, E 112, 373 (379 {.); Beschl. v. 18.7.1997 — 4 BN
5/97 —, NuR 1998, 37 (39 f.); OVG Bremen, Beschl. v. 29.8.1989 — 1 N 2/88 —, NuR 1990, 82 (85 f.);
Schumacher/Schumacher/Fischer-Hiiftle (Fn. 24), § 22 Rn. 11 ff. m.w.N.; Schmidt-Réintsch (Fn. 90), § 22
Rn. 17.

98 BVerwG Urt. 31.01.2001 — 6 CN 2.00 —, E 112, 373 (377 ff.); Beschl. v. 17.1.2000 — 6 BN 2/99 —,
NVwZ-RR 2000, 339 (340); Beschl. v. 18.7.1997 — 4 BN 5/97 —, NuR 1998, 37 (40); Schmidt-Réintsch
(Fn. 90), § 22 Rn. 24, 51 {.
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Pflanzen i. S. der Anhdnge A und B der Artenschutzverordnung 338/97/EG*, des
Anhangs IV der FFH-RL und der europaischen Vogelarten (§ 10 Abs. 2 Nr. 10 BNatSchG).
Hinsichtlich der streng geschiitzten Tier- und Pflanzenarten verbieten § 42 Abs. 1 Nr. 3
und 4 BNatSchG weitergehend jegliche Storung oder Beeintrachtigung, weshalb der Aus-
nahmevorschrift in § 43 Abs. 4 BNatSchG'™ eine umso grofSere Bedeutung zukam.

Da die Artenschutzverbote in § 42 Abs. 1 BNatSchG zum Teil {iber den europaischen
Artenschutz hinausgehen, indem eine Beschrankung auf vorsitzliche Handlungen nicht
erfolgte, sollte §43 Abs.4 BNatSchG den weitergehenden deutschen Artenschutz
zugunsten der ordnungsgemafien Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft sowie nach § 19
BNatSchG zugelassener Eingriffe wieder auf das europdische Maf zuriickfiihren. In der
Auslegung durch das BVerwG erfuhr die Ausnahmevorschrift mit der sehr restriktiven
Interpretation des Begriffs ,absichtlich” in §43 Abs.4 S. 1 letzter HS. BNatSchG eine
deutliche Erweiterung dahingehend, dass unvermeidbare Folgen rechtmafsigen Handelns
als nicht absichtlich galten und insofern nicht den Artenschutzverboten unterfielen.’ Bei
Vorhaben, die der Eingriffsregelung unterlagen, wurde damit die Kompensation zur
entscheidenden Stellgrofie der Zulassigkeit.

In einem seit 1998 andauernden Vertragsverletzungsverfahren hat der EuGH mit
Urteil v. 10.1.2006' festgestellt, dass Deutschland die FFH-RL nicht korrekt umgesetzt
hat und insbesondere § 43 Abs. 4 BNatSchG die FFH-RL verletzt. Zum einen verst6t die
Freistellung von nicht absichtlichen Beeintrachtigungen gegen Art. 12 Abs. 1 lit. d) FFH-
RL, der — wie erwadhnt — Fortpflanzungs- und Ruhestétten auch vor nicht absichtlichen
Beschadigungen geschiitzt wissen will.’® Zum anderen entspricht § 43 Abs. 4 BNatSchG
als Ausnahmevorschrift’® nicht den expliziten Vorgaben von Art.16 FFH-RL. Die
Europarechtswidrigkeit ist aufgrund der strukturellen Defizite von § 43 Abs. 4 BNatSchG

als umfassend anzusehen, auch wenn §42 Abs.1 BNatSchG einen weiterreichenden

99 Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9.12.1996 iiber den Schutz von Exemplaren wild
lebender Tier- und Pflanzenarten durch Uberwachung des Handels, ABL. EG Nr. L 61, 1 ff.,, Nr. L
100, 72 ff. und Nr. L 298, 70 ff.

100 , Die Verbote (...) gelten nicht fiir den Fall, dass die Handlungen bei der guten fachlichen
Praxis (...) oder bei der Ausfithrung eines nach § 19 zugelassenen Eingriffs, bei der Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem UVP-Gesetz (...) vorgenommen werden, soweit
hierbei Tiere, einschliefslich ihrer Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstitten und Pflanzen der
besonders geschiitzten Arten nicht absichtlich beeintrachtigt werden”.

101 BVerwG Urt. v. 11.1.2001 — 4 C 6.00 —, E 112, 321 (330); Beschl. v. 12.4.2005 — 9 VR 41.04 —, NuR
2005, 538, 541. Zustimmend OVG Liineburg Urt. v. 1.9.2005 - 7 KS 220/02 —, ZUR 2006, 38, 41;
Lorz/Miiller/Stickel (2003), § 43 Rn. 15 f.; Miiller (2005), S. 160, 162 f.

Fiir eine weite Auslegung des Begriffs dagegen VGH Kassel, Urt. v. 24.11.2003 — 3 N 1080/03 —, NuR
2004, 393, 394; Urt. v. 25.2.2004 — 3 N 1699/03 —, NuR 2004, 397 {.; Gellermann (2003), S. 388 m.w.N.;
Louis (2001), S. 389; Fischer-Hiiftle (2005), S. 769 £.; Kdck (2006), S. 520.

102 EuGH Rs. C-98/03, Slg. 2006, I-53 Rn. 53 - 62.

103 A.A. Miiller (2005), S. 163.

104 Der EuGH hat die Vorschrift entsprechend ihrer Bezeichnung als Ausnahmevorschrift zu den
Artenschutzverboten (Rn. 61) und nicht z. B. als negative Tatbestandsbegrenzung angesehen.
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Schutz normiert.’ Der Vorrang des Gemeinschaftsrechts fiihrt zur unmittelbaren An-
wendung des oben erdrterten EG-Rechts, bis Deutschland sein Artenschutzrecht ent-
sprechend erneuert hat.1%

Des Weiteren hat der EuGH mittlerweile die Auslegung des Begriffs ,absichtlich” in
Art. 12 Abs. 1 FFH-RL ausdriicklich dahingehend gekldrt, dass auch die zumindest in
Kauf genommene Storung absichtlich im Sinne der Richtlinie ist.’” Das BVerwG wird

daher seine Auslegung des Begriffs endgiiltig revidieren miissen. 0

4.3 Bewertung am MafSstab des Effizienzpostulates

Der vergleichende Blick auf das nationale Gebietsschutzrecht zeigt, dass der nationale
Gesetzgeber, anders als der europdische Gesetzgeber, die Vorrangentscheidung nicht
selbst getroffen, sondern an die dafiir zustandigen Behorden tiberantwortet hat. Die
Unterschutzstellung von Gebieten ist als Einzelfall bezogene Ermessensentscheidung der
dafiir zustandigen Behorden ausgestaltet. Schutzwiirdigkeit und Schutzbediirftigkeit auf
der naturschutzfachlichen Seite sind tatbestandliche Voraussetzungen fiir die Auswei-
sung von Schutzgebieten, die Rechtsfolge ist aber nicht zwingend vorgegeben, sondern
lasst Raum fiir die Beriicksichtigung konkurrierender soziookonomischer Anspriiche an
die Nutzung. Die konkurrierenden Nutzungsanspriiche konnen sich schon im Rahmen
des sog. EntschlieSungsermessens niederschlagen, wenn die Behdrde die soziodko-
nomischen Nutzungsanspriiche als so gewichtig ansieht, dass sie von der Unterschutz-
stellung Abstand nimmt. Haufiger wirken sich konkurrierende Nutzungsanspriiche aller-
dings im Rahmen des sog. Ausgestaltungsermessens bei der Entscheidung tiber den
raumlichen Zuschnitt der Schutzgebiete aus, die hdufig zu klein dimensioniert sind und
damit nicht ausreichen, um die Schutzziele im Gebiet erreichen zu kénnen. Die europa-
ische Herangehensweise ist deutlich effektiver und — legt man den insgesamt besorgnis-
erregenden Zustand der biologischen Vielfalt in Europa zugrunde — auch effizienter, weil
das europdische Schutzkonzept bessere Chancen bietet, die politisch gesetzten
Erhaltungsziele erreichen zu konnen.

Bezogen auf das Artenschutzrecht ist festzustellen, dass das nationale Recht Konflikte
zwischen Artenschutz, Landwirtschaft und vorhabenbezogenem Fachrecht durchgangig
zugunsten von Landwirtschaft und Fachrecht entschieden hat.'® Die gute fachliche
Praxis der Landwirtschaft und die Abarbeitung der Pflichten der Eingriffsregelung

105 BVerwG Urt. v. 21.6.2006 — 9 A 28/05 —, ZUR 2006, 543 (545); Kdck (2006), S. 520. A.A. Kratsch,
(2007), S. 27 f.

106 Siehe den Gesetzesentwurf der Bundesregierung (Fn. 13) (kritisch Gellermann (2007a).

107 EuGH Urt. v. 18.5.2006 — Rs. C-221/04 —, Fischotter, Slg. 2006, 1-4515 Rn. 71. Siehe oben
Abschnitt 3.1.

108 Zweifel duferte schon der 4. Senat des BVerwG im Urt. v. 16.3.2006 — 4 A 1075.04 —, E 125, 116
Rn. 559 ff.

109 Der BNatSchG-Entwurf (Fn. 14) hélt an dieser Privilegierung fest (siehe Art. 1 Nr. 2 und 7).
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dispensieren von artenschutzrechtlichen Verboten, obwohl weder die gute fachliche
Praxis noch die Eingriffsregelung spezifische artenschutzbezogene Standards kennen.

Erst durch die Vorschriften des europaischen Artenschutzrechts hat der Artenschutz
Effektivitat und Effizienz gewonnen.

5 Schlussbetrachtung

Das europaische Gebiets- und Artenschutzrecht hat zu einer deutlichen Effektivierung
des Naturschutzes gefiihrt. Diese Effektivierung hélt einer Uberpriifung am Mafistab des
Effizienzpostulates stand, wenn man mit dem europdischen Gesetzgeber den Zustand
der biologischen Vielfalt in Europa als besorgniserregend anerkennt und demgemafs
Mafinahmen zur Ertiichtigung und Starkung des Naturschutzrechts als angemessen
qualifiziert. SozioSkonomische Erfordernisse werden auch im européischen Naturschutz-
recht nicht ausgeblendet, sondern kénnen sich im Rahmen eines allerdings streng gefass-
ten Ausnahmeregimes Geltung verschaffen. Groflere Beweglichkeit fiir das Verfolgen
anderer Offentlicher Interessen wird zuriickgewonnen durch vorausschauende funktions-
erhaltende Mafinahmen bzw. andere funktionssichernde Kompensationen. Dies setzt

allerdings ein leistungsfahiges Monitoring und ein Kompensationsmanagement voraus.
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EuGH
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ff.

FFH
FFH-RL
Fn.

GG

HS.
i.d.R.
i. S.

i. V.m.
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lit.
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NABU
NuR
NVwZ
RL (EG)
Rn.

Rs.

Slg.

anderer Ansicht

Amtsblatt

Absatz

Artikel
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Bundesamt fiir Naturschutz

Bundesministerium fiir Umwelt, Natur und Reaktorsicherheit
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in Verbindung mit

Landerarbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und
Erholung

Buchstabe

mit weiteren Nachweisen

Naturschutzbund Deutschland

Natur und Recht (Zeitschrift)

Neue Zeitschrift fiir Verwaltungsrecht

Richtlinie der Européaischen Union

Randnummer(n)
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SUP
Tz.
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Zeitschrift fiir Umweltrecht

209



210

Annex 2

gesonderte Auflistung der Literatur

Cosack, T. (2002) Erheblichkeitsschwelle und Ausnahmeregelungen nach § 34 BNatSchG
— Garanten fiir eine ausgewogene Vertréaglichkeitspriifung? Umwelt- und Planungsrecht
(UPR), S. 250 - 258.

Europdische Kommission (2000) NATURA 2000 — Gebietsmanagement. Luxembourg:
Amt fiir Amtliche Verdffentlichungen der Europdischen Gemeinschaften.

Europdische Kommission (2004) Mitteilung der Kommission an den Rat und an das
Europaische Parlament — Finanzierung von Natura 2000, KOM (2004) 431 endg.
Briissel.

Europaische Kommission (2007a) Guidance document on Article 6(4) of the "Habitats
Directive’ 92/43/EEC. Luxembourg: Amt fiir Amtliche Verdffentlichungen der
Europiischen Gemeinschaften.

Européaische Kommission (2007b) Guidance document on the strict protection of animal
species of Community interest under the Habitat Directive 92/43/EEC, Final-Version,
Februar 2007, Briissel .

Fisahn, A. (2006) Vertragsverletzung durch die Bundesrepublik Deutschland wegen
mangelhafter Umsetzung der FFH-Richtlinie. Zeitschrift fiir Umweltrecht (ZUR), S. 137-
139.

Fischer-Hiiftle, P. (1999) Zur Umsetzung der FFH-Richtlinie in das Bundes- und
Landesnaturschutzrecht. Zeitschrift fiir Umweltrecht (ZUR), S. 66-72.

Fischer-Hiiftle, P. (2005) Zur ,,absichtlichen” Beeintrdchtigung europarechtlich
geschiitzter Arten. Natur und Recht (NuR), S. 768-770.

Gassner, E., Bendomir-Kahlo, G. & Schmidt-Rantsch, J. (2003) Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG), 2. Aufl. Miinchen: Beck.

Gellermann, M. (2003) Artenschutz in der Fachplanung und der kommunalen
Bauleitplanung. Natur und Recht (NuR), S. 385-394.

Gellermann, M. (2007a) Artenschutzrecht im Wandel. Natur und Recht (NuR), S. 168-172.

Gellermann, M. (2007b) Das besondere Artenschutzrecht in der kommunalen Bauleit-
planung. Natur und Recht (NuR), S. 132-138.

Hofmann, E. (2006) Die européische Folgenabschitzung in der Umweltpolitik. Zeitschrift
fiir Umweltrecht (ZUR), S. 574-581.

Kock, W. (2002) Gesetzesfolgenabschiatzung und Gesetzgebungsrechtslehre.
Verwaltungsarchiv 93 (Gesetzesfolgenabschatzung und Gesetzgebungsrechtslehre),
S.1-21.

Kock, W. (2005) Der Kohdrenzausgleich fiir Eingriffe in FFH-Gebiete. Zeitschrift fiir
Umweltrecht (ZUR). S. 466-470.

Kock, W. (2006) Auswirkungen des europdischen Artenschutzrechts auf die kommunale
Bauleitplanung. Zeitschrift fiir Umweltrecht (ZUR), S. 518-523.

Kratsch, D. (2007) Neue Rechtsprechung zum Artenschutz. Natur und Recht (NuR), S. 27-
29.



W. Kick & S. Mockel — Der europiische und nationale Rechtsrahmen fiir den Naturschutz

Landerarbeitsgemeinschaft Naturschutz Landschaftspflege und Erholung (LANA) (2006)
Hinweise der LANA zur Anwendung des europdischen Artenschutzrechts bei der
Zulassung von Vorhaben und Planungen. Beschluss vom 29.5.2006.

Landmann/Rohmer Umweltrecht — Band IV Sonstiges Umweltrecht. Loseblatt. Miinchen:
Beck.

Lorz, A., Miiller, M.H. & Stockel, H. (2003) Naturschutzrecht (BNatSchG). 2. Aufl.
Miinchen: C. H. Beck.

Louis, H. W. (2001) Zur Bedeutung des naturschutzrechtlichen Artenschutzes bei der
Zulassung von Bauvorhaben im unbeplanten Innenbereich. Natur und Recht (NuR),

S. 388-390.

Marzik, U. & Wilrich, T. (2004) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). Baden-Baden:
Nomos.

Miiller, M. (2005) Das System des deutschen Artenschutzrechts und die Auswirkungen
der Caretta-Entscheidung des EuGH auf den Absichtsbegriff des § 43 Abs. 4
BNatSchG. Natur und Recht (NuR), S. 157-163.

NABU (2007) Stellungnahme zur Novelle BNatSchG vom 22.12.2006. Bonn: 24.1.2007.

Niederstadt, F. (1998) Die Umsetzung der Flora-Fauna-Habitatrichtlinie durch das zweite
Gesetz zur Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes. Natur und Recht (NuR), S. 515-
526.

Ramsauer, U. (2000) Die Ausnahmeregelungen des Art. 6 Abs. 4 der FFH-Richtlinie.
Natur und Recht (NuR), S. 601-611.

Schumacher, ]. & Fischer-Hiiftle, P. (2003) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). Stuttgart:
Kohlhammer.

Sparwasser, R., Engel, R. & VofSkuhle, A. (2003) Umweltrecht. 5. Aufl. Heidelberg: C.F.
Miiller.

Wolf, R. (2005) Die Beriicksichtigung der wirtschaftlichen und sozialen Belange bei der
Umsetzung des FFH-Rechts. Zeitschrift fiir Umweltrecht (ZUR), S. 449-458.

Wickel, M. & Bieback, K. (2004) Der Ausbau von Bundesverkehrswegen und das FFH-
Schutzregime. Bayerische Verwaltungsblitter (BayVBL.), S. 353-364.

211



212



Autorenverzeichnis

Dipl. Ing. agr. Alexander Becker

Stiftung Rheinische Kulturlandschaft

Rochusstrafse 18 - 53123 Bonn

Tel. 0228 - 61 99 656 - Fax -62 00 249

a.becker@rheinische-kulturlandschaft.de - www.rheinische-kulturlandschaft.de

Prof. Dr. Detlef Czybulka

Lehrstuhl fiir Staats- und Verwaltungsrecht, Umweltrecht und

Offentliches Wirtschaftsrecht

Juristische Fakultat der Universitat Rostock

Richard-Wagner-Strafse 31 - 18119 Rostock-Warnemiinde

Tel. 0381 498 - 8250 - Fax -8252

detlef.czybulka@uni-rostock.de - www.iura.uni-rostock.de/Czybulka/Czybulka.htm

Dr. Ralf Déring

Lehrstuhl fiir Landschafts6konomie

Institut fiir Botanik und Landschaftsokologie der
Ernst-Moritz-Arndt-Universitat Greifswald
Grimmer Str. 88 - 17489 Greifswald

Tel. 0 38 34 86-41 27 - Fax -41 07
doering@uni-greif swald. de

Dr. Martin Drechsler

Helmholtzzentrum fiir Umweltforschung GmbH - UFZ
Department Okologische Systemanalyse

Permoserstr. 15 - 04318 Leipzig

Tel. 0341 235 - 2039 - Fax -3500

martin.drechsler@ufz.de - www.ufz.de/index.php?de=3756

Prof. Dr. Ulrich Hampicke

Lehrstuhl fiir Landschaftsokonomie und Landnutzung
Institut fiir Botanik und Landschaftsokologie der
Ernst-Moritz-Arndt-Universitdt Greifswald

Grimmer Str. 88 - 17489 Greifswald

Tel. 0 38 34 86-41 22 - Fax -41 07

hampicke@uni-greifswald.de - www.uni-greifswald.de/~laoekon

213


mailto:a.becker@rheinische-kulturlandschaft.de
mailto:detlef.czybulka@uni-rostock.de
http://www.iura.uni-rostock.de/Czybulka/Czybulka.htm
mailto:martin.drechsler@ufz.de
http://www.ufz.de/index.php?de=3756
mailto:hampicke@uni-greifswald.de
http://www.uni-greifswald.de/%7Elaoekon

214

Dr. Karin Johst

Helmholtzzentrum fiir Umweltforschung GmbH - UFZ
Department Okologische Systemanalyse

Permoserstr. 15 - 04318 Leipzig

Tel. 0341 235 - 2035 - Fax -3500

karin.johst@ufz.de - www.ufz.de/index.php?de=3732

Dr. Malte Kersten

wissenstransfer-kiel

Universitat Kiel, eXist
Christian-Albrechts-Platz 4 - 24098 Kiel
kersten@witra-kiel.de - www.witra-kiel.de

Prof. Dr. Wolfgang Kock

Helmholtzzentrum fiir Umweltforschung GmbH - UFZ
Department Umwelt- und Planungsrecht

Permoserstr. 15 - 04318 Leipzig

Tel. 0341 235 - 3140 - Fax -2825

wolfgang. koeck@ufz.de - www.ufz.de/index.php?de=1777

Dr. Birgit Litterski

Institut fiir Umwelt, Botanik und Landnutzung UBL
Rudolf-Petershagen-Allee 12 - 17489 Greifswald

und

AG Landschaftsokonomie der Ernst-Moritz-Arndt-Universitdt Greifswald
Grimmer Str. 88 - 17489 Greifswald

littersk@uni-greifswald.de

Dipl. Geogr. Sonja Macke

Institut fiir Lebensmittel- und Ressourcendkonomik
Universitat Bonn

Nufsallee 21 - 53115 Bonn

sonja.macke@ilr.uni-bonn.de

Dr. Stefan Mockel

Helmholtzzentrum fiir Umweltforschung GmbH - UFZ
Department Umwelt- und Planungsrecht

Permoserstrafie 15 - 04318 Leipzig

Tel 0341 235 - 3283 - Fax -2825

stefan.moeckel@ufz.de - www.ufz.de/index.php?de=12908


mailto:karin.johst@ufz.de
http://www.ufz.de/index.php?de=3732
mailto:kersten@witra-kiel.de
http://www.witra-kiel.de/
mailto:wolfgang.koeck@ufz.de
http://www.ufz.de/index.php?de=1777
mailto:littersk@uni-greifswald.de
mailto:sonja.macke@ilr.uni-bonn.de
mailto:stefan.moeckel@ufz.de
http://www.ufz.de/index.php?de=12908

215

Dipl. Ing. /Dipl. Okol. Thomas Muchow

Stiftung Rheinische Kulturlandschaft

Rochusstrafde 18 - 53123 Bonn

Tel. 0228 - 61 99 658 - Fax -62 00 249

t.muchow@rheinische-kulturlandschaft.de - www.rheinische-kulturlandschaft.de

Dr. Cornelia Ohl

Helmholtzzentrum fiir Umweltforschung GmbH - UFZ
Department Okonomie

Permoserstrafie 15 - 04318 Leipzig

Tel. 0341 235 - 3265 - Fax -2825

cornelia.ohl@ufz.de - www.ufz.de/index.php?de=4987

Dipl.-Ing. agr. Bernhard Osterburg

Johann Heinrich von Thiinen-Institut,

Bundesforschungsinstitut fiir Landliche Rédume, Wald und Fischerei

Bundesallee 50 - 38116 Braunschweig

Tel. 0531 596 - 5211 - Fax -5599

bernhard.osterburg@fal.de -

http://www fal.de/cIn_044/nn_791188/DE/institute/LR/forschung/arbeitsgebiete/ag3__de.
html

Prof. Dr. Marianne Penker

Institut fiir Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung

Department fiir Wirtschafts- und Sozialwissenschaften der Universitat fiir Bodenkultur
Feistmantelstr. 4 - A-1180 Wien - Osterreich

Tel. + 43 1 47654 - 3580 - Fax - 3570

marianne.penker@boku.ac.at - www.boku.ac.at

Dipl. Volkswirt Christian Schleyer

Landwirtschaftlich-Géartnerische Fakultat

Institut fiir Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaus der
Humboldt Universitat zu Berlin

Philippstr. 13 - 10099 Berlin

Sitz: Hannoversche Str. 27, Haus 12

Tel. 030 2093 - 6209 - Fax -6497

christian_schley@hotmail.com - www.agrar.hu-berlin.de/wisola/fg/ress


mailto:t.muchow@rheinische-kulturlandschaft.de
http://www.rheinische-kulturlandschaft.de/
mailto:cornelia.ohl@ufz.de
http://www.ufz.de/index.php?de=4987
http://www.vti.bund.de/de/
mailto:bernhard.osterburg@fal.de
mailto:marianne.penker@boku.ac.at
http://www.boku.ac.at/
mailto:christian_schley@hotmail.com
http://www.agrar.hu-berlin.de/wisola/fg/ress

216

PD Dr. Josef Settele

Helmholtzzentrum fiir Umweltforschung GmbH - UFZ
Department Biozonoseforschung

Theodor-Lieser-5tr. 4 - 06120 Halle

Tel. 0345 558 - 5320 - Fax -5329

josef.settele@ufz.de - www.ufz.de/index.php?de=817

Dr. Karin Ulbrich

Helmholtzzentrum fiir Umweltforschung GmbH - UFZ
Department Biozonoseforschung

Theodor-Lieser-Str. 4 - 06120 Halle

Tel. 0345 558 - 5315 - Fax -5329

karin.ulbrich@ufz.de - www.ufz.de/index.php?de=6388

Dr. Frank Witzold

Helmholtzzentrum fiir Umweltforschung GmbH - UFZ
Department Okonomie

Permoserstr. 15 - 04318 Leipzig

Tel. 0341 235-2670 - Fax -2825

frank.waetzold@ufz.de - www.ufz.de/index.php?de=1671


mailto:josef.settele@ufz.de
http://www.ufz.de/index.php?de=817
mailto:karin.ulbrich@ufz.de
http://www.ufz.de/index.php?de=6388
mailto:frank.waetzold@ufz.de
http://www.ufz.de/index.php?de=1671




	0a_Titel.pdf
	BfN-Skript-Effizienz-2008-text.pdf
	0b_vorwort-effizienz-4.pdf
	1_Inhalt.pdf
	2_Einführung(druck).pdf
	3_Litterski_Czy_(druck).pdf
	4_Muchow-Becker_druck.pdf
	5_Johst_druck.pdf
	6_Drechsler_druck.pdf
	7_Schleyer_druck.pdf
	8_Macke_druck-sk_sm.pdf
	9_Kersten_druck.pdf
	10_Osterburg_druck.pdf
	11_Penker_druck.pdf
	12_Döring_druck.pdf
	13_Köck-Möckel_druck.pdf
	14_Autoren.pdf


